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Vorwort. 

M«in« BWÖIQlUirige Praxis als -Anwalt hatte mieh über* 
sengt, dass der schweberieche Advokat vielleicht in keinen 
anderen Rechtsverhältniasen so oft der Kunde der verseUe« 
denen kantonalen Gesetzgebungen bedarf, als da , wo es sich 
am die Rechte der unehelichen Kinder, und die Einleitung 
von Vaterschafts« tmd Alimentationsklagen handelt Und da 
es dem Einzelnen oft nicht leicht ist, sich aus unseren 26 
Freistaaten alle auf diese Materie bezüglichen Gesetze zu ver- 
schaffen, fühlte wenigstens ich nicht selten den Mangel einer 
umfassenden Darstellung über diesen Gegenstand. 

, Heine Theilnabme an der luzernerischen Gesetzgebung, 
woselbst man seit acht Jahren an der Revision der bestehen- 
den Paternitätsgesetze arbeitet, brachte mir im Weiteren die 
Ueberzeugung bei, dass auch in solchen Kreisen über die 
Natur dieser Verhältnisse und die hierauf bezügliche Aufgabe 
der Gesetzgebung die verschiedensten, und in meinen Augen 
nicht selten unrichtigsten Anschauungen walten. 

Es erschien mir aus diesen'' beiden angeführten Gesichts- 
punkten um so zweckmässiger, diese Verhältnisse in ihrer 
grösstmöglicben Vollständigkeit auseinander zu setzen, als 
nicht nur die schweizerische, sondern namentlich auch die 
deutsche Litteratur diese Rechtsverhältnisse äusserst selten, 
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rV Vorwort. 

and in neuerer Zeit, soweit meine Eenntniss geht, gar nie 
zum Gegenstande einer umfassenden Behandlung gemacht hat 

In der Vergleichung zudem zwischen den verschiedenen 
Gesetzen liegt das beste Mittel, die Einzelnen besser zu ver- 
stehen; die Vorzüge und die Mängel derselben einzusehen, 
und so, allseitig eine gesunde Fortentwicklung unseres heimi- 
schen Rechtes zu befördern. 

In diesen wenigen Thatsachen liegt die Veranlassung zu 
der vorliegenden Schrift, welcher .ich seit mehreren Jahren 
meine wenigen Massestunden gewidmet; und die ich jetzt, — 
und zwar erst nach der bestimmtesten Aufmunterung eines 
der geachtetesten Juristen des schweizerischen Bundesgerichtes, 
welcher die Güte hatte, das Manudcript zu durchgehen, — 
der Oeffentlichkeit übergebe. , 

Entlebuoh, den 1. Juni 1860. 
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E i n U i 1 1 n g. 



§• 1- 

Dnrch die Geburt tritt jedes Kind, somit auch das un- 
eheliche, in d^n Kreis der Menschen, und wird dnrch diesen 
Akt selbst Mensch. Als solches ist es nach dem Charakter 
des heutigen Privatrechtes, das ein vorzugsweise menschliches 
ist, auch rechtsfähig und von daher eine Persönlichkeit.^) 

Als Person steht es, das aussereheliche Kind, m Rechts- 
verhältnissen, und zwar: als Einzelnes, als Olied der Familie 
und des Volkes. — Diese Stellung der Person des unehelichen 
Kindes hat einen bestimmenden Einflnss auf 'lie BeschaiSen- 
heit seines rechtlichen Willens; die Rechtsverhältnisse selbst 
haben eine verschiedene Natm*, je nachdem sie sich auf die 
eine oder die andere Stellung ihrer Subjekte' beziehen, und 
der Bestimmung des Menschen in der einen oder andern Sphäre 
zu wirken, entsprechen. 

Diejenigen Rechtsverhältnisse, in welchen man sich den 
Menschen, und somit auch das uneheliche Kind, als Einzelnen, 
d. h. abgesehen von seiner Eigenschaft; als Olied jenes organi- 
schen Ganzen, denken kann, — sind die Vermögensverhält- 
nisse; diejenigen, deren Subjekt der Mensch als Glied des 
Granzen ist, sind die Familien- und die öffentlichen Verhält- 
nisse. — Das Recht selbst, welches diesen Verhältnissen die 
Regel gibt, ist zweifach: Privat- und öffentliches Recht, wovon 
das Erstere in das Vermögens- und Familienrecht zerfällt. 

In dem Gesagten liegt klar der Umfang der vorliegen- 
den Untersuchung, welche sich auf die Rechtsverhältnisse der 
unehelichen Kinder bezieht. Diese Untersuchung muss das 
öffentliche- wie das Privatrecht, und in letzterer Beziehung 

1 
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2 Einleitimg. 

das Familien- wie das Vermögensrecht umfassen, wenn sie 
den Gegenstand erschöpfen soll. 

Es kann sodann bei Darstellung des öffentlichen- wie 
des Prij[:atrechtes der unehelichen Sonder nicht Zwek dieser 
Untersuchung sein, auch alle jen« Kechte, welche sie als Per- 
seinen mit allen andern Grliedem des Staates und der Familie 
gemein haben, zu beleuchten, ansonst offenbar die Grenzen 
einer Monographie , die sich nur mit einem speziellen Theile 
einer Wissenschafit beschäftigt, überschritten würden, sondern 
es muss hier in allen Theilen mehr auf ihre ausnahmsweise 
Stellung Bücksicht genommen werden. 

Und da gerade bezüglich aller Rechte der unehelichen 
Geburt keine eheliche Zeugung als Entstehungsgrund vorliegt, 
sondern dieselben nur in Fblge Anwendung bestinunter Gesetze 
auf einzelne Fälle effektmrt werden , muss nothwendig — ab 
ein integrirender Theil einer Darstellung der Rechtsverhältnisse 
der unehelichen Kinder — die Ausmittelung derselben, d. h. 
das hieher bezügliche Prozessrecht angesehen werden. 

Die vorlegende Monographie endlich wird sich auf die 
Darstellung der gegenwärtigen Rechtsverhältnisse der unehe- 
lichen Kinder in den Kantonen der schweizerischen Eidge- 
nossenschafft beschränken; nur da, wo es zum Verständnisse 
nöthig erscheint, in die Geschichte dieser Verhältnisse zurück- 
greifen, und endlich bei der Darstellung selbst in gedrilngtea 
Umrissen auf das gemeine, französische, preussische und öster- 
reichische Recht Rücksicht nehmen. 

Das öffentliche Reckt einerseits ^ und das Famüienrecht und 
die Vermögensrechte der atisserehdichen Kinder in der Schweiz 
anderseits, insoweit sie nicht mit den Reckten ehelicher Kinder 
zusammenfallen, sowie deren Ausmittelung bilden demnach den 
Inbegriff der vorliegenden Abhandlung. 

^) Das ältere d^tschePriTatreoht war in dieser Beziehung Tiel härter« 
Uneheliolie Kinder waren nicht rechtsfähig und deshalb wurden sie recht- 
los genannt. Siehe MarezoU: „Von der bürgerlichen Ehre*'; S. 303. 
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Quellen. 

§. 2. 

Wohl keine Rechtsmaterie hat in Deutschland bis anhin 
weniger eine umfassende Behandlung gefonden, als die vor» 
liegende: über Bechtsverhältnisse unehelicher Kinder. 

Auch in unserem schweizerischen Yaterlande fand die- 
selbe höchstens in einzelnen Berichten zu Gesetzen gedrängte 
Behandlung, währendem eine vergleichende Darstellung, wie 
im Strafrechte von Dr. Temme, bis zur Stunde des gänzlichen 
fehlt, obwohl gerade diese Verhältnisse Tielleicht am meisten 
von allen in die innerkantonalen Bechtsgebiete eingreifen. 

Unter den deutschen Bechtsgelehrten, welche sich mit 
diesen Rechtsverhältnissen beschäftigten, ist vor Allen hervor- 
zuheben Adam Friedrich Gette, königlich bayerischer Stadt- 
und Ereisgerichtsrath, in seinem Budie: „Die Rechtsverhält- 
nisse aus der ausserehelichen Geschlechtsgemeinschaft, sowie 
der unehelichen Kinder, nach gemeinem bayerischem, öster- 
reichischem, preussischem und französischem Rechte. ** München, 
im Verlage der Georg Franz'schen Buchhandlung, 1836« — 
Der erste Theil beschäftigt sich mit der Klage und den Rechten 
der Geschwächten, der zweite mit den Rechtsverhältnissen der 
unehelichen Kinder selbst. — Die Klage der Geschwächten, 
welche in unsero schweizerischen Verhältnissen jetzt eine ganz 
untergeordnete Stelle einnimmt, hat gemeinrechtlich, und selbst 
noch nach neuem deutschen Partikularrechten eine viel grössere 
Wichtigkeit und Tragweite. In dieser Beziehung, wie bezüg- 
lich der Rechte der unehelichen Kinder sind namentlich seine 
Untersuchungen über das römische Recht höchst schätzbar, und 
wir wollen hier es nicht verhehlen, dass wir in der vorliegenden 
Darstellung denselben, soweit sie das jetzige gemeine und 
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römiflclie Recht beschlagen, vielseitig gefolgt sind. — „An- 
sichten über das Rechtliche bei ausserehelichen Schwängeran- 
gen'S von Johann Georg Hofinger , der Philosophie nnd beider 
Rechte Doctor; Landshut, 1817. Die Schrift zerAllt in drei 
Abtheilnngen , von denen der erste Theil die Vaterschaft nnd 
den Beweis für dieselbe , die zweite die Alimentation und der 
dritte die Entschädigung behandelt. — Wie schon aus dem 
Datum des Dmckjahres hervorgeht, beschäftigt sich Hofinger 
mit dem altem bayerischen Rechte, oder mit dem Krittmaieri- 
sehen Gesetzbuche, und auch hier meistens nur mit dem Pro- 
zessverfahren, und zwar nicht selten in einer Sprache, die 
für ruhige, juristische Erörterungen viel zu pomphaft und 
schwülstig erscheint. Als Quelle des altem bayerischen Rechtes 
ist es brauchbar, ohne jedoch zur allgemeinen Beleuchtung 
der daherigen Rechtsverhältnisse einen wesentlichen Beitrag 
zu bilden. — ^Kritische Beiträge über die aussereheliche Ge- 
schlechtsgemeinschaft, Vaterschaft und Kindschaft, zunächst 
in Bezug auf den Artikel 340 des cod. civil: La r^eherche 
de la patemit^ est interdite.^ Von Dr. Karl David August 
Röder; Darmstadt, 1837. — Zweck dieser Schrift ist nadi-^ 
zuweisen, dass das angeführte französische Gesetz sich mit 
den Grundsätzen einer gesunden Gesetzgebungspolitik nicht 
vertrage. Anlass zu derselben gab die von Ao. 1820 — 21 
in Hessen vollzogene Einftihrang des französischen Gesetzes. 
Ein Anhang zu dieser Schrift behandelt die Frage: lieber Be^ 
strafung von Unzuchtsvergehen. — „Untersuchung und Beweis 
der Vaterschaft ausserehelicher Kinder nach der preussischen 
Gesetzgebung und dem Rechtsprinzip, nebst Beleuchtung des 
Ausspruches: Keine Findelbäuser. ^ Berlin, 1830. — Auch 
diese, wie die beiden vorletzt genannten Schriften, umfasst 
nur eine Partikulargesetzgebung, die preussische, ohne in eine 
allgemeinere oder vergleichende Darstellung einzugehen. Sie 
ist indessen um so interessanter, weil sie die Entschädigungs- 
frage der Deflorirten nach dem preussischen Landrechte ziem- 
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lieb nmfaflsend behandelt — „Die Rechte des unehelichen 
Kindes nnd seiner Mutter gegen den ansserehelicben Vater, 
namentiicb des letstem Alimentationspflicht.^ Breslau, 1856. 
— Dieses Sebriftchen enihftlt nur eine Znsammenstelliing der 
Bestimmnngen des prenssischen Landrechtes mit dem Gesetze 
vom 24. Api^ 1854 für die prenssischen Staaten. 

Für den Zweck unserer Darstellung bot indessen neben 
Gette am meisten Anhaltspunkte: „Zachariä: zur Yergleicbung 
des fraaz(Ssischen und des englischen Rechtes mit dem allge- 
meinen deutschen Rechte, in der Lehre von dem Rechte un- 
ehelicher Kinder: die Patemitäts- oder Vaterschaftsklage an- 
zustellen'' ; in der kritischen Zeitechrift für Rechtswissenschaft 
und Gesetzgebung des Auslandes, 10. Band, erstes Heft. In 
dieser werthvollen Abhandlung beantwortet der Verfasser die 
Fragen: „Kann naeh jenen Gesetzgebungen ein uneheliches 
Kind das Recht, von seinem Vater den Unterhalt zu fordern, 
mittelst einer Klage, oder nur unter der Bedingung geltend 
machen, dass es von dem Vater freiwillig anerkannt worden 
ist? — Und angenommen, dass das uneheliche Kind, wenig- 
stens wegen seines Unterhaltes, die Vaterschaftsklage hat, 
steht ihm diese Klage schlechthin, oder nur unter gewissen 
Bänschribdiungen m? und in dem letaem Falle, unter welchen 
£insehrlbikungen ? ** 

Neben diesen speziell angeführten Quellen finden sich 
einzelne kflraere Darstellungen in den Werken unserer ge- 
feiertestai deutsdien Rechtslehrer, welche römisches oder ge- 
meines Privatrecbt, römische oder deutsche Rechtsgeschichto 
geschrieben haben; wir werden im Verlaufe ^er Darstellung 
im Benutzungsfalle speziell dieselben jedesmal anführen. 

Bezüglich der von uns benutzton schweizerischen Quellen 
sind vorab die Zivilgesetzbücher, und in den Kantonen, wo 
keine solche bestehen, die einschlägigen Spezialgesetze, und 
endlich wo auch diese fehlen, das daherige Gewohnheitsrecht 
hervorzuheben. 
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Umfassende, privatrechtliche Gesetzbücher in der Schweis 
bestehen in den Kantonen: Bern, 1824; Zürich, Personen- 
und Familienrecht, 1854; — Luzem, 1832. — Niedwalden, 
Personenrecht, 1852; — Aargan, bis und mit dem Erbrechte, 
1855; — WaUis, 1854; — Tessin, 1837; Solothnm, 1841 ; — 
Waadt, 1820; — Freiburg, 1849 und Genf (code Napol.) 

Diese Gesetzbücher enthalten, mit Ausnahme des waadt- 
ländischen, Alles, was auf das Familien- und Erbrecht der 
unehelichen Kinder Bezug hat, sowie grösstentheils das Ex- 
ceptionelle des Prozessrechtes. — Bezüglich dieser Kantone 
konnte es dennoch behufs Ausführung der vorliegenden Arbeit 
an Material nicht mangeln. 

Dagegen gestaltet sich die Sache in den andern Kan- 
tonen schwieriger, wo die Gesetzgebung nicht eodificirt und 
oft lückenhaft ist. Zudem ist es bei dem gegebenen Stoffe 
oft schwer, im Abgange praktischer Kenntnisse und Erfah- 
rungen zu entscheiden, ob einzelne Gesetze oder Beschlüsse 
noch in Elraft bestehen oder nicht — Es wird deshalb am 
Platze sein, dass die diessfalls zu Eathe gezogenen Quellen 
hier speziell genannt und gewürdigt werden. 

Uri besitzt ein ^Landbueh , das , oder offizielle Sammlung 
der Gesetze und Beschlüsse und Verordnungen des eidge- 
nössischen Kantons Uri''; Flüelen und Altorf, 1. Bd., 1823, 
welches einige Beschlüsse über das öffentliche und Familien- 
recht der unehelichen Kinder, und in seiner 9. Abtheilung, 
1. Titel, eine Verordnung über den Zuspruch unehelicher 
Kinder enthält. Den Gerichtsstand für Vaterschaftsklagen be- 
stimmt die Verfassung vom 9. März 1850. Die früheren 
umerischen Quellen enthalten nichts über die Legitimation; 
hingegen aber finden sich diese Bestimmungen zusammenge- 
stellt, und alle auf diesen Gegenstand bezüglichen Verbtth- 
nisse ziemlich umfassend behandelt in dem ^Patemitätsgesetz^ 
von 18^7. 
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Sßhwyz hat ebenfalls ein „Landbnch^, herausgegeben von 
M. Kothing, Regiernngs- Sekretär und Archivar; Zürich und 
Frauenfeld in der Beyerschen Buchhandlung, 1850, welches 
einzelne Bestimmungen über das Erbrecht enthält. Eine «Ver- 
ordnung über Behandlung und Bestrafung; von Paternitätsklagen 
im Kantone Schwyz vom 11. Weinmonat 1848'' beschlägt 
ziemlich ausführlich das Familien- und Prozessrecht bezüglich 
ausserehelicher Geburten. Dagegen vermisst man in diesen 
Quellen gesetzliche Bestimmungen über das öffentliche Recht, 
über die Legitimation , über das Testaterbrecht, und über die 
Beerbung unehelicher Kinder. Die angeführte Verordnung 
erlitt 1854 eine neue Umarbeitung, welche den Matemitäts- 
grundsatz adoptirte, im Uebrigen aber fast durchgängig eine 
Abschrift der Verordnung von 1848 ist. 

Im gegenwärtigen Augenblick endlich beschäftigt sich der 
schwyzerische Regierungs - Rath mit einem Gesetzesentwurfe: 
über die Legitimation unehelicher Kinder durch die nachfol- 
gende Ehe der Eltern. 

Obwaiden hat bezüglich des Erbrechtes unehelicher Kinder 
einige lückenhafte Beschlüsse der Landsgemeinde abgedruckt 
in der „Sanmilung der Gesetze und Verordnungen des Kan- 
tons Unterwaiden ob dem Wald. Mit Bewilligung der hohen 
Regierung herausgegeben von N. Moos, gewesener eidge- 
nöBsisdier Staatsschreiber. Luzem, 1852, gedruckt bei Ge- 
brüder Räber^. Die wesentlichste obwaldische Quelle bildet 
indessen das Gesetz vom 5. April 1834 und die daherige 
V^ordnung vom 26. April des gleichen Jahres. Dieses Gesetz 
behandelt das Familien- und Erbrecht, so wie die prozessua- 
lischen Vorschriften über die Ausmittelung der Vater- oder 
Mutterschaft. — Einige Bestimmungen Über das öffentliche 
Recht endlich finden sich in der Verfassung vom 28. April 
1858, sowie in dem angeführten Gesetze. 

Zug ordnete namentlich das Prozesswesen bei Vater- 
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Schaftsklagen durch ein Gesetz vom 9. Mai 1836, das durch ein 
späteres Gesetz vom 18. Heumonat 1855 aufgehoben wurde. 

Glarus regelte diese Rechtsverhältnisse durch die Staats- 
verfassung von 1847 und das Gesetz über die Verrichtung 
des Ehegesetzes. Letzteres erstreckt sich theilweise über das 
öffentliche Recht, das Familienrecht und den Yaterschaftsprozess. 
Dagegen sagen die uns bekannten Quellen nichts über die 
Legitimation durch Rescript oder die Gerichte , wohl aber über 
das Erbrecht in dem Landbuche für den Kanton Glarus. 

Grauhiinäen erliess im Jahre 1830 über Gerichtsstand 
und Behandlung ausserehelicher Patemitätsfälle ein Gesetz, 
abgedruckt im 11. Bande der amtlichen Gesetzessammlung für 
den eidgenössischen Kanton Graubünden. Dieses Gesetz um- 
fasst die elterliche Gewalt, das Intestaterbrecht und die pro- 
zessualischen Vorschriften. Es erlitt durch ein späteres Gesetz 
vom 9. Januar 1855 eine Umarbeitung, worin der Matemi- 
tätsgrundsatz bezüglich des Heimatsrechtes und einige weniger 
wesentliche Abänderungen bezüglich der Unterhaltungspflicht 
von Seite der Erbschaften, aufgenommen, im Uebrigen aber 
das Gesetz fast in wörtlicher Abschreibung beibehalten wurde. 
Ueber das öjQTentliche Recht finden sich einzelne Bestimmun- 
gen in der bestehenden Staatsverfassung; dagegen finden sich 
keine Quellen über den Namen der ausserehelichen Kinder, die 
väterliche Gewalt, die Legitimation und das Testaterbrecht. 

Appenzell, sowohl Inner- als Ausser - Rhoden sind bezüg- 
lich dieser Quellen am ärmsten, wie überhaupt im Kantone 
Appenzell Inner-Rhoden, die Gesetzgebung nur in einzelnen Be- 
schlüssen besteht, und wohl das meiste als Gewohnheitsrecht 
sich geltend gemacht hat. Für unsem Zweck führen wir an: 

Appenzell Ausser 'Rhoden: „Landbuch des Kantons Appen- 
zell Ausser -Rhoden, nach dem auf dem Rathhause in Trogen 
befindlichen Originale abgedruckt. Trogen, 1828. — Samm- 
lung der Gesetze für den Kanton AppenzeU Ausser-Rhoden, 
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amiliche Ausgabe; Trogen, 1845.'' — Erbrecht vom 26. April 
1S3Ö. — Das Sitten- und Polizeigesetz in demselben behan- 
delt, namentlich die Bestrafung der Unzuehtsvergeben, die 
Schwangerschaftsanzeigen, den Unterhalt, d^ Geschlechts- 
namen und das Bürgerrecht der unehelichen Kmder. Eben- 
daselbst befindet sich „die Ehesatzungen vom 25. Herbst- 
monat 1836, Visum et repertum über neugeborne Kinder." 
Grossrathsbeschluss vom 19. März 1844 mit einzelnen Be- 
stimmungen über diese Verhältnisse. — Endlich enthält die 
Verfassung vom 25. April 1852 einzelne Bestimmungen über 
den Gerichtsstand. 

Appenzell Inner -Rhoden: „Landbuch des Kantons Appen- 
zell Inner- Ehoden, nach den ältesten und letzten Erinnerungen 
vom Jahre 1585.'^ Dieses enthält indessen keine Bestimmun- 
gen über die unehelichen Kinder, sowie überhaupt in Inner- 
Khoden kein gedrucktes Gesetz über diese Bechtsverhältnisse 
existirt. Einzig über das Erbrecht finden wir die einschlägigen 
Bestimmungen im Gesetze vom 25. April 1847. Soweit möglich 
werden wir indessen das geltende Gewohnheitsrecht der freund- 
lichen Mittheilung des Herrn Landschreiber Brander entnehmen. 

St GaUen hat gesetzliche Bestimmungen über das Erb- 
recht in dem Gesetze vom 9. Christmonat 1808. üeber den 
Prozess selbst finden sich einzelne tnangelhafte Bestimmungen 
in dem „Rechtsfreunde fär den Kanton St. Gallen, 1840*; 
über Ordnung des Gegenrechts im Gesetze vom 18. August 
1853, endlich Bestunmungen über das Prozessrecht in dem 
Gesetze über das Paternitätswesen und den Stand unehelicher 
Kinder vom 23. Brachmonat 1832. 

Schaffhausen ordnete das Erbrecht durch ein Gesetz vom 
12. Juni 1828 in ziemlich ausführlicher Weise. Das Erb- 
recht derjenigen Kinder, welche während einem Ehegelöbnisse 
geboren worden, behandelt ein Gesetz vom September 1809. 
Das ganze Gesetz von 1828 ist indessen nur das in die neuere 
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Sprache flbersetEte Stadtrecht von 1714, neugedrackt 1856 
bei Murbach und Geizer in Schaffhaosen. Bezüglich dieses 
Gesetzes macht einzig Stein eine Ausnahme, woselbst noch 
ein Lokalgesetz in Kräften besteht. — Das Familien- und 
Prozessrecht bezü^ch der unehelichen linder endlich ist aus- 
ftihrlich im „Ehegesetz für den Kanton Schaffhausen'^ vom 
12. April 1857 behandelt 

Basel 'Stadt erliess ein Gesetz vom 20. Oktober 1809 
über das Erbrecht , enthalten in der Landesordnung mit eini- 
gen Abänderungen über das Eepräsentationsrecht im Gesetz 
vom 3. Homung 1846. Das Familienrecht, so wie die pro- 
zessualischen Vorschriften bezüglich der ausserehelichen Kinder 
sind in der „Ehegerichtsordnung ** von 1837 enthalten. 

Basel' Land. Dieser Kanton hat bezüglich der vor- 
würfigen Materie eine höchst lückenhafte Gesetzgebung. In 
den meisten protestantischen Kantonen, in denen noch keine 
Zivilgesetzbücher bestehen, finden sich die daherigen Be- 
stimmungen in der Ehegerichtsordnung oder in Spezialgesetzen. 
Ein solches Spezialgesetz nun hat Basel -Land so wenig, als 
ein allgemeines Zivilgesetzbuch; denn das Erb- und Ver- 
tragsrecht in der „ Landesordnung " kann nicht als ein solches 
betrachtet werden. Aber auch an einer umfassenden, noch 
grösstentheils gültigen Ehegerichtsordnung fehlt es in diesem 
Kantone. Im Allgemeinen gilt zwar noch: „Der Statt Basel 
EhÄgerichtsordnung; erneuert, vermehrt Und auf Obergericht- 
lichen Befehl in Druck herausgegeben MDCCXLVII.** Diese 
enthält in ihrem XXI. Titel: „von Alimentatitn der unehe- 
lichen Kinder" einzelne Bestimmungen über die Stellung zur 
Familie und die Unterhaltungs - nebst Entschädigungs^flicht ; 
über die Anzeigen , Klagefristen und Beweise. Diese an und 
für sich mangelhaften Bestimmungen sind um so ungenügender, 
wenn man bedenkt, dass mehrere davon durch die gericht- 
liche Praxis abgeschafft, andere wieder in einzelnen so oder 
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anders interpretirt worden sind. Dnreb gütige Yermitdting 
des gegenwärtigen Herrn Staatsanwalts liegt uns eine anf dor- 
tiger Kanzlei befindliche Ehegerichtsordnnng vor, in welcher 
seit Jahren die einschlägigen gerichtlichen Entseheide sehr 
fleissig nachgetragen sind, und aus welchen sich ergibt, dasB 
daselbst gerade über diese Materie die höchste Unsicherheit 
herrscht — Nebst der Ehegerichtsordnnng mnss hier die be- 
reits erwähnte : „Baselische Landesordnong nach den bestehen- 
den Gesetzen, zusammengetragen und erneuert 1813^' erwähnt 
werden. Sie enthält das Legitimations - und Erbrecht der un- 
ehelichen Kinder ziemlich vollständig und hat noch in allen 
Theilen für die Landschaft Rechtskraft. — Die Strafbestim- 
mungen für Unzuchtsvergehen finden sich in dem „korrek- 
tionellen Gesetze", sowie in einem Gesetze vom 6. Weinmonat 
1824. Bezüglich der Anzeigen und des Prozessrechtes be- 
steht eine regierungsräthliche Weisung, und bezüglich des 
öffentlichen Rechtes finden sich einzelne Bestimmungen in dem 
Bürgerrechtsgesetze vom 30. August 1835. 

Neuenburg erliess den 27. Wintermonat 1849 zuerst ein 
Gesetz über diese Materie, welches sich vorzugsweise über 
das Familien- und Prozessrecht verbreitet. Dagegen vermissen 
wir darin positive Bestimmungen über das Erbrecht. Den 
30. April 1855 endlich trat fiir diesen Kanton der von Herrn 
A. Piaget redigirte Code civil in E[raft, wodurch die früheren 
diese Materie betreffenden Gesetze aufgehoben wurden. 

Thurgau, Die Bestimmungen über die Erbsverhältnisse 
sind im codif. Erbrechte von 1839 enthalten. Die weitem 
Bestimmungen über die unehelichen Kinder finden sich im 
Dekrete vom 24, Brachmonat 1831. Zur Stunde wurde in 
diesem Kantone der erste Theil des bürgerlichen Gesetzes 
vorberathen und angenommen. . Es tritt den 1. März 1860 
in Elraft und Wirksamkeit. 

WaaM. Die Quellen ftir diesen Kanton bildet der Zivil- 
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codex, sowie das Gesetz vom 1. Christmonat 1855, durch 
welch^ letzteres in diesem Elantone der Matemitäts^rondsatz 
eingeführt wurde. 

Dieses sind übersichtlich zusammengestellt die wesent- 
lichsten von uns benutzten Quellen aus jenen Kantonen, in 
denen zur Stunde noch kein codificirtes Privatrecht besteht. 
Und wir gehen nun, nachdem wir in kurzen Zügen den Um- 
fang, die Methodik und die Quellen der vorliegenden Mcmqo- 
graphie angegeben, zur eigentlichen Behandlung des Gegen- 
standes über. 
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Staatsbflrgerliche oder öffentliche Rechte. 



Allgemeines. 
§. 3. 

Das uneheliche Kmd als Glied der staatlichen Gesell- 
schaft aufgefasst, steht in den meisteiF Kantonen in einem 
doppelten, öffentlichen Rechtsverhältnisse, nämlich zum Staate, 
als solchem, und zu der Gememde. Es ist Staats-, es ist 
> Gemeindebiirger, weil wohl durchgängig in allen Kantonen 
das Staatsbürgenrecht an den Besitz eines Gemeindebürger- 
rechtes gebunden ist. Einzig machen von dieser allgemeinen 
Begel die „Tolerirten** in einigen Urkantonen eine Ausnahme. 
In den Gemeinden sodann haben sich, nebst dem Gemeinde- 
verband, noch spezielle Genossame oder Korporationen aus- 
gebildet, wiBlche hier, wenn sie sich auch nur auf Vermögens- 
verhältnisse beschränken, wegen ihres öffentlichen Gharakterff 
nicht übergangen werden dürfen. 

Sodann kennen wir in der Schweiz uneheliche Kinder, 
deren Eltern gar keinem Staats- oder Gemeindeverband an- 
gehören, und desshalb Heimathlose heissen, und endlich solche, 
deren beidseitige Eltern unbekannt sind und von daher Findel- 
kinder genannt werden. 

Wir haben demnach die Stellung der unehelichen Kinder 
bezüglich ihrer staatsbürgerlichen Gemeinde- und Korporations- 
rechte zu schildern und nachher diese Rechte in Bezug auf 
die Heimathlosen und Findelkinder auseinander zu setzen. 
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Die staatsbürgerlichen Rechte. 
§. ^. 

Die staatsbürgerliche Stellung eines Menschen begreift in 
sich : dessen Bechte und Pflichten zu der bestehenden Staats- 
gewalt. — Unter den ersten erschemt je nach den bestehen- 
den Verhältnissen das Becht zu grösserer oder geringerer 
Theilnahme an den Begiernngshandlungen selbst, das Recht 
auf eine allen Andern analoge oder bevorzugte ßtandessteUung 
und endlich mit allen Andern gemeinsam das Eepht auf den 
Schutz der Gesetze. Die Pflichten dagegen umfassen alle jene 
Handlungen und Unterlassungen, welche die Gesammtheit von 
den Einzelnen fordert, und die zur Erhaltung des Kollek- 
tivurns nothwendig sind. 

Wenn wir nun «ach dieser Begriffsbestimmung die Ver- 
hältnisse der . unehelichen Kinder in's Auge fassen , so er^ 
scheinen uns deren Pflichten gegenüber dem Staate durch-, 
gängig n^it jenen der ehelichen Geburt zusammenzutreffen. 

Auch mit Bezug auf die staatsbürgerlichen Bechte stellta 
sie schon das römische Becht sehr günstig. Die nneheliehea 
Kinder flelen in Rom keineswegs unter den Begriff der In<* 
famie^ welche allgemein das jus suffragü und honorum und 
selbst in einigen Fällen die Fähigkeit zum jus civile aufhob.* 
Bezüglich der Ehrenmindenmg durch die Censoren standen 
die unehelichen Kinder ferner mit den ehelichen in gleichen 
Verhältnissen. Sie hatten depmach, wie die ehelichen, volle, 
staatsbürgerli<^e Be6htd im alten Bom.^) 

Die ältere germanische Bechtsauffassung dagegen wiea 
denselben eine höchst zurückgesetzte Stellung an. Da das 
uneheliche Kind, wie wir weiter unten zeigen werden, auch 
in privatrechtlicher Beziehung keine Bechte besass, konnte es 
auch in staatsbürgerlichen Beziehungen keine Ansprüche machen. 

Im Allgemeinen rechtlos, hatte es nur vermöge emer 
schwankenden Fiktion in der spätem Zeit das Becht auf den 
.Schutz des Kaisers, ab des Beiches Oberhaupt.^) 
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Und da es keiner Familie angehörte, konnte auch von 
Ansprüchen auf Stand oder andere Familienstellungen der 
Eltern keine Kode sein. 

Erst die Zeit des Christenthums und mit diesem das 
Eindringen des kanonischen und später des römischen Bechts 
vermochte die trostlose Lage der unehelichen Kinder zu mil- 
dem. Sie wurden PerS<mlichkeiten, indem man sie als rechts- 
fähig anzuerkennen begann.^) 

Allein dessenungeachtet waren ihnen noch viele öffent- 
liche Eechte der ehelichen Geburt entzogen. So waren sie 
durch Reichsbeschluss von 1731, §. 11, vom Eintritte in die 
Zünfte und der Handwerke ausgeschlossen. Ebenso durften 
sie weder in einen geistlichen Orden, noch in den geistlichen 
Stand treten. Endlich waren sie von der Uebemahme öffent- 
licher AemtiBr, besonders des Richteramtes, der Advokatur 
und des Doktorates ausgeschlossen.^) 

Dass bei dieser theilweis^i Gleichstellung der anss^v 
ehelichen mit der ehelichen Geburt keine Standesansprüche 
begründet wurden, darf nicht bezweifelt werden, indem sie 
jetzt noch nach den deutschen Partikulargesetzen, den väter- 
liehen wie den mütterlichen Verwandten gegenübw als nicht 
aur Familie gehörend angesehen und folgerichtig in beiden 
Beziehungen von den Standesvorzügen ausgeschlossen sind. 

Ebenso wenig vermochte der humanere Geist, welcher 
diese eingedrungenen fremden Bechte durchwehte, jene Makel, 
welche die sittliche Anschauung des Volkes jeder unehelichisn 
Geburt anheftete, wegzuwischen. Eine theilweise Aechtung 
aus der Gesellschaft begleitete wohl, ausserordentliche Pro- 
tektionen ausgenommen, das uneheliche Kind von der Wiege 
bis in das Grab. 

Erst das österreichische Gesetzbuch versuchte es auch in 
dieser Beziehung, einer billigern Volksanschauung Bahn zu 
brechen ; nachdem diese Frage vom Code Napoleon übergangen 
wurde. — „Die uneheliche Geburt" , erklfote der österreichische 
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Gesetzgeber, ,, kann einem Kinde an seiner bürgerlichen Ach- 
tong und an seinem Fortkommen keinen Abbrach thun.**^) 

Bezüglich der anderweitigen staatsbürgerlidien Eechte, 
mit Ansnalmie der Standesvorzüge®), waren sie bereits im An- 
fange dieses Jahrhunderts, sei es durch die Konstitutionen, 
sei es durch die neuen Zivilgesetzgebungen in Frankreich, 
Preussen^) und Oesterreich den ehelichen gleich gestellt. — 
Der Eintritt unehelicher Kinder in den Stand ihrer Eltern ist 
in Oesterreich an ein Privilegium des Landesherrn gebunden.^) 

Wohl ähnlich, wie in Deutschland, haben sich auch in 
der Schweiz die Verhältnisse der unehelichen Kinder von Al- 
ters her gestaltet. Die Grleichheit der gesammten Eechtsauf- 
fassung, wenigstens in der nordöstlichen und mittlem Schweiz ^), 
namentlich auch bezüglich des Familienrechtes ^ lassen mit 
Bestimmtheit dahin schliessen, das die staatsbürgerlichen Eechte 
in der ältesten Zeit den unehelichen Kindern ganz entzogen 
waren, und diese nur nach und nach durch die Allgewalt 
einer humanem Anschauung errungen wurden. In der west- 
lichen Schweiz dagegen galt in der ältesten Zeit , und bis ins 
Mittelalter burgundisches Kecht , während dem das italienisch 
redende Tessin schon in frühester Zeit dem römischen Eechte 
huldigte, welches, wie wir bereits gezeigt, der unehelichen Geburt 
volle Eecfatsfähigkeit nicht abgeläugnet, und sie desshalb in 
staatsbürgerlicher Beziehung viel vortheilhafter gestellt hatte. 

Wie in Deutschland hat sieh indessen auch in der Schweiz, 
smt dem fünfzehnten Jahrhundert, eine den unehelichen Kin- 
dem günstigere Anschauung geltend gemacht. Die Verbrei- 
tung des kanonischen und mit ihm des römischen Eechtes 
mochten hiezu das Meiste beigetragen haben, obwohl diese 
beiden fremden Eechte in der Schweiz nie jene Geltung wie 
in Deutschland erhalten haben. 

Seit dem grossen Umschwünge zudem , welcher im letzten 
Jahrzehnte des abgelaufenen Jahrhunderts in der Schweiz ein* 
trat, und seitdem die Verfassung der einen und untheilbaren 
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helyetischen Republik aOe StaadesTonfige absehafiFto, wdlehe 
selbst eine spätere Restauration nicbt mebr bleibend zurück- 
zurufen vermochte, und folgericbtig alle Bürger vor dem Ge- 
setze gleichstellte, war auch die staatsbürgerliche Stellung der 
unehelichen Kinder eine der ^lelicben Geburt yollkommen 
gleiche. Und in dieser Beziehung griff keine spätere Schwel^ 
zerverfassung zurück, indem aUe, selbst wenn sie theOweise 
die Regierungsgewalt an Geschlechter knüpften , bezüglich der 
staatsbürgerlichen Stellung unehelicher Kinder keine Ausnahme 
machten« 

Gemäss dieser Auffassung sanktioniren denn auch die 
Gesetze mehrerer Kantone diese Gleichstellung ausdrücklich, 
so Granbtinden*®), Solothum"), Uri"), Niedwalden ") , Gla- 
rus"), Aargau^^), Zürich"), Schaffhausen *7), Baselstadt") 
uad Baselland^^). 

Ja mehrere Kantone gehen diessfalls analog der öster- 
reichischen Gesetzgebung, noch weiter, und treten auch in 
einer bestimmten Weise den Anschauungen einer frühem Zeit, 
welche jedes uneheliche Kind mit einer Makel behaftet ansah, 
entgegen. So besagt das bemer'sche Gesetz ausdrücklich *<'): 
„sie haben bürgerliche Ehrenfäfaigkeit" ; und das aargauische^^) : 
„die uneheliche Geburt kann einem Kinde an seiner bürger- 
lichen Rechtsfähigkeit und Achtung keinen Abbruch thun.^ 
In gleichem Sinne drückt sich auch das luzem^ische Gesetz 
ans^^), sowie die Verfassung von Niedwalden^^) und die Ehe- 
gerichtsordnung für Baselstadt ^). 

Gegenwärtig geniessen demnacli in allen Kantonen die 
unehelichen Kinder vollkommen die gleichen staatsbürgerlichen 
Rechte, wie diejenigen, welche aus gültiger Ehe erzeugt 
worden sind. 

') Fr. 19 D. de Statu hominum (1. 5). Maurer K. m Bluntschli's 
Staatslexikon, Artikel: „Ehre''. — Nach römlBchem Rechte hatten 
sogar selbst die Incestuosi Zutritt zu allen Staats- und Ehrenämtern. 
^Non enim impedienda est dignitas ejus qüi mihll admisit. Fr. 6 

2 



Digitized by 



Google 



18 Enter Absebnitt 

pr. D de deoaripribufl et filUs eonmi;'* (60. 2). Gleiebe Ansicht äaseert 
Ulpian in Fr. 2 §. 7 eodem: noUam patris delictom inocenti filio 
perenae est, ideoque neo ordine decuriorum aut caeteris honoribos 
propter ejasmodi causam probibetar. 

>) Nach Maurer, am angefahrten Orte , rdchte indessen im spatem 
Mittelalter die Wirkung der nn&ehten Qebnrt nicht so weit, wie in 
den FJUlen, in denen die Beohtlosigkeit durah Terbreohen oder an- 
stössigen Lebenswandel begründet war. 

>) Dieser Ansicht theilweise entgegen stellt Maurer am angefahrten 
Orte die Ansicht auf: „Weniger die Reception des sehr mangelhaft 
yerstandenen romischen Rechtes als die Umwandlung, welche in den 
sittlichen und socialen Anschauungen des Volkes vorgegangen ist, 
hat auf die üragestaltiing unseres nensn Rechtes beetimmend ge- 
wirkt Vor Allem ans musete die Möglichkeit einer Yölligen Entzie- 
hung aller Rechte und aller Ehre Tor der gesteigerten Gesittung weichen; 
die Unfreiheit, die Friedlosigkeit, selbst der in gewissen Beziehungen 
an ihre Stelle getretene bürgerliche Tod musste wegfaUen, weil mit 
dem Bewusstsein der Gegenwart die Behandlung der Menschen als 
Sachen absolut onvertriigli^ war.*' 

4) Gap. 13 X qui filii sunt l^ituni (4. 17); Gap. 14 X de filiis 
praesbiterorum (1. 17). Nach der Land.-G.-0. des Herzogthums 
Franken von 1618 Thl. 3, Tit. 11, §.7 waren Uneheliche, aus Ehe- 
bmeh erzeugt, nicht einmal als Testamentszeugen zulässig. 

') Allgemeines Gesetzbuch fGr die gesammten deutschen Erblande 
der österreichischen Monarchie 1811. §. 662. 

') Wenn solche uneheliche Kinder solche Standesvorzüge mit der 
Geburt nicht besitzen , sind sie , wie ihre Nachkommen , dennoch nach 
heutigem Rechte fähig, dieselben zu erwerben. 1766 heirathete Prinz 
Wilhelm Friedrich von Gloucester mit Lady Marie Waldegrave, 
Wittwe des verstorben Carl Waldegrave, uneheliche Tochter des Bit- 
ters Eduard Walpole. Nun muss die Tochter dieses Ersteren , da die 
Ehe in England als eine vollgültige galt, als eine englische Prin- 
zessin angesehen werden. — Vergleiche hierüber F. Schulze in Bluntschli^s 
St W. Artikel: „Ebenbürtigkeit.« 

') Allgemeines Gesetzbuch für die preuss. Staaten. 1791. §. 662. 

*) Oesterreichisches Gesetzbuch a. a. Orte. 

9) „In der östUchen und nördlichen Schweiz galt bis in^s fünf- 
zehnte Jahrhundert die Lex alemannorum , und dann später das Recht 
des Soh Wabenspiegels.** Vergleiche: „Studium über den Eid**, von Dr. 
A. V. Orelli, Zürich, bei Orell, Füssli u. Comp., 1858. 

^^ §. 23 der Staatsverfassung. 
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'0 f. 1 des b&«eKUeh«Q GeMMmehM. 

«) §§. 40 und 70 der YerfMwmg. 

^') §. 7 der Verfassmig und §. 112 des burgerliclien GeseUbaohM. 

^*) §§. 3, 49 und 58 der StaataTerfaßsung. 

*•) §. 247 des bÄrgerlichen Gesetzbuobes. 

'<) §. 906 des bllrgerlielien Gesetsbuehes. 

1') §. 210 des EbegeseUes fftr den Kanton Sehatthaoaen Tom IS. 
Aprü 1861. 

^S) Ehegeriohtsordnung y §. 91. 

*') Bürgerrecbtsgesetz von 1835, $. 22. 

^ §. 17 des bürgerlichen Gesetzbuches. 

<i) §. 247 des bürgerlidieii Gesetzes. 

'*) §. 103 des bÜTgerUohen Gesetzes. Schon ein Gesets vom 88. 
Chrifitmonat 1798 bestimmte Artikel 1: dem Stande eines ausser der 
£he gebomen Kindes hängt gar kein Schandfleck an. Art. 2 : Solche 
unehelichen Kinder geniessen ohne Ausnahme alle bürgerlichen und 
politischen Rechte , die jedem andern Bürger zukommen. — Yergleiche 
auch: Beridirte Gesetze und Yerordnoagen Tom Jahre 1811, Bd. lY, 
pag. 79 u. s. w. 

>') $. 4 der Staatsverfassung, welch w jede Infamie abschalSt. 

^*) Ehegerichtsordnung §. 91. 

§. 5. 

Gemeinderechte. 
Bezüglich des Gemeindebtirgerreclites folgen die imehe- 
liehen Kinder, je nachdem in den einzelnen Kantonen der 
Maternitätg* oder Patenntätsgmndsatz gÜt, Ton dem w^ter 
unten die Rede sein wird, entweder dem Büi^errechtsyer* 
bände der Mutter oder demjenigen de» Vaters , vorausgesetzt, 
dase sie dem letztem richterlich zugesprochen sind. Schon 
die eidgenössische Gesetzgebung würde nicht gestatten, dass 
einzelne uneheliche Kinder gar kein Bürgerrecht erhielten, 
weil sonst dadurch in der That sich die Zahl der nichteinge- 
bürgerten Heimathlösen neuerdings yermehren würde: denn 
anderes wären solche Kinder, welche kein Heimathsrecht be- 
Sassen, in Wirklichkeit nicht. Entweder ausdrücklich, oder 
doch dem Sinne und Geiste nach schreiben desshalb alle Kan- 
tonalgesetzgebungen diese Einbürgerung vor. So besagt das 
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neue Niedwaldner'sche ') Peraenenreclit ansdrtteklicb , dass es, 
das nnelielicbe Kind „Gemeinderecht'' habe. — In Bem^) 
folgt es gewöhnlich dem Bürgerrechte der Matter, ebenso im 
Kanton Süüru^^)^ Schwyz^), Zug^Jy Gfrmibünden^), Thurgau^, 
'St ChdUn^)^ dagegen im Kanton Luzem^) demjenigen des 
Vaters. — Das gleidie gilt in den Kantonen ün*®), Obwcd' 
den * ^Jf Olarus **^, Appenzell - Inner-Rhoden ^^j Appenzell Ausser- 
Rhoäen, Freiburg, Wallis^^J und Medwalden^^J. Wird in- 
dessen in diesen Kantonen der Vater nicht an^emittelt , so 
folgen sie dem Bürgerrechte der Mutter. In den Kantonen 
8olothum, Bassdiand, Neuenbürg^ Waadt^^J, Genf, Aargau 
und Tessm erhKlt das uneheliche Kind das Gemeindebtirger- 
recht der Mutter. Das Gesetz für Baselland bestimmt dabei 
ausdrücklich, dass dieses Gemeindebügerrecht der Mutter durch 
die Geburt erworben w^^e, demnach nicht wie im Kanton 
Luzem z. B. durch einen daherigen Gerichtsspruch. 

Sind die Eltern des Kindes im Kanton Obwalden^'^) nur 
tolerirte, so gemessen auch diese ohne weiteres das Toleranz- 
recht. — Das ^Zanwr'sche **) Gesetz sichert ihnen zudem, 
neben dem Gemeindebtirgerrecht, auch das Landrecht zu. In 
Zürkh ^^) folgen die Brautkinder dem Bürgerrechte des Vaters. 
In Waßis^^) folgt das uneheliche Kind auch in jenen Fällen 
in das Hdonathsrecht der Mutter, wenn der Vater kein solches 
besitzt, so lange letzterer kein solches erworben. 

In jenen FiUlen, in denen entweder der Vater oder, die 
Mutter mehrere Bürg^rechte besitzen, entsteht die Frage, 
welches von diesen Ilechten dem unehelichen Kinde zufalle. 
Die schweizarischen Gesetzgebungen, mit Ausnahme der WalUs*- 
sehen übergehen diese Materie. Dieses einzig erklärt, dass 
die unehelichen Kinder in alle solche Gemeinderechte ein- 
treten^*). Diese Ansicht wird zweifelsohne in allen Kantonen 
Geltung haben; denn wir wenigstens vermöchten nicht einzu- 
sehen, warum das Kind nur eines, und dann gerade dieses 
und kein anderes erhalten sollte. 
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Wohl von selbst venleht sidi, dass in jmmb Kantonen, 
in denen der Matemitfttsgnuidsali pk, alWn den Yitoni ein 
Beclkt auf Anerkemrang eiii^;eHlomt ist, dnrek diese Aner- 
kenmnng aneh das Bilrgerreclit des Vaters avf die Kinder 
übergebt. 

*) Bürgerliches Gesetzbach §. 112. 

*) ZiTÜgesetzbnch §. 166. 

<) ZiTÜgesetzbach §. 884. 

*) GeteU Tom 1. Besbr. 1854, {. 18. 

*) Qesetz Tom 18. Juni 1866, f- 16. 

<) Gesetz yom 1. Jänner 1856, Axt. 12. 

') Bürgerl. Gesetzbuch. Personen - und Familienrecht. In Kraft ge- 
treten den 1. MSrz 1860, §. 246. 

•) Gesetz vom 28. Juni 1882, Art 10. 

*) BüigerL Gesetzbuch §. 87. 
*•) Geseto xon 1857, §. 18. 
^1) Staatsyerfassung §. 4. 

**) Gesetz über Verrichtung des Ehegerichts §§. 88 und 49. 
'*) "Wir entnehmen diese Angaben einem xon Herrn Landschreiber 
jfoander mitgetheUten Berichte rom 7. September 1858. 
14} Zivilgeeetzbueh S|. 160 und 154. . 
'S) Angeführtes GeseU §. 112. 

*^ Lois sur les enfents naturels de l™'«' Decembre 1855, Art. 197. 
^ Staatsyerfassung §. 4. 
**) §§• 40 tmd 58 a. a. Orte. 
<•} Ziyilgesetabuch %. 152. 
*0) ZiTÜgesetzbuah §. 302. 
<0 Zivilgesetzbuch §. 155. 

§. 6. 

Corporationsrechte. 

In d^ meisten Gemeinden hab^ sieh neben dem Q^ 
meindeverband seit den Xltesten Zmten noch eigene Corpo- 
rationen ausgebildet, welche gemeinsehafilieh bestunmte Ver- 
mögensobjekte als Eigenthmn besitzen nnd yerwalten. Die 
Stellung, welche nun die unehelichen Kinder diesen Rechten 
ihrer Eltern gegenüber einnehmen, vorausgesetzt, dass diese 
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■^wirklich CorporfttionsUb^er nndj darf hier nicht tibei^angen 
werden. Und da der Zweck «yeser Gorporationen, wie bereits 
angedeutet, Erhaltung imd Benntaiing gemeinsainer Vermdgens- 
Aieiie ist, und die dafaerigen Gorporati^msrechte desshaUb mehr 
als Eigenthumsrechte müssen aufgefasst mid nicht als rein 
persönliche Rechte dürfen angesehen werden, geschieht wohl 
deren Erwerbung durchgängig in der Regel durch Kauf oder 
Erbfall. Durch Kauf nun sind o£fenbar alle nneheliehen Kin- 
der berechtigt, sich in Ätu CorporationsTerbaad der Eltern 
einzukaufen, gerade weil sie rechtsfähig und vom Abschlüsse 
von Zivilverträgen nicht ausgeschlossen sind. Allein zur Er- 
werbung durch Erbfall sind sie nicht berechtiget, weil sie, wie 
später gezeigt wird, nicht in Folge Blutsverwandtschaft, sondern 
nur ein exzeptionelles, gesetzlich genan fixirtes Erbrecht hab^n. 

Demnach darf angenommen werden, dass uneheliche Kin- 
nicht an und für sich in die Gorporationsrechte ihter Eltern 
eintreten, sondern nur in Folge gesetzlicher Bestimmungen« 
Solche gesetaUehe Bestimmungen i»m besiehMi nur in zwei 
Kantonen: Niedwalden und Appenzell Inner -Rhoden. Das 
Gesetz ftir Niedwalden bestimmt, dass eheliche Kinder von 
unehelichen Gorporationsbürgßrn nach 25 Jahren in die Nutz- 
rechte eintreten können^), währenddem im E^nton Appen- 
zell Inner -Rhoden sie unbedingt die Corporationsrechte der 
Eltern erhalten^). Dagegen übergdben die Gesetzgebungen 
in den Kantonen Bern, Zürich, Luzem^), üri, Schwyz, Ob- 
walden, Glarus, Graubünden, St. Gallen, Schaffhausen, Waadt, 
Genf, Wallis, Neuenburg und Tessin diese Materie gänzlich, 
wesshalb nach dem Gesagten angenommen werden darf, dass 
in diesen Kantonen uneheliche Kinder die Gorporationsrechte 
ihrer Eltern nioht erhalten. 

<) Bürgerliolies Geaetsbiioii §§. 28 und 112. 

') Brandec am angef. Orte. 

') Nach der Qerichtspraxis erhalten z. B. im Kant. Lazern uneheliche 
Kinder durch Grossräthliche Legitimation die Gorporationsrechte ihres 
Vaters. " Tgl. obergerichtliche Verhandlungen von 1839. 
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. .§. 7. 
Die Heimathlosen. 

Unter Heimatliloeen versteht man in der Schweiz, wie 
s^on der Name ausdriickt, jene Klasse von Menschen, welche 
in der Schweis weder ein Kantons- noch ein Gemeindebttrger- 
recht besitzen, sich in der Schweiz anfhaken, tmd auch im 
Aaslande keinem Bürgerverbande angehören^). Die grosse 
Zahl derselben zieht gewöhnlich von Ort zu Ort, übernachtet 
im Sommer bei hellem Fener in den WXldem ,^ im Winter in 
den Stallnngen, und erhält sich theils aus dem Erlöse der 
Korbgeflechte, theils durch den Bettel der weiblichen G-esell« 
Schaft. Seit dem die Kantone , rechtliche Nachtheile aus ihrem 
längeren Aufenthalte befürchtend, ganze Banden über ihre 
Grenzen schoben , hielten sieh die Heimathlosen , oft wie ge- 
hetzte Rehe, fast beständig in jenen waldreichen Gegenden 
auf, welche durch Kantonsgrenzen durchschnitten wurden. In 
frühem Zeiten mocht^i sie unter einander förmliche Ehen ge- 
schlossen haben; wenigstens finden sich in einigen luzerner sehen 
Ehebüchem solche mit dem Beisatze: „Vagabundi^^ einge- 
sehrieben, ohne jedoch eine staatliche Einwilligung ausgewirkt 
zu haben ^). Später erwählten sie sich nur sogenannte „Bei- 
hälterinnen'' , welche nach wenigen Jahren entlassen wurden, 
um neuen Platz zu machen. Die Kinder selbst wurden von 
den Eitern auf ihren Streifzügen mitgenommen und wuchsen 
ohne eigentliche Erziehung halb verwildert in den Ställen und 
Wäldern auf. Die Heimathlosen selbst machten sich unter 
einander in einer eigenthümlichen Gaunersprache verständlich^). 

Die Ausbildung dieser vagirenden Gesellschaften dürfte 
zweifelsohne im 16. und 17. Jahrhundert in der Schweiz ge- 
sucht werden. Sie steht in genauer Verbindung mit der Aus- 
bildung der Gemeindereehte ^). Diese Ausbildung der heutigen 
Gemeinde wurde in Folge einer speziellem Organisation, na- 
mentlich mit Bezug auf das Bürgerrecht, auf die Ortspolizei 
und die Unterstützungen veranlasst. Statt nun ^^Landstreicher*' 
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und Bettler in gewisse Gemeinden einzubürgern , verfolgte man 
bis tief in dieses Jahrhundert hmein das System des Trans- 
portes über die Grenzen. Eine Gemeinde schob sie der an- 
dern, und ein Kanton dem andern zu. Auf solche Weise 
wurde diese Glasse von Menschen der übrigen Gesellschaft 
immer mehr entfremdet und enger aneinander getrieben , aber 
numerisch keineswegs vermindert. 

Das Unwirksame und das Inhumane dieser Praxis ein- 
sehend , vereinigten sich in den letzten Dezennien einige Elan- 
tone, um auf dem Wege eines Konkordats die Einbürgerung 
anzuordnen, wobei in streitigen Fällen ein Bchiedsgericht ent- 
schied. Allein erst die neuen Bundeszustände vermochten dem 
Uebel durchgreifend und wirksam entgegen zu treten. Im 
Christmonat 1849 erfolgte ein Beschluss der Bundesversamm- 
lung, wonach der Bundesrath zu einer umfassenden Gesetzes^ 
vorläge eingeladen und die Abolition aller Heimathlosigkeit 
beschlossen wurde ^j. Im Christmonat 1850 erfolgte der Er- 
lass des Gesetzes selbst^). Dieses Gesetz unterschied die 
Heimathlosen in Geduldete und in Vaganten. Für beide Ka- 
thegorieen hatte der Bundesrath ein Kantons- und äxe Kan- 
tone ein Gemeindebürgerrecht auszumitteln. Ausnahm^i hie- 
von fanden nur statt bei Männern über 60 Jahre und bei 
Kriminalisirten. Die Einbürgerung in die Gemeinde machte 
den Heimathlosen mit Bezug auf die bürg^lichen und poli- 
tischen Rechte, auf Gemeinde-, Earchen- und Schulgenössig- 
keit und die Armenunterstützung den andern Bürgern gleich. 
Uneheliche Kinder solcher eingebürgerter Heimathlosen er- 
halten das volle Bürgerrecht. Der Bundesrath untersucht die 
Zahl imd Verhältnisse der vorfindlichen Heimathlosen, macht, 
hierauf gestützt, vorläufig einen Kanton zur Duldung der- 
selben pflichtig und entscheidet nachher förmlich, welcher oder 
welche Kantone zur Einbürgerung pflichtig seien. Die Kan- 
tone können diesen Entscheid an das Bundesgericht rekurriren, 
wobei jedoch nur die Streitfrage zwischen den Kantonen ent- 
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scliieden wirij, indem: unter allen üiastäaden die Klage gegea 
einen Kanton aufrecht erhalten werden musB. Als maass- 
gebende Norm für diese Entscheidung gelten: der Heimath- 
ort der Eltern, erwiesene Nachlässigkeit der Kaiutone in 
Handhabang der Fremdenpolrzei, sei es in Bezog auf Gopu- 
lationen geduldeter Aufenthalter, Ertfaeilung von Ausweise- 
schriften und Patenten zu Gewerbsbetreibungen. Die ehelichen 
Kinder folgen dabei dem Vater, ausserebeliche der Mutter« 
Als Mittel gegen neue HeimatUosigkeitsfSlle stellte sodann das 
Gesetz schützende Bestimmungen auf. Heimathlose müssen 
das Concubinat aufgeben oder sieb verehelidien. Die Kantone 
sind verpflichtet, allen Insassen, die wohl ein Kantons-, aber 
kein Gemeindebürgerrecht besitzen, ein solches anzuschaffen^). 
Für alle in verschiedenen Kantonen herumreisende Arbeiter 
endlich werden Ausweisesehriften voi^esohrieben. 

Seit Erlass genannten Gesetzes entwickelte die eidge- 
nossische, wie die Kantonalpolizei, grosse Thätigkeit, um diese 
gesetzlichen Einbürgerungen zu besclüeunigen ^). 

Die unehelichen Kinder solcher Heimathlosen geniessen 
deranaoh zur Stunde gar keine staatsbürgerlichen noch Ge- 
meinderechte, so lange sie nicht eingebürgert sind; nach dieser 
Einbürgerung dagegen stehen sie in allen diesen Beziehungen 
den ehelichen Kindern vollkommen gleich. 

1) Bundesgesetze, L Band, S. 170. 

') Vgl. Taufbach der Gemeinde Hohenram, Kanton Luzem, aus 
dem Jahre 1803. 

>) Diese Heimathlosen waren gewöhnlich nicht böswillig , begnügten 
sich mit Wenigem und erwiederten nur grobes und abstossendes Be- 
nehmen hie und da mit Schaden, gewöhnlich an Yieh und Scheune. 
Wer sich übrigens näher mit dieser yielfach interessanten Menschen- 
gattong bekannt machen will, den. verweisen wir auf die amiUohen 
Akten der Untersuchung wegen Ermordung des Schultheissen Keller 
in Luzem , 1827 , und die Untersuchungen und Beschlüsse des schwei- 
zerischen Bundesrathes in den letzten Jahren, welche auf die Ein- 
bürgerung der Heimathlosen Bezug haben. 

*) Vergleiche hierüber Philipp Anton t. Sdtigesser, Beehtsgesehichte 
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der Stadt and Kepnblik liVzem, m. Band, IL Lieferung, H. Ab- 
schnitt, 1. und 2. Gapitel. 

') BandesYcrfassung von 1848 §. 56 , und Bondesbeschlass vom 21. 
Dezember 1849, n. Band, S. 170. 

*) Bnndesgesetz über die Heimathlosen , 1. Bd. a. a. Orte. S. 294. 

') Eigenthümlioh gestalteten sidi diesfalls die Yeiii&ltnisse im Kan- 
ton Neaenburg. Nach den yeröffentlichten amtlichen Berichten zählte 
man im Jahre 1858 daselbst 3110 gemeindelose Einwohner, denen 
nunmehr ein Gemeindebürgerrecht ausgemittelt werden musste. Von 
diesen sind 1294 illegitime Neuenburger oder Nachkommen von solchen. 
Von den gemeindelosen Nichtnenenburgem waren 342 Schweizer und 
474 Auslander, zu welch' letztem noch 286 Abkömmlinge franzSsiseher 
Emigranten kommen. Eigentliche Heimathlose zählte der Kanton 427« 
Man trug sich mit dem Projekte um, eine eigene Gemeinde Eplitures 
für diese zu schaffen , was indessen durch die Gemeindeyersammlungen 
mit grosser Mehrheit verworfen wurde, wogegen sich diese für Yer- 
theilung unter die einzelnen Gemeinden aussprachen. 

^ Die Schweiz zählte 1852 im Ganzen 2198 Heimathlose. Im 
gleichen Jahre befanden sich im Kanton Zug 196, und von diesen 
waren 145 Eingebürgerte, 14 uneingetheilte , 13 streitige, 22 neu zu- 
gewiesene und 2 Findelkinder. Im März gleichen Jahres beschloss der 
grosse Bath eine Gesammttheilung dieser Heimathlosen unter die Ge-:, 
meixMden. Vergleiche Verwaltungsbericht des Regierungsrathes pr. 1852. 

Der Kanton Bern zählte 1856 165 Heimathlose, und von diesen 
113 Niedergelassene und 52 Aufenthalter. Vergleiche Amtsbericht des 
Regierungsrathes pr. 1856. 

Die Findelkinder. 

Es bleiben uns noch jene ehelichen oder nnehelicben Kin- 
der in^s Auge zu fassen , deren Vater und Mutter unbekannt 
sind, und die gemeinbin Findelkinder genannt werden. Bei diesen 
kann offenbar weder von einem Familien-, noch von einem Erb- 
rechte die Bede sein, insoweit nicht etv^a Testaterbrecbte in Be- 
tracht gezogen werden, sondern es ist nur ihre staatsbürger- 
liche Stellung zu berücksichtigen. — Es entsteht die Frage, wie 
sie heissen, und allfällig welcher Gemeinde sie anzugehören 
haben. Und nun gerade in allen diesen Beziehungen sind die 
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schweizerischen Gesetzgebungen höchst dürftig. So übergehen, 
wie das österreichische , die bürgerlichen Gesetzbücher für die 
Kantone Bern, Niedwalden, Genf, Waadt und Tessin, die 
Gesetze voa Glams, Schwyz, Granbünden, Schaffhansen nnd 
Baselstadt diese Materie gSnzlich. 

Dagegen bestimmen die Gesetzbücher des Kantons Zürich 
and Luzem, dass Findelkinder jenen Gemeinden, in denen 
sie gefunden werden, angehören^). Die gleiche Bestimmung 
enthielt schon früher das Solothom'sche Gesetz^), während- 
dem in den Kantonen Uri ^) nnd Obwalden ^), dieselben dem 
ganzen Lande angehören, nnd in letzterem Kanton in die 
Kathegorie der Tolerirten eintreten. Im Kanton Zag*') end- 
lich werden die Findelkinder wie Heimathlose behandelt und 
von Staatswegen eingebürgert. 

') Bürgerl. Gesetzbuch §. 314. B. Ges. für den Kt. Luzem §.21. 

2) Bürger]. Gesetzbuch %. 66 Abs. 2. 

«) Landbuch §. 12, Titel IX. und §. 16. des Gesetzes von 1867. 

*) Gesetz von 1834. 

')- Grossrathsbesohluss vom März 1862. 
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3tBÜUt JHjfckttitt. 
Privatreclit. 



Erste Abtheilung. 

Dm S'^unilienreoht. 

§. 9. 
Allgemeines. 

Im Allgemeinen bestimmt das Familienrecbt die YerhSlt- 
nisse , in welchen der Mensch als Glied der Familie , — der 
auf Grescblechtsvereinigong und Erzeugung beruhenden, und 
von der in diesen Thatsachen wurzelnden Liebe beseelten Ver- 
bindung — steht, und macht sie» soweit sie dieser juristischen 
Gestaltung fähig sind, zu Rechtsverhältnissen. Die Familien- 
verhiütnisse sind theils spezielle: die Ehe, das elterliche und 
das Sands -Verhältniss; theils allgemeine, der Verwandtschaft 
und der Schi^erung. 

Da wir, wie bereits früher bemerkt, jene Verhältnisse, 
welche uneheliche Kinder , als Personen mit Ehelichen gemein 
haben, übergehen, fallen hier vorab jene Beziehungen, in die 
das uneheliche Kind durch die Ehe oder eheliche Zeugung 
tritt, weg. Es kann sich desshalb vorliegend um sein Ver- 
hältniss zur Gattin oder umgekehrt* zum Gatten, zu dessen 
Verwandten oder Kindern nicht handeln, sondern nur um 
seine Beziehungen zu seinem eigenen ausserehelichen Vater, 
Mutter und deren Verwandtschaft. 

Und hier scheint sich die ausnahmsweise Stellung dee 
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imeheKdien Kindes, welche es mit dem Ehelichen nicht ge- 
mein hat, nm die Frage ^ drehen, ob es in die Familie 
des Vaters oder der Mntler trete, ob nnd in wie weit es 
als Folgerang ans diesem VerhMltnisse auf den Namen des 
Vaters oder der Mutter Anspruch habe, ob es durch die Zen- 
gnng in die y&terliche Gewalt trete, welche Rechte auf Er- 
ziehung und Unterhaltmig durch die nneh^che Zeagnng mid 6e* 
bnrt erworben, nnd endlich auf welche Weise ihm eine Okich- 
stellnng mit den ehelich erzeugten Kindern ermöglicht werde. 
In diesen angeHtihrten Bechtsbeziehungen liegt die aus- 
nahmsweise Stellung der unehelichen Sander besdglich des 
Familienrechtes, welche demnach einer nähern Untersuchung 
und DarsteUung zu unterlegen sind. 

§. 10. 
Die Stellung zur Familie der Eltern. 

Nach römbchem Sedite war der 6mnd der Cognation 
sehledbtfain die Zeugung; aber diese mnsste gewiss sdn. Hin- 
siehtUch des Vaters ist nun natftrlieh Gewissheit in der Regel 
nicht möglich; sie wird vertreten durch jfe Bechtsregel: pater 
est quem nuptiae demonstrant ^). 

Wahre Verwandtschaft; erfordert Einheit des Blutes'). Eine 
wandtschaft durch Mannspersonen ist rechtltch nur wirksam 
und kann nur begründet werd^i durch eheliehe Zeugung. 

In Folge dessen hatten nach römischem Rechte ausser- 
dieliche Kinder keinen Vater und desshalb auch keine väter- 
liche Verwandtschaft'). 

Ausnahmen hievon machte das römische Recht nur bei 
den legitimirten ^) und bei den aus einer putativen Ehe er- 
zeugten Kindern ^) , und zwar vollständig , indem es diesen die 
Hechte der ehelichen Kinder restituirte. 

Für Konkubinenkinder machte es nur in soweit eine Aus- 
nahme, dass diese, — wenn eine Anerkennung von Seite des 
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Vaters voilag, mnd die Erz^ugiuig nieht in einem Verbreehmi 
geschah, bezöglioh der Alimentation nnd des Erbrechtes v<m 
Seite des Vaters, aber nidbt dessen Verwandten, den ehe- 
lichen g^eh gestellt worden. £U)enso waren in diesem Falle 
die unehelichen Kinder von den Ehererboten ansgenommen®). 
XJnehehche Kinder gehören demnach nach römischem Kechte 
nicht zur Familie des Vaters. 

Bezüglich ihres Familienverhältnisses zur Mutter war das 
römische Eecht viel milder als die spätem und neuem G^* 
setzgebungen, indem sie in dieser Beziehung wie ehdiche an- 
gesehen worden^). Einzig machten auch hier jene ex com-* 
plexibus aut nefarüs ant inces<as aut damnatis Erzeugten eine 
Ausnahme, indem diese voIlstHadig rechtlos gestellt wurden, 
tmd nicht einmal ein Zwangsrecht auf Alimentatis gegen ihre 
Eltern hatten^). 

Nach älterm deutschem Eechte gehören uneheliche Kinder 
zu gar keiner Familie, weder der des Vaters, noch derjenigen 
der Mutter^). Sie, diese uneiieHchen Kinder, waren nicht 
rechtsfähig, sie waren • rechtloi|. Die Familien- Verhältnisse 
basirten sich einzig auf eme rechtzeitige Geburt in einer gül- 
tigen Ehe^^). Auch das Becht der Adoption solcher unehe- 
licher Kinder war dem Sachsen- nnd Schwabenspiegel un- 
bekannt^^). Einzig zum Könige, als dem Oberhaupte des 
Reiches, standen die unehelichen Kinder in einem gewissen 
Familienverhältnisse, näimlich in dem des Schutzes. Die alte 
deutsche Familie fusste sich einerseits auf die Wehr, ander- 
seits auf den Schutz; das waren die zwei wesentlichen Ele- 
mente, die allen Familienverhältnissen zu Grunde lagen, und 
diese wurden durch die Thatsache der ehelichen Zeugung her- 
vorgebracht. Da nun gerade dieser letztere Entstehungsgrund 
bei den unehelichen Kindern fehlte , und sie dem Vater gegen- 
über weder in einem Schutz- noch Webrverhältnisse standen, 
ging durch eine Fiktion der Schutz derselben auf den König 
über, und diesem gegenüber hatten sie die Wehrpflicht. Diese 
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VedblÜtaiisse freilich erlitten dorch das Eindringen des römi- 
schen nnd' kanonischen fiechtes weeentliche Modifikationen, 
so dass gegenwilrtig, so weit die Landesstataten nichts an- 
deres bestimmen, die römische Norm für die liberi naturales 
ak massgebend darf angesehen werden. 

In den neuem Gesetzgebungen regelte sich die Stellung 
der unehelichen Kinder wesentlich nach zwei grossen oder 
Hauptsystemen. Einige nahmen an, das aussereheliche Kind 
folge in den zwei Hauptbeziehungen, «ämlich des Heimat^MS- 
rechtes und des GesehlechtsnamMis dem Vater, und hiessen 
dieses System das des Paternitätsgrundsatzes. Andere dagegen 
stellten umgekehrt den Grundsatz auf: das Kind folge in den 
angegebenen Beziehungen der Mutter, und bezeichnen dieses 
System als das der Matemität^^), In dieser ersten Beziehung 
trat sodann das Kind, wenigstens in gewissen Beziehungen, 
namentlich des Heimathsrechtes , des Namens und oft auch 
der Unterhaltungspflicht in die Familie des Vaters, d. h. es 
wurden dadurch gewisse Familienverhältnisse zwischen ihm 
und dem Vater begründet, wobei sich diese jedoch nur auf 
den Vater, nicht auf dessen Verwandtschaft bezogen. — In 
Beziehung auf den letztern oder Matemitiitsgrundsatz fielen 
aüe diese Wirkungen gegenüber dem vermeinten Vater weg, 
imd traten einzig gegenüber der Mutter in Wirksamkeit, wobei 
jedoch einzelne Gesetze mit dem Matemitätsgrundsatze das 
Becht auf eine Alimentation verbinden. 

Es ist für das richtige Verständniss der Gesetzgebungen, 
wie das der vorliegenden Monographie wichtig, dass man über 
eine richtige Auffassung der Begriffe : „Maternität" und „Pa- 
ternität^ unbedingt im Klaren sei. Dieses ist um so noth- 
wendiger, weil mehrere der neuem Gesetzgebungen das Wort : 
„Paternität^ in einem andern als dem hier angegebenen Sinne 
auffassen. So folgt z. B. in den Kantonen Zürich, Thurgau, 
Schwyz , Zug u. s. -w. das uneheliche Kind unter allen Um- 
ständen bezüglich des Namens nnd des Heimathrechtes der 
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Mntter, und doch benennen diese Gesetze den Beklagten im 
Alimentationsprozesse Vater, und die daherige Klage Vater- 
Schaftsklage; eine Benennung, die nach dem Gesagten sidi 
nicht rechtfertigt. 

Unstreitig dürfte im Abgange einer ehelichen u^d von 
daher rechtlich gewissen Zeugung des Vorhandensein der 
väterlichen Gewalt als das geeigneteste Merkmai erscheinen, 
um das Verhältniss des unehelichen Bandes zu seinem snuth- 
masslichen Erzeuger ^s dasjenige des Vaters nachzuweisen. 
Da aber dieses Verhältniss selbst in jenen Ländern, in denen 
der ausgedehnteste Paternitätsgruadsatz gilt, nicht vorhanden ist, 
müssen anderweitige Merkmale für diese Begriffsbestimmung 
gefunden werden. Als solche nun erscheinen: das Hecht auf 
den Namen und die Heimath des Vaters als die geeignetesten. 
Sie finden sich bei jeder ehelichen Geburt als die Folge des 
Vaters- und des Kinds -Verhältnisses. Da wo sie das Gesetz 
auf den ausserehelichen Erzeuger tiberträgt, überbindet es diesem 
gewisse Attribute des ehelichen Vaters. Von daher sind ge- 
rade diese zwei angegebenen Verhältnisse wohl die geeigne- 
testen Merkmale , um das Vorhandensein einer ausserehelichen 
Vaterschaft zu konstatiren. 

Eine Alimentationspflicht von Seite des Schwängerers gegen- 
über dem Kinde und dessen Mutter darf dagegen nie als ein 
Kinds- und Vaters -Verhältniss angesehen werden. Sie invol- 
virt kein einziges Eecht und keine einzige Pflicht, die das 
eheliche Familienleben charakterisiren. Der eheliche Vater 
hat keine in Geld ausgedrückte Unterhaltungspflicht, sondern 
diese ist unbestimmt und nur durch seine Verhältnisse be- 
grenzt Die Unterhaltungspflicht des ehelichen Vaters erlischt 
nicht nach einer Keihe bestimmter Jahre , und die Pflicht selbst 
wie deren Umschreibung wird durch einen jedem Wesen inne- 
wohnenden sympatetischen Trieb und einer durch die Liebe be- 
seelten Eegung geordnet. Aber alle diese Merkmale der Un- 
terhaltungspflicht in der Ehe sucht man vergebens in der 
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heutigen Alimentationspflicht der unehelichen Väter, welche 
anf eine bestimmte Beihe von Jahren, und jährlich auf eine 
in Geld ausgedrückte Summe lautet. In Wirklichkeit ist diese 
Pflicht nichts anders, als die Pflicht zum Schadenersatz, ver- 
ursacht aus einer rechtswidrigen Handlung; und die daherige 
Klage gestaltet sich als eine reine Zivil- und keineswegs als 
eine Yaterschafbsklage. 

Das Verbot der Vaterschaftsklage und somit den Matemi- 
tätsgrundsatz mit allen seinen Konseqnenzen stellt der Code 
Napoleon auf ^^). Einzig bei der Entführung gestattet dieses 
Gresetz eine Ausnahme, indem in solchen Fällen, wenn die 
Entführung mit der EmpfRngniss übereinstimmt, der Entführer 
als der Vater des Kindes erklärt werden kann^^). Die un- 
ehelichen Kinder folgen nach diesem Gresetze, sowohl bezüg- 
lich des Heimathsrechtes als des Namens , der Mutter. Diese 
Grundsätze haben auch in jenen Ländern, in denen der Code 
Napoleon angenommen wurde, wie in Baden, Belgien, Hol- 
land, Neapel und Genf, Geltung erhalten. 

Das preussische Landrecht erklärt zwar ausdrücklich, dass 
uneheliche Kinder weder in die Familie des Vaters noch der 
Mutter eintreten*^), folgt aber dabei der französischen An- 
sicht bezüglich des Heimathrechtes und des Namens, und hul- 
digt somit ebenfalls dem Matemitätsgrundsatze. Freilich sucht 
es sodann den Patemitätsgmndsatz auf eine andere T^eise zu 
begünstigen, nämlich durch die diesem Rechte eigenthümliche 
Art der Entschädigungsklage. Nach dem preussischen Hechte 
hat die Geschwächte, neben den Kosten, das Eecht zur Klage 
auf verweigerte Ehe, wenn die Schwängerung unter einem 
Eheversprechen stattgefunden. Ist das Versprechen bewiesen, 
muss der Schwängerer die Ehe vollziehen. Weigert er sich, 
80 kann die Ehe gerichtlich ausgesprochen werden, und da- 
durch erhält die Geschwächte das Eecht der Ehefrau. Durch 
diese gerichtlich ausgesprochene Ehe erhält sodann das Kind, 
als ein durch nachfolgende Ehe legitimirtes, die Eechte der 

3 
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ehelidien Gebort, tind tritt auf eine solche Weise in die Fa- 
milie des Vaters em. Der gerichtlich als Ehemann Erklärte 
hat zwar auch dann noc^ das Eecht, in das eheliche Ver- 
hältniss mcht einzatreteil, gibt ab^ dadurch der Ehefrau ge- 
rade das Recht zu einer zweiten neuen Klage, der auf Ent- 
schädigung, wodurch' das Familienverhältniss des Kindes zum 
gerichtlich ausgemittelten Vater nicht geändert wird**). 

Ein gleiches Eecht hat die Geschwächte, wenn die Schwän- 
gerung mit Nothzucht verbunden war. In allen andern Fällen 
tritt das uneheliche Kind in keine weitem Familienverhältnisse 
zmn Vater und nur in gewisse beschränkte Beziehungen zur 
Mutter *7). ^ 

Das englische Becht dagegen lässt nur eine Klage auf 
Alimentation zu, wesshalb es mehr dem französischen ähn- 
lich erscheint**). 

Das österreichische Gesetzbuch dagegen huldigt dem Pa- 
temitätsgrandsatze. Wer nach diesem Gesetzbuche in der 
durch die Gerichtsorganisation vorgeschriebenen Weise über- 
wiesen ist, dass er der Mutter eines ausserehelichen Kindes 
innerhalb des Zeitraumes beiwohnt, von welchem bis zu ihrer 
Entbindung nicht weniger als sechs und nicht mehr als zehn 
Monate verstrichen sind, von dem wird vermuthet, dass er 
das Kind erzeugt habe. Ja, dieses Gesetz geht in Begün- 
stigung des Patemitätsgrondsatzes so weit, dass ein bewie- 
senes aussergerichtliches Geständniss als ein Beweis für die 
Vaterschaft anzunehmen ist*®). In dieser Beziehung bildet 
demnach das österreichische Gesetzbuch so ziemlich den vollen- 
deten Grundsatz zu dem angeführten französischen Rechte. 

Wenden wir uns nun bei der Schilderung der Stellung un- 
ehelicher Kmder im Allgemeinen zu ihren Eltern, von diesen 
angeführten Gesetzgebungen zu dem schweizerischen Rechte, 
so ergibt sich auf den ersten Blick, dass dieses nicht ohne 
Beeinflussung dieser ausländischen Gesetze sich zu dem aus- 
gebüdet hat, was es gegenwärtig ist. — Die Bekanntschaft 
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UDBerer einflossreichBten schweizerifldieii Qesetsgeber auf deitt- 
geben Hochsehalen mit diesen neueren kodifiarten Gksetz- 
gebangen, weicbe seiner Zeit nicht geringes Aufsehen erregten, 
die mächtigen Nachbarstaaten, weldie dieselben annahmen, — 
alle diese Umstftnde konnten nicht verfehlen, schweizerische 
Gresetzesredaktoren bei Abfassung ihrer Gresetzbücher auf das 
eine oder andere dieser Werke, als anf ein Muster hinzu- 
weisen, und, je nachdem ein System der bestehenden Ge- 
setzgebung sich näherte, oder den Yolksansichten entsprach, 
dasselbe seinen wesentlichen Bestimmungen nach zu adoptiren, 
wobei freilich einzehie Eigenthümlichkeiten beibehalten wur- 
den. So sehen wir, dass z. B. G-enf den Code Napoleon 
auch ftir diesen Freistaat zum Gesetze erhob und die Zivil- 
gesetzbücher für die Kantone Bern und Luzem vielseitig dem 
österreichischen wörtlich nachgebildet wurden. Wie demnach 
auch bezfiglich der vorwürfigen Materie das französische und 
österreichische Gedetz einander gerade entgegengesetzte An- 
sichten aufstellten, theilten sich auch die schweizerischen An- 
sichten, je nachdem bestehende gesetzliche Bestimmungen oder 
die Yolksansichten mehr zum Einen oder Andern hinzogen. 
Im Allgemeinen nun neigte sich die französische und italie- 
nische Schweiz mehr zum Matemitätsgmndsatz; dagegen die 
deutsche mehr zum Patemitätsgmndsatze. Ebenso interessant 
ist eine fernere Erscheinung, dass im Allgemeinen die katho- 
lischen Kantone fiir den Patemitätsgrundsatz, dagegen die 
Protestanten eher für den Matemitätsgrundsatz waren, was 
vielleicht mit der Auffassung des Eheinstitutes in einem nicht 
zu entfernten Zusammenhange stand. Dass dabei bei beiden 
Systemen einzelne Modifikationen vorkommen, darf um so 
weniger befremden, da nicht selten von einem Systeme zum 
andern übergegangen und schonende üeber^nge gesucht wurden. 
Genf^ö), Neuenbürg^*) und Tessin^*) verbieten analog 
dem französischen Rechte jede Yaterschaftsklage und huldigen 
demnach vollständig dem Matemitätsgrundsatze. In den Kan- 
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tonen Schwyz««), Zug«*), Graubünden ««), St. Gallen««), Appen- 
zell Ausser -Bhoden «7)^ Thurgau»«), Zürich «»), Schaffhausen 8^), 
Basel-Stadt^*), Basel- Land 8«), Aargau »8), Solothurn«*) und 
Waadt^) folgen die unehelichen Kinder, bezüglich dem Hei- 
mathsrecht und dem Geschlechtsnamen, der Mutter, und von 
daher besteht auch in diesen Kantonen der Matemitätsgrundsatz. 
Den Patemitätsgrundsatz haben dagegen die Gesetzgebim- 
gen der l^antone Luzem**), Uri^^), Niedwalden'*), Obwal- 
den^^), Glarus^^), Appenzell Inner- Khoden^*), Freiburg ^«j 
imd Wallis *8) als Norm angenommen. 

Der Matemitätsgrundsatz besteht demnach in 1 3 Kantonen 
und 3 Halbkantonen; dagegen der Patemitätsgrundsatz in 5 
Kantonen und 3 Halbkantonen. 

Die Frage nun, welches von diesen zwei Systemen das 
bessere sei , ist schon häufig in den gesetzgebenden Versamm- 
lungen wie in der Presse behandelt worden , und zweifelsohne 
mit Eecht. Zachariä bemerkt ganz richtig: „Alle Fragen, 
welche den Eechtszustand unehelicher Kinder betreffen, sind 
von besonderer Wichtigkeit. Bei diesen Fragen stehen die 
heiligsten Forderungen der Menschlichkeit und die Rücksich- 
ten, welche der Gesetzgeber auf den Geist der Verfassung 
und auf andere in der Erfahrung gegebene Verhältnisse zu 
nehmen hat, nicht selten mit einander im Widerspruche. Un- 
eheliche Kinder sind ohnehin dem Unglücke verfallen. Alle- 
mal fehlt ihrer Erziehung das, was durch Nichts zu ersetzen 
ist, — das gute Beispiel ihrer Eltern" **). 

Aber auch abgesehen von diesen allgemeinen Gründen, 
hat die Frage in den einzelnen Kantonen in letzter Zeit eine 
um so grössere Bedeutung erhalten, da nach Art 48 der 
Bundesverfassung vom Jahre 1846 jeder Eidgenosse in den 
einzelnen Kantonen die gleichen Hechte des Kantonsbürgers 
selbst geniesst;. von woher es kommt, dass Weibspersonen 
aus Kantonen, in denen der Matemitätsgrundsatz gilt, gegen 
Angehörige solcher Kantone, die sich zum Patemitätsgmnd- 
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satze bekennen, klagen können, während umgekehrt Weibs- 
personen ans letzem Kantonen gegen Angehörige ans erstem 
Kantonen kein Klagerecht zusteht ^^). 

Gegen den Patemitätsgrundsatas- und für den dm* Mater- 
\ nität spricht am meisten der Umstand, dass jede Vaterschaft 
nur eine hypothetische und nie eine ausgemittelte sein kann. 
Gilt dieses Axiom selbst von der Vaterschaft in der Ehe, 
muss es um so bedeutsamer bei der Zeugung ausser der Ehe 
werden, da wo gewöhnlich nur auf das Zeugniss der Mutter, 
welche gleichzeitig Klägerin ist, abgestellt werden muss. Selbst 
der Eid dieser letztem vermag diesen Einwand nicht zu 
schwächen, weil eben dieses Beweismittel ein einseitiges und 
das Resultat eines gesetzlichen Privilegiums ist. Die Ein- 
schränkungen der Eidesfähigkeit, womit man dieses Privile- 
gium als annehmbar und weniger au£fallend hinstellen will, 
hätten nur dann etwas wirklich Sicherndes, wenn angenommen 
werden könnte, jede Weibsperson, welche sich nicht in einem 
von dem Gesetze vorgesehenen AusnahmsfWen befände, könnte 
unmöglich das Recht der Eidesabiegung missbrauchen. Allein 
diese Ausnahme wäre eben so unbegründet, als alles andere 
zur Vertheidigung dieser Ansicht Angebrachte^^]. Und nun 
widerstreitet es, und wohl mit Recht, der juristischen Auf- 
fassung, Jemanden auf einen Verdacht hin, wenigstens ohne 
rechtsgültigen Beweis, eines Vergeh^is schuldig zu erklären, 
welche Schuldigerklärung so wichtige Folgen für ihn, seine 
soziale Stellung, seine Familie und Heimathsgemeinde nach 
sich zieht. Und doch treten in allen kontradiktorischen Fällen 
diese Folgen auf das Zeugniss der Klägerin ein , und das ist^s 
besonders, was von jeher die juristische Bildung gegen den 
Patemitätsgrundsatz eingenommen hat. Neben diesem kaum 
zu widerlegenden Einwurfe gegen den Patemitätsgrundsatz er- 
scheint auch überdiess die Axt des Beweismittels — der Klä- 
gerin, — welche vom Grundsatze selbst wohl unzertrennlich 
ist, sehr gefährlich. Da ist eigentlich die Ehre des Mannes, 
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die Zivilfdgen eineg Strafproaesees aar za oft eizizig entweder 
dem Mathe oder der Frechheit eines immerhin gefallenen 
Weibes überantwortet, dessen Lage, dessen Ehrgeftlhl nnd 
nicht selten dessen Noth nnd Himger dasselbe zur Ansmitte- 
long eines wahren oder gesuchten Vaters hintreibt ^^). 

Mit Kücksicht anf das bisher Angebrachte wird dann ganz 
sicher und mit Recht die Unsicherheit der Familie gegen den 
Patemitätsgrondsatz angeführt, so wie der Umstand, dass 
dieses System als eigentlicher IndustricEweig zu Erpressungen 
führen kann und unzweifelhaft dazu nicht selten benutzt wird. 

Das System des Patemitätsgrundsatzes , wie es in den 
Kantonen Luzem, Uri, Unterwaiden, Glarus, Freiburg und 
Wallis zur Stunde noch gilt, Iftsst sich demnach von allen 
diesen Gesichtspunkten aus nicht vertheidigen. Freiliqh zu 
Gunsten dieses Systems wird mit anscheinbarer Kichtigkeit 
eingewendet: es sei eine Lüge, dass das uneheliche Kind 
keinen Vater und nur eine Mutter habe; es sei dieses um so 
sicherer unwahr, als eine Zeugung ohne Mitwirkung des Man- 
nes physisch unmöglich sei. Allein man bedenkt nicht, dass 
wenn auch diese Ansicht im Allgemeinen richtig ist, sie im 
konkreten Falle keine Anwendung finden kann, weil eben 
die Vaterschaft nie sicher ausgemittelt werden kann. — Die 
oft gehörte Behauptung femer: das weibliche Geschlecht sei 
das schwächere und es bilde desshalb das Patemitfttssystem 
ein Surrogat für diese Weniger -Kraft, ist ebenso unstichhaltig. 
Vorab ist die Ansicht, dass das weibliche Geschlecht gerade 
in den vorwürfigen Beziehungen das schwächere sei, eine 
vielseitig bestrittene ^^). Sodann darf es doch keinem Gesetz- 
geber einfallen, diese Weniger -Kraft in einer solchen Weise 
zu bevorzugen, dass dadurch der kräftigere Mann seine eigent- 
liche Rechtssicherheit gegenüber einem privilegirten Beweise 
vollständig verliert. Manche uneheliche Zeugung ist zweifeis» 
ohne nicht ^e Folge weiblicher Schwäche, sondern die Fracht 
sonst unmöglicher Hoffnungen. — Dass im fernem die Ein- 
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ftthrong des Maternitätc^nmdsatzes die Zahl der ux^eliclieii 
Kinder vermehre , ist eine durch die Statistik vollständig wider- 
legte Thatsache^^). „Wenn", sagt Zachariä, ^die Allmacht 
des Geschlechtstriehes bei der Erseogang der unehelichen 
Kinder eine so grosse Bolle spielt, darf man dann überhaupt 
wohl ho£Pen, dem Uebel durch Gesetze Einhalt zu thun? Man 
mag nun die Vaterschaftsklage für statthaft oder unstatthaft 
erklären, Gesetze sprechen zur Vernunft und nicht zur Lei- 
densehafk. Mit den Gesetzen, welche die Vaterschaftsklage 
betreffen, hat es zudem noch die eigenthümliche Bewandtniss, 
dass sie nichir die That selbst — den ausserehelichen, fleisch* 
liehen Umgang — sondern nur die ursprünglich ungewissen 
Folgen dieses Verbrechens , die aussereheliche Erzeugung eines 
Kindes, mit einem Bechtsnachtheile belegen können^' ^^). Mit 
Rücksicht auf diese ganz richtigen Bemerkungen, an der 
Hand der Statistik, darf mit Recht behauptet werden, weder 
das eine noch das andere Sjrstem sei der Grund zur Ver- 
mehrung ausserehelicher Kinder, — die Faktoren, welche 
dieses Besultot bedingen, liegen ausser dem Kreise der hieher 
bezüghchen Gesetzgebungen, — und jedenfalls liege in den 
gewonnenen Erfahrungen kein Grund, an den Patemitäts- 
gesetzgebungen fest zu halten ^^). Ziemlich das ganz Gleiche 
gilt von der Behauptung: der Matemitätsgrundsatz vermehre 
die Kindsmorde, indem auch hiefür weder in den statistischen 
Erfahrungen, noch in andern Gründen eine Motivirung für 
diese Ansicht gefunden werden kann^'). Nicht selten be- 
gegnet man endlich in einzelnen Schweizerkantonen der Be- 
fürchtung: durch den Maternitätsgrundsatz werden grössere 
Städte gegenüber den Landgemeinden bevortheilt, indem viele 
Mädchen ab dem Lande gezwungen seien, in den Erstem 
Dienst zu suchen, daselbst zum Falle gebracht, ohne dass der 
städtische Gemeindeverband in Mitleidenschaft gezogen würde» 
Allein auch dieser Einwurf ist nicht neu; er wurde 1820 im 
Kanton Bern recht lebhaft; befEirwortet und ebenfalls durch 
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die Statistik, der besten Lehrerin in solchen Angelegenheiten, 
widerlegt *^). 

Und nun alle diese mit Hecht hervorgehobenen nachthei- 
ligen Folgen und Eechtsverletzungen treffen, abgesehen, dass, 
wie wir geneigt, die erhobenen Beförchtui^en unrichtig sind, 
beim Matemitätsgrundsatze nicht ein. Die Mutterschaft ist 
keine Vermuthung, sie ist eine Gewissheit Sie ist ein Uebel, 
weil sie eine Folge der Sünde ist; aber sie ist und bleibt 
Gewissheit. Mit Recht treffen daher die Folgen vorab die 
Thäterin, und zwar nicht die vermuthete, sondern die wirk- 
lich ausgemittelte. Und von daher stehen wir nicht an, uns 
für die allgemeine Einführung des Matemitätsgrundsatzes zu 
erklären , weil wir diese allein als mit den richtigen und mit 
geordneten Rechtszuständen vereinbar anzusehen vermögen ^^). 

Es wird unsern Lesern nicht entgehen, dass wir bei den 
obigen Erörterungen nur die zwei Hauptsysteme im Allge- 
meinen im Auge hatten, ohne zwei Punkte, die den Mater- 
nitätsgrundsatz wesentlich modifiziren, in^s Auge zu fassen; 
wir meinen die Alimentationspflicht von Seite des Schwängerers, 
und das Anerkennungsrecht von Seite des ausserehehchen 
Vaters. 

Anbelangend nun diesen erstem Punkt, werden wir den- 
selben weiter unten, im §. 19, ausfuhrlicher behandeln müssen; 
dagegen jetzt noch, um hier nicht unvollständig zu sein, das 
letztere berühren. 

Der Code Napoleon stellte den Grundsatz auf, dass ein 
uneheliches Kind von semem Vater anerkannt werden kann ^^]. 
Dieses Gesetz räumt somit nicht dem Kinde ein Recht gegen- 
über dem Vater ein, dass es nöthigenfalls mit einer Klage 
verfplgen könnte, sondern nur dem Erzeuger. Dieses Recht 
auf Seite des Vaters ging dann auch, wie bereits oben ge- 
zeigt, in mehrere schweizerische Gesetze über, und es entsteht 
hier die Frage, ob eine solche Befngniss auch juristisch be- 
gründet sei? — Wir unserseits vermögen nun in einer solchen 
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Auerkennung nichts als das Kesoltat einer individnellen Frei- 
heit zu erblicken, welche durch das Gesetz nur dann beschi^nkt 
werden darf, wenn die Beschränkung zur Erhaltung der Oe- 
sanuntheit unomgänglich nothwendig ist. Diese Nothwendig- 
keit erscheint uns nun bei der vorwürfigen Materie nicht vor- 
handen. Aus Rücksichten der allgemeinen Kechtsordnung lässt 
sich dagegen kaum etwas einwenden. Die Eechtsunsicherheit, 
welche den Paternitätsgrundsatz bedingt, ist hier nicht vor- 
handen; denn hier wird nicht auf das zweifelhafte Zeugniss 
der Mutter , sondern auf den Verzicht jeder £inrede abgestellt, 
nnd desshalb die Vaterschaft als eine in rechtlicher Beziehung 
ausgemittelte Gewissheit angenommen. — Eben so wenig 
könnte aus moralischen Gründen Bedenken dagegen erhoben 
werden, indem gerade dem Urheber der Schwangerschaft Ge- 
legenheit gegeben wird, das Vergehen, soweit es im Bereiche 
menschhcher Macht liegt , gut zu machen. Der einzige Grund, 
den man gegen dieses Rechtsinstitut geltend machen kann, 
ist der, dass es zum Nachtheile von Gemeinden könnte miss- 
brancht werden in jenen Ländern, in denen die Gemeinden 
oder Kirchspiele ihre Armen gesetzlich erhalten müssen. Allein 
der mögliche Missbrauch eines Institutes berechtigt noch keines- 
wegs, dasselbe zu verwerfen. Der menschliche Verstand im 
Vereine mit der Freiheit, welch' letztere den Menschen einzig 
zum vollen Menschen macht, vermag das Beste und Höchste 
zu missbrauchen. — Sodann dürfen wegen eiQzelner Ausnahms- 
fUlle nicht die Freiheiten Aller eingeschränkt werden. End- 
lich vermag die Gesetzgebung in dieser Beziehung die Ge- 
meinden grösstentheils vor Nachtheilen zu schützen, wenn sie die 
Anerkennung des unehelichen Kindes von Seite seines Vaters 
an gewisse öffentliche Formen knüpft, um so einerseits den 
Gemeinden Gelegenheit zu geben, eine solche stattzufindende 
Thatsache zu kennen, und anderseits gegen einen nachweis- 
baren Betrug ihre gesetzlichen Vorkehrungen zu treffen. — 
Das Recht des Vaters, sein aussereheliches Kind anzuerkennen, 
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erscheint uns demnach ebenso richtig als billig, und der mög- 
liche Missbrauch dieses Hechtes ist nicht geeignet, diesem In- 
stitut die Aufnahme in die Gesetzgebung zu verweigern, oder 
dasselbe einmal aufgenommen, wieder zu entfernen. 

*) L. 6. D. de jure vocat (2. 4). — Das römisclie Recbt unter- 
aehied bei den liberi illegitimi solche, welche entweder 

1) Ex damnato coltu, und zwar 

a) Incestuosi, wenn aus BIntschande,* 

b) Adnlterini, wenn aus Ehebruch 

2) oder aus einer sonstigen ausserehelichen Geschlechtsyerbindung 
heryorgegangen , nämlich 

a) Naturales, aus dem Goncubinat erzeugt, 

b) Yulgo quaesiti, mit feilen Dirnen erzeugt, 

c) Spurii, mit einer andern ledigen Weibsperson erzeugt. 
I) Thibeaut, System des Pandektenrechtes. Band II, §. 234. 

») Not. 88. Cap. 4. — Tibeaut, am angeführten Orte. ü. Band, 
§. 682. — Puchta , Pandekten, III. Auflage, Leipzig, 1845. 

*) Cap. 2, 8, 11, 14, 15, X, qui filii sunt legitimi. Thibeaut, 
am angef&hrten Orte. 

*) L. 14 , §. 2 D. de ritü nuptiarum. 

») §. 3, J. de L. 1. Orphit (3, 4). 

') Const. 6, de incestis nuptiis (5, 5), Novel. 12 Cap. 1 u, 3. 

«) Gleiche Note Nr. 1. 

*) Mittermaier, deutsches Privatrecht, Y. Ausgabe, 1838, §. 458. 

^®) Zöpfel, deutsche Staats- und Bechtsgesphichte , 11. Band. 

^') Zöpfel, am angeführten Orte. 

*') Siehe über diese Definition: Dr. Casimir Pfyffer, Bericht über 
den Entwurf des luzemerischen Matemitätsgrundsatzes an den Grossen 
Bath Yom 9. Mai 1853, abgedruckt in den amtlichen Verhandlungen, 
Jahrgang 1853. — Zachariä in seiner Abhandlung : „Zur Yergleichung 
des französischen und englischen Hechtes mit dem gemeinen deutschen 
Bechte, in der Lehre von dem Hechte unehelicher Kinder, die Pater-' 
nitäts- oder Yaterschaftsklage anzustellen,*^ — in der kritischen Zeit- 
schrift für Bechtswissenschaft und Gesetzgebung des Auslandes ; zehn- 
ter Band, 1. Heft, 1838, nennt auch die einfache Alimentationsklage 
eine Yaterschaftsklage, weil dadurch ebenfalls Hechte zwischen dem 
Yater und dem Kinde verfolgt werden. Diese Bezeichnung nun er- 
scheint nach dem oben Gesagten durchaus unrichtig. 

^*) Code civil , Artikel 340 : „La recherche de la patemit^ est inter- 
dite. Dans le oas d*enlbve^ent lorsque F^poqne de cet enl^vement se 
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raportera h celle de la oonceptlon le rayisseur poura 6tre, sur la de- 
mande des parties interesees dedar^ p^e de Fenfant.** 

^*) Code ciTUe Art 340. 

^') Allgemetnee Gesetzbudi für die preussiBohen Staaten. Art 639 
und 640. 

*•) Art. 1047—1052, und IL Theü, IL Titel Art. 692 a. a. O. 

<V) Art. 1115 und 1116 des angeführten Gesetzes. Alle diese Be- 
stinmiimgen des allgemeinen Landreohtes erlitten dureh das zwischen 
der Krone und den Kammern yereinbarte Gesetz Tom 24. April 1854 
wesentliche Veränderungen. So fiel namentlich auch das angegebene 
Recht der durch Nothzucht zum Falle Gebrachten gegen ihren Schwan- 
gerer weg, welches wie eine Ironie auf das an einem unschuldigen 
Mädchen begangene Verbrechen klang; und jetzt hat es die Klage auf 
y4 des Vermögens des Schwängerers oder standesgemässe Unterhaltung 
bis an den Tod, §. 1 des angeführten Gesetzes und §. 785 £, 1. Titel, 
n. Theil des Allg. Land -Rechtes. — Das Recht der Klage auf Ein- 
gehung der Eh» ist auch den unter Eheversprechen Geschwängerten 
benommen und sie haben nur das Recht der Klage auf % des Ver- 
mögens des Sohwängerers oder standesgemässe Erhaltung bis an den 
Tod, $. 2 des angeführten Gesetzes. — Das Gesetz selbst findet sich 
abgedruckt in der Schrift: „Die Rechte des unehelichen Kindes und 
seiner Mutter gegen den ausserehelichen Vater. ^ Breslau, 1856, Ver- 
lag von Hermann Aland. 

'^ Dr. Gas. Pfyffer am angeführten Orte. Vergleiche vorzüglich 
Zaohariä ebenfalls am angeführten Orte, welcher das englische Recht 
mit Bezugnahme auf dortige Armenverhältnisse und Armenordnungen 
geistreich und ausführlich behandelt 

<•) Zivilgesetzbuch §. 163. 

») Code dvü, Art 340. 

") Code civil, Art 247. 

*<) Codice civile, Art 87. 

>*) Gesetz vom 1. Dezbr. 1854, §. 19. 

>4) Gesetz vom 18. Juni 1855, §. 16. 

^ Gesetz vom 1. Jänner 1855 , Art. 12. 

^) Gesetz vom 23. Juni 1882, Art 10. 

*') Sitten- und Polizeigesetz vom 24. April 1886, Nr. 11; abge- 
druckt in dem amtlichen Gesetzesbande von 1854, S. 106. 

>^ Bürgerl. Gesetzbuch vom 1. März 1860, §. 246. 

**) Bürgerl. Gesetzbuch. — Bezüglich der Annahme von Seite des 
Gesetzes, dass die Kinder dem Namen und dem Heimaihsreohte der 
Mutter folgen, sagt Dr. Bluntschli In seinem Kommentar aum zäreheri- 
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aöhen Gesetabncbe : „Diese Modifikation ist eine prinzipielle Yerbesse- 
rang, indem nur die eheliche Geburt innerhalb der Familie des Vaters 
Yor sich geht, nur diese mit einem Gliede yermehrt wird, währenddem 
•die auBsereheliohe Geburt ausser dem Hause des Vaters und Yorzugs- 
weise als Frucht des Falles der Mutter erscheint. Sodann hat die- 
selbe auch wohlthätige praktische Folgen, theils indem die Betheili- 
gung und der Streit zweier Heimathsgemeinden , — der Mutter und 
des Vaters yermieden, — theils das Verhältniss zu den Ländern, wo, 
sei es überhaupt, sei es in dieser Beziehung, der Grundsatz der Ma- 
ternität gilt, günstiger wird, während bisher die zürcherischen Ge- 
meinden der doppelten Gefahr ausgesetzt waren, theils als Heimaths- 
gemeinden Yon im Auslande geschwängerten Zürcherinnen , theils als 
Heimathsgemeinde der unehelichen Väter angesprochen zu werd'en, 
welche einer Kichtzürcherin beigewohnt hatten. Auch mochte es wohl 
geschehen, dass Versuche gemacht wurden, einer Gemeinde durch 
Anerkennung eines falschen Vaters uneheliche Eander aufzuladen , was 
nun wieder nicht möglich ist.'' 

^) Ehereoht für den Kanton Schaffhausen §. 210, abgedruckt in 
der offiziellen Sammlung der für ^en eidgenössischen Stand Schaff- 
hausen geltenden Gesetze, Verordnungen und Verträge, A. Gesetze, 1851. ' 

•1) Ehegerichts -Ordnung Yon 1837 §. 91. 

3*) Bürgerrechtsgesetz Yom 24. August 1835 §. 22. 

") Bürgerl.- Gesetzbuch §. 226. 

•*) Bürgerl. Gesetzbuch §. 304. 

'S) Lei sur les enfents naturells du 1. Ddcembre 1855, Art. 189. 

M) Es mag hier nicht uninteressant sein , zu bemerken , dass schon 
im siebenzehnten Jahrhundert im Kanton Luzern der Paternitätsgrund- 
satz im ausgedehntesten Maasse die Oberhand hatte. Das ehemalige 
Stadtrecht, Titel X, gedruckt anno 1706, sagt: „Hierumb ist gesetzt, 
wo eine Weibsperson geschwängert wird, sie auch das Kind auf die 
Welt gebährt , wenn eine solche in ihren Kindsnöthen als den rechten 
Vater angibt und ihm das Kind zutaufen lässt, soll ders^be auf 
solches hin das Kind zu sich nehmen, er könnte dann seine Unschuld 
genugsamb darbringen, oder solches aus einem andern erweislich machen.^ 

») Gesetz Yom 3. Mai 1857 , §§. 6 u. 7. 

W) Bürgerl. Gesetz §. 104. 

*>) Angef. Gesetz §. 33. 

^ Angef. Gesetz Art 6. 

*») Brander a. a. Orte. 

**) Zivilgesetzbuch §. 229. 

**) Zivilgesetzbuch §. 238 und folg. 
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**) Am angef. Orte, S. 2. 

^) In den Jahren 1848, 1849, 1850, 1851 und 1852 ^vnirden einzig 
im Kanton Luzem , "wo der Patemitatsgrondsatz gilt, Ton 34 Nicht- 
Inzemerinnen Klagen gegen Angehörige dieses Kantons gestellt, und 
zwar aus dem Aargau 14, Solothum 2, Uri 2, Zürich 4, Zug 3, 
Glarus 1 , Unterwaiden 5 , Thurgau 1 , Waadt 1 und Schwyz 1. — 
Vergl. Dr. Casimir Pfyffer am oben angef. Orte. 

**) Das bemerische Obergericht bemerkte schon im Anfange der 
Zwanzigerjahre, bezüglich der Art und Weise, wie solche Eide ge- 
leistet werden , wohl ganz richtig in einer Eingabe an die Regierung : 
„Wenn man die Klägerin befragte, ob der anwesende Vater der ein- 
zige Mann sei, mit dem sie sich in verbotenen Umgang eingelassen, 
80 lautet ihre Antwort gewöhnlich: „„er ist der Tater des Kindes l***^ 
und starrsinnig beharrt sie gewöhnlich auf dieser Fügung ihrer Worte. 
Wurde der Beklagte gefragt, ob er mit der Klägerin unerlaubten Um- 
gang gepflogen, so konnte man selten eine andere Antwort Ton ihm 
herausbringen, als die: „„ich bin nicht der Tater des Kindes.''*' 
Beide Aussagen stützen sich auf einen geheimen Bückhalt und der 
Eid musste folgen.** — Bemerischer Terwaltungsbericht von 1814 
bis 1830. 

*^) Diese Folgen alle wurden 1820 im Kanton Bern umfassend be- 
handelt, die amtlichen Berichte führen namentlich an, dass der Pa- 
temitätsgrundsatz die Anzahl der unehelichen Kinder vermehre, der 
Brandschatzung und dem Väter- und Männerkauf Torschub leiste; 
nicht selten die gesellige Ordnung in der Ehe bedrohe und störe; 
durch die Eidesformalität die Moral und Religion auf Seite der Schwö- 
renden gefährde und namentlich bei überhand genommener Gewohn- 
heit des Kiltganges Weibspersonen veranlasse, reiche Jünglinge zu 
verführen , um so sich die Ehe mit denselben zu sichern. — Vergleiche 
angeführte Amtsberichte. 

Was sich übrigens in diesen Beziehungen gegen den Patemitäts- 
grundsatz' sagen läset , findet sich wohl am geistreichsten zusanmien- 
gestellt in der Rede von Staatsrath Bigot - Pr^ameneu , gehalten den 
11. März 1803 in der gesetzgebenden Versammlung, womit er den 
Vorschlag des code civil einbegleitete : „Depuis long-temps, dans Tan- 
cien rdgime, un cri g^n^ral s^^tait ^lev^ oontre les recherches de pa- 
ternit^. Elles exposaient les tribunaux aux d^bats les plus scanda- 
leux, aux jugemens les plus arbitraires, ä la jurisprudence la plus 
variable. L^homme dont la conduite 4tait la plus pure , celui dont les 
cheveux avaient blanchi dans Texercice de toutes les vertus , n'etaient 
point k Tabri de Tattaque d^une femme impudente, ou d^enfans qui 
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lui ^taient ^trangers. Ce genre de calomnie laissait toujoars des traoee 
affligeantes. En nn mot, les recherches de paternit^ 4taient regard^es 
eomme le fl^u de la sooiitd. 

Yide hierüber ansführlicher bei: Locre, Baron, sur la legislatire 
eiyile et criminelle de la france. Tome YI, Paris 1827, pag. 119, 
179 und 183. 

^) Namentlich auch Yon Zachariä am angef. Orte, S. 32 n. 33. 

*^ Wir verweisen diesffifalls auf die am Schlüsse dieser Ab- 
handlung enthaltene Statistik. Um übrigens die Ansicht zu wider- 
legen , dass der Maternitätsgrundsatz die Anzahl der unehelichen Kin- 
der yermehre, genügen folgende Angaben: Nach der „Statistik der 
Schweiz'' Yon Fransoini hatten nach durchschnittlicher Berechnung in 
den Jahren 1850, 1851 und 1852 folgende Kantone, in denen der 
Maternitätsgrundsatz galt, 



1) Bern 


4,8 uneheliche Kinder, 


2) Neuenburg 


4,1 


8) Genf 


8,3 


4) Aargau 


6,11 


5) Baselstadt 


3,3 


6) SchaflEhausen 


6,7 



7) Appenzell A.-feh. 4,2 
Dagegen hatten folgende Kantone, in denen der Paternitätsgrundsatz 
galt, in der gleichen Periode: 

1) Luzern 9,7 uneheliche Kinder, 

2) Glarus 1,8 

3) Zug 2,0 

4) Graubünden 2,6 

5) Freiburg 6,8 

6) Appenzell I.-Bh. 4,2 

7) Waadt 5, 

8) Thurgau 4,4 

Fast die gleichen Resultate gewinnt man aus einer Zusammenstellung 
aus den Jahren 1854, 1855 und 1856. 

Hienach hatten folgende Kantone , in denen der Maternitätsgrund- 
satz gilt, in pCt. berechnet, uneheliche Kinder: 



1) Solothum 


9,64 


2) Bern 


7,57 


3) Genf 


7,43 


4) Aargau 


6,59 


5) St. Gallen 


5,0^ 


6) Neuenbui^ 


3,74 
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7) Appenaell A.-Eh. 3,51 

8) Baselstadt 2,74 

Die Kaatone, in denen dagegen der PatemitätsgrnndBatz gilt, wieiien 
auf folgendes YerhältnisB : 



1) Luzem 


11,70 


2) Freiburg 


8,25 


3) Thurgau 


4,94 


4) Kiedwalden 


4,88 


6) Obwalden 


4,04 


6} Appenzell!.- Rh. 


3,43 


7) Glaras 


1,67 



Im Jahre 1855 hatte Waadt noch den Patemitätsgmndsatz und zahlte 
damals 4,74 uneheliche und 1856 mit dem Matemltätsgrundsatze 5,17, 
somit eine kleine Vermehrung. Hält man dagegen die Durchschnitts- 
zahl für diese drei Jahre Ton 5,09 mit dem Resultat von 1856 zu- 
sammen , so ergibt sich nur eine Vermehrung Ton 0,08 per Jahr unter 
dem neu eingefuhrtenMatemitatsgrundsatze. 

Eine eben so unbedeutende Vermehrung zeigte s{ch im Kanton 
Bern in Folge Annahme des Maternitätsgrundsatzes: 
von 1817—1820 hatte Bern 4,89 
von 1826—1830 „ „ 5,83 
Bedenkt man nun, dass auch in jenen Kantonen, in denen nicht 
zum Matemitätsgrundsatze übergegangen wurde, eine bedeutende Ver- 
mehrung der unehelichen Kinder in diesen 14 Jahren stattfand, so 
erscheint obige Differenz von 0,94 in der That kaum erwähnenswerth. 
Zug, das 1855 vom Patemitätsgrundsatze zu dem der Matemität 
überging, hatte 1854 noch 3,70% ^d 1857 nur ^% uneheliche Kin- 
d^, so dass sich hier unter dem neuen Systeme sogar eine Vermin- 
derung von 0,70% ergibt: ' 

Die gleiche Erscheinung zeigt sich auch im Auslande. So führt 
Zahariä am angeführten Orte folgende Zahlverhältnisse an: 
Staaten: Jahre: pr. 100 ebeL 

Würtemberg 1815—29 13,34 

Preussen 1817—28 7,445 

Hannover 1821—30 8,46 

Schweden 1816—26 7,48 

Sachsen 1827—30 13,74 

Portugal 1815—19 10,08 

Frankreich 1817—28 7,542 

Alle diese Staaten gehörten, mit Ausnahme von Frankreich, da- 
mals zum Patemitätsgrundsatze und standen dennoch diesem letztem 
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bezüglich der Anzahl der unehelichen Kinder weit vor. „Noch schla- 
gender'', sagt Zachariä, „ist der Beweis, der sich aus folgenden. That- 
saohen ergibt: In dem bayerischen Kheinkreise verhielt sich die Zahl 
der unehelichen Kinder zu den ehelichen in den Jahren 1824/25 bis 
1829/BO wie 1 zu 8V4; in den altbayerischen Kreisen aber wie 1 zu 
SygJ" Diessfalls steht uns ein Beispiel aus neuerer Zeit zu Gebote, 
und zwar aus den gleichen Gegenden. 1850/^1 hatte Oberbayem auf 
25757 Geburten 6752 uneheliche, dagegen die Pfalz auf 24092 Ge- 
burten nur 1993 uneheliche, somit mehr als zwei Drittheile weniger. 

'<*) Zachariä am angeführten Orte. 

5^) Hier können wir nicht unterlassen , noch auf einzelne historische 
Verhältnisse hinzuweisen , und zwar namentlich bernerische , woselbst 
man Ton dem Maternitätsgrundsatze zu dem der Paternität, und yon 
diesem wieder zu jenem überging. 

Die Ehegerichtssatzung von 1529, somit im Beginne der [Refor- 
mation, stellte den Matemitätsgrundsatz auf. Das Gesetz besagt: „der 
Thäter soll nid änderst , denn ein Paar Schuh :0ßl die Blumen yerfallen 
sein.'' Ein Mädchen hatte gegen einen Ehemann, mit dem sie sich ver- 
ging, keine Actio, weder auf eine Morgengabe, noch auf eine Paternität. 
Bei Personen ledigen Standes hatte dasselbe ebenfalls kein Klagerecht, 
ausser wenn es unter einem Eheversprechen zum Fallegebracht wurde. 

Auch aus den Satzungen von 1667 ergibt sich, dass wegen der 
Vaterschaft keine richterliche Dazwischenkunft stattfand. Die Weibs- 
person war bloss gehalten, binnen Jahr und Tag das geborene Kind 
dem Vater zu überantworten, wobei freilich freiwillige Uebeinahme 
und Anerkennung von Seite des Vaters vorausgesetzt werden musste. 

„Dieser ziemlich ausgebildete Matemitätsgrundsatz,'' sagt ein amt- 
licher Bericht ^ „musste im Anfange 4es 18. Jahrhunderts der grossem 
Strenge weichen , welche damals in der kirchlichen und Sittengeschichte 
auftauchte. Es ward vorausgesetzt, dass jedes Kind einen Vater habe 
und desshalb dieser ausgemittelt und bestraft werden müsse." 

Desshalb brachte man folgerichtig den Paternitätsgrundsatz in Vor- 
schlag, mit verbindlicher^ Anzeige der Schwangerschaft und nachherigem 
Verhöre, wobei man jedoch nicht wagte, den Bekräftigungseid der 
Klägerin vorzuschlagen, sondern beim Beinigungseide verblieb. 

Kach diesen Grundsätzen kam die Ehegerichtsordnung von 1712 
zu Stande , welche durch diejenige von 1743 und 1787 bezüglich dieser 
Materie keine wesentliche Veränderung erlitt. 

Erst am Ende des zweiten Dezenniums unseres Jahrhunderts traten 
die Uebelstände in dem Maasse hervor, dass diese eine Abänderung 
zur unabweisbaren Nothwendigkeit machten. 
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Die duDAlige Begienmg forderte luusli Erlass des ersten GesetEet 
Ton 1820, welches den MatemitätsgnmdsatE aufstellte, alle Behörden 
und Beamte auf, ilire Bemerlningen ebengeben , ob die Umgestaltung 
sweekmSssig sei, nnd es kamen nar swei solcher Gutachten ans dem 
Bezirke Saanen ein, welche dne theOweise Modifikation begehrten nnd 
sich dabei namentlich auf ihre Nachbarschaft, Freibarg, Waadt und 
Wallis, beriefen, Yon wohcür sie nachtheilige Folgen erwarteten. Alle 
andern Eingaben lauteten zu Gunsten des Matemit&tsgnmdsatzes. 

In Folge dessen wurde dieser auch 1828 in^s Personenrecht des 
neuen bürgerlichen Gesetzbuches aufgenommen und seither gegen den- 
selben im Kanton Bern keine irgendwie erhebliche Einwendung gemacht 

In neuerer Zeit folgte auch Waadt durch sein Gesetz yom 1. Christ- 
monat ^1866 der gleichen Richtung, nachdem es seit 1820 in seinem 
code dyil einen ganz ausgebildeten PatemitStsgrundsatz hatte. 

Auch im Kanton Zug fand durch das Gesetz yom 18. Brachmonat 
1865 die Einführung des Matemitätsgrundsatzes statt, welche die 
Grundsätze des bis anhin in Kraft gestandenen Gesetzes vom 9. Mai 
1836 Tollständig umgestaltete. Thurgau adoptirte 1869 bei Erlass des 
Personen und Familienrechtes, Graubünden den 1. Jünner 1856 und 
endlich Schwyz den 1 . Dezember 1854 den Matemitätsgrundsatz. 

Im Kanton Luzem lag, wie bereits gemeldet, schon im Jahre 1864 
ein den Matemitätsgrundsatz bezweckendes Gesetzesprojekt dem Gr. 
Bathe zurBerathung Yor, wurde aber mit grosser Mehrheit verworfen. 
Ein neuerlicher Antrag Tom MSrz 1858 wanderte an den Begierungs- 
rath. Der Gr. Bath verwarf mit wenigen Stimmen Mehrheit im Juni 1869 
das Toigelegte Projekt, nachdem er es zweimal durchberathen und bei 
der ersten Berathung fast einstimmig angenommen hatte. Yon den 
100 Mitgliedern des Gr. Bathes stimmten einzig fünf f&r den franzö- 
sischen Matemitätsgrundsatz. 

'<) Auch hierüber liefert Zachariä am angeführten Orte interessante 
statistische Notizen aus dem Grossherzogthum Baden , in welchem der 
Matemitätsgrundsatz gilt. In den sieben Jahren von 1829 — B5 fanden 
nur 42 oder durchschnittlich jährlich 7 Untersuchungen wegen Kinds- 
mord statt, und von diesen folgte in neun Untersuchxmgen eine Frei- 
sprechoDg, somit nur in 33 Fällen eine Yerurtheilung. 

'*) Im Kanton Bern, wo bis 1821 der Patemitätsgrandsatz und 

seither der Matemitätsgrundsatz galt, wurde der Bürgerschaft der 

Stadt Bern folgende Zahl unehelicher Kinder zugesprochen: 

1804 7 1805 4 

1811 7 1812 8 

1806 9 1822 6 

4 
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18S3 1 1826 1 

1824 6 1828 6 

^) Soweit unsere Kenntnis« geht, bildet ein Eommissionalberioht des 
Abgeordneten Fraoheboud vom Nov. 1858 an den Freibarger Gr. Bath 
das Beste, was zn Gunsten des Patemitätsgrandsatzes geschrieben wurde. 

Der dortige Staatsrath hatte einen Gesetzesvorsehlag gemacht, wo- 
nach der Matemitätsgrundsatz in diesem Kantone eingeführt werden 
sollte. Die Motivirung des Vorschlages beruhte hauptsächlich auf dem 
Umstände, dass alle benachbarten Kantone den Matemitatsgrundsatz 
haben und dadurch Freiburg in Nachtheile komme, indem schwangere 
Freiburgerinnen gegen Angehörige anderer Kantone , in denen der Ma- 
temitatsgrundsatz gelte, nicht klagen können. 

Herr Fracheboud gibt nun zu, dass das früher bestandene Gegen- 
recht zwischen den Kantonen nicht mehr bestehe; allein daraus fol- 
gere noch nicht, dass der eingeführte Bechtsnachtheil eintrete. Es 
komme bei Eotscheidung der Frage alles auf das Domicil des Be- 
klagten an. Wohne dieser nicht im Kanton Freiburg, sei eine Klage 
nicht zulässig, wohne er dagegen im Kanton Freiburg, sei nicht nur eine 
Klage zulässig, sondern das Kind könne ihm auch zugesprochen wer- 
den. Das Domicil iavolvire hier die Anwendbarkeit der freiburgischen 
Gesetze. Diese Ansicht enthalte nichts gegen den Art. 48 der Bundes- 
verfassung. Auch der schweizerische Bundesrath fasse die Sache so 
auf. Bei der bundesräthlichen Interrention zwischen Aargau und Lu- 
zem, in welch^ letzterm Kantone einer Aargauerin das Yaterschafts- 
klagerecht aus dem Grunde verweigert wurde, weil eine solche Klage 
im Aargau Luzemerinnen auch nicht zustehe, sagte der Bundesrath 
in einem amtlichen Entscheide: „Die neue Bundesverfassung konnte 
oder wollte der Schweiz keine einheitliche Gesetzgebung schaffen, 
sondern sich nur darauf beschränken, einige untergeordnete Rechte 
der Kantone als Opfer zu fordern, um diesen im Uebrigen die volle 
Unabhängigkeit der Gesetzgebung zu belassen. Der Art 48 der Bun- 
desverfassung proklamirte in den unzweideutigsten Ausdrücken die 
schöne Idee, dass, wenn auch die Schweiz nicht die gleiche Gesetz- 
gebung habe, doch alle Kantone die Angehörigen anderer Kantone 
den eigenen gleich stellen sollen. Dieser Artikel hat die Bestimmung : 
als das vorzüglichste Mittel zu dienen, ein allgemeines Nationalgefuhl 
2U wecken. Die Behörden sollen fernerhin in den Parteien, welche 
vor ihnen erscheinen, nicht den Bürger dieses oder jenes Kantons, 
sondern nur mehr den Schweizer sehen. Es ist daher mit dem Sinne 
dieses Artikels unvereiabar, gegen einen Privatmann verschiedene 
Grundsätze anzuwenden, je nachdem dieser dem einen oder dem an- 
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dem Kanton angehört. Plesea s. g. GegeoTecht, diese Willkür war ehe^ 
dem eine Art Selbsthülfe, eine Wafife, mit der die Kantone sich jahreladog 
zQ zwingen suchten, gewisse Grundsätze in ihre Gesetzgebungen aufzu- 
nehmen, was nicht selten zu Beibungen Anlass gab. Der §. 48 setzte diesen 
Zuständen ein Ende, und die Redaktion selbst dieses Titels ist keine zwei- 
felhafte." (Bundesblatt Nr. 20 vom 8. Mai 1852, französische Ausgabe, 
Seite 456.) Die gleichen Grundanschauungen finden sich in einem 
spätem Entscheide der gleichen Behörde vom 22. April 1853. — Eine 
Solothumerin , Brigitte v. Arx, klagte gegen einen Zürcher auf Vater- 
schaft, welche das zürcherische Obergericht unter Anwendung des in 
Solothurn bestehenden Maternitätsgrundsatzes abwies. Der Bundes- 
rath entschied, dass die zürcherischen Gerichte in Yaterschaftssachen 
das zürcherische und nicht das solothumische Gesetz anzuwenden 
haben. Dieser letztere Entscheid wurde an die Bundesversammlung 
tekurrirt, welche den angegebenen Artikel unterm 15. und 19. Heu- 
monat im Sinne des bundesräthlichen Erlasses interpretirte. — Aus 
diesen Entscheiden gehe hervor, dass das Domizil die Anwendbarkeit 
der Gesetze bestimme und nach sich ziehe. Von daher könne auch 
auf jeden Schweizer, der im feanton Freiburg wohne, das freiburgische 
Paternitätsgesetz angewendet werden. 

Der Einwand, solche Urtheile werden in andern Kantonen nicht 
vollzogen, entkräftet der Referent mit dem Artikel 9 der Bundesver- 
fassung, der ausdrücklich besagt, „dass die in einem Kantone erlasse- 
nen gerichtlichen Urtheile in der ganzen Schweiz zu vollziehen seien." 

Die Motivirung der Yorlage mit dem weitem Umstände, das Ellagen 
von Nichtkantonsbürgerinnen gegen Freiburger beim bestehenden Pa- 
ternitätsgesetze zulässig seien, sei ebenso unbegründet. — Wohne ein 
Freiburger in einem andern Kanton, und es werde gegen ihn eine 
Yaterschaftsklage gestellt, so gelte die Gesetzgebung des Wohnortes, 
möge im Kanton Freiburg der Paternitäts- oder Maternitätsgrundsatz 
gelten. Wohne aber z. B. eine Bemerin im Kanton Freiburg, und 
stelle g^en einen Freiburger eine Klage, so sei es allerdings richtig, 
dass in einem solchen Falle eben wegen des Domizils des Beklagten 
und dem bestehenden Gesetze Freibarg in Nachtheile käme. Allein 
auch dieser Nachtheil hebe sich dadurch auf, dass in Anwendung der 
Gesetze des Domizils gegen einen Freiburger, der im Kanton Bern 
wohne, eine Klage nicht gestellt werden könne. — Sei übrigens dieser 
Nächtheil auch vorhanden, so gewinne man mit dem Matemitätsgrund- 
satze doch nichts. Man weiche einigen möglichen Nachtheilen aus, 
alleia dagegen sei zu bedenken, dass dann in allen Fällen das Kind 
einzig der Mutter zur Last falle. Man weiche einigen Nachtheilen 
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aas, und strafe damit alle Freiburgeriimen ; die Massregel sei weder 
billig noch rationell. 

Die Einrede, die Yaterscbaft lasse sich nicht beweisen , habe nicht 
jene Tragweite, die ihr zugeschrieben werde. Hier handle es sich 
einfach um eine prozessualische Frage, nämlich darum, ob durch den 
Beweis eine rechliche Voraussetzung der zu beweisenden Yaterschafir 
könne erstellt werden; diese Frage zu verneinen, hiesse so viel, als 
Zustände, die bis zur Stunde unter allen Regierungen im Kanton Frei- 
burg bestanden, zu verdammen. Die Vaterschaft sei um kein EUar 
schwieriger zu beweisen, als manche andere «Streitfrage. Kein recht- 
licher Beweis enthalte eine absolute Wahrheit , sondern nur eine wahr- 
scheinliche Gewissheit. Vor keinem Richter könne ein Beweis geführt 
werden, der die Möglichkeit des Gegentheils absolut ausschliesse. — 
Geständnisse, Zeugen, Urkunden und Indizien bilden in Zivil- wie 
in Strafsachen die Basis des Beweises, und air das übe ja selbst 
nicht selten auf verschiedene Richter eine verschiedene Ueberzeugung 
im gleichen Rechtsfalle aus. Die Mehrheiten und Minderheiten in den 
Gerichtssälen seien hief&r der beste Beweis. Und um bei der vorlie- 
genden Frage zu bleiben, wie verhält es sich mit dem berühmten Grund- 
satze: „pater est. quem nuptiae demonstrant?** — Bildet hier die Ehe 
den Beweis der Vaterschaft? Bildet ihn selbst das Geständniss des 
Vaters über eine Sache, die er selbst nicht wissen kann? — Nein, 
sondern es ist nur eine Rechtsvermuthung im Interesse der Heiligkeit 
der Ehe und der Achtung vor diesem Institut. Aus diesen Rücksichten 
dürfe man auch im Vaterschaftsprozesse den Beweis keineswegs als 
unsinnig und rechtlich unmöglich betrachten. Wie könnte man sonst 
bei der Nothzucht und der Entführung den Beweis für die Vaterschaft 

zulassen, wie dieses doch in den meisten Gesetzen geschehe? 

Vorausgesetzt nun, die Einwendungen gegen die Möglichkeit des 
Beweises seien unbegründet, liegen aber für ein Interdikt gegen die 
Vaterschaftsklage keine gewichtigen Gründe vor. Im G^entheile 
sprechen viele Gründe gegen den Maternitätsgrundsatz. 

Von Natur aus sei das Weib vom Gemüthe beherrscht. Vorzüge 
und Mängel, Tugenden und Laster, Alles im Weibe habe in dieser 
vorwiegend gemüthlichen Seite ihren gemeinschaftlichen Ursprung. Die 
Beweglichkeit der Eindrücke könne in keiner andern Ursache gefunden 
werden, welche dem Weibe so oft den Vorwurf der Leichtigkeit, der 
Gefallsucht, — hervorgegangen aus der Sehnsucht, geliebt zu werden, 
— diesem Verlangen nach Aufregung, zuziehen, Eigenschaften, welche 
das Weib so zugänglich für jede Leidenschaft, für die Verfühnmg, 
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wie fOr die selidnsten Gefühle maohen. Der Mann dagfegen habe die 
Mission , seine Gefährtin zu beschützen , indem er ihr seine Yormnnd- 
Bohaft nnd die Unterwürfigkeit auferlege. Und nun könne man es 
Schutz heissen, wenn man das verletze , was dem weiblichen Herzen 
am nächsten liege, das Bedürfhiss, Jenen zu suchen, der dasselbe 
zur Mutter gemacht und dem Steinen eine Stütze sein sollte? — Ja, 
das Gesetz gestatte, wegen der geringfügigsten Bagatellen den Richter 
anzurufen, und dem Weibe gerade wolle man dieses Recht absprechen 
in «iner Sache, welche für dasselbe wie für sein Kind von der grössten 
Wichtigkeit sei. 

Auch gegen das Kind enthalte der Matemitätsgnmdsatz die gröbste 
RechtsTerletzung. Ohne Yater stehe es yerlassen in der Welt, ohne 
Schutz, ohne Sorge. 

Der Matemitütsgrundsatz öfibe überdiess der Unsittlichkeit Thor 
xmd Thür, indem er dem Manne gestatte, ungestraft sich zu yerfehlen« 
Die Straflosigkeit decke die Rolle des Yerführers. Die Folgen säen um 
so trauriger, da die YerfÜhrung gewöhnlich jene Frauen antaste, welche 
sonst schon der Unterstützung, des Raths und eines guten Beispiels be- 
dürftig wären. Mit Rücksicht auf diese Folgen habe ein Redner auf 
der französischen Tribüne ausgerufen r „die Athenienser, einst Kreta 
tributpflichtig, schickten jährlich eine Anzahl Mädchen demMinotaur; 
bei uns zahlt das Weib den nämlichen Tribut!'' 

Der freiburgische Entwurf enthalte eine Menge Strafandrohungen 
gegen die Mutter, ja es scheine, man wolle das Elind strafen, die 
Mutter strafen, allein der Mann, oft der schuldigste, oft die Ursache 
des Falles, er allein soll straflos sein. — „Gesetzgeber!'' ruft am 
Schlüsse dieser Abtheilung Hr. Fracheboud aus, „die Hand aufs Herz, 
darf man eine Moral adoptiren, die dem Weibe nichts vergibt und 
dem Manne Alles gestattet ?<* 

Zudem sei das Yerbot der Yaterschaftsklage die Ursache von Ab« 
treibungen und Kindsmorden. Die europäische Statistik weise diess- 
falls traurige Resultate nach. Dabei sei nicht zu übersehen, dass die 
ausserehelichen Mütter gewöhnlich arm, dagegen ihre Yerführer oft 
Yermöglich seien. Befreie nuin die letztere von jeder Klage, falle 
auji'die Gemeinden eine um so grössere Last. Yon daher habe die 
Frage auch eine wichtige finanzielle Seite für Länder, in denen die 
Annenunterstützung obligatorisch eingeführt sei. 

Die fernere Motivirung des Yorschlages, als wolle man den Skan- 
dalen des Patemitätsgrundsatzes ein Ende setzen, müsse dahin fallen, 
wenn man bedenke, dass dadurch das Kind selbst gestraft werde, dag 
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Sind^ das dureh die Sfönde des Taters am seine Hechte gegen diesen 
gebracht -werde. Ans dem gleichen Grande müsste man selbst die 
Matterschaftsklag« yerbieten. £s wäre möglich , dass ein Kind , seiner 
Zeit einem Findelhaase tibergeben , nach 20 bis 30 Jahren den Schleier 
äet heimlichen Geburt lüftete , heimkehrte und nun seine Rechte gegen- 
über seiner Mutter , die unterdessen Gattin geworden , geltend machen 
könnte. — Das wäre in der That ein Skandal, ein weit grösserer 
Skandal! — Ein betrogener Gatte, in der Ehre verletzte Kinder, eine 
öffentlich entehrte Mütter I — üebrigens yergesse man nicht , dass jeder 
Prozess vor den Gerichten einen Skandal in sich enthalte. — Ein tra- 
geriseher Schuldner leugnet seine Verpflichtungen und befreit sich 
durch den Eid ; ein Zeuge legt Kundschait ab , leichtsinnig oder selbst 
meineidig. — Das sind auch Skfmdale, imd Skandale sind alle Ver- 
handlungen vor den Strafgerichten, deren Objekt Verbrechen gegen 
die guten Sitten bilden. — Und folgerichtig müsste man, im Fall« 
alle Prozessskandale vermieden werden wollten, aus den Gesetz- 
büchern den Beweis durch Zeugen, den Beweis durch den Eid und 
die Strafen gegen Unzuchtsvergehen ausmerzen. 

Die fernere Behauptung r die Mutter beweise im Vaterschaftspro- 
zesse ihre eigene Klage mit dem eigenen Eide , habe anscheinend eini- 
ges Gewicht, allein man müsse bedenken, dass der Prozess in erster 
Linie nicht um die Interessen der Mutter , sondern um die des Kindes 
sich drehe, dah^r die Mutter vorab nicht in ihrer eigenen Sache 
schwöre. Zudem werde der Eid nur beim ersten Niederkunftsfalle 
anvertraut. Achtung vor Sitte und Recht, vor der Wichtigkeit und 
Heiligkeit des Eides müsse in einem Lande tief gesunken sein , wenn 
man in diesen Fällen viele Meineide voraussetzen müsste. Seine viel- 
jährige Praxis als Bezirksgerichtspräsident wenigstens habe ihm diese 
Ueberzeugung nicht beigebracht. 

Man berufe sich freilich im ferneren darauf, nach Einführung des 
Matemitätsgrundsatzes werde das weibliche Geschlecht vorsichtiger, 
weil dasselbe die Folgen einzig zu tragen habe. Diese Ansicht habe 
schon Rousseau in seinem berühmten Emil geltend gemacht. Nach 
Rousseau^s Ansichten habe der Mann das Recht, jedes Weib zu ver- 
suchen, dagegen das Weib die Pflicht, sich zu vertheidigen. — Die 
französische Gesetzgebung gehe von diesem gleichen Fundamentalge- 
danken aus. Ein ausgezeichneter Publizist, M. Belune, würdige die 
Resultate dieser Ansichten und dieser Gesetzgebung zweifelsohne richtig, 
wenn er behaupte , der Zustand der Sittlichkeit habe in Frankreich 
den gesetzgeberischen Erwartungen keineswegs entsprochen, und die 
An2ahl der anehelichen Kinder habe seit 1789 viel zugenommen, in- 
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dem damals in Frankreich fiach Neckers Berechnungen eiii nseheliches 
Kind auf 47 , und hente eins auf 12 eheliche Kinder konnne. 

Möge jetzt auch in der Schwdz die allgemeine Strömung dahin 
gehen, die Patemifatsgesetze abzuschaffen, möge man den Qegn^m 
dieser Abschaffung Kurzsichtigkeit und Yornrtheile Torwerfen, man 
solle nicht übersehen, dass ein unbedingtes Folgen jeder allgemeinen 
Strömung keineswegs vom Guten sei. Nicht die öffeiltliche Meinung, 
sondern die Sache selbst entscheide über ihren wahren Werth. Die 
freiburgischen Patemitätsgesetze , durch lange Jahre geheiligt, unter 
den verschiedenartigsten politischen Systemen aufrecht erhalten , sollten 
ja nicht voreilig geändert werden , bis man sich in der That überzeugt 
habe, etwas wirklich Besseres an ihre Stelle zu setzen. 

Gemeinhin glaube man , dass die Yaterschaftsklage eine Ausnahme 
von einer allgemeinen Regel bilde , und als Anomalie nur einzelner 
Gesetzgebungen erscheine. Nichts sei unrichtiger als»dieses. Im Gegen- 
theil bilde in den Gesetzgebungen der Matemitätsgrundsatz eine Aus^ 
nähme. I^iit Ausnahme der Gesetze in Frankreich und jener Länder, 
in denen französisches Recht herrsche , finde sich der Patemitätsgrund- 
satz in den meisten modernen Gesetzgebungen. Dieser Grundsatz habe 
seinen Ursprung im alten germanischen Rechte, und habe mit Hülfe 
der Kirche, welcher wir so viele moralische Verbesserungen zu ver- 
danken haben, in die Gesetzgebungen Eingang gefunden. Es sei "be- 
kannt, unter welchen Einflüssen zuerst in Frankreich dieser Grund- 
satz abgeschafft wurde, und in neuester Zeit seien es Magistrate, 
Männer von Auszeichnung, welche die Wiedereinführung des Patemi- 
tätsgrundsatzes in Anregung gebracht haben. Die Erfahrung habe 
aufgeklärt , man habe sich überzeugt , dass -die Spitäler und Findel- 
häuser das Verschleppen der Kinder nur begünstigen, dadurch ganze 
Departemente mit ruinirenden Lasten erdrücke und dabei in schrecken- 
erregendem Masse die Aussetzungen und selbst die Kindsmorde ver- 
mehre. (Journal des ^onomistes, 1. janvier 1846. — Revue de« 
deux mondes, 15. mars, m^e ann^e.) Auch die englische Gesetzgebung 
vom Jahre 1884 habe es nicht für gut gefunden, die Vaterschafts- 
klage ganz abzuschaffen. 

Soweit Hr. Fracheboud , dessen Ansichtai wfr hier in freier Üeber- 
setzung auszüglich zu geben versuchten. 

H«rr Fracheboud geht nun offenbar bei seiner sonst hinreissenden 
Darstellung von vielen unrichtigen Gesichtspunkten aus, und ist so*' 
dann nicht selten zu viel Theoretiker, die Thatsachen, wie sie sich 
im praktischen Leben g^tend machen, übersehend. 

So nimmt er durchgängig an, man habe es im VaterBchaftsproeesee 
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mit nnflchold^ea, anMohtigen M&dolieii s« ihiin, welohe der Bausch 
der Liebe und die Begeisteruog des Augenblickes zum Falle gebracht. 
Von daher glaubt er beim ersten Niederkunftsfalle an keine Meineide; 
Ton daher erblickt er in dem Matemitätsgrundsatz eine Kechtsyer- 
letEung gegen das weibliche Geschlecht, und von daher behaupteter, 
des gefsllenäi Weibes mächtigstes Bedürfiuss sei,. Denjenigen zu 
suchen, der es sur Mutter gemacht, dass er ihr Helfer und ihre Stutae 
werde. — Wir geben nun zu, es giebt sol^e gefallene Mädchen, 
wie sie Herr Fracheboud recht liebenswürdig und bemitleidenswerth 
schildert; allein diese sind im praktischen Leben eine Seltenheit. In 
den meisten Fällen findet sich schon bei der ersten Niederkunft eine 
solche Gemeinheit des Wesens, eine solche Verwilderung der Sitten, 
eine solche Gefühllosigkeit gegen anständiges Wesen, was Alles nicht 
selten Resultate ebier unglücklichän Erziehung sind , dass ihren Eiden 
nur mit dem grösiten Misstrauen kann entgegengesehen werden. Herr 
Fracheboud^s Engel sind eben gar selten. Dabei kann von einer 
Bechtsverletzung nicht die Bede sein, da wo das Gesetz selbst das 
Recht feststellt, und das Weib schon vor seinem Falle diese seine 
Rechte und Pflichten kennt. Wollte man so weit gehen, konnten mit 
eben so vielem Recht die. Gesetze über fatale Fristen im ZiTilprozesse 
als eine Rechtsverletzung au%efaB8t werden. Und nicht selten, ja 
meistens waltet zwischen der Mutter und dem Sch^vängerer nach der 
That HasB und Abneigung; die Mutter findet an ihm keine Hülfe, 
sondern meistens Yerachtnng, Verachtung vor dem Wesen, das ein 
Mittel zu seiner Schande gewesen! 

Auch die Interessen, welche das Kind an der Ausmittlung der 
Vaterschaft hat, sind von Herrn Fracheboud zu hoch angeschlagen. 
Wie viele unehelichen Väter nehmen sich in Wirklichkeit ihrer Kinder 
mit wahrhaft väterlicher Liebe an? Betrachten nicht die meisten die- 
selben als eine Last, als ein Erinnerungszeichen an ihre Schande und 
geben denselben nur das, was das Gesetz ihnen unerbittlich abzwingt. 
Wie viele endlich zweifeki nicht aufrichtig an der Richtigkeit des 
TJrtheils, das sie zum Vater deklarirt, weil die Freude, welche das 
Weib ihnen gestattete, auch Andern nicht abgeschlagen worden sein 
könnte. Und sind dann solche Kinder gut daran, wenn sie der Vater 
selbst in seine nachher gegründete Familie aufnimmt? Bleiben sie nicht 
dem Aerger der Hausfrau, dem Spotte der Umgebung und oft dem 
Zorne des unglücklichen Vaters ausgesetzt? Wäre es ^ür sie nicht 
besser, sie hätten keinen Vater, und nur eine Mutter, deren Hers 
selbst im sonst verworfenen Weibe nicht ganz aller Mutterliebe baar isti 

Auch Herrn Frach^bond's Ansichten über die Einwendungen: den 
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l^jindalen im PftterniiStepiOEesse sollte ein Ende gemaeht werden, 
seheiiien ima nicht stichhaltig. Der Ton ihm angeführte Fall Ton einem 
Findelkinde könnte eintreffen y aber dürfte immerhin ein Terdnaelter 
sein. Tritt er aber auch ein, trügt die Gattin, welche die frühere 
Sünde Terheimliohte, und der Qatte, welcher leiehtsinBig die Hand 
anr Ehe bot , die grSsste Schuld, wobei beiden noch Mittel genug an 
Gebote stehen, «inen solchen Fall der Oeffentlichkeit an mitziehen. — 
Aneh der Vergleich des Yatersehaftsproaesses mit der Beweisfohrimg 
in jedem andern Prozesse trifft kaum ein. Die Anklage auf Vater- 
schaft ist eine Thatsache, die an und für sich einen Skandal in sieh 
schliesst. Dagegen werden Tide Kundschaften abgelegt, Tide Eide 
geschworen, an deren Richtigkeit Niemiand zwdfdt, und sdbst im 
Bezweiflungsfalle bleiben sie eben nur Zweifel und keine richterlich ana- 
gemittelten Thatsachen. Man darf sodann nicht übersdien, dass die 
Pat^nitätsgesetze sdbst solchen Klägerinnen die Klage gestatten, 
welche schon im zweiten und dritten Rückfalle sind. Errdchen de 
dadurch auch kein entsprechendes Urtheil, erreichen sie dennodi ein 
Resultat, gewöhnlich eben so traurig; sie roiniren die Achtung des 
Mannes, seine Ehre wird geschändet. 

Herr Fracheboud selbst gibt sodann zu, dass die Kantone, in 
denen der Paternitatsgrundsatz gilt, jenen gegenüber, in denen der 
Matemitätsgrundsatz festgestdlt ist, in Kachtheile kommen , wenn z. B. 

. im Kanton Frdburg der Beklagte sein Domizil hat. Allein auch die 
durch die Eechtsanwendung des Domizils bezeichneten Vortheile wer- 
den in Wirklichkeit kaum eintreten. Man darf nicht übersehen, dass 
die gröBste 2iahl von solchen Beklagten jener beweglichen Volksmasse 
angehört, die heute da, morgen dort ihr Brod sucht. Nicht Idcht 

.wird ein solcher das Domizil dort fortsetzen, wo ihm eine solche 
Klage droht, und meistens wird er sich in solchen Zeiten wieder der 
Heimath nähern, wo er unter allen Umständen ein leichteres, wenn 
auch nicht ein besseres Auskommen findet. Und nach den meisten 
Gesetzen bestimmt die Abgabe der Klage, und nicht die angeklagte 
That den Geriditsstand des Beklagten; von daher liegt es in seiner 
Macht , denselben zu verändern. 

Unrichtig ist sodann endlich die Ansicht des Heim Fracheboud, 
dass zur Stunde in den meisten Ländern der Patemitätsgrundsatz gelte, 
dass er seinen Ursprung im altgermanischen Recht habe , und dass er 
1834 in England bdbehalten worden. In Frankreich sdbst wurde 
bis zur Stunde kein ernster Versuch zur Abänderung der bestehenden 
€(eeetze gemacht, und dass die Anzahl der unehelichen Geburten dort- 
sdbst sdt 1789 zugenommen, würde ent etwas beweisen, wenn ein 
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Land atifg;ewie6e9a werden könnte, daes kiine oder doch eine viel un« 
bedeutendere Zunfthme seit jener Epoche unter der HerrBohaft Yon 
PatemitStegesetzen hätte. — Die Yemehrang der unehelichen Kinder 
ist theilweise einer geordneteren Statistik zuzuschreiben ; grSsstentheils 
aber der gehobeneil Zivilisation selbst, mit den grossem BedürfiuBsen 
fSr den Unterhalt des Lebens und der sch-wierigem Befiriedigung , den 
strengem Eheg^etzen und den vielseitig m^ur gelockerten Sitten. — 
Wie das Schönste und Erhabenste im Leben, hat auch die Zivilisation 
ihren Revers; allein wer wollte sie desshalb verdammen, weil sie 
neben tausenden von Yorzügen die eine oder andere Schattenseite zeigt? 

Wer sich übrigens mit der auf diese Kontroverse einschlägigen Li- 
teratur näher bekannt machen will, vergleiche: Gönner, im Archive 
ftir Gesetzgebung und Reform des juristischen Stadiums, Bd. III, 
S. 152 und 162. — Ludwig Hofinann , Untersuchungen über die wich- 
tigsten Angelegenheiten des Menschen, als Staats- und Weltbürger; 
Zweibrücken, 1830, Band II, S. 267. — Maieville, Oommentaire, 
Tome 1, ad Art. 340 und 341. — Rudhardt, Kontroversen im Code 
Ni^oleon; Würzburg, 1830, 1. April, S. 169. — Expose des motifa 
et Rapport du conseil d^etat sur la loi concemant les ei^ants naturels im 
Kanton Neuenburg , verfasst vom Präsidenten des dortigen Staatsrathes, 
AI. Piaget. 

W) Code Napoleon Art. 334. 

§. 11. 

Geschlechtsname unehelicher Kinder. 

Bei der ehelichen Zeugung erhalten alle Kinder den Ge- 
schlechts -Namen des Vaters. Dieser Name ist es, welcher 
die Familie mit einem äussern, hörbaren Zeichen verbindet, 
währenddem Eltern - und Eindesliebe , Sympathie und Zunei- 
gungen nur als geistige Bindemittel die Glieder ganzer Fa- 
milien umschlingt, und in zwecklicher Beziehung zu einem 
Ganzen veremigt. Der Name ist zudem wohl seit dem Ur- 
sprünge der menschlichen Gesellschaft zu einer Nothwendig- 
keit geworden. Denn der Mensch, welcher die Gegenstände 
unterschied, suchte diese durch Benennungen auseinander zu 
halten. Diese Auseinaaderhaltung Andern verständlich so 
machen, wurde die Mvitter der Sprache. — Um die Namen 
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8ch1iiig€n sieh gegenwärög alle die ungeheuren sachlichen In- 
teressen, welche die Menschen beanspruchen, und nicht selten 
bildet der Name einzig den Rechtsfitel auf Besitz und Eigefi- 
thum. Es darf daher nicht auffallen, wenn in zivilisirten 
Staaten der Name einerseits als ein Recht geachtet und ge- 
sehätzt, und dessen Ursurpation von unberechtigter Seite als 
eine Rechtsverletzung bestraft wird; — anderseits die Namen- 
losigkeit eines oder mehrerer Individuen sich als eine Unmög- 
lichkeit herausstellen müsste. 

Und da nun gerade bei unehelichen Kindern die Geburt 
ihnen kein Recht auf den Namen der Eltern giebt, indem sie 
wegen des unehelichen Blutes nicht zu der Familie der Eltern 
gehören, — anderseits sie, — die unehelichen Kinder — 
aus den angegebenen Ornnden nicht namenlos bleiben konnten, 
war es Aufgabe der Gesetzgebung, für den Namen dieser 
unehelichen Kinder ein Recht, das ihnen als Geburtsfolge 
fehlte, zu substituiren. 

Diese Rechtssubstitution wurde durch die verschiedenen 
Gesetzgebungen, wie wb grös^entheils gesehen haben, ver- 
schieden ausgeführt, indem einige die unehelichen Kmder, 
mit Ausnahme der Anerkennung von Seite des Vaters oder 
der Legitimation, dem Namen der Mutter, andere aber, im 
Falle eines gerichtlichen Zuspruches , dem Namen des Vaters 
folgen lassen. Alle folgen desshalb entweder dem Namen des 
Vaters oder demjenigen der Mutter; und von galiz neuen Na- 
men konnte um so weniger die Rede sein, als selbst die här- 
testen Gesetze gewisse Beziehungen der unehelichen Kinder 
zu der Mutter oder dem atisgemittelten Vater nicht verkennen 
konnten, und in der That nicht verkannt haben ^). 

Bezüglich nun det einzelnen Gesetzgebungen verweisen 
wir auf das bereits oben (§. 10) Gesagte, und gehen nun so- 
fort fsfxt Behandlung dner andern Frage übeir, welche hiemit 
im genauesten Zusammenhange steht. 

Wenn nämKch der Fall eintritt, dass eine Wittwe ausser* 
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ehelieh oiederkömmt, und es sieh dämm handelt, oh das Kind 
ihren Namen erhalten solle, fragt es sieh, oh es jenen erhält, 
den die Matter ixach die Gebart erworben, oder jenen, den 
sie später erheirathet hat? — Ueher diese Streitfrage non 
sind die Qaellen höchst mangelhaft. Die meisten G-esetzge-^ 
hangen ühergehen difsse Materie stiUschweigend, und es bleibt 
ans nur tthrig, jene wenigen Gesetze hier anzuführen, welche 
diesfalls Bestimmungen darüber enthalten. Das glarnerische 
Gesetz bestimmt, dass, falls die Matter Wittwe ist, ihr ur- 
sprünglicher Geschlechtsname auf das uneheliche Kind über- 
gehe^), und das neue zürcherische G^etzhuch^), das neue 
Gesetzbuch für Thurgau^), Schwyz^), wie das schaffhausische 
Gesetz^), enthalten die gleichen Bestimmungen. Das letztere 
Recht bezieht auch ,die gleichen Grundsätze auf geschiedene 
Frauen. 

Wenn man nun diese Dürftigkeit, sowohl der in- als aus- 
ländischen Quellen einerseits berücksichtiget, und anderseits 
zugeben muss, dass solche Fälle sowohl beivWittwen als ge- 
schiedenen Frauen leicht eintreten können, so ist es fast unbe- 
greiflich, wie dieser Umstand, namentlich bei den kodifizirten 
Gesetzen fast durchgängig übergangen werden konnte. Sieht 
man aber hieven ab, so ist die Frage, was in einem solchen 
Falle, namentlich bei Witt wen Kechtens sein sollte, nicht so 
leieht zu lösen. — Es ist allerdings richtig, dass das Kind 
zu der Familie der Mutter in keine Verwandtschaft tritt und 
desshalb die Wittwe durch aussereheliche Niederkunft der 
Familie des verstorbenen Mannes kein neues Glied giebt 
Allein die gleichen Verhältnisse walten auch gegen ihre ver- 
lassene Familie oh. Ebenso trägt die Wittwe den Namen 
ihres Mannes, wie denn überhaupt alle Beziehungen zu der 
Familie des verstorbenen Mannes durch dessen Tod nicht 
erlöschen, währenddem sie, selbst bezüglich des Namens, aus 
ihrer frühem Familie ausgetreten ist Alle diese Gründe 
wären geeignet, den Gesetzgeber zu bestimmen, dass er, in 
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Abweichung von den angefahrten Gesetzen, bestimmen sollte, 
das uneheliche Kind soll dem angeheiratheten Namen der 
Matter, wenn diese Wittwe ist, folgen. 

^) Einzig die Findelkinder machen hier eine Ausnahme, weil der 
Name de« Vaters wie der Mutter unbekannt ist. Dem Yerfasser sind 
FiUle aus dem Kanton Luzern und Obwalden bekannt, in denen solchen 
Findelkindern der Käme des Hauses oder Hofes als Qeschlechtsname 
gegebem wurde. 

>) Angef. Gesetz §. 24. 

') Bürgerl. Gesetzbuch §. 305. 
. *) Bürgerl. Gesetzbuch §. 247. 

^ Angef. Gesetz §. 19. 

<) Ehegesetz §. 211. 

§. 12. 

Die elterliche Gewalt. 

Von einer Vormundschaft oder einer elterlichen Gewalt 
im Sinne des römischen Kechts kann in unsem Verhätnissen 
hezüglich der unehelichen wie hezüglich der ehelichen Kinder 
nicht die Bede sein. Jene, die Patris potestas, war die ah- 
solute Herrschaft üher das Kind. Die väterliche Vormmid- 
schaft dagegen seihst über eheliche Kinder im Sinne der Neu- 
zeit hegreift in sich: das Recht auf Ehrenbietung, auf recht- 
liche Vertretung, und die Pflicht zum Unterhalt und der Er- 
ziehung des Kindes. 

Würden nun die unehelichen Kinder durch die Geburt in 
die Familie der Eltern eintreten, so würden sie dieses Eechts- 
institut mit den ehelichen theilen. Allein da die Geburt sie 
von der Familie, der eigentlichen Unterlage jeder elterlichen 
Gewalt, ansschliesst , existirt über sie im Allgemeinen keine 
elterliche Gewalt, und nur da, wo das Gesetz eine solche ganz 
oder theilweise einräumt, kann von diesen Rechten bezüglich 
der unehelichen Kinder die Rede sein. Diese Rechte sind 
demnach nur ausnahmsweise; es sind keine allgemeine und 
durch das positive Gesetz und die Geburt substituirte. 
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Aach Bcfaliesst die Unterbaltooge - und Erziebungspfficbt, 
welche dem Vater oder der Matter obliegen kann, die eltw- 
liehe Gewalt noch keineswegs in sieh, indem diese nur der 
Inbegriflf von Pflichten, nicht aber aach den J^der väterlichen 
Gewalt inhärü-ender Rechten ausmacht. 

Das römische Becht kannte nun bezüglich der unehelichen 
Kinder keine väterliche Gewalt, sondern diese konnte nnr 
durch Legitimation erworben werden*). 

Das französische Recht räumte dem Vater wie der Mutter 
nur eine beschränkte elterliche Gewalt ein; dem erstem, wenn 
er das Kind auf gesetzliche Weise anerkannt hatte. Beide 
hatten das Recht, ein Kind, welches das 16. Jahr noch nicht 
angetreten, bis auf einen Monat einzusperren, und nach dieser 
Zeit, bis zur Majorennität oder Emancipation, bis auf sechs 
Monate, unter Mitwirkung des Präsidenten des Arondissements. 

Eine weitere elterliche Gewalt kann aus diesem Gesetze 
nicht entnommen werden. Die elterhche Gewalt über unehe- 
liche Kinder besteht demnach in Frankreich grösstentheils nar 
aus Pflichten 2). 

Das österreichische Gesetz geht diessfalls in Beschränkung 
der elterlichen Gewalt noch weiter , indem es den Eltern gar 
keine Rechte einräumt, welche nicht unbedingt mit der Er- 
ziehung zusammenhängen, sondern nur Pflichten auferlegt. 
Das uneheliche Kind steht nach dem Wortlaute des Gesetzes 
nicht unter der eigentlichen väterKchen Gewalt, sondern wird 
diurch einen Vormund vertreten. 3). 

In der Schweiz nun sind die diessfallsigen gesetzlichen 
Bestimmungen verschieden, wobei jedoch die Gesetze der 
meisten Kantone, wie Appenzell Ausser -Rhoden, Zujg, Thur- 
gau, St Gallen, Schwyz, Baselstadt und Luzem diese Materie 
gänzlich übergehen. Von jenen Kantonen, welche einzelne 
Bestimmungen enthalten, geht vorab Genf mit dem franzö- 
sischen Rechte einig. Ebenso Obwalden, das die elterliche 
Gewalt dem Gemeinderath vindizirt^), und Freiburg, das in 
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der Regel die gleiche Bestimmiing anfgeEUMninea and noch 
beifiigty dasfl dem unehelichen Kinde, falb es Vermögen be- 
sitzt , ein Yormmid gesetzt werden soll ^). Solothnm dagegen 
rünmt der Matter die elterliche Gawalt ein, wohl zweifelsohne 
von der Ansicht aasgehend, dass diese dorch Name und Blat 
mit dem unehelichen Kinde in der engsten Beziehung stehe ^). 
— Schaffhausen und Basselland hinwiederum erklärten die 
elterliche Gewalt als ein Attribut der Yormandschaftsbehörde^) ; 
ebenso Bem^) und das Gesetzbuch fiir den Kanton Zürich^) 
und Aargau^®). Niedwalden überträgt die elterliche Gewalt 
der Vormundschaftsbehörde einzig, und diese hat nöthigenfalls 
dem Kinde einen Vogt zu stellen; jedenfalls aber, wie das 
Gesetz sagt, darauf zu achten, dass jene Personen, welche 
der Pflege und Erziehung des Kindes obliegen, ihre Pflicht 
thon*^). — Nach glamerischem Rechte scheint die Mutter 
die elterliche Gewalt za besitzen, aber auch der Vater, wenn 
ihm das Kind zur Besorgung übergeben wird ^^). — Am wei- 
testen unter allen Gesetzen geht diessfalls das Wallisische 
zu Gunsten der Eltern,^ indem dieses dem Vater unbedingt 
die väterliche Gewalt einräumt *^). 

Fragen wir nun, abgesehen von den positiven Gesetzen, 
was diessfalls Rechten's sein sollte, so stehen wir nicht an, 
zu erklären, dass nach unserm Dafürhalten im Allgemeinen 
der Mutter die elterliche Gewalt, wie bei ehelichen sollte 
eingeräumt werden. Das Verhältniss zwischen Mutter und 
Kind von der Natur, nicht durch einen oft bezweifelten Spruch 
des Richters erzeugt, ist schon aus diesem Grunde ein ftir 
das Wohl des Kindes interessirtes. — Mächtiger als die Er- 
innerung an die Sünde und die Schande wirkt hier die Na- 
tur. Für das Wohl des Kindes kann es nur vom Guten sein, 
wenn es dieser Mutter, im Abgange eines ächten Vaters, Liebe 
und^Ehrerbietigkeit zollen muss. Sein sonst so isolirtes Da- 
sein wird wenigstens einigermassen gemildert. Auch die Mutter 
ist zweifelsohne meistens am geeignetesten, die Erziehung des 
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Kindes m besorgen. Ausnahmen fireilieh sind denkbar, aber 
dann hat ja die öffentliche Vormnndschaft) w^ bei ehelichen, 
das Recht der Intervention. 

Das8 sodann denjenigen Vätern, welche ihre Kinder nach 
dem ^nzbsisehen Rechte anerkennen, die volle väterliche 
Gewalt eingeräumt werden sollte , ergiebt sich aus der Natur 
des eingegangenen Verhältnisses. 

In allen andern Fällen sprechen unzweifelhaft wichtige 
Gründe gegen die Uebertragung der väterlichen Gewalt an 
uneheliche Väter , selbst im Falle ihnen die Unterhaltung der 
unehelichen Emder Überbunden ist. Das Verhältniss ist fast 
durchweg ein erzwungenes, kein freiwilliges, und wie sollte 
daraus Liebe und Zuneigung, die wesentlichen Bedingungen 
zur heilsamen Ausübung der väterlichen Gewalt, entstehen 
können. Ist diese wirklich vorhanden, wird es in den meisten 
Fällen dem Vater möglich , das uneheliche Kind so oder an- 
ders zu legitimiren, und ist sie nicht vorhanden, dürfte das 
Sand bedauert werden, wenn es unter die Gewalt eines sol- 
chen Vaters käme. Mag auch die Vormundschaft nicht allen 
Anforderungen entsprechen , wird sie doch immerhin einer 
solchen väterlichen Befugniss vorzuziehen sein. D^r Vater 
selbst kann aus der überbundenen Unterhaltungspflicht keine 
Rechte herleiten, denn diese ist die Folge einer gesetzlich 
verbotenen Handlung, aus welcher nur Rechte für den Staat 
Namens des erzeugten Kindes, aber keineswegs für den Ur- 
heber hergeleitet werden könnten. ^ 

Im Allgemeinen sollte desshalb nach unserer Ansicht in 
der Regel der Mutter, nie aber dem Vater die elterliche Ge- 
walt eingeräumt werden, als einzig in dem Falle, wenn er 
das Kind anerkannt hat, in welcher Beziehung uns dann aller- 
dmgs die beschränkte elterliche Gewalt der französischen Ge- 
setzgebung als ungenügend erscheint. 

^) Schweppe: Rom. Privatreoht §. 661 ; Glük, Pandekt., Commen- 
tar, Band U, §§. 140, 141, Nota 69. 
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s) Art. 383, 376, 377, 378, 379 und 380. Code Nap. 
«) AUeg. b. Gesetzb. §. 166. 
*) Angef. Gesetz Art. 9, 
») Zivilgesetzbuch §. 233. 
•) Bürgerl. Gesetzbuch §. 305. 
») Ehegesetz §. 208, Landes -Ord. XXIII. §. 70. 
^ Bürgerliches Gesetz §. 107. 
<*) Bürgerliches Gesetzbuch §. 308. 
*<^ Bürgerliches Gesetzbuch §. 115. 
*') Bürgerliches Gesetzbuch §. 117. 
") Angef. Gesetz §§. 41 und 42. 
*») ZiTilgesetzbuch §. 151. 

§. 13. 
Die ünterhaltungspflicht der unehelichen Rinder. 

Die Ünterhaltungspflicht der Eltern gegenüber den Kin- 
dern ist, abgesehen von jeder positiven Gesetzgebung» un- 
zweifelhaft schon durch die Gesetze der Natur festgestellt. 
Die positiven Gesetze gaben demnach, wenn sie die Eltern 
zur UntoriMiltung der Kinder verpflichteten, nur dem, selbst 
den meisten Thieren innewohnenden Naturgesetze Ausdruck. 
Dieses Gesetz nun lässt sich nicht nur auf die ehelichen, son- 
dern ebenso gut auf die unehelichen Kinder beziehen. — Und 
wäre bezüglich jeder unehelichen Geburt der Vater ausge- 
mittelt, dürfte die allgemeine Regel, die Eltern haben ihre 
Kinder zu erhalten und zu erziehen, hier unbedindgt Geltung 
finden. Allein gerade da dieses bezüglich der Vaterschaft 
nicht möglich ist, musste die Gesetzgebung diessfalls regelnd 
und spezialisirend umgreifen, um so einerseits die Pflichten 
zwischen Vater und Mutter zu regeln, und anderseits die Er- 
ziehung und Unterhaltung der unehelichen Kinder zu sichern. 
— Wir werden desshalB bei Behandlung der einschlägigen 
Lehre zuerst die Pflichten der Mutter, sodann diejenigen des 
Vaters, und nachher die subsidiäre Ünterhaltungspflicht der 
Eltern, Verwandten und Gemeinden behandeln müssen. 

6 
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§. 14. 

Die Unterhaltangspflicht der Mutter. 

Bei Behandlung dieser mütterlichen Pflicht müssen drei 
verschiedene Momente genau auseinander gehalten werden» — 
Vorab kann der Fall eintreten , dass weder ein Schwängerer, 
noch ein Vater im Sinne der Gesetze ausgemittelt ist, sodann 
dass zwar ein Schwängerer, aber kein Vater sich vorfindet, 
wie dieses bei den Gsetzgebungen , welche dem Matemitäts- 
grundsatze huldigen und nur eine Alimentationsklage zulassen, 
immer der Fall ist, und endlich dass nach den Konsequenzen 
des Paternitätsgrundsatzes ein Vater wirklich ausgemittelt ist 
In allen diesen Fällen wird die Pflicht der Mutter eine ver- 
schiedene sein, und muss desshalb hier speziell berührt werden. 

Im Allgemeinen darf nun angenommen werden, dass wenn 
kein Schwängerer und kein Vater ausgemittelt ist, was in 
jenen Kantonen, die den französischen Matemitätsgrundsatz 
haben, immer der Fall ist, und in jenen Kantonen, welche 
den Matemitätsgrundsatz mit der Alimentationsklage, oder 
den Patemitätsgrundsatz angenommen , oft der Fall sein kann, 
die Mutter einzig den Unterhalt des ausserehelich gebomen 
Kindes zu übernehmen habe. Der Code civil, sowie das 
preussische Landrecht erwähnen zwar dieser Verpflichtung spe- 
ziell nicht; allein unzweifelhaft tritt auch hier von Seite der 
Mutter die Unterhaltungspflicht ein. Deutlicher dagegen spricht 
sich das österreichische Gesetzbuch aus , indem es die ausge- 
mittelten Eltern, folglich in diesem Falle die Mutter zur Unter- 
haltung verpflichtet^). Das bemersche Gesetz erklärt aus- 
drücklich, dass diese Pflicht in erster Linie auf der Mutter 
laste y. Das zürcherische Gesetzbuch bestimmt, dass die Sorge 
für die Erziehung und Pflege zuerst der Mutter obliege ^^. 
Nach luzemerischem Rechte hat derjenige Theil, dem das 
Ejud zugesprochen wurde, somit im vorliegenden Falle die 
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Matter, die Pflicht, das Eisd zq unterhalten^^. Das Gleiche 
bestimmt das Gesetz für den Kanton Uri ^J. In den Kantonen 
Schwyz«;, NiedwaldenV, Obwalden«), Zug»), Glarus *0), 
GraubOnden**), Appenzell Ausser -Rhoden*^), St Gallen*'), 
Thurgau**), Schaff hausen *5), Aargau*«), Solothum*^), Basel- 
stadt/«), Neuenburg"), Freiburg«»), Waadt^i), Wallis «a) 
und Tessin«'), bestehen im Allgemeinen ganz die gleichen 
Bestimmungen. Genf richtet sich nach den bereits ange- 
gebenen Bestimmungen des französischen Gesetzbuches. In 
Appenzell Innrer -Bhoden fehlen gesetzliche Bestimmungen; 
aber auch hier darf aus der Ansicht , dass der Vater an die 
Unterhaltung nur einen Alimentationsbeitrag zu leisten hat, 
gefolgert werden, dass die Mutter im Abgange eines solchen 
Beitrages das Kind selbst; zu unterhalten habe. 

Man darf demnach als Folgerung aus dem Gesagten an- 
nehmen, dass in allen Kantonen der Schweiz, falls weder ein 
Schwängerer noch ein Vater ausgemittelt ist, die Mutter das 
uneheliche Eand zu unterhalten habe. 

Ist aber der Schwängerer im Sinne jener Gesetzgebungen, 
welche zwar den Matemitätsgrundsatz angenommen, aber mit 
demselben die Zulässigkeit einer Alimentationsklage verban- 
den, — ausgemittelt, ändert sich diese Unterhaltungspflicht 
der Mutter, und diessfalls findet sich in den Gesetzgebungen 
nicht mehr die gleiche Uebereinstimmung. 

Gemeinrechtlich hatte in einem solchen Falle die Mutter 
im Allgemeinen die volle Unterhaltungspflicht, indem sie, wie 
wir weiter unten zeigen werden, nur auf AUimentation An- 
spruch machen konnte, ihr aber die Verpflegung des Kindes 
blieb. Das Gleiche gilt nach französischem Rechte, indem 
selbst bei der Entführung nur eine Alimentationsklage zu- 
lässig ist^^). Auch nach dem preussischen Landrechte muss 
die Mutter das Kind verpflegen, freilich auf Kosten des Va- 
ters, bis es 4 Jahre alt ist. Nachher kann der Vater die 
Verpflegung selbst übernehmen, und in diesem Falle hört die 
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VerpfliehtoDg der Mutter tmt Sie hat aber das Recht, auf 
ibre Kosten die Verpflegimg fortsosetsen. Im Falle das Kind 
vom Vater schlecht verpflegt würde, kann das Vormundschaft- 
liehe Gericht diese der Matter wieder fibertragen , far welche 
sodann. die Yerpflegongspflicht wieder entsteht'^). Im Kan- 
ton Bern liegt die Verpflegong des Kindes bis in's Id.* Jahr 
der Mutter gegen Entschädigong von Seite des Vaters ob ^*). 
Die gleiche Bestimmong enthält das St Gallische Gesetz ^). Im 
Kanton Appenzell Ausser- Bhoden haftet in diesem Falle immer 
noch die Hälfte der Unterbaltungspfltcht auf der Mutter*^). 
Im Kanton Schaffhausen lastet diese Pflicht bis in^s 8. Jahr 
auf der Mutter, sodann tritt hier die Eigenthümlichkeit ein, 
dass nachher die Mutter nur noch die Mädchen gegen Ent- 
gelt von Seite des Vaters zu verpflegen hat, die Knaben da- 
gegen dem letztem zur Last fallen ^^). Im Aargau muss die 
Mutter das erste Jahr gegen Entgelt das Kind besorgen. Im 
Kanton Solothurn lastet diese Pflicht gegenüber dem AHimen- 
tationsbeitrage von Seite des Vaters die ganze Zeit auf der 
Mutter^®). Die gleiche Bestimmung enthält das Gesetz für 
Baselstadt ^^J und BaseUand^^) und die neueren Gesetze für 
Schwyz'*), Zug^^) und Thurgau. — Im Kanton Zürich und 
Graubünden hat die Mutter das Kind bis zum 12. Jahr zu 
erhalten, wobei es bei den Gerichten steht, den Beitrag an 
die daherigen Kosten von Seite des Schwängerers festzustellen. 
Im Kanton Neuenburg, Waadt und Genf haben die ausser- 
ehelichen Mütter überhaupt nur Anspruch auf Leistungen von 
Seite der Väter, wenn diese das aussereheliche Kind auf ge- 
setzliche Weise anerkannt haben; wesshalb ohne Zweifel, 
diesen Fall ausgenommen, die ganze Uuterhaltungspflicht auf 
den Müttern lastet. Ein Schwängerer im Sinne jener deutsch- 
schweizerischen Gesetze, welche eine Allimentationsklage zu- 
lassen, kann dabei in diesen Kantonen nicht ausgemittelt 
werden, indem hier der Schwängerer, falls er das Kind nicht 
anerkennt , gerichtlich gar nicht belangt werden kann. 
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Ist endlich gegentiber der Mutter nieht nur der SehwSn- 
gerer, sondern naeh dem System des Fatemit&tsgrundsatzes 
der Vater ausgemitteh, so lastet nach Österreichischem Reqjht 
die ganze Unterhaltongspflicht aof dem Vater, wobei jedoch 
die Matter berechtigt ist, das Kind auf Kosten des Vaters 
selbst zn verpflegen'^). Nach dem loz^nelrischen Oesetze 
haftet diese Last, nnd zwar ohne Entgelt, Während des 
ersten Altersjahres des Kindes auf der Mutter '*). Das Gleiche 
gilt im Kuiton Uri, jedoch hier gegen eine Entschttdignng 
yon Seite des Vat^s^), Nach den Bestimmungen des bürger- 
lichen Gesetzbuches für Niedwalden hat die Mutter das Kind 
während drei Jahren, und zwar ohne Entschädigung zu er- 
halten ''). Gegen Entschädigung lastet diese Pflicht auf der 
Mutter in Obwalden während eines Jahres ''). Im Kanton 
Glarus steht es beim Ermessen der Gerichte, ob sie die Er- 
ziehung und Unterhaltung des unehelichen Kindes gegen einen 
AHmentationsbeitrag von Seite des Vaters für die ganze Zeit, 
oder nur theilweise der Matter überbinden wollen, ansonst 
auf der Mutter keine weitere Unterhaltungspflicht lastet^). 
In der Begel hat im Kanton Graubünd^n die Mutter die Pflicht, 
das uneheliche Kind bis in's 12. Jahr zn erziehen und zu 
erhalten; jedoch ist dieses, wie ein allfälliger AHmentations- 
beitrag von Seite des Vaters ganz dem Ermessen der Gerichte 
anheimgesteUt^^). Im Kanton Appenzell Inner -Bhoden hat 
die Mutter ihr Kind gegen eine wödienlliche Entschädigung 
selbst zu erhalten ^^). Nach freiburgisohen Gesetzen hat die 
Mutter gegen eine Entschädigung die Pflicht, während vier 
Jahren ihr uneheliches Kind zu erhalten , nachher aber k^e 
Pflicht mehr hiezii, sondern nnr noch ein Becht^'). In Wallis 
endlich muss die Mutter gegen ^ne Entsehäd^ong das Khid 
die ersten zwei Jahre erhalten ^^). 

1) AUgem. bürgerL Gesetz §. 166. 
^) Bürger!. Gesetzbuch §. 116. . 
*) Bürgerl. Gesetzbuch §. 308. 
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*) Bürgerl. Q^setabuch §. 101. 

^ Gesetz vom 3. Mai 1857 $. U. YgL Landbuch a. a. O. 

*) Angef. Veropdntmg vom 11. Weinmonat 1849, §. 13 a. a. O. 
und §. 20 der Yerordnung von 1854. 

*) Büigerl. Gesetzbuch §. 110. 

■) Angef. Verordnung §. 10. 

*) Gesetz yom 18. Jmii 1855, §. 10. 

^^ Gesetz über Verrichtungen des Ehegerichts, §. 49. 

'<) Gesetz von 1831 , §. 7 und Art. 7 des Gesetzes Ton 1855. 

«) Gesetz vom 24. April 1834, §. 10. 

'*) Gesetz vom 23. Juni 1832, Art. 7. 

^*) Dekret vom 23. Juni 1831 , §. 10 und §. 246 des Personen- 
und Familienrechtes. 

<<) Eh^esetz §. 11. 

1«) Bürgerl. Gesetzbuch §. 241. 

*') Bürgerliches Gesetzbuch §. 281. 

«) Ehegerichtsordnung §. 95. 

**) Loi suries enfants naturels du 27. Noy. 1849, Art. 27. 

«•) Zivilgesetzbuch %. 230. 

*') Code civil §. 185 und Loi sur les enfants naturels du 1. Decbr. 
1855, Art. 195. 

«) Zivilgesetzbuch §. 150. 

«») Code civil §. 83. 

«*) Code dvü Art. 340. 

s^ Allgem. Landrecht §§. 621, 622, 623, 624 und 625. . 

^) Bürgerl. Gesetzbuch §§. 166 und 168. 

^ Angef. Gesetz §. 7. 

*^ Angef. Gesetz Art. 9. 

«•) Ehegesetz §. 208. 

W) Bürgerl. Gesetzbuch §. 241. 

") Ehegerichtsordnung §. 92. 

M) Eh^erichtsordnung §§. 1 und 21. 

»•) Angef. Verordnung §. 20. 

•^ Angef. Gesetz §. 17 u. folg. 

^ Allgem. bürgerl. Gesetzbuch §§. 167 und 168. 

••) Bürgert. Gesetzbuch §. 199. 

^ Angef. Gesetz §. 14. 

»») Bürgert. Gesetzbuch §. 110. 

»•) Angef. Gesetz §. 10. 

40) Angel Gesetz $$. 41 und 42. 

«) Angef. Gesetz §. 7. 




Digitized by 



Google 



UDterhaltimgspfliclit des SohwSngerers , resp. Vaters. 71 

**) Brander a. a. O. 

4*) Zivilgesetzbuch §§. 229 und 230. 

*^) Zivilgesetzbuch §. 161. 

Nach den englischen Armengesetzen von 1834 haftet in allen Fallen 
die Mutter primaire für die Unterhaltung der unehelichen Kinder. Diese 
Pflicht lastet immer auf ihr, wenn sie die Mittel dazu hat. Sie hat 
dieser Verpflichtung nachzukommen bis das Kind das 16. Jahr erfüllt 
hat. Das Gesetz geht so weit, die Mutter sogar für Vorschüsse den 
Kirchspielen g^enüber haftbar zu erklären, wenn diese wegen momen- 
taner Unvermögenheit aushelfen müssen und die Mutter nachher zu 
Vermögen* kommt. Die Mutter kann aber für das Kind nur Unter- 
stützung erhalten, wenn sie sich mit demselben in^s Armenhaus be- 
giebt; denn das ist ein Hauptgrundsatz der Armengesetze von 1834, 
dass die Armen keine Unterstützung als im Armenhause gemessen. — 
Zachariä am angef. O. , S. 16. 

§. 15. 

Unterhaltungspflicht des Schwängerers, resp. Vaters. 

Wird der Schwängerer oder der Vater eines unehelichen 
Kindes, sei es durch ein gerichtliches Urtheil, sei es durch 
Anerkennung ausgemittelt , so kann die Unterhaltungspflicht 
ganz oder theilweise auf ihn übergehen. In letzterer Bezie- 
hung sind sodann noch zwei Fälle dienkbar, indem er ent- 
weder die ünterhaltungspflicht nach einer bestimmten Zeit 
ganz übernehmen, oder aber für kürzere oder längere Zeit 
an diese einen Beitrag leisten muss, — Um nun diessfalls 
in die ziemlich detaillirte Materie mehr Klarheit zu bringen, 
woUen wir die letztere Art — oder die Alimentationspflicht 
von der erstem , oder der eigentlichen Unterhaltungspflicht ge- 
trennt behandeln, wobei wir jedesmal auf die Gesetzgebungen, 
welche die einen oder andern Pflichtarten aufgenommen, 
Rücksicht nehmen werden. 

Anbetreffend nun die Alimentationspflicht, so ist diese 
ein gemeinrechtliches Institut, welchem theils römische, theils 
kanonische Bechtsanschauungen zu Grunde liegen. Gemein- 
rechtlich ist der Vater, falb die aussereheliche Geschlecbtsver- 
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mischong eine Schwängemog zur Folge hatte, pnmur zur 
Unterhaitang des Eandes verpflichtet^). 

Anbelangend den Bechtsgrund ftir diese Pflicht sind die 
Ansichten getheilt. Einige folgern denselben aus dem Ver- 
gehen, welches jede anss^ehelicbe Schwängeiung in sich 
Bchliesst ^), währenddem Andere dafür halten , er liege lediglich 
in der Thatsache der ansserehelichen GeschlechtsvermischQng 
und dem aus derselben entstandenen persönlichen Verhältnisse, 
nämlich dem der ansserehelichen Verwandtschaft^). 

Ebenso bestritten ist die Frage, ofaiund welche unehelichen 
Kinder das Recht auf eine Allimentation haben , d. h. ob na- 
mentlich die aus Ehebruch erzeugten diessfalls ein Klagerecht 
besitzen. — Fasst man nun diessfalls den Wortlaut der römi- 
schen und kanonischen Quellen in^s Auge^), wird man unbe- 
zweifelf annehmen müssen, nach kanonischem und römischem 
Bechte habe solchen Kindern kein Klagerecht zugestanden. 
Dagegen scheint der gemeinrechtliche Gerichtsgebrauch diess- 
falls für solche Kinder sich schonender ausgebildet und ihnen 
ein Klagerecht zugestanden zu haben ^). 

Bezüglich des Umfanges der Allimentation, so begriff sie 
gemeinrechtlich: Nahrung, Kleidang , Wohnung , Ejranken- 
kosten, Erziehungs- und Unterrichtskosten ^), falls die Unter- 
haltung vom Schwängerer selbst bestritten wurde. War dieses 
nicht der Fall, so war gemeinrechtlich ein bestimmtes Aequi- 
valent nicht bestimmt und desshalb dem Ermessen des Richters 
anheimgestellt. 

In diesem letztem Falle sodann beginnt gemeinreehtüch 
die Pflicht, wie bei den ehelichen, mit der Geburt^), und 
dauert im Allgemeinen so lange, bis das Kind sich selbst er- 
nähren kann^); nach dem allgemeinen Gerichtsgehraaohe bei 
den Knaben bis zum zurückgelegten 1 2. , und bei den Mäd- 
chen bis zum zurUcl^gelegten 14. Lebensjahre^). Die Alimen- 
tationsforderungen hatten gemeinrechtlich am Konkurse kein 
Voirechti«). 
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Eine diesen Grundsätzen ganz entgegen gesetzte Bichtong 
befolgt das französische Recht ^^), indem das uneheliche Eand 
nur ein Klagerecht gegen jenen Vater hat, von dem es in 
einer öffentlichen Urkunde ist anerkannt worden ^^). 

Nach preussischem Rechte hat vorab der Vater während 
der vier ersten Jahre die Mutter für den Unterhalt zu ent- 
schädigen , nachher hat er das Kind selbst zu erhalten Diese 
Verbindlichkeit dauert bis nach dem zurückgelegten 14. Jahre. 
Für Söhne muss der Vater die Kosten für Erlernung eines 
Handwerkes bezahlen. Hat der Vater das Kind zu einem Ge- 
werbe erziehen lassen, durch welches es> nach dem 14. Jahre 
seinen Unterhalt nicht erwerben kann, muss der Vater es 
unterhalten, bis dieses letztere eintritt.^ Die Verpflegungs- 
pflicht hört nicht auf, wenn die Kinder durch Leibeskrank- 
heit, oder sonstige fehlerhafte Geistes- oder Gemüthsbildung 
unvermögend sind , ihren Unterhalt zu erwerben *®). 

Von den schweizerischen Gesetzen kennen eine Alimen- 
tationspflicht im Allgemeinen die Kantone: Zürich, Bem^^), 
Schwyz, Zug*«), Graubünden, St. Gallen"), Thurgau, Schaff- 
hausen *7), Aargau**), Solothurn **) , Baselstadt®®), Basellaod, 
und im Sinne der französischen Gesetzgebung Neuenburg, 
Waadt®*), Genf und Tessin, somit alle Schweizergesetze, mit 
Ausnahme desjenigen von Appenzell Ausser -Rhoden, welche 
den Matemitätsgrundsatz angenommen haben. In Appenzell 
Ausser- Rhoden haftet die Unterhaltungspflicht auf dem Schwän- 
gerer und der Mutter gemeinschaftlich« 

Anbetreffend nun die Dauer dieser Unterhaltungspflicht, 
so fUngt sie in der Begel mit der Geburt des Kindes an» 
ausgenommen jene Fiüle, in denen, wie wir im vorigen Para- 
graphen gezeigt haben, der Mutter die alleuiige Unterhaltungs- 
pflicht Überbunden ist. — Was dagegen die Endschaft dieser 
Alimentation anbetrifft, so ist diese verschieden. Die Ali- 
mentationspflicht ist kein Aequivalent für die volle Unteriial* 
toi^pflicht des Kindes, sondern nur ein Beitrag an dieselbe. 
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Jene nmfast den Gesammtnnterhalt, diese dagegen nur einen 
Theil. Es ist daher begreiflich, wenn jene mehr als eine 
bleibende, diese dagegen nnr als eine anf eine bestimmte 
Reihe von Lebensjahren des Kindes bestimmte angesehen 
werden rnnss. Hieraas erklärt sich leicht die Verschiedenheit 
der Gesetzgebung. — Bern bestimmt sie bis zum vollendeten 
siebenzehnten ^^), Zug bis zum zurückgelegten vierzehnten^^), 
uud Schwyz, Graubänden und Thurgau bis zum zwölften 
Lebensjahre des Kindes. Das St. Gallische Gesetz lässt diese 
Frage unentschieden^^). Schaff hausen setzt die Endschaft 
auf das zurückgelegte fünfzehntem^}, Aargau auf das sechs- 
zehnte m«) , Solothurn *^) und Baselstadt ' ebenfaUs **) , Basel- 
land auf das zwölffce ^^) und Tessin endlich auf das zwanzigste 
Altersjahr des Kindes'®). Neuenburg, Appenzell Ausser-Rho- 
den, Waadt und Genf haben diessfalls keine gesetzlichen Be- 
stimmungen. 

Ebenso ungleich, wie die Zeitdauer für die AUimentations- 
pflicht ist die Grösse des daherigen Beitrages. Das zürche- 
rische Gesetz räumt diessfalls den Gerichten volle Freiheit 
ein, jedoch soll der jährliche Beitrag die Hälfte des Kost- 
geldes wenigstens betragen. Das bemerische Gesetz stellt 
den Behörden die AusmitUung dieser Beitragssummen anheim, 
wobei auf das Vermögen und die Erwerbsfähigkeit des Be- 
klagten und auf die Vollständigkeit des gegen ihn gefiährten 
Beweises Rücksicht zu nehmen ist. — Zug bestimmt ein für 
allemall 70 Fr., Schwyz überlast die Feststellung, wie Grau- 
bfüiden, den Gerichten, in St. Gallen ist der Beitrag auf 
25 Fr. , in Schaffhausen auf 35—200 Fr. a. W. , im Aargaa 
auf 50—100 Fr. a. W., in Solothurn auf 40 Fr. a. W. 
festgesetzt, währenddem Thurgau, Baselstadt, Neuenburg, 
Waadt, Genf und Tessin es den Gerichten anheimstellt, 
die Grösse auszumitteln ; — und diese im Kanton Appenzell 
Ausser -Rhoden in der Hälfte sämmtlicher Unterhaltungskosten 
besteht — In Baselland ist die Festsetzung der Summe den 
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errichten überlassen ; wobei steh aocb keine Praxis festgestellt 
hat, ob dieselbe in mnder Smnme oder in periodischen Bei- 
trügen zn bestehen habe'^). Bezüglich der Sicherung dieser 
AlimentationsbeitrSge von Seite des Vaters, finden wir nur 
im sfircherischen und sngerischen Gesetze schützende Bestim- 
mungen. Ein Ausländer hat im Kanton Zug gleich nach der 
Anzeige an den Gemeindspräsidenten eine Kaution zu stellen, 
widrigenfalls sein Vermögen mit Arrest belegt werden kann! 
Das Gleiche gilt gegenüber von Kantons- und Schweizerbtir- 
gern, wenn Verdacht vorhanden ist, dass em solcher sich 
widerrechtlich der Klage entziehen wilP*]. 

Uebergehend nun zu der Unterhaltungspflicht des Schwän- 
gerers, wenn er nach dem Systeme der Patemitätsgesetze als 
Vater erklärt wird, so fallen hier offenbar die Bestimmungen 
des gemeinen französischen und preussischen Rechtes weg, so 
wie die Gesetze jener Kantone, in denen der Matemitäts- 
grondsatz gilt, und es bleiben uns nur die österreichischen 
und jene Schweizergesetze zu berücksichtigen, welche den 
Patemitätsgrundsatz aufgenommen haben. 

Das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch für die gesammten 
deutschen Erblande erklärt nun den Vater im Allgemeinen 
als primair pflichtig, die unehelichen Kinder zu unterhalten. 
Da es über Beginn und Dauer nichts enthält, muss ange- 
nommen werden, sie beginne mit der Geburt, endige mit der 
Erhaltungsfähigkeit des Kindes, und falls, da die Mutter das 
Recht der Erziehung hat , sich die Parteien über die zu ver- 
abreichende Verpflegungssumme nicht verständigen können, 
habe der Richter zu entscheiden"). 

Die Unterhaltungspflicht im Allgemeinen von Seite des 
ansgemittelten Vaters besteht in der Schweiz in den Kan- 
tonen Luzem^*), Uri'*), Niedwalden'*), Obwalden'^), Gla- 
ms»«). Appenzell Inner -Tthoden »»), Freiburg *<>) und Wallis**), 
somit in allen Kantonen, in denen der Patemitätsgrundsatz gilt. 

Sie besteht im ganzen Unterhalt im Kanton Luzem« und 
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Uri vom ersten , in Niedwalden vom dntt^a , in Freibarg vom 
vierten, und im Kanton Wallis vom ssweiten Lebensjahre des 
unehelichen Kindes an. Der Kanton Glarus überlässt die 
daherige Bestimmung dem Eichter. Jn dem Kanton Appen- 
zell Inner- Bhoden bleibt die Besorgung der Unterhaltung 
immer der Mutter**). 

Während der Zeit, innert welcher die volle Unterhaltungs- 
pflicht auf dem nach dem Patemitätsgrundsatze ausgemittehen 
Vater nicht lastet, sondern die Mutter das Kind zu besorgen 
bat, ist in einigen Kantonen der Vater zu einem Beitrage 
verpflichtet, in andern nicht. Unentgeldlich muss die Mutter 
während der angegebenen Zeit das Kind unterhalten in den 
Kantonen Luzern, Niedwalden und Wallis. Dagegen lastet 
in den Kantonen Zürich, Uri, Obwalden, Glarus, Appenzell 
Inner -Ehoden und Freiburg diese Pflicht auf der Mutter nur 
gegen eine Entschädigung. *Die Grösse dieser Entschädigung 
ist sehr verschieden. 

Anbetreflend die Zeitdauer dieser Unterhaltungspflicht , so 
bestimmen diessfalls die angeführten Gesetze nichts Spezielles. 
Allein da in allen diesen Fällen die volle Unterhaltungspflicht 
an die Väter übergeht, muss nach Analogie der Bestimmungen 
über den Unterhalt ehelicher Kinder angenommen werden, 
dass sie im angegebenen Sinne bis zur eigenen Unterhaltungs- 
fähigkeit von den Vätern müssen verpflegt werden. — Be- 
stimmungen zur Sicherung dieser Verpflichtungen enthalten 
Luzern*^) und Glarus**), deren Gesetzgebungen eine Ver- 
arrestirnng des vorfindlichen Guthabens erlauben, ein Recht, 
das indessen nach dem Inhalte der Bundesverfassung gegen- 
wärtig nur gegen NichtSchweizer ausgeübt werden kann*^). 

^) Diese gemeinrechtUehe Lehre wird abgeleitet aus Novel 89, 
Cap. 12 §. 6 und dem caput. 5 X de eo, qui duxit in matremomum, 
quam polluit per adulterium (Decret 4. 7); sowie aus dem mit dieser 
Stelle in Beziehung stehenden Entscheide Klemenz m. Ton 1190, 
welcher die Trennung zweier Konknbinaaten bestimmte und b^fOgte:- 
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„SoUicitudinis tarnen tuae intererit, nt uterqtte llberis suis procreatis 
proYideat, et secnndnm quod eis snppetont facxiltates, snstentationi 
eorum necessaria subministret. '^ — Neben diesen Gesetzesstellen gilt 
als Quelle für diese gemeinrechtliche Lehre die allgemein Terbreitete 
Gerichtspraxis. — Vgl. Thibeaut a. a. O. §. 214. 

«) Zivilrecht von Wening, Bd. II. §. 284. 

*) Bülow und Hagemann, praktische Erörterungen^ Bd. lY, Er- 
örterung 70 §. 9. 

*) Onnis , qui ex complexibüs aut nefariis aut incestis aut dam- 
natis processerit, iste neque naturalis nominatur, neque alendus est 
apurentibus, Nov. 89 Cap. 15. Quia tarnen tarn lex mosaica, quam 
canonica sobolem, susceptam ex adulterio detestatur, saecularibus 
quoque legibus non solum repellantibus eos a successione paterna, 
sed negantibus ipsis etiam alimenta, petitioni tuae non duximus an- 
nuendum. Cap. 13 X, qui filii sunt legitimi (4. 17). 

•) Thibeaut, System des Pandekt. Rechtes, §. 241, Bülow und 
Hagemann a. a. O. S. 365. 

«) Fr. 234 §. 2 D. de verb. signif. (50. 1«), Fr. 6 D.. de alimcnti» 
vel cibar. leg. (34. 1), Fr. 44 D. de verb. signif. (50. 16) , Fr. 6 §. 5 B. 
de Carbon, ediotio (37. 10). 

^) Thibeaut, Pandekten - System §. 241. 

») Thibeaut a. a. O. §. 243. 

^ Glük a. a. O. S. 205. 

*<>) Schweppe , System des Konkurses. — 2. Ausgabe §. 49 Note 5, 
§. 78 Note 4. 

**) Zachariä a. a. O. S. 7. — Diese Bestimmungen schliessen sich 
an das Gesetz vom 12. Brumaire Jahr U an. Das ältere Familien- 
Becht stimmte dagegen vollständig mit der gemeinrechtlichen Lehre 
überein. Zachariä a. a. O. 

**) Das englische Gesetz kennt diese primäre unterhaltungspflicht 
des Vaters gar nicht. — Zachariä a. a. O. S. 16. 

1«) Allgem. Landreoht §§. 621, 633, 635, 636, 637. Nach dem 
Gesetze vom 24. April 1854 verliert aber das Kind das Recht, auf die 
angegebene Alimentation zu klagen, wenn der Mutter selbiN: keiin 
Klagerecht zusteht. Gegen Personen des Soldatenstandes, vom Feld- 
weibel abwärts, findet wegen dieser Pflicht kein Abzug vom Solde 
statt. Vgl. §. 16 unten. 

**) Bürgerl. Gesetzbuch §§. 166 und 169. 

15) Allgem. Gesetz §. 17. 

*^ Allgem. Gesetz §. 7. 

") Ehegesetz §. 203. 
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>>) Bürger!. Gesetzbuch §. 243. 

19) Bürgerl. Gesetzbuch §. 298. 

*®) Ehegerichtsordnung §. 92. 

") Angef. Gesetz Art. 195. 

«) Bürgerl. Gesetzbuch §. 197. 

*•'') Allgem. Gesetz §. 17. 

") Allgem. Gesetz §. 10. 

*») Ehegesetz §. 208. 

««) Bürgerl. Gesetzbuch §. 243. 

«») Bürgerl. Gesetzbuch §. 298. 

") Ehegesetz §. 92. 

2») A. a. O. Ehegerichtsordnung 21 §. 1. 

•ö) Codice civile. 

•1) Durch obergerichtliches Urtheil vom 26. September 1839 in 
Sachen der Maria Tschudin von Pratelen wurde die Frage: ob die 
Entschädigung in runder Summe müsse verabfolgt werden, verneint; 
dagegen durch Uriheil vom 13. Jänner 1837 in Sachen der A. M. 
Madörin von Zuzgen und durch Urtheil vom 14. August 1832 in 
Sachen der Theresia Lüthi von Oehlefingen bejaht. — Bezüglich der 
Grösse der Entschädigung erkannte das Gericht in zwei Fällen auf 
die Abfindungssumme von 500 Fr. und 300 Fr. a. W. — Bezüglich 
der wöchentlichen Entschädigung variren die Urtheile zwischen 5 und 
15 Btz. a. W. ,— Vrgl. obergerichtliches Urtheil vom 31. März 1838 
in Sachen der Elatharina Schmidli von Aesch, in welchem 15 Btz. 
a. W. per Woche bestimmt wurde, und das obergerichtliche Urtheil 
vom 26. Herbstmonat 1839, sowie das Urtheil vom 20. Dezbr. 1839, 
letzteres in Sachen der Anna Haring von Arisdorf , welche auf 12 Btz. 
a. W., sodann das obergerichtliche Urtheil vom 15. Febr. 1833 in 
Sachen der Elisabetha Tanner, welches auf 10 Btz. a. W., femer 
das obergerichtliche Urtheil vom 7. März 1839 in Sachen der Elisar- 
betha Bachmann von Bottenweil, welches auf 8 Btz. a. W., sodann 
ein Urtheil vom 8. März 1833 in Sachen der A. M. Göldlin, welches 
auf 5 Btz. a. W. und endlich ein Urtheil des Bezirksgerichts Waiden- 
burg in Sachen der Elisabetha Mohler vom 7. Dezember 1853, welches 
auf 1 Fr. n. W. lautete: 

'2) Angef. Gesetz §. 21. 

^') §§. 167, 168 und 169 des allgem. Gesetzes. 

»*) Bürgerl. Gesetzbuch §. 101. 

»') Angef. Gesetz §§. 13 und 14. 

W) BürgerL Gesetzbuch §. 101. 

W) Allgem. Gesetz §. 10. 
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») Allgem. Gesetz §. iO. 

**) Brander a. a. O. 

^ Bürgerl. Gesetz §. 229. 

*^) Zmlgesetzbncli §. 162. 

**) Vgl. die im yorigen Pangraphen angefahrte Gesetaesstelle. 

^) BSrgerL Gesetzbuch §. 98. 

**) Allgem. Gesetz §. 10. 

^ BondesYerfassnng §. 48. 

§. 16. 
Die subsidiäre ünterhaltungspflicht. 

Es entsteht die Frage, wer im Unvermögensfalle, sowohl 
von Seite der Matter ala des Vaters oder beider, die anehe- 
lichen Kinder za erhalten habe. — Wir werden nan zaerst 
die sabsidiären Pflichten der Eltern, sodann jene der Ver- 
wandten and endlich diejenige der Gemeinde, welche hier in 
Betracht kommen können, za erörtern sacken. 

Anbetreffend nan die sabsidiäre Pflicht der Ehern, so 
haftete gemeinrechtlich der Vater primär, desshalb könnte es 
sich hier nar am die sabsidiäre Pflicht der Matter handeln. 
Und diese sabsidiäre Unterhaltangspflicht bestand in der That. 
Gemeinrechtlich war nämlich bezüglich dieser Materie die 
römische Norm massgebend, and diese steUte jene Pflicht über 
allen Zweifel aaf*). 

Nach französischem Rechte konnte von einer solchen sab- 
sidiären Pflicht nicht die Rede sein , da der Vater überhaapt 
wegen Alimentation nicht belangt werden kann, and die 
Last einzig aaf der Matter haftet^). 

Das preassische Recht entscheidet diese Frage nicht aas- 
drücklich, doch darf nach §.637 des A. L. R. angenommen 
werden , dass diese sabsidiäre Pflicht in Preassen Geltang hat. 

Das österreichische Gesetz dagegen hat diese Pflicht aas- 
drücklich in seine Bestimmangen aufgenommen^). 

Das bemerische Gesetz kann in diese sabsidiäre Pflicht 



Digitized by 



Google 



M Zweiter Abschnitt 

des Vaters nicht eintreten, da er zu einem bestimmten Bei- 
trage verpflichtet Ist, dagegen haftet die Matter ftir die Un- 
vermögenheit des Vaters, da ihr schon im Allgemeinen die 
Unterhaltiingspfiicht des Kindes überbunden ist^). Im Kan- 
ton Zürich besagt das Bürgerl. Gesetsbach: „Sowohl der 
Vater als die Matter haften wechselseitig subsidiär fär die 
Unterhaitang des Kindes^). Im Kanton Luzem haftet die 
Matter sabsidiär für die Unterhaltangspflicht des Vaters^). 
In den Kantonen Uri^), Schwyz*), Niedwalden^), Obwalden*®), 
Zog"), Glarusl2)^ gt. Gallen l»), Schaffhaasen*^), Aargau*«), 
Baselstadt *^), Freiburg *^) und Wallis**) gelten die gleichen 
Bestimmungen. In Appenzell Inner -Bhoden haftet die Matter 
sabsidiär für den Vater, and in Appenzell Ausser -Rhoden 
beide wechselseitig, da jedes die Hälfte zu tragen hat — 
Graubünden stellt den gleichen Grundsatz auf*^), und in 
Neuenburg, Waadt, Genf und Tessin haftet die Matter für 
den Vater, dieser aber umgekehrt nur für den Alimentations- 
beitrag. 

Bezüglich der subsidiären Unterhaltangspflicht der Ver- 
wandten, so müssen hier die Erben und andere Verwandte 
genau auseinander gehalten werden. — Im Allgemeinen ist 
anzunehmen, dass die Unterhaltungspflicht auf die Erben 
übergehe, da diese mit dem Erbschaftsanfalle in alle Rechte 
und Pflichten des Erblassers eintreten, dagegen können, wo 
die Partikulargesetze nichts Anderes verfügen , andere Ver- 
wandte für keine solche subsidiäre Pflicht jn Anspruch ge- 
nommen werden, da das uneheliche Kind zu denselben in gar 
kein Verwandtschaftsverhältniss tritt. 

Gemeinrechtlich hafteten die Erben für den Unterhalt des 
unehelichen Kindes^®), und diessfalls gehen die Gemeinrechts- 
lehrer weiter, und erklärten auch den Grossvater mütterlicher- 
seits subsidiär für die Matter haftbar ''). Dagegen ist der 
Satz, dass auch der Grossvater mütterlicherseits diese Haft- 
pflicht habe, .wohl mit Grund ein bestrittener^^). 
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Nach prenssiBchem Rechte geht die Alimentationspflicht 
in dem Sinne auf die Erben über, dass die anehelichen 
Kinder aus dem Nachlasse eine Aussetzung der fehlenden 
Allimentation begehren . köiinen. Sind eheliche Kinder vor- 
handen, so kann diese Aussetzung nur auf die Nntzniessung 
stattfinden. Muss diessfalls eine Aussetzung gegenüber ehe- 
lichen , noch nicht erzogenen Kindern stattfinden , so muss die 
Anordnung so stattfinden , dass es dem ehelichen noch einmal 
so viel als dem unehelichen Kinde trifilk^). 

Das österreichische Gesetzbuch besagt einfach: „Die Ver- 
bindlichkeit, uneheliche Kinder zu erhalten, geht gleich einer 
andern Schuld auf die Erben über" ^*), Eine weitere subsi- 
diüre Pflicht von Seite der übrigen Verwandten stellt diesem 
Gesetz nicht auf. 

In der Schweiz gelten nun in allen Kantonen die Be* 
Stimmungen, dass die ünterhaltungspflicht, analog dem öster* 
rdchischen Gesetzbuche, auf die Erben übergeht. Eine wei- 
tere Ausdehnung auf andere Verwandte findet sich nur im. 
neuen zürcherischen Gesetzbuehe. Dieses bestimmt die Eitern 
des Vaters subsidiär für pjflichtig, geräth aber offenbar hier 
in einen Widerspruch, da es einerseits die Mideidezföchaft aus 
der Blutsverwandtschaft ableitet, anderseits annimmt: die Ver- 
wandtschaft habe ihren Entstehungsgrand nur in der ehelichen 
Zeugung. Selbst Bluntschli. bemerkt hierüber, dass die sub- 
sidiäre Haft der Eltern prinzipielle Bedenken habe, und über- 
diess ißltem nicht flir die Schulden der Kinder zu haften 
haben^ Zur Rechtfertigung fügt er indessen hinzu, dass die 
iUtere Gesetzgebung noch weiter ging, und sogar die Gross* 
eitern des unehelichen Vaters oder der Mutter und die Ge- 
schtirister dieser zur subsidiären Haftbarkeit verpflichtete. Zu- 
dem sei es Bedürfaiss , die Lasten der Gemeinden zu erleich- 
tem 2^). Das Gesetz für Obwalden dagegen, welches diess- 
iaXiß auch einige Bestimmungen enthält, stellt die subsidiäre 
Ünterhaltungspflicht der Verwandten nicht schlechthin auf, 

6 
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fKmdem stellt es dem Baihe anheim, in solchen FiQlen eine 
^VerwandteDSteaer*' ansznschreiben ^), 

Was endlich die subsidiäre Unterhaltongspflicht von Seite 
der Gemeinden anbetrifft, so leuchtet ein, dass diese mit der 
Ausbildung der Gemeinde im heutigen Sinne des Begrififes, 
sowie mit den Armengesetzen im innigsten Zusammenhange 
steht. Die Pflicht der Unterstützung der unehelichen Kinder 
durch die Gemeinden bei der Vermögenslosigkeit der Eltern 
hat seinen Rechtsgrund weder in der ausserehelichen Ge- 
schlechtsvereinigung, noch in einem Edikte, sondern in jenen- 
Verhältnissen, in denen überhaupt auch für ehelich gebome 
Kinder Rechtsgründe für die Unterhaltungspflicht gefunden 
werden. DiessfaUs erscheinen demnach die Rechtsbeziehungen 
der unehelichen Kinder keine ausnahmsweise und desshalb 
auch nicht in diese Abhandlung gehörende zu sein. — Aus- 
nahmsweise erscheint hier nur eine allfällige Pflicht der Ge- 
meinden für 4ie Alimentationsbeiträge des Vaters einstehen 
zu müssen, sowie allfällige privilegirte Rechte, welche die 
Gemeinden haben, sich fOi solche Lasten gegenüber dem 
Vater sicher zu stellen. 

Das französische , preussische und österreichische Recht ^)y 
welche diessfalls keine Bestimmungen enthalten, übergehend, 
begegnen wir vorab im bemerischen Gesetze der Bestim- 
mung, dass zwar die Heimathsgemeinde des Vaters für die 
Alimentationspflicht nicht haftet, allein die Heimaihsgemeinde 
der Mutter berechtiget ist, vom Vater zu verlangen, dass er 
eine Summe von 40 — 400 Fr. a. W. zum Voraus bezahle. 
Sie ist fällig, sobald sie bestimmt ist, und kann 14 Tage 
nachher rechtlich eingefordert werden ^^). Im Kanton Luzem 
kann ein Vater, wenn er ein Fremder ist, angehalten werden, 
für das Kind 'ein Ortsbürgerrecht zu erwerben, und sein Ver- 
mögen kimn hiefür mit Arrest belegt werden ^^). Die gleichen 
Bestimmungen gelten im Elanton Uri, wo überdiess neben 
dem Arrestrecht noch ^die Personalhaft gegen In- und Aus- 
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I&nder eintreten kann^®). Das zogerische Gesetz rttamt den 
Gemeinden das gleiche Klagerecht wie den Kindern ein*^). 
Ueherdiess können die Gemeinden gehabte Aoslagen an den 
Eltern zurückfordem. Die gleichen Bestimmungen wie im 
Kanton Bern gelten auch im Kanton Aargau'^). Den Qe- 
meinden gegenüber hat in Schaffhansen der Vater die gleiche 
Pflicht wie gegen die Matter^). St Gallen dagegen erklärt 
die Pflicht des Yaters ausdrücklich für eine persönliche, für 
welche die Gemeinden nicht zu haften haben, währenddem das 
solothnmerische Gesetz bestimmt, dass die Alimentationslast 
auf der Heimathsgemeinde des Vaters laste ^^). 

Zam Schlosse dieser Srörteningen wollen wir noch an- 
führen, dass im Kanton Graubünden eine eigenthümliche sub- 
sidiäre ünterhaltungspflicht besteht Nach dem Gesetze haftet, 
wenn der Vater nicht ausgemittelt wird, derjenige oder die- 
jenigen, welche der Mutter fleischlich beigewohnt, und zwar 
sieben Monate vor der Geburt. Werden solche auch nicht 
als Väter ausgemittelt, haben sie das Kind dennoch zu unter- 
halten, und der Mutter die Kindbettekosten zu bezahlen ^^). 

<) Das Fr. 5 D. de agnoBoend et alendi« liberis (26. 8) erörtert 
diese Frage amttandlich und besagt in §. 4: Ergo et matrem Coge- 
mus, praesertim Tulgo quaesitos liberos alere. YgL Makeldei, Lehr- 
buch des B. Bechtes §. 241. Thibeaut a. a. O. §. 240 Tit 6. 

^ Auch nach englischem Rechte haftet der Vater der Mutter gegen- 
über nicht subsidiär, sondern die subsidiäre Pflicht ezistirt Yon Seite 
des Yaters gegenüber dem Kirchspiele. — Vgl. ZachariS a. angef. O. 

*) Vgl. §§. 166, 167 und 168 des allgem. bürgal. Gesetzes. 

*) Bürgert. Gesetzbuch §. 168 u. folg. 

») Bürgert. Gesetzbuch §. 297. 

^ Biurgerl. Gesetz $. 101. 

') Angeführtes' Gesetz §. 14. 

B) Angefahrtes Gesetz §. 26, Lit. 6. 

•) BürgerL Gesetz §. 110. 
<0) Angef&hrtes Gesetz §. 10. 
^4 Angeführtes Gesetz §. 20. 

^s) Angeführtes Gesetz §. 43. 

^*) Angeführtes Gesetz Art. 17. 
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**) Ehegesetz §. 208. 
' 1^ BüigerL Gesetzbuch §. 244. 

*^ ÄDgefiihrtes Gesetz. 

^'') Angeführtes Gesetz §. 229. 

«) Bürgerl. Gesetz §. 114. 

^ Angeführtes Gesetz §. 10. 

^ Vgl. Bülow und Hagemann a. a. O. S. 385. 

*^) Sie stützen sich auf Fr. 5 §. 5 D. de agnosc. et alendis llbeiis 
(25. 3), wo es heisst: Diyus Plus significat, quasi avus quoque ma- 
temus aleri compellatur , sowie überdiess auf den Umstand , dass, da 
der Grossvater Erbrechte auf das Vermögen des unehelichen Kindes 
habe, er auch subsidiär für dessen Alimentation hafte, und endlich 
auf die Billigkeit, herrorgegangen aus der Bluts^emeinschaft. 

»2) Thibeaut a. a. O. §. 141. 

2») Allgem. Landrecht §§. 647, 648 und 649. 

**) Allgem. bürgerl. Gesetzbuch §. 171. 

*') Bluntschli in seinem Commentar. 

**) A, a. O. §. 10. — Das ältere Gesetz für den Kanton Obwalden 
dehnte diese Pflicht auf die nächsten Erben aus und setzte deren Bei- 
trag auf 25 Schill, wöchentlich. 

*') Die angeführte englische Armenordnung von 1834, welche dem 
Kinde jede Alimentationsklage gegen den Yater abspricht, gestattet 
dagegen eine solche dem Kirchspiele, falls es das Kind xmterhalten 
muss. Zur Begründung dieser Klage genügt das Zeugniss dÖr Mutter, 
falls dieses von andern, dem Richter g^iügend erscheinenden That- 
sachen unterstützt wird. Diese Klage ist demnach nur eine subsidiäre 
"ZU. Gunsten der Gemeinden. Zachariä a. a. O. 

") Bürgerl. Gesetz §§. 169, 170, 171 und 172. 

^) Bürgerl. Gesetzbuch §. 98. 

*<») Angeführtes Gesetz §. 11. 

81) Angeführtes Gesetz §§. 19 und 20. 

8*) Bürgerl. Gesetz §. 243. 

««) Ehegesetz §. 208. 

^*) In diesem Falle hat die Gemeinde das Recht , wenn wenigstens 
ein Jahresbeitrag aussteht , dem Polizeirichter Anzeige zu machen und 
zwar alle zwei Jahre, der sodann zu untersuchen hat, ob der Vater 
den Beitrag hätte bezahlen können oder nicht. Im erstem Falle yer- 
urtheilt ihn der Richter zu einer Gefangenschaft bis auf vier Monate 
und kann ihm für zwei Jahre den Besuch yon Wirths- und Pinten- 
Bchenkhäusem yerbieten. 

*') Angeführtes Gesetz Art. 5. 
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Die Legitimation. 

Jene Rechtshandlung , durch welche einerseits das unehe- 
liche Kind in die volle väterliche Gewalt gebracht, wird und 
anderseits die Bechte eines ehelichen Kindes erwirbt, heisst 
Legitimation. Diese Ehelichung kann auf zwei verschiedenen 
Wegen erreicht werden , nämlich durch die nachfolgende Ehe 
oder ein Reskript des Landesoberhauptes. 

Um demnach auseinander zu setzen, auf welche Weise 
uneheliche Kinder die Rechte der ehelichen Geburt erwerben 
können, werden diese beiden Legitimationsarten in gesonderter 
Darstellung zu behandeln sein. 

§. 18 
Die Legitimation durch nachfolgende Ehe. 

Unter Legitimation durch nachfolgende Ehe versteht man 
die Thatsache, dass wenn zwei Personen, welche miteinander 
ein aussereheliches Kind erzeugt, sich später ehelichqn^ dieses 
Kind wie ein eheliches zu betrachten ist, und alle Rechte 
der ehelichen Geburt geniesst. 

Dieses Rechtsinstitut ist ein römisches. Seine Entstehung 
verdankt es dem römischen Konkubinate. Bei den Römern 
hatte nämlich das Konkubinat eine andere Bedeutung üls 
gegenwärtig. Es war die auf gesetzlich erlaubte Art einge- 
gangene häusliche Verbindung eines unverheiratheten Mannes 
mit einer ebenfalls unverheiratheten Frauensperson zum Behufe 
der Geschlechtsgemeinschaft, wenn auch ohne Form der Ehe. 
Der Einfluss des Christenthums auf die spätere Kaiserzeit 
drängte nun » nothwendig dahin , diese Verbindungen zu be- 
schränken oder gänzlich aufzuheben. Das Konkubinat auch 
im römischen Sinne des Begriffes widersprach den Grund- 
sätzen des Christenthums über die Würde des Weibes und 
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der Heiligkeit der Ehe. Von daher wohl erklärte Kaiser 
Konstantin der Grosse: die unehelichen Kinder sollen unter 
die väterliche Gewalt kommen, sobald der Vater in eine 
wirkliche, rechtmässige Ehe mit der Konkubine, mit welcher 
er diese ausserehelichen Kinder erzeugt, trete, und legte so 
den Grund zu der Legitimatio durch die nachfolgende Ehe ^). 
Ausser der Ehe geborene Kinder erhielten durch die Legiti- 
mation einen unbeschränkten Sukzessionsgrund in das Ver- 
mögen der Eltern, welcher sonst nur nach römischen Rechts- . 
ansichten aus ehelicher Verwandtschaft entstand 2). 

Um diese Legitimation durch nachfolgeifde Ehe noch mehr 
zu begünstigen, wurde sogar die Arrogatio der liber. natural, ver- 
boten^). Das kanonische Recht, welches überhaupt dieses Rechts- 
institut sehr begünstigte, gab demselben eine noch grössere 
Ausdehnung. Währenddem nämlich das römische Recht diese 
Legitimatio auf die Konkubinen -Kinder beschränkte, erklärte 
dieses überhaupt alle unehelichen Kinder der Legitimatio fähig ^). 

Die ältQrn deutschen Rechtszustände scheinen dieses In- 
stitut nicht gekannt zu haben. Zwar war schon im Mittel- 
alter in Deutschland die Sitte verbreitet, bei der Trauung 
mit der Beischläferin das vorher mit ihr erzeugte Kind unter 
den Mantel der Mutter zu nehmen, und so dasselbe symbolisch 
durch die Ehe zu legilimiren *) , allein diese Legitimatio hatte 
keineswegs die Folgen des römischen Institutes. Und noch 
im 13. Jahrhundert war diese Legitimatio in Deutschland 
zweifelhaft^). Erst das Eindringen des römischen und kano- 
nischen Rechts brachte diese Legitimatio zu jener Geltung, 
welche sie gemeinrechtlich gegenwärtig besitzt. 

Gemeinrechtlich ist nun die volle väterliche Gewalt die 
Folge dieser Legitimation, was dem Vater namentlicl^auch 
das Recht des Niessbrauchs am Peculium des Kindes in sich 
schliesst. — Die Kinder dagegen werden rücksichtlich der 
Familienrechte gleich den ehelichen betrachtet, und treten 
wie eheHche in die gleiche Verwandtschaft. Ebenso giebt die 
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Legitimatio dem Vater Erbrechte in das Vermögen des Kindes 
tmd dem Kinde in das Vermögen des Vaters nnd seiner An- 
verwandten ^). — Bezüglich der Bedingmigen znr Vollendung 
dieser Legitimatio war gemeinrechtlich die Einwilligmig des 
Vaters wie des Sandes, and wenn der Erstere noch anter 
väterlicher Gewalt stand, ebenso die dieses Vaters erforder- 
lich. Das Recht des Notherben zu den Verwandten der El- 
tern erhielt es auch ohne den Consens dieser Letztem •). 

Eine weitere Form war diessfalls nicht vorgeschrieben, 
nur musste die Ehe eine gültige sein'). 

Diesen altem Rechten gegenüber entfalteten sich die 
neuem Gesetzgebungen verschieden. — Anbetreffend die Aus- 
dehnung der Legitimation, so adoptirte das französische Recht 
die von dem kanonischen Rechte entnommene Ausdehnung 
auf alle unehelichen Kinder nicht, und schloss desshalb die 
Legitimation auf Kinder aus Blutschande oder Ehebruch er- 
zeugt aus, dehnte sie dagegen auf Kinder eines verstorbenen 
unehelichen Kindes aus^'). Die preussische Gesetzgebung 
hat diese Legitimation ohne weitere Förmlichkeiten oder Be- 
schickungen aufgenommen ^^). Gleiches gilt von dem öster- 
reichischen Rechte, nur mit der Beschränkung , dass dadurcb 
ehelichen Kindern in ihren bereits erworbenen Rechten, wie 
dem der Erstgeburt, kein Eintrag gethan werden kaim^^]. 

Wie in den meisten Rechtsmaterien , hatten auch diese Ge- 
setzbücher, und namentlich das französische und österreichische, 
bezüglich der Legitimation auf die Gestaltung der schwei- 
zerischen Gesetze einen entscheidenden Einfluss gehabt ^^). 
So das französische auf die Gesetze der französischen und 
italienischen, und das österreichische auf die deutschen Kantone. 

Ln Allgemeinen aber nahmen die Gesetze für den Kanton 
Bem*^), Zürich^«), Luzem*«), Uri^^)^ Niedwalden *«) , Ob- 
walden*'), Glarus*®), Appenzell Ausser -Rhoden^^), Thur- 
gau*2), Schaffhausen *^), Aargau *^), Solothurn ^5) , Basel- 
stadt 2«), Bas8eUand27), Neuenburg»«), Freiburg 2»), Waadt««), 
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Genf, WalliB^^) und Tesein^*) diese Legitimation in ihre 
Bestimmungen auf. 

In den Kantonen Schwyz^^), Zug, Graubünden und 
St Gallen findet sich in den einschlägigen Gesetzen keine 
Bestimmung über diese Legitimation, obwohl sie zweifelsohne 
auch in diesen Kantonen, mit Ausnahme des Elantons Sch?ryz, 
wie in Appeniell Inner- Rhoden, aus welchen uns hieför keine 
Quellen zu Gebote stehen, Geltung haben dürfte. 

Wie aber das französische Gesetzbuch Kinder, aus Blut- 
schande oder Ehebruch erzeugt, von dieser Legitimation aus- 
nimmt, ging diese Ausnahme, wenigstens theilweise, auf die 
Gesetze von Neuenburg, Waadt, Genf und Tessin über, in- 
dem in Neuenbürg*^), Waadt ^^) und Tessin ^•) die Blut- 
schande, falls sie nicht als Hindemiss für die nachfolgende 
gültige Ehe beseitiget werden kann, diese Legitimation aus- 
schliesst — Auch das wallisische Gesetz schliesst Kinder 
aus Ehebruch und Blutschande aus, und stellt dabei noch einen 
Beschränkungsgrund auf, dem wir sonst in keiner Gesetz- 
gebung begegnen, nämlich wenn der Vater des Kindes vor 
der Zeugung die heiligen Weihe erhalten oder die Mutter 
Klostergelübde abgelegt hat*^). 

Die weitere hier entstehende Frage, ob schon an und für 
sich die Ehe diese Legitimation nach sich ziehe, oder ob 
dabei weitere Bedingungen erforderlich seien, ist von den 
schweizerischen Gesetzgebungen verschieden gelöst worden, 
und auch hier der Einfluss des österreichischen Gesetzbuches 
einerseits, und des französischen Code civil anderseits unverkenn- 
bar. Beide Systeme basiren sich diessfalls auf eine prinzipielle 
Verschiedenheit — Währenddem auch das ältere französische 
Becht diese Legitimation als eine unzertrennliche Folge der 
Ehe au£Passte, betrachtete der Code civil diese als eine Rechts- 
woUthat. Man ging von der Ansicht aus, aussereheliche 
Sander haben keine gesetzliche Vermuthung ihrer Abstammung 
für sich, sondern nur ein blosses Zeugniss, das in unverdäch- 
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tigen Zeiten gegeben werden müsser. Das Gesetz dürfe dem 
Gatten nicht die Befiigniss gestatten, sich freiwillig Kinder 
anzueignen, und ein entgegengesetztes Verfahren dürfte leicht 
die Ruhe der Familie stören. ^ In Folge» dieser Anschau- 
ungen verlangte das französische Gesetz, dass schon vor der 
Ehe oder doch im Heirathskontrakte selbst eine Anerkenung 
von Seite des Vaters erfolge, ansonst die Rechts wohlthat der 
Legitimation durch nachfolgende Ehe nicht eintrete ^^). Dieser 
Auffassung folgte auch die tessinische Gesetzgebung, welche 
ausdrücklich vorschreibt, dass diese Erklärung in die Pfarr- 
und Gemeindebücher müsse niedergelegt, oder hierüber eine 
öffentliche Urkunde errichtet werden. Beides kann aber dann, 
abweichend von den Bestimmungen des französischen Gesetzes, 
vor oder nach der Ehe geschehen ^^). Im ELanton Neuenburg 
muss eine solche Anerkennung vor oder während des Ab- 
schlusses der Ehe erfolgen^®). Im Kanton Wallis muss die 
Anerkennung bei der Trauung stattfinden, oder das zu legiti- 
mirende Kind vorher zugesprochen sein^^). Im Kanton üri 
endlich ist neben der Ehe noch die Genehmigung des Land- 
rathes erforderhch*^). 

AnschHessend dagegen an die österreichische Ansicht, und 
desshalb mehr der römischen Auffassung folgend, anerkennen 
die meisten Gesetze der deutschen Schweiz die Legitimation 
durch nachfolgende Ehe als eine rechtliche und unzertrenn- 
liche Wirkung dieser Letztern , so die Kantone Bern *^), Zü- 
rich ^^), Luzern**), Niedwal^en ^*) , Obwalden^^), Glarus*^), 
Appenzell Ausser-Rhoden^®), Schaff hausen ^®) , Aargau ^^), 
Solothum 52)^ Baselstadt «3^, Baselland«*) und Freiburg ««^^ 

Bei dieser Rechtsmaterie entstand begreiflicherweise auch 
die Frage, ob die Wirkung der Legitimation auch Deszen- 
denten solcher zu legitimirender Kinder zu Theil werde, und^ 
das französische Gesetz hat diese Frage bejaht«^), indem es 
eine Legitimation zu Gunsten von Deszendenten unehelicher 
Kjnder zugiebt. — Auch Bern «^), Zürich «^j, Bafielstadt«»), 
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Neii6nbiirg<«),Freibiirg<'^), Waadt«), Wallis«) nnd Tessin 
folgen dieser französischen Auffassung ansdrQcklich , wsSirend- 
dem die Gesetze von Lnsern, Uri, Schwyz, Niedwalden, Ob- 
walden, Zog, Glarns, Grranbfinden, beide Appenzell, St. G«ll^, 
Thnrgau, Schaff hausen , Aargan, Solothnm nnd Baselland 
diese Materie stillschweigend fibergehen. 

Schliesslich mnss hier noch des Verhältnisses der soge^ 
nannten Brantkinder gedacht werden. Es fflnd dieses solche 
Kinder, die zwar nach einem gültigen Eheversprechen erzengt, 
aber vor der wirklichen Eingehung der Ehe geboren werden. 
Und bei diesen entsteht die Frage, ob sie überhaupt als un- 
eheliche zu betrachten seien, und ob das vorangegangene 
Eheversprechen die gleiche Wirkung, wie die nachfolgende 
Ehe bezüglich der Legitimation solcher Kinder habe. 

Gemeinrechtlich walteten über diese Wirkung , so wie über 
den Charakter dieser Kinder verschiedene Ansichten, indem 
Einige diese Kinder dem Vater gegenüber ipso jure als ehe- 
lich erklären**), währenddem Andere dafür halten, die Le- 
gitimation trete erst durch die nachfolgende Ehe ein, die 
Letztere aber könne nöthigenfalls in contumatiam vollzogen 
werden**). Indessen sind Kinder, welche vor dem Ehever- 
sprechen erzeugt werden, nicht „Brautkinder'' , desshalb kann 
auch von emer Legitimation durch Eheversprechen nicht die 
Rede sein. Sind sie aber nach Eingehung des Eheversprecbens 
erzeugt, dreht sich diessfalls Alles um die Frage, ob sie un- 
ehelich seien oder nicht. Bluntschli sagt: ,,Die Brautkinder 
smd wohl aussereheliche, aber nicht uneheliche Kinder. Um 
des vorausgegangenen Eheverlöbnisses willen treten sie in die 
Familie des Vaters ''**). Dieses nun mag im Allgemeinen 
richtig sein, allein die Entscheidung der Frage selbst bängf 
doch speziell von den Partikulargesetzen ab, wobei nicht 
ausser Acht gelassen werden darf, dass nach katholischen 
Kirchenrechtsgrundsätzen das Eheversprechen nicht alle Wir- 
kungen hat, welche ihm die protestantische Gesetzgebung 
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beilegt. — Nach den Erstem wird die Ehe erst durch die 
Traunsg vollendet, währenddem die Letztem nicht selten 
selbst das Recht auf die Ehe oder Entschädigong u. s. w. ak 
Wirktmgen der Ehegelöbnisse betrachten. 

Nach preossischem Rechte nun gehören „Brautkinder " im 
Allgemeinen nicht zu den ehelichen, yorausgesetzt , die Ehe 
werde der Mutter nicht verweigert, in welchem Falle eine 
Legitimation eintritt. Sie haben nur das Recht auf Alimen- 
tation*^). Glarus dagegen stellt för diese Brautkinder eine 
eigene Kathegorie auf, indem sie nach diesem Rechte weder 
als eheliche , noch als anssereheliche dürfen angesehen werden. 
Die Gerichte haben sie ausdrücklich „als unter einem Ehe- 
versprechen erzeugt^ zu erklären. Sie erhalten dabei die 
Rechte ehelicher Kinder, wenn die Mutter keines verdäch- 
tigen Umganges während der Konzeptionszeit kann Überwiesen 
werden^). Freiburg stellt die Brautkinder ebenfalls unter 
die unehelichen ; allein das Eheversprechen bildet sodann eine 
Vorbedingung für die Legitimation*^). Im Thurgau und der 
Waadt werden Brautkinder ehelichen gleich gehalten, in letz- 
terem Kantone selbst wenn die Trauung (Manage) nicht ce- 
lebrirt wurde und die Ursache dieser Unterlassung nicht vom 
Willen der Verlobten oder doch eines derselben abhängt^®). 
Nach den schaffhausischen Gesetzen sind solche Kinder nach- 
her durch die Gerichte ehelich zu erklären und erhalten Fa- 
milienname und Heimathsrecht des Vaters ^^). 

Dagegen Übergehen die Gesetze der katholischen Kantone, 
sowie auch diejenigen von Graubünden, St. Gallen, Appen- 
zell Ausser -Rhoden, Aargau, Baselstadt, Baselland, Neuen- 
burg und Tessin diese Unterscheidung, wesshalb angenommen 
werden muss, in diesen Kantonen seien solche Brautkinder 
auch wie uneheliche Kinder anzusehen und zu behandeln. 

1) Constit. 6, 6, 7, 10, 11 de nat. Üb. (6. 27). 
«) Vgl. Gluk. Intestaterbrecht §. 139. 
^ Thibeant a. a. O. §. 875. 
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*) Caput 6. 10 qui filii sunt legitimi (4. 17). VgL Thibeaut am 
angef. Orte §. 363. 

') Vergleiche hierüber Hefter: das Erbrecht der Mantelkinder; 
Berlin, 1836. 

^ Zöpfel, deutsche Staats- und Rechtsgesohichte , Bd. III, §. 110. 

^ Nov. 75 Cap. 2. Glük. Pandekten -Commentar Band II, §. 144. 
Schweppe römisches Privatrecht §. 663, Diek, Beiträge zur Legiti- 
mation durch nachfolgende Ehe. 

B) Glük, Pandekten -Commentar Band 11, §. 142. Thibeaut am 
angef. Orte. Pandekten - System 377. 

•) Neben dem angeführten Gebrauche, die Kinder bei der Trauung, 
unter den Mantel zu nehmen, existirten im Mittelalter noch ähnliche 
Gebräuche oder Feierlichkeiten, z. B. das Kind bei der Trauung mit 
dem Altartuche zu bedecken, oder dasselbe unter das Missale oder 
selbst in den Gürtel der Mutter zu yerschliessen , von daher sich für 
diese der Name „Mantelkinder" oder auch Buchkinder hergeleitet hat. 

!•) Code civü Cap. HI Section I, §§. 331, 332 und 333. 

") Allgem. Landrechfc §. 596. 

^') Allgem. bürgerl. Gesetzbuch §. 161. — Das englische Recht 
dagegen schliesst diese Rechtswohlthat als eine Begünstigung des Con- 
cubinates aus. Vergleiche hierüber: Civilgesetzbuch der Franzosen, 
übersetzt und mit Anmerkungen begleitet von F. Lassaulx, öflfent- 
lichem Vertheidiger bei den Tribunalen zu Coblenz, 4 Theile. Coblenz, 
Lassaulx'sche Buchhandlung, §. 325. 

!•) Ueber den Einfluss dieser Gesetze auf die Abfassung der schiw^ei- 
zerischen vergleiche: Bluntschli, das zürcherische Personen- und Fa- 
milienrecht, mit Erläuterungen, 1854, woselbst sich eine Beilage aus 
dem östlichen Beobachter vom Jahre 1844 abgedruckt findet und 
diese Verhältnisse beleuchtet. 

**) Bürgerl. Gesetz §. 147. 

^5) Bürgerl. Gesetz §. 232. 

1«) Bürgerl. Gesetz §. 104. 

1') Angeführtes Gesetz §. 19. 

*«) Bürgerl. Gesetz §. 116. 

") Angeführtes Gesetz Art. 12. ** 

*0) Angeführtes Gesetz §. 107. 

21) Gesetz vom 24. April 1836 Art. 9. 

'*) Bürgerl. Gesetzbuch §. 254. Hier geniessen indessen nur die 
aus einer ungültigen Ehe erzeugten Kinder diese Rechtswohlthat. 

«) Ehegesetz §. 212. 

^*) Biirgerl. Gesetzbuch §. 246. 
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«') Bürgerl. Gesetzbuch §. 303. 

^) Ehegerichtsordnung $.91. 

*^ Gesetz von 1835 §. 23. 

«^ Code ciTÜ Art. 236. 

«•) Bürgerl. Gesetzbuch §§. 144 und 166. 

») Code civil §. 178. 

»^) Bürgerl. Gesetzbuch §. 135. 

»«) Codice civile §. 89. 

") Im Kanton Schwyz beschäftigt sich gegenwärtig die Regierung 
mit einem Gesetzesentwurf, der die Einführung dieser Legitimation 
bezweckt. 

W) Cod. civile Art. 256. • 

W) Cod. civile §. 174. 

••) „Si riteranno per Legitimati i figli incestuosi pel subsequente 
legale matrimonio , quando tra il padre e la madre sia tolto Timpedi- 
meDto per dispensa eclesiastica Codice. civile Art. 89. 

») Zivilgesetzbuch §. 134 Nr. 3. 

•8} Cod. civ. §§. 331 , 332 und 333. 

»•) Cod. civ. Art. 89. 

-W) Cod. civ. Art. 236. 

*^) Bürgerl. Gesetzbuch §. 135. 

*2) Angeführtes Gesetz §. 19. 

*») Bürgerl. Gesetzbuch §. 147. 

**) Bürgerl. Gesetzbuch §. 232. 

^») Bürgerl. Gesetzbuch §. 104. 

^ Bürgerl. Gesetzbuch §. 116. 

*^) Angeführtes Gesetz Art. 12. 

*^) Angeführtes Gesetz Art. 107. 

*9) Gesetz von 1836 Art. 9. 

») Eherecht §. 93. 

'1) Bürgerl. Gesetzbuch §. 246. 

•*) Bürgerl. Gesetzbuch §. 306. 

") Ehegerichtsordnung §.91. 

'*) Bürgerrechtsgesetz Art. 23. 

Wj Bürgerl. Gesetz §. 164 und 166. 

'«) Cod. civ. Art. 326. 

5») Bürgerl. Gesetz §. 147. 

W) Bürgerl. Gesetzbuch §. 230. 

'®) Ehegerichtsordnung §. 91. 

W) Cod. civ. Art. 237. 

•») Bürgerl. Gesetz §. 166. 
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«) Cod. civ. Art. 178. 

•*) Bürgerl. Gesetz §. 136. 

M) Glük, Intestat-Abbt. §. 155. Vergleiche ThibeautlL Band D. 
§. 682, welcher dieser Ansicht entschieden entgegen tritt 

*^ Diese Ansicht fand Aufnahme in das preussieche Landrecht. 
Vergleiche 11. Theil I. Titel §§. 1055, 1056, 1047—52. — Im älteren 
kanonischen Rechte war sogar die Ansicht yertreten, der Beischlaf 
vollende die Ehe, welche Ansicht jedoch später aufgegeben wurde. 

M) Gommentar zum Zivilgesetzbuch §. 306. 

*') Vergleiche Gesetz vom 24. April 1854. Dag^^en stellt sich 
das Verhällniss der Mutter günstiger , indem sie bei verweigerter Ehe 
auf % Theil des Vermögens klagen oder standesgemässe Erhaltung 
bis an den Tod fordern kann. Der Brautstand wird sodann nicht 
nur durch ein rechtsgültiges Aufgebot bedingt, sondern eine Verab- 
redung mit Zustimmung der Eltern, Bekanntmachung oder Verlobung in 
Gegenwart von Verwandten kommen einem förmlichen Angebote gleich. 

«) Angeführtes Gesetz Art. 37. 

**) BüTgerl. Gesetzbuch §. 168. 

^ Cod. civ. §. 111. Personen- und Familienrecht §. 240. 

'') Ehegesetz §.11. Diese Bestimmung fand sich auch schon im 
Gesetze vom 1. September 1809. 



§. 19. 
Die Legitimation durch Rescript. 

Die Ertheilimg der Täterlichen Gewalt über ein ansser 
der Ehe geborenes Kind an den Vater einerseits, sowie die 
Einramnnng aller Kechte ehelicher Descendenten an das ansser- 
ehelicheKind anderseits durch eineWillenserklajning des Staats- 
oberhauptes, wird die Legitimation durch Rescript genannt. 

Wie die Legitimation durch nachfolgende Ehe, ist auch 
diese Legitimatio durch Kescript ein römisches Institut, wenn 
auch jünger als jenes. Sie kam unter Kaiser Justinian auf, 
jedoch mit der Beschränkung, dass keine ehelichen Kinder 
vorhanden und die Ehe mit der Konkubine nicht möglich 
war. Ebenso war hiezu die Einwilligung des* Kindes, welches 
dadurch alieni juris wurde und eine capitis diminutio erlitt, erfor- 




Digitized by 



Google 



Die Legitimation doroh Beseript. 9§ 

derlich. Im Allgemeinen war tiberdiess za dieser Legitimation 
Alles erforderlich, was zur Legitimation dmrch nachfolgende 
Ehe vorgeschrieben war. Ln besondem hatte sich der Vater 
an den Landesregenten za wenden, welcher nach seinem Er- 
messen diese Legitimation ertheilen konnte^]. 

Dem iOtem dentschen Bechte war diese Legitimation im 
Allgemeinen nicht bekannt, obwohl im Emzelnen dieselbe, 
wenn auch in anderer Form, theilweise zum Vorscheine kam. 
So hatten nach alten nordischen Gesetzen Söhne das Recht, 
ihren Vater durch die Probe des glühenden Eisens aufzu- 
suchen^), und selbst Gemeinden stand ein Recht zu, bezüg- 
lich unehelicher Kinder eine feierliche Legitimation auszu- 
sprechen'). Allein allgemein war sie nie, was sich wohl am 
besten aus dem langen und hartnäckigen Kampfe ergiebt, 
den die Einführang der römischen Legitimation in Deutsch- 
land zu überwinden hatte ^). Erst nach Einführung der Le- 
gitimation durch nachfolgende Ehe fand diese im Beginne des ^ 
sechszehnten Jahrhunderts eine grössere Verbreitung^). Doch 
hatte anfangs diese Legitimation keinen andern Zweck, als 
die Aufhebung der jeder unehelichen Geburt anklebenden 
Makel. Dieses Bewandtniss hatte es namentiich mit der zur 
Zeit der deutschen Reichsverfassung den Pfalzgrafen verlie- 
henen Befugniss, uneheliche Eänder zu legitimiren. Das 
Gleiche galt selbst von den kaiserl. Legitimationsrescripten, 
wenn diese nicht speziell weitere Rechte benannten '). \ 

Gemeinrechüich ist demnach die Legitimation durch Re- 
script im Allgemeinen zulässig und deren Wirkung richtet sich 
jedesmal nach dem Inhalte des Rescriptes oder der betre£Fen- 
den Partikularstatuten. 

Das französische Gesetzbuch dagegen kennt diese Legiti- 
mation nicht, wohl aber das preussische Landrecht, welches 
feststellt, dass uneheliche Kinder durch ein Rescript bei Hofe 
legitimirt werden, wodurch sie aber nicht in die Familie ein- 
treten. Dieses Letztere kann nur durch eine landesherrliche 
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Legitimation geschehen^). Aach das österreichische Gesetz 
kennt diese Legitimation^). 

Unter den schweizerischen Gesetzen fand diese Legiti- 
mation zwar in dem bemerischen Gesetze trotz seiner Ver- 
wandtschaft mit dem österreichischen keinen Eingang, wohl 
aber iii dks lozemerische , welches dieses Becht dem Grossen 
Bathe, als der obersten legislativen Behörde, üherträgt. Der 
Gr. Bath selbst ist an keine bestimmte Beschränkmig ge- 
bnnden mid das Gesetz sagt: dass er sie nach Beschaffenheit 
der Umstände durch ein Dekret ertheile. Durch diese Le- 
gitimation können aber solcherweise legitimirte Kinder andern, 
inzwischen in der Ehe erzeugten ehelichen Kindern keine 
bereits erworbenen Bechte streitig machen. Ebenso sind die 
durch diese Legitimation erworbenen Bechte auf den Vater 
des Kindes, dessen Ascendenten und Deszendenten beschränkt, 
und sie bleibt mit Bücksicht auf die übrigen Familienglieder 
ohne Wirkung*). 

Im Kanton Solothum' ist dieses Legitimationsrecht dem 
Begierungsrathe, somit der obersten ex^utiven Behörde, über- 
tragen^^). Es setzt aber hier diese Legitimation eine Art 
Vertragsverhältniss zwischen den Betheiligten voraus, indem 
zuerst die Mutter des zu legitimirenden Kindes befragt wer- 
den muss.** Auch das Kind selbst, wenn es 14 Jahre alt ge- 
worden, muss einvernommen werden. — Hat sich endlich der 
Vater mit einer andern als der Mutter des ausserehelicfaen 
Kindes verheiraöiet , so ist auch die Zustimmung dieser Ehe- 
frau zur Legitimation erforderlich. — Nach der zugerischen 
Staatsverfassung ist diese Legitimation ein konstitutionelles 
Becht des Gr. Bathes**) und im Kanton Uri findet sich diese 
Legitimation mit derjenigen 3urch nachfolgende Ehe in dem 
Sinne vereinigt, dass, wenn diese vorausgegangen, jene durch 
den Landrath ausgesprochen werden kann. Ohne jene kann 
diese nicht ertheilt werden, xmd ohne diese hat jene keine 
Wirkung. — Auch Zürich kennt ein dieser Legitimation ganz 
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verwiiodtes Institat, nur dass statt der Landesbehörde die 
Qericlite sie atusprechen. Daselbst kann nach dem Tode der 
Mutter ein oneheliches Sjnd auf Begehren des Vaters ehelich 
gesprochen werden nnd in die väterfiche Gewalt gelangen, 
insofern der Vater sich darüber answeist, dass der Ehe mit 
der Mütter des nneheliehen Sandes kein gesetzliches Hinder- 
niss im Wege gestanden würe, und die Obervormnndschaft 
im Interesse des Kindes ihre EinmUigong giebt Ist der 
Vater verheirathet, hat die Obervormnndschaft auch die Mei* 
mmg der Ehefrau sn erw&gen^*). Bei Lebzeiten der Matter 
dagegen lässt das zfircherische Recht diese Legitimation nicht 
m^*). Bezüglich der Braatkinder kennen die Kantone Schaff- 
hansen nnd Freibnrg eine analoge gerichtliche Legitimation. 
Das Gesetz für Schaff bansen besagt nämlich, dass alle Brant- 
kinder von den Gerichten als ehelich zu erklären seien, nnd 
das Zivilgesetzbuch für Freiburg erklärt eine Legitimation 
dnrch riehterlichen Spruch zulässig, wenn die Ehe durch den 
Tod eines oder beider Verlobten unmöglich ist. Das hier 
vorausgesetzte Eheverlöbniss aber muss gültig und bewiesen 
sein , und das Legitimationsgesuch kann von dem Ueberleben- 
den , oder dem Vormunde des Kindes bei den Gerichten ge- 
stellt werden. Das so legitimirte Kind erhält alle Hechte 
der ehelichen Geburt 

Zum Schlüsse dieser Erörterangen über die Legitimation 
dorch obrigkeitliches Bescript erübrigt uns noch auf ein In- 
stitut, welches dieser Legitimation ziemlich nahe verwandt 
erscheint, einen Blick zu werfen, nämlich auf die gerichtliche 
Anerkennung von Seite des Vaters und die Adoption. 

Der gerichtiichen Anerkennung im Sinne der neuem Ge- 
setzgebungen begegnen wir erst in den preussischen und 
französischen Gesetzen. — Das Ersteia räumte ^war dieser An- 
erkennung die ausgedehnteste «Wirkufr^ ein, allein beschränkte 
sie auf die Brautkinder ^^). Hach französischem Hechte da- 
gegen trat sie, wenn sie nicht schon im Geburtsakte enthalten 
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war, in Folge eiiies anüientisoheii Aktes ein^^). Dioie An- 
eikennmig kann selbst xu Qimsten von Deseendmiten eines 
Abgestorbenen geschehen. £to kaim selbst ohne EinwiOi- 
gnng der Matter erfolgen, hat aber dann aoch nnr för den 
Yater rechtliche Wirkung. Geschieht diese Anerkenmmg 
^iHtturend einer Ehe, darf sie den ehelichen Kindern, weldie 
der Vater mit dner andern als der Matter des zxl legitimi- 
renden Sandes erzeogt, keine Bechtsnachtheüe bringen. S*» 
hat aber nichts destoweniger nach Aaflösong der Ehe ihre 
reehdiche Wirkang. — Durch diese Anerkennung werden 
von Seite des legitimirton Kindes die Rechte der ehelichen 
Gteburt nicht erworben^'). Bei Erlass dieses Gesetzes seinen 
nuin nämlich von der Ansicht auszugehen, dass die ges^- 
schafdiche Ordnung zwar für die ehelichen Kinder gewisse 
Vortheile erheische, allein diese Rücksicht dürfe den Rnf 
der Natur , den das Kind zum Vater erhebe , nicht ganz er- 
sticken. Die Eltern haben gegen ihre natürlichen Kinder 
um so grössere Pflichten, als sie die Urheber ihres Unglückes 
seien. — Desshalb beschränkte dieses Gesetz die Vorth^le 
einer solchen gerichtlichen Anerkennung auf die Erbfolge ^^). 
In den schweizerischen Gesetzgebungen macht aick anch 
bezüglich dieser Materie die konfessionelle, kirchenrechüiehe 
Auffassung der Ehe geltend, indem diese Le^timation grössten- 
theils nur in den protestantischen und paritätischen Kantonen 
eing^tihrt ist. Die ganz katholischen Kantone, Luzem, Uli, 
Sehwyz, Niedwalden, Obwalden, Zug, Solothum und Wallis 
kennen dieselbe. nicht, währenddem sie in einigen protestan- 
tischen Kantonen angetroffen wird, und in einigen sogar be- 
züglich ihrer Wirkungen der Legitimation durch nachfolgende 
Ehe gleichgestellt ist. Im Kanton Zürich und Thorgau kann 
nach d€fm Tode der Mutter ein uneheliches Kind auf das Be- 
gehren des Vaters ehelich gesprochen werden und in die 
väterliche Vormundschaft gelangen, sofern der Ausweis ge- 
leistet wird, dass der Ehe mit der Mutter des unehelichen 
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.Bbindeft Ton Seite dee Veten kein geeetdidiee Hiaderniss im 
Wege gestandeB wlre, und die ObwFormimdBehafi im In- 
teresse des Kiades ihre Einwilligaiig dasa giebt^^). Ist der 
Vater yerheiratliet, bat die Obervormimdschaft auch die Mei- 
nnng der Ehefrau za erwägen. Bei Lebzeiten äet Mutter 
iSsst das ssürcherische Recht keine Legitimation zu^^}. Nur 
die Ehe kann den Mangel heben« Aber wenn die Mutter 
gestorben, und daher jener Weg der Legitimation verschlossen 
ist, dann eröffnet das zürcherische Recht einen neuen Weg, um 
im Interesse geordneter FamilienzustXnde, das den natür- 
lichen Beziehungen des Vaters zu dem Kinde entsprechende 
Ziel zu erreichen. Durch diese Legitimation wird eine an 
und für sich gültige Ehe vorausgesetzt und ihre Wirkung er- 
gänzt^®). Im umgekehrten Falle aber, wenn der Vater todt 
ist, steht dieses Recht der Mutter nicht zu^^). Nach bemeri- 
schem Rechte kann zwar der Vater jederzeit ein uneheliches 
Kind sich zusprechen lassen; allein da dieses dadurch weder 
ehelich noch erbfWg wird, liegt in dieser Handlang keine 
Legitunation ^^). Auch Neuenbürg kenpt diese gerichtliche 
Anerkennung, und legt derselben die volle Wirkung der Le- 
gitimation bei. Sie kann erst nach der Oeburt des Kindes 
erfolgen. Kinder aus Ehebruch oder Blutschande ^ erzeugt, 
können nicht anerkannt werden. Das Recht zu dieser Aner- 
kennung kann von Jedem, der dabei' interessirt ist, bestritten 
werden^*''). Bezüglich der Braufkinder lässt das freiburgische 
Gesetz eine Legitimation dur^h richterlichen Spruch zu, wenn 
die Ehe durch den Tod eines oder beider Verlobten verhin- 
dert ist. Das so legitimirte Kind erhält alle Rechte der ehe- 
lichen Geburt ^^). Nach schaffhausischem Gesetze sind Braut- 
kinder einfach ehelich zu erklären ^^]. 

Bezüglich der Legitimation durch adoptio, so war diese 
im Allgemeinen nach römischem Rechte dasjenige Institut, 
durch welches Jemand unter die väterliche Gewalt eines 
Individuums gebracht und dieses Letztere zum Vater gemacht 
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wurde, obwohl «r es physiBch nidit war. Naeh ihm w«r die 
Wirkung und der Zweck: [die vttifeerliche Gewalt, und damit 
der Eintritt des Adoptirten in den Kreis der Agnaten des 
Adoptivvaters^). Anf diese Weise konnte indessen naeh rö- 
mischem Bechte kein uneheliches Kind adoptirt werden, son- 
dern nm* durch die eigentliche Legitimation^^). 

Das ältere germanische Becht kannte überhaupt die Adop- 
tion gar mcht. Mit dran römischen Bechte kam sie in Deutsch- 
land erst auf, und ist desshalb gemeinrechtlich au<^ nach dem 
römischen Bechte zu beurtheilen. Da aber, wie wir gesehen, 
nach römischem Bechte die Adoptio eines unehelichen Kindes 
nicht zulässig war, konnte auch gemeinrechtlich diese Adoption 
nicht stattfinden^^). 

Ob nach französischem Bechte, wdches die Adoption im 
Allgemeinen kennt, auch unehefiche Kinder von ihrem Vater 
können adoptirt werden, ist zweifelsohne zu bejahen. Das 
Gesetz fordert anf Seite des Adoptirten nur, dass er in seiner 
Bünderjährigkeit, und wenigstens sechs Jahre alt sei, Unter- 
stützung und eine nicht unterbrochene Pflege von Seite des 
Vaters erhalten habe^'). Und da das Gesetz bezüglich des 
natürlichen Kindes keine Ausnahme macht, muss hier die 
Freiheit des Adopturenden vorausgesetzt werden. 

Das österreichische Gesetzbuch dagegen erklärt ausdrück- 
lich die Annahme unehelicher Kinder an Kindesstatt unzulässig. 
Der §.181 sagt: ^I^io Annahme an Kindesstatt kann nur 
mit Einwilligung des ehelichen Vaters, oder in dessen Er- 
manglung mit Einwilligung der Mutter, des Vormundes und 
der Gerichte stattfinden". 

Im Allgemeinen darf auch mit Bücksicht auf die schweize- 
rischen Gesetzgebungen angenonmien werden, dass in allen 
jenen Kant<men, die eine Adoption kennen, diese auf un- 
eheliche Kinder Anwendung findet, falls die Gesetze dieses 
nicht ausdrücklich verbieten. Dem Wesen nach den gleichen 
Bestimmungen wie im französischen Bechte, begegnen wir im 
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golotlninierischeii Glesetilmcke^). Das ifircherische Oeaeti 
nahm zwar die Adoptioii andi auf, allem mir aa Gonsteii 
von fremden Kindern. Der treffliche Kommentator zn dem" 
selben, Blontschli, folgert ans dem Worte ^fremder'^, dasa 
uneheliche Kinder nicht auf dem Wege der Adoption in die 
yftterliche Gewalt des aosserehelichen Vatera gebracht werden 
können'^). ,,An den eigenen unehelichen Kindern*', sagt er, 
„ist daher die Adoption unmöglich weder auf Seite des Vaters, 
noch auf Seite der Mutter. Die Adoption kann nicht benutst 
werden, um die Legitimation entbehrlich zu madien oder zu 
ergänzen. Der Orund dieser Beschränkung ist die Würde der 
Ehe. Die Eltern unehelicher Kinder müssen gleichsam dem 
Institute der Ehe ihre Huldigung darbringen, wenn sie ihre 
Kinder gleich ehelich machen wollen. Indessen ist das nur 
die Voraussetzung der Adoption, dass das Kind ein fremdes 
sei. Sollte dieses VerhXltniss der ausserehelichen Zeugung 
zur Zeit der Adoption unbekannt imd diese in gehöriger Form 
vollzogen worden sein, so wäre ich doch geneigter, das ein- 
mal in's Leben gerufene Adoptionsverhfiltniss zu schützen, als 
aus jenem Grunde eine unheilbare Nichtigkeit des Aktes her- 
zuleiten." 

Entgegen diesen Bestimmungen erklärt das tessinische Ge> 
setz'*) die Adoption anssereheficher Kinder ausdrücklich zu- 
lässig «nd mmmt dieesfalls nur die aus Ehebruch und Blut- 
schande erzeugten aus. Auch Schaff hausen gestattet die Adop- 
tion vor gesessenem Bathe, wobei aber das Erbverhältniss 
genau ausgemittelt werden muss"). 

Novela 74 Gap. 1. — Kot. 8» Gap. 9. 

*) Sclioniaohe Geeetee IIL 7. 

*) Behonieohe Gesetze L. 16. — Seeländisches Qeeetebueh Gap. 19. 
Siehe über diese alten Reehte: ,,]>reier*B Beiträge cur Ltteratnr*'. S. 96. 

^) Noch 1617 sprach sich das bayerische Landrecht gegen die rftok« 
wirkende Kraft der Iiegitimation aas. 

*) Mittermayer a. a. O. S. 867. 
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^ Yergldohe hierüber ZQpfei a. a. O. m, HO : „Sehon im IS. Jahr- 
hundert stand «s nach Zöpfel fest, daBS dweh kaiserliohes Besocipt 
uneheliche Kinder für erbfähig in Alod und Lehn ihrer Eltern einge- 
setzt werden konnten , wobei aber alles auf den Inhalt des Rescriptes 
ankam.*' — Der Schwabenspiegel kennt eine Legitimation durch Be- 
script des Papstes oder Kaisers, aber ohne Erbrecht auf das väterliche 
Vermögen. Zöpfel a. a. O. 

v) AUgem. LMkdrecht §§. 601, 60ä, 609. 

8) Allgem. Gesetzbuch §. 162. 

9) Bürgerl. Gesetzbuch §. 105. 

In dem Entwürfe eines revidirten bürgerlichen Getetjsbuches für 
den Kanton Luzem vom Jahre 1845, redigirt von Konstantin Sieg- 
wart Müller, wurde diese Legitimation nicht aufgenommen. Nach 
diesem Entwürfe wäre die Legitimation auf die nachfolgende Ehe 
beschränkt worden. Yergleiche Entwurf 113. 

«<>) Bürgerl. Gesetzbuch §§. 307, 308 und 309. 

^*) Staatsverfassung §. 75. 

*«) Bürgerl. Gesetzbuch §. 232. 

^') Bluntschli a. a. O. §. 232. — Auffallend erscheint es, dass 
hier das zürcherische Gesetz nicht analog dem solothumerisohen , die 
Zustimmung der Ehefrau nicht als eine unumgänglich nothwendi^e 
Bedingung für die Legitimation hinstellt. Nebst dem, dass dadurch 
kaum ein glückliches Familienleben gesichert erscheint, stellt sich die 
Sache als eine förmliche Rechtsverletzung g^en die Gattin dar , deren 
Familie gegen ihren Willen um ein Glied, das zudem jeden Augen- 
blick an den Fall des Gatten «rinnert, vermehrt wird. 

^*) Allgem. Gesetzbuch §. 697. — Dieses Gesetz beschränkt in- 
dessen diese Legitimation auf die Brautkinder. 

") Cod. civile Art. 328, 329, 330 und 331. 

*8) Cod. civile Art. 332. 

^') Lassaul a. a. O. sagt bezüglich dieser Bestimmung : „Da Alles 
darauf ankommt, das Schicksal der natürlichen Kinder zu bestimmen, 
war nichts so schwer, als zwischen den Ansprüchen, welche die Ge- 
burt ihnen gab, und den Massregeln, weiche die Nothwendigkeit , die 
Organisation der Familie zu erhalten, erheischt, die Mittelstrasse zu 
treffen. Alle Gesetzgebungen scheinen . sie bisher verfehlt zu haben ; 
die Einen haben für die gesellschaftliche Ordnung ;bu viel und die 
Andern zu wenig gethan. Ehedem erhielten die nicht anerkannten 
unehelichen Kinder zu viel Leichtigkeit, die Familie zu beunruhigen, 
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imd man behandelte sie in Hinsieht anf das Verm5gen mit zu grosser 
HSrte. Während der Revolution liess man sieh yon einem Gefl&hle 
der Menschlichkeit hinreissen, sie in zu Tielen Verhältnissen den ehe- 
lichen Kindern gleichzustellen. Man hat hier endlich die richtigen 
Grenzen zinsohen den Rechten der Natur und jenen der Gesellschaft 
gefunden.^ 

^*) Bnrgerl. Gesetzbuch §. 232. Personen- u. Familienreoht §. 251. 

!•) BluntschU a. a. O. §. 232. 

^) Bürgerl. Gesetzbuch und BluntschU a. a. O. 

'*) Bluntschli rechtfertigt diese Bestimmung wie folgt: „Die Zu- 
stimmung der Mutter kann nämlich im erstem Falle als eine Benigna 
interpretatia vorausgesetzt, die des Vaters aber kann nicht ergänzt 
werden durch das Gericht, da es sich um 'die Aufiiahme eines Kindes 
in seine Familie handelt und der Vater immerhin dem Unehelichen 
femer steht als die Mutter. Es wäre aber ungereimt, das Kind nur 
gegenüber dem Vater und nicht auch gegenüber der Mutter ehelich zu 
erklären, das wäre ein halbehelicheaKind, ein Begriff, der sich selber 
widerspricht." 

") Bürgerl. Gesetzbuch §§. 167, 205 und 216. 

") Code civ. Art. 239 bis 245. 

**) Bürgerl. Gesetzbuch §§. 168, 169 und 170. 

«) Ehegesetz §. 11. 

««) Puchta a. a. O. §. 441. 

«) Puchta a. a. O. %. 343. 

'B) Der Ausdruck adoptio per Barbam, per arma, per Hastam in 
den altem Rechten bezog sich nach Mittermayer auf ganz andere 
RechtsTerhältnisse. Vide hierüber Kota 1, 2, 3 bei Mittermayer ain 
Migef. Orte §. 366. 

») Cod. olv. Art. 339. 

^ Bürgerl. Gesetzbuch §. 315 und folg. 

si) Bürgerl. Gesetzbuch §. 334. 

•*) Cod. civ. Art. «6. 

„Pot^a essere adottato ü figHo naturale, non mUTadnlterino e 
rincestuoso.** 

Es dürfte hier interessant sein zu bemerken, dass bei den Athe- 
niensem die Adoption unehelicher Kinder erlaubt und gebräuchlich 
gewesen war. 

SS) Ehegerichtsordnung §. 15. 
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Zweite Abtheilung. 

Die Vermogensreohte. 



§. 20. 
Das Erbrecht. 

Das Erbrecht im AUgemeineii ist das Becht an der von 
dem Berechtigten repräsentirten Person des Erblassers und 
damit an dessen Vermögen, der Erbschaft ^). Der Wille des 
Erblassers oder das Gesetz bedingen die Erbberechtigung*). 
Ob nun gerade die ausser der Ehe geborenen Kinder in diesen 
beiden Beziehungen erbberechtigt seien, d. h. ob sie durch den 
Willen des Erblassers zur Erbschaft berufen werden können 
oder müssen, oder ob das Gesetz selbst für sie als Successions- 
grund diene , sowie endlich ob sie bezüglich ihres eigenen Ver- 
mögens zur Erbschaft berufen können und welche gesetz- 
liche Erbfolge bezüglich dieses Vermögens bestehe, — bildet 
den Inhalt der vorliegenden Untersuchung. Wenn wir aber 
hier vorzüglich die schweizerischen Rechte speziell berück- 
sichtigen, wird es doch nicht zweckwidrig sein, auch hier wie 
bis anhin einen Blick auf anderweitige Rechte und Gesetze zu 
werfen. In der Bechtsgeschichte wie in der Vergleichung 
liegt ja nicht selten das einzige Verständniss des Partiknlarge- 
setzes, namentlich da, wo es nicht nur von einer Litteral- Inter- 
pretation, sondern von einem allgemeinem, rationeUem Ge- 
sichtspunkte aufgefasst und verständlich gemacht werden will. 

Nach römischem Bechte gab bezüglich des Vaters und 
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der ' yäterlkhen Verwandten nur die eheliche Abgtainmung 
einen unbeschränkten Saccessionsgnind'). Dieser stehen die 
Legitimirten gleich^). Ebenso stehen diesen die aus einer pu- 
tativen, aber in gehöriger Form eingegangenen Ehe Erzeugten 
gleich. Ein beschränktes Erbrecht auf den sechsten Theil der 
väterlichen Verlassenschaft hatten die Brautkinder bei grund- 
loser Weigerung des Bräutigams, die Ehe zu vollziehen, sowie 
die Eonkubinatkinder, falls keine rechtmässige Gattin existirte^). 

Der Vater selbst hatte ein gleiches Successionsrecht an 
dem Vermögen seiner ausserehelichen Kinder. 

In Beziehung auf die mütterliche Verlassenschaft standen 
die ausserehelichen Kinder den ehelichen gleich*). Eine Aus- 
nahme machten hier nur die ex complexibus aüt nefariis ant 
mcoestis ant damnatis Erzeugten, die auch gegen die Mutter 
kein Erbrecht hatten^). 

Nach den Grundsätzen des altem deutschen Rechtes wurden 
uneheliche Kinder nicht als rechtsfähig. angesehen, sondern 
ffWannbOrtige'' — rechtlose genannt^). Uneheliche Kinder 
hatten demnach kein Erbrecht^). Nur die JBrautkinder wur- 
den den ehelichen gleichgestellt, wobei jedoch einzelne Sta- 
tute Ausnahmen machten^®). Die miehelichen Kinder waren 
wegen ihrer Rechtslosigkeit Kinder ohne Wehr. Sie standen 
unter dem Schutze des Königs und wurden desshalb nicht 
selten „Königskinder ^ genannt Dieser Umstand, sowie das 
Gefühl der Billigkeit erleichterte nachher ihr Loos. Bald 
machte sich die Ansicht gelt^d, dass uneheliche Kinder wenig« 
stens ihre Mutter beerben können. Nachher wurde dieses 
Becht auch auf die mätterlichen Verwandten ausgedehnt ^^}« 

Aus dem gleichen Grunde, weil die unehelichen Kinder 
unter dem Schutze des Königs waren, entstand der Bastar* 
denfall oder das Erbrecht des Kais«» und einiger Beichs- 
stftnde auf die Verlassensehaft unehelicher Kinder. 

Einzelne Statuten adoptirten nachher die römische Lehre 
vom Erbrechte der libri natural, in ihrer Anwendung auf 
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Konkribinenkinder ^'), währenddem andere, getreu der dent- 
schen Auffassung, sie von den Yortheüen der libri natoral. 
ausschlössen^^), und endlich andere, die sie nur in das Ver- 
mögen der Mutter snkzediren Hessen **). 

Aus diesen gegenseitigen Kämpfen schliesst Mittermayer *5), 
das» wenn das Landrecht nicht anders verfügt, gemeinrecht- 
lich die unehelichen Kinder nach den Vorschriften des römi- 
schen Kechtes, wie lib. natural, erbfähig seien. 

Bezüglich des Erbrechtes auf die mütterliche Verlassen- 
schaft hat das preussische Gesetz die römische Lehre aufge- 
nommen. Uneheliche Kinder erben die Mutter wie eheliche *^). 
Auf die Verlassenschaft des Vaters dagegen haben sie, wenn 
dieser Abstämmlinge aus einer Ehe zur rechten oder linken 
Hand hinterlässt, kein Erbrecht ^^). Erst wenn keine solche 
vorhanden sind, hat das uneheliche Kind Anspruch auf den 
oechsten Theü**), 

Nach französischem Bechte haben uneheliche Kinder im 
Allgemeinen kein Erbrecht^'). Das Gesetz räumt ihnen unf 
die Verlassenschaft des Vaters oder der Mutter kein Erb- 
recht ein. Ebenso können sie die Verwandten des Vaters 
und der Mutter nicht beerben 2^). Von dieser allgemeiiien 
Massregel macht jedoch das Gesetz zu Gunsten der un- 
ehelichen Kinder einige Ausnahmen, vorausgesetzt, dass 
eine Anerkennung vorliegt. Sind nämlich eheliche Abstämm- 
linge vorhanden, erben die natürlichen Kinder den dritten 
Theil jener Rata, die sie erhalten hätten, wenn sie legitimirt 
wären. Sind keine Descendenten, wohl aber Ascendenten, 
Brüder imd Schwestern vorhanden, erbt es die Hälfte, und 
sind weder Ascendenten noch Brüder und Schwestern vor- 
handen, drei Viertheil ^^) ; dem unehelichen Kinde fällt die 
ganze Verlassenschaft zu, wenn die Eltern keine Verwandte 
in einem erbsföhigen Grade hinterlassen^). Descendenten 
eines nneheltehen Kindes treten in die Fussstapfen des Ver- 
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storbenen ein^^). Uneheliche Kinder dind dabei verpfiiehtet, 
Dasjenige, was sie vom Erblasser erhalten, von ihrem Erb- 
Hieile in Abreehnnng bringen zu lassen^). Sie verlieren jeden 
Erbansprach, wenn sie zu Lebzeiten des Erblassers die HSlfte 
des Erbtheils erhalten, mit der ansdrücklieben Erklärang dieses 
Letstera, dass er ihren Erbtbeil anf diese Hftlfte habe redn- 
Biren wollen. Erreicht dieser verabfolgte Theil die Hälfte 
nicht, steht ihnen nnr das Recht auf Vervollständigung der- 
selben zu^*). Sie haben, wie eheliche, Ansprach auf die 
Bechtswohlthat des Benefizium Inventarii**). Zu ihren Gunsten 
kann weder durch Schenkung unter Lebenden, noch durch 
Testamente verfügt werden*^). Uneheliche Kinder endlich 
werden von jenem Theile ihrer Eltern beerbt, welcher die- 
selben anerkennt , oder von beiden zur Hälfte , wenn dieselben 
von beiden anerkannt worden sind^^). 

Das Gesetz fär das Grossherzogthum Baden ^^) enthält im 
Wesentlichen die gleichen Bestimmungen. Es fordert ab- 
weichend, dass die Anerkennung vor Erzeugung ehelicher 
Kinder habe stattfinden müssen , ansonst natürliche Kinder, so 
lange eheliche am Leben sind, gar kein Erbrecht haben ^®). 
Eb^iso übernimmt das uneheliche Kind keine Schulden in 
ErfofsLllen» aber es muss sich ihren Betrag von den Erben an 
seinem Theile abziehen lassen ^^). Ergänzend das frani^- 
sische Gesetzbuch, nimmt sodann das badische Landrecht an, 
dass die Eltern durch letztwillige Verordnung den Erbtheil 
eines unehelichen Kindes auf die Hälfte reduziren können**). 

Nach österreichischem Rechte geniessen vorab jene Kinder, 
die durch nachfolgende Ehe oder durch Hebung eines früher 
bestandenen Ehehindernisses legitimirt werden, ein beschränktes 
Erbrecht®*). Bezüglich der durch landesherrliches Rescript 
legitimirten Kinder treten diese mit den ehelichen Kindern 
in die gleichen Rechte auf das erbliche väterliche Vermögen 
ein, wenn diessfalls das Gesuch vom Vater gestellt und vom 
Landesherra bewilligt worden ist*^. Das Gleiche gilt im 
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Al^emeifieii besüglich der VerlMsenscliaft der Mutter, voii 
welcher sie, wie eheliehe , erben. Dagegen Bind sie vom Erb- 
recht bezüglich des Vaters und der Verwandten der Mutter 
aasgeschlossen '^). Wahlkinder erben, wie eheliche, die Wald- 
eitern, dagegen deren Verwandte nicht, wenn die Annahme 
ohne ihre Einwilligung stattfand ''). Die Eltern von mehrer^i 
ausserehelichen oder legitimirten Kindern haben ein dies^i 
analoges Erbrecht auf die Verlassenschaft solcher mit Tod 
abgegangener unehelicher Kinder^). Bezüglich des Testat* 
und Notherbenrechtes enthSlt dieses Gesetz keine weitem, auf 
die unehelichen Kinder beziehende spezielle Bestimmungen. 

Wie in den meisten andern Bechtsmatmen macht sich 
auch hier die gleiche Erscheinung geltend, dass die franzö- 
sische und österreichische Gesetzgdbung auf die schweize- 
rischen Gesetze ihren wesentlichen Einfluss ausgeübt, je nach- 
dem dieses oder jenes Gesetzbuch bei Abfassung der schwei- 
zerischen Gesetze als Muster gedient hat — Wir gehen nun 
snr Darstellung dieser Gesetze selbst über'^). 

Im Kanton Zürich haben uneheliche Kinder am Vermögen 
der Mutter gleiches Erbrecht wie die ehelichen®'). Sie haben 
jedoch in der Erbschaft ihrer Mutter kein Voraus- und kein 
Vorzugsrecht und in der Verlassenschaft der übrigen Ver- 
wandten keinen Pfltchtiheil. Wenn ein imeheliches Kind vor 
seiner Mutter mit Hinterlassung ehelicher Nadikommen ver* 
sterben ist, so haben diese in der Verlassenschaft jener das 
nf&mliche Erbrecht geltend zu machen, welches ihm selbst zu- 
gekommen wäre. Ebenso treten mit Bezug auf Verlassen- 
schaften mütterlicher Verwandten des unehelichen Kindes, 
welche erst nach dem Tode des letztem selbst und seiner 
Mutter eröffnet werden, ehelidie Nachkommen des unehelichen 
Kindes an die Stelle desselben, soweit überhaupt das Eintrittsr- 
recht sich erstreckt^®). Gegenüber dem Vater und den vft- 
terlichen Verwandten steht den unehelichen Kindern kein Erb- 
recht zu^^). Stirbt ein UneheUchear, ohne erbfähige Nadt- 
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kommeiischaft 8ii hinteriaMen, so fUlt seine Yeriassenscbaft 
an die Matterseite ^^). Der Vater oder die viterlichen Gross- 
eltem und Ahnen nnehefieher Nachkommen dürfen , wenn sie 
zugleich eheliehe Nachkommenschaft haben , zu Gunsten jener 
in der Weise frei verftigen, dass das, was denselben rermacht 
wird, mit allen übrigen Vermüchtnissen nie einen Dritttheil 
der Yeriassenschaft übersteigen, und der Antheil, der einem 
unehelichen Nachkommen sngetheilt wird, nie grösser sein 
darf, als der Antheil desjenigen ehelichen Nachkommens, 
welcher nach der gesetzlichen Erbfolge den kleinsten Theil 
erhält^). 

Im Elanton Bern sind die unehelichen Kinder nicht Noth- 
erben ^^). Ebensowenig sind sie gesetzliche Erben ^'^). Be- 
züglich des Testaterbrechtes dagegen sind sie keinen weitem 
BeschrSnkungen als andere Pe)rsonen unterworfen^*). Das 
Vermögen von unehelichen Kindern wbrd zweifelsohne von 
aOen jenen Personen geerbt, welche dieselben erben könnten, 
wenn sie ehelich wären, indem das Gesetz hier keine speziellen 
Beetimmungen enthält, desshalb auch wohl die allgemeine 
Beg^l zur Anwendung kommen muss. 

Nach luzemerischem Rechte erben vorab legitimirte Kinder 
wie eheliche^'), jedoeh können sie die bereits erworben Rechte 
ehelicher Ejnder nicht streitig machen^). Dem unehelichen, 
nicht legitimirten Kinde steht dagegen auf die Verlassenschaft 
des Vaters kein Erbrecht zu**). Uneheliche Kinder erben 
die Mutter wie eheliche^). Einem unehelichen Kinde kann 
üer Vater, auch wenn er Erben der ersten und zweiten Klasse 
hinterlässt, mittelst letzter Willensverordnung die Hälfte des 
Erbantheils zuwenden, den dasselbe erhalten hätte, wenn es 
* ehelich geboren wäre. Ist das uneheliche Kind vor dem Va> 
ter gestorben, so kann dessen Abstämmlingen der gleiche 
Antheil zugeschöpft werden ^^). Am Nachlasse eines durch 
nachfolgende Ehe oder Dekret des Grossen Rathes legiti- 
mirten Kindes kommt allen denjenigen Personen das gesetz- 
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Uche Erbrecht zu, welche es in Fdige der LegiMmation eben 
falls zu erben befugt gewesen wären ^^). Auf die Nachlaasen- 
Schaft eines ohne erbfähige Naohkcsmmenschaft veratorb^ien 
unehelichen Kindes kommt aus dem gleichen Orunde der 
Blutsverwandtschi^t Niemanden ein Erbrecht zu, aufgenommen 
der Mutter 58). 

Im E^anton Uri hat das uneheliche Kind kein Erbredit^^). 
Aus der Yerlassenschaft der Eltern sollen dagegen die Ver- 
pflegungskosten bestritten oder die schon von anderwärts be- 
strittenen ersetzt werden. Ein Testaterbrecht gemessen un- 
eheliche Kinder. Hierüber sagt das Landbuch 5^) : ^Es mag ein 
Grossvater einem unehelichen Enkel (Kindskind) in Ziemlich- 
keit vermachen, und so die rechtmässigen Erben sich nicht 
in Güte dazu verstehen, hat ebenfalls ein Gericht zu ent* 
scheiden, ob es in Ziemlichkeit' oder darüber sei." Die Ver- 
lassenschaft der unehelichen Kinder endlich fällt dem Fiskus 
zu 5^). Das Gesetz von 1857 enthält wesentlich die gleichen 
Bestimmungen ^^j. 

Im Kanton Schwyz haben uneheliche Kinder ebenfalls 
kein Erbrecht in aufsteigender Linie, so lange Blutsverwandte 
bis zum vierten Grrad vorhanden sind. Sie werden dagegen 
von ihren Vätern, Müttern und Geschwistern beerbt* Ein 
LandsgemeindebeschluBS vom Sonntag Misericordia 1610 sagt 
diessfalls : Also habent wir uns harüber erlüttert vnd erkhent, 
vnd wellent, dass fürbass von vns vnd vnseren Nachkommen 
allsQ für ein ordentliches Landrecht solle gehalten werden, 
dass kein vneheliches Eecht, es syn in ehefällen als sunst 
haben solle«»).« 

Nach dem altern zugerischen Rechte erben uneheliche 
Ejnder nur die Mutter. Sie selbst werden von dem Armen- 
fonde ihrer Heimathsgemeinde beerbt. Seine Geschwister 
haben nur das Sukzessionsrecht auf das geerbte Muttergut. 
Wären auch keine solchen vorhanden, fiele auch dieses iets- 
tere Guthaben dem Armenfonde der Heimathflgemeinde «a. 
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Diese Bestimmungen finden indessen nur Anwendung, wenn 
das uneheliche Kind keine Leibeserhen hinterlässt, in welchem 
Falle diesen die. Erbschaft zufällt ^^). Diese Bestimmungen wur- 
den auch vollständig in das Gesetz von 1855 aufgenommen^^). 
Im Kanton Obwalden hat das uneheliche Kind weder 
am Vater, noch an der Mutter ein Erbrecht, jedoch sollen 
ans der Verlassenschaft der Eltern, die zwar den gesetzlichen 

I Erben zufällt, die Verpflegungs- und Erziehungskosten be- 
stritten, oder denen, die solches ausgehalten, ersetzt werden. 
Wenn in der Folge ein solches Kind sich etwas erwirbt und 
ohne leibliche Erben abstirbt, fällt die Verlassenschaft den 
rechtQilfssigen Erben seines Vaters oder seiner Mutter zu, 
nach Massgabe von welcher Seite es erhalten und erzogen 
worden •^). 

Im Kanton Niedwalden sind die unehelichen Elinder vom 
Erbe gänzlich ausgeschlossen. Wenn aber uneheliche Väter 
oder Mütter eheliche Kinder haben , können diese ihre unehe* 
lieben Väter oder Mütter erben, aber nicht weiter, weder 
ihre Grrossväter noch Grossmütter. Jedoch mag der Gross- 
vater oder die Grossmutter, oder von wem das Erbe fallen 
möchte, dieselben in Ziemlichkeit bedenken und betrachten. 
Wollen rechtmässige Erben eine solche Schenkung oder Ver- 
mächtniss nicht anerkennen, so mögen sie den gerichtlichen 
Entscheid einholen. Wenn eine uneheliche Person ohne ehe- 
liche Kinder abstirbt, soll ihre Verlassenschaft den nächsten 
ehelichen Erben anheim fallen, hätte jedoch früher von der 
Matter einer solchen unehelichen Person an deren Unterhalt 
und Erziehung beigetragen werden müssen, so wäre einer 

I solchen .Mutter oder deren Erben der Anspruch auf Kesti- 
tution zugestanden. Die Armenverwaltung besitzt für allfallig 
geleistete Beiträge immerhin das Vorrecht. 

Wenn der Vater eines unehelichen Kindes oder die Mutter, 
sofern dieser das Eünd zugesprochen ist, mit Vermögenshin- 

I terlassung stirbt, ehe das Kind erzogen und sich den 

i 
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Unterhalt zu verdienen im Stande ist, so mag die betreffende 
Armenverwaltmig um eine billige Entschädigong einkommen. 
Im Nicbtyerständigmigsfalle entscheidet der Kichter, ob tind 
welche Entschädigung zu geben sei*'). 

Im Kanton Olams ist das Erbrecht der unehelichen Kinder 
ebenfalls sehr beschränkt. ^Wenn unehelich erzeugte ohne 
Leibeserben sterben imd Mittel hinterlassen, sollen dann sein 
Vater und seine Freunde in dem dritten Grade, yaterseits, 
erben, wenn aber keine solche vorhanden sind, föUt das Out 
der Obrigkeit zu. Es sollen femer die ehelichen von dem 
unehelichen Stamme in ErbfÜIen nicht hinter sich greifen auf 
den ehelichen Stamm, sondern erst da anfangen erb<ai, wo 
sie ehelich geworden. Der Vater mag für Erhaltung und 
Erziehung des unehelichen Kindes auf seinen Tod ein Ver- 
mächtniss machen, jedoch nur so weit, dasB die ehelichen 
Kinder oder andern Erben in ihrem Erbe und selbst nöthigen 
Unterhalt nicht empfindlich geschwächt werden." — Es darf 
ein solches Vermächtniss den dritten Theil der Erbrata eines 
ehelichen Kindes nicht überschreiten. — Diese letztere Be- 
stimmung des Landbuches erhielt indessen 1852 eine wesent- 
liche, zu Gunsten der unehelichen Kinder lautende Inter- 
pretation oder Erweiterung. Nach diesem steht es einem 
Vater frei, einem unehelichen Kinde die Hälfte von dem, 
was es sonst einem ehelichen trifft, zu vermachen. Sind 
keine ehelichen Kinder vorhanden, so erstreckt sich diese 
Befugniss auf die Hälfte des Gesammtvermögens. Das gleiche 
Testatrecht steht auch der Mutter zu. — Ja, in neuester 
Zeit ging man, auch bezüglich des Intestaterbrechtes so weit, 
unehelichen Kindern gegenüber vom Vater und der Mutter 
ein Erbrecht einzuräumen. 

Im Kanton Graubünden erben uneheliche Kinder die Mutter 
wie eheliche. Aus der Verlassenschaft des Vaters dagegen 
kann ihnen nur nach dem Ermessen des Kichters ein jähr- 
licher Alimentationsbeitrag zugesprochen werden^'). 
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Das St. Oallbche Gesetz über die Erbfolge bestimmt, dass 
uneheliche Kinder, die durch die nachfolgende Ehe oder sonst 
legitimirt sind, wie eheliche Erbrecht haben *^). Ebenso erben 
sie die Mutter wie eheliche ^^). Auf die väterliche Verlassen- 
sehaft oder Bepräsentation auf den Namen des Vaters haben 
sie kein Recht ^''). Sie erben wie eheliche die Aszendenten^ 
mütterlicherseits?^}. Auf die Seitenlinie dagegen haben sie 
kein Erbrecht ^^). „Unehelich erzeugten zwei- oder einbän- 
digen" Geschwistern ist gestattet, sich wechselweise zu be- 
erben^^). Diejenigen, welche von Seite unehelicher Kiuder be- 
erbt werden können , haben auch das Successionsrecht gegen- 
über verstorbenen unehelichen Kindern ^^). 

Im Kanton Appenzell Ausser- Khoden erben uneheliche 
aber legitimirte Kinder wie eheliche. Das Brautkiud hat 
ebenfalls die gleichen Rechte, sobald der Richter das daherige 
Eheversprechen als gültig angenommene^). "Gegenüber dem 
Ehegatten und den Kindern steht ihnen das gleiche Erbrecht 
wie ehelichen zu. — In gerader absteigender Linie erben un- 
eheliche Kinder neben ehelichen, mit denen sie in gleicher 
Verwandtschaft stehen, immer ,mit einer Hand und die ehe- 
lichen mit beiden Händen. Wenn eines oder mehrere Un- 
eheliche einen Stamm bilden, so erbt der uneheliche Stamm 
ebenfalls nur die Hälfte dessen, was ein ehelicher Stamm erbt. 
Wo aber Eheliche und Uneheliche einen Stamm bilden, so 
erbt dieser Stamm so viel als ein ehelicher, und was auf 
einen solchen Stamm fällt, davon erbt das Eheliche doppelt 
so viel, als das uneheliche. Wenn eine Person nur unehe- 
liche Abstämmlinge hat^ so erben diese allein. — Uneheliche 
Geschwister erben ihre Geschwister neben andern ehelichen 
Geschwistern immer nur mit einer Hand. In aufsteigender und 
in Seitenlinien . erben uneheliche neben ehelichen Kindern von 
in gleichem Grade verwandten Personen, ebenfalls einen Theil, 
nnd die ehelichen zwei Theile. Wo aber die unehelichen mit 
dem Erblasser um einen Grad näher in der Verwandtschaft 
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stehen als die ttbrigen Erben ehelicher Abkunft, erben sie am 
gleichen Theilen , nnd wo sie um zwei Grade näher verwandt 
sind, erben die Unehelichen allein, sofern nämlich die am 
zwei Grad entfernteren Ehelichen auch allein geerbt hätten. 
Eheliche Nachkommen unehelicher Personen treten bei Erb- 
fällen so ein, als ob ihre Eltern ehelicher Abkunft gewesen. 
In allen Fällen wird aber stamm- und kopfweise geerbt^'). 
Uneheliche Kinder, welche keine Kantonsbürger sind, erben 
nur in so weit sie sich über das Gegenrecht aus w eisen ^^). 

Schon das alte Landrecht in Appenzell Inner -Rhoden^*) 
detaillrt das Erbrecht unehelicher Kinder, namentlich bezüg- 
lich der Aszendenten und Seitenlinien, und bestimmt, dass 
die Verlassenschaft unehelicher Kinder, die ohne Leibeserben 
sterben, dem Lande anheimfalle. Den 25. April 1847 wurde 
sodann ein neues Erbgesetz angenommen, welches bezüglich 
der vorwürfigen* Mateiie Folgendes enthält: „Wenn eine Per- 
son unehelich geboren ist, so soll bezüglich selbige von allen 
Erbfällen ausgeschlossen sein , ausgenommen ihres Ehegatten, 
ihre eigenen ELinder und der von dessen Kindern Abstammen- 
den; diese mag eine uneheliche Person erben, als wenn sie 
ehelich geboren wären ^®J, Die Verlassenschaft der Unehe- 
lichen fällt dem Landessäckel zu, wenn die nächsten Ver- 
wandten nicht im Lande sind; wohnen diese dagegen im 
Lande, erben sie, obschon der Erblasser „unehelicher Weise 
von ihnen abstammt ^^). Eheliche Kinder von unehelichen 
Eltern erzeugt, erben ihre Grosseltem wie eheliche, wenn 
ihre Eltern nicht mehr am Leben sind. Wenn aber keine 
nähern Verwandten als Vettern und Basen mehr leben, erben 
besagte Kinder ihre Grosseltem mit Vettern und Basen zn 
gleichen Theilen, wenn auch ihre nnehelichen Kinder noch am 
Leben sind. Neben diesen erben auch Urgrosskinder nach 
Stämmen. Sollten aber keine so nahe Verwandte wie Vettern 
und Basen mehr leben, ^o beerben die bemeldeten Kinder ihre 
Grrosseltem nach Köpfen und Urgrosskinder stammweise allein ^^). 
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Thnrgan räumt in seiner Gesetegebnng den legitimirten 
und Brautkindero die Rechte der ehelichen Gebart besüglich 
der Erbfolge ein'*). — Auf das Vermögen der Mutter and 
ihrer Ahnen treten die anehelichen Kinder ebenfalls wie ehe- 
liche in die Erbfolge ein^^). Aaf die väterliche Verlassen- 
scbafl haben uneheliche Kinder kein Erbrecht ^^). Aus dem 
Grunde der Blatsverwandtschaft kommt aof die Verlassen- 
Schaft unehelicher Kinder, welche ohne Deszendenten sterben, 
ausser der Mutter und ihren Ahnen Niemandem ein Erbrecht 
zu. Die Gemeinden, welche an die Erhaltung und Erziehung 
unehelicher Kinder etwas beigetragen, haben das Ersatzrecht 
auf das Erbe, und zwar geht dieses Kecht dem Erbrechte 
der Matter und deren Ahnen vor**). 

Nach dem schaffhausischen Erbrechte erben uneheliche 
Kinder den dritten Theil der väterlichen Verlassenschaft, wenn 
der Vater kein Weib, keine ehelichen Kinder, keinen ehe- 
lichen Vater und keine eheliche Mutter, keinen Gross vater 
und keine. Grossmutter, keine ehelichen Geschwister und von 
dieser keine Kinder, diese mögen ^zwei- oder einbändige Ge- 
schwisterte sein,** hinterlässt. — Sonst sind sie von der Erbs- 
berechtigung auf die väterliche Verlassenschaft ausgeschlossen; 
nur liegt den Erben ob, die unehelichen Kinder, bis sie er- 
wachsen sind, zu erziehen „und durch Erlernung von Hand- 
werken oder anderer angemessener Fürsorge ** selben zu einem 
anständigen Auskommen verhälflich zu sein**). Die Mutter 
erben sie ganz, wenn sie keine ehelichen Kinder hinterlässt 
Leben der Mutter Vater oder Mutter noch, theilen sich diese 
mit dem unehelichen Kinde in die Verlassenschaft der Mutter 
zu gleichen Theilen. Hat die Mutter eheliche Abstämmlinge, 
erhalten die unehelichen Kinder die Hälfte eines Theiles, den 
es einem ehelichen trifft*^). — Uneheliche Kinder können ihre 
ehelichen Geschwister nicht beerben*^). Ausser in Folge von 
Testamenten haben sie ebenfalls kein Erbrecht gegenüber den 
Grosseltem**). Sie haben kein Becht auf die Verlassenschaft 
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der mfitteilichen Verwandten ^7). Kinder ans Ehebrach er- 
zeogt oder Bastarde haben gar kein Erbrecht. Selbst Ver- 
mächtnisse dürfen solchen Kindern ohne obrigkdtliche Be- 
wüligang nich^ gemacht werden^). Said solche nnehelichen 
Kinder adoptlrt, wird ihr Erbrecht bei der Adoption be- 
stinaiDt^^). Braatkinder, welche nach einem gültigen Verl'öbnisse 
ergeugt worden and die Ehe wegen Todtfalls oder sonstiger 
erbebiiche Gründe Dicht vollzogen werden konnte, haben wie 
Eheliche Erbrechte*®). Uneheliche Kinder werden von der 
Hntter beerbt, sowie uneheliche Geschwister sich gegenseitig 
beerben ^*)* 

Im Kanton Äargaa erben die anssereheHchen Kinder ihre 
Mutter wie eheliche. •*). Auf die Hälfte der i^Lterlichen Ver- 
lassenschaft hat ein solches Kind nur dann Anspruch, wenn 
es demselben gerichtlich zugesprochen ist. Unter dieser Hälfte 
wird der halbe Theil verstanden, den es ihm getroffen, wenn 
es ehelich gewesen *3). Sind mehrere unehehche Kinder vor- 
banden, erben sie auf keinen Fall mehr als die ehelichen*^). 
Sind vom Vater keine ehelichen Deszendenten vorhanden, so 
erben die unehelichen die Hälfte der Verlassenschaft**). Sie 
erben von der au&teigenden Linie des Vaters und der Mutter 
die HäHte der da herigen Verlassenschaft, wenn diese keine 
ehelichen Nachkommen hinterlassen*^). Uneheliche Kinder 
erben nach Stämmen*^). Diese Erbrechte der unehelichen 
Kinder gehen auch auf ihre Nachkommen über**). Sie wer- 
den von dem Vater, der Mutter und den oben bezeichneten Ver- 
wandten beerbt ^^). Sie haben in den angegebenen Beziehungen 
das Repräsentationsrechf Durch letzte Willensverordnung 
kann den unehelichen Kindern ein Drittheil ihres Erbantlieils 
nicht entzogen werden^**). Den gerichtlich zugesprochenen 
Kindern kann der Vater im Abgange ehelicher Nachkommen 
oder eines Ehegatten das ganze Vermögen testiren. Das 
gleiche Kecht bat er bezüglich von Kindern, an die er eine 
Alimentation hat leisten müssen ^*^). 
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• 

Aach im Kanton Solothom erben die nnehelichen Kinder 
ihre Matter gleich ehelichen ^®^). Ihre anehelichen Geschwister 
von der Mutter beerben sie gleich halbbürtige Geschwister^^®). 
Sie erben die Verwandten der Matter in aufsteigender Linie 
und Geschwister derselben, wenn Erstere keine eheliche Nach- 
kommenschaft haben, and Letztere keine eheliche Geschwister 
oder Nachkommen von solchen hinterlassen ^^*), Aaf die Ver- 
lassenschaft des Vaters haben sie kein Erbrecht ^®^). Ein 
dem Vater gerichtlich zugesprochenes Kind indessen erbt den 
Vater wie ein eheliches, und zwar im gleichen Verbältnisse 
wie die Mutter*®*). Bezüglich des Testaterbrechtes hat das 
solothumerische Gesetz keine speziellen, auf die Suezession 
der unehelichen Kinder bezügliche Bestimmungen, allein fasst 
man den §. 550, Absatz I^^) in's Auge, kann ihnen von 
Seite des Vaters, wenn sie diesem nicht gerichtlich zuge- 
sprochen sind, kaum ein weiterer Erbsvortheil durch Vei> 
mächtnisse zugewendet werden. — Sie selbst, die unehelichen 
£ander, werden von der Mutter , ihren ehelichen Verwandten 
in aufsteigender Linie und Geschwistern beerbt *®®). 

Ab Litestato erben nach den Gesetzen von Baselstadt die 
unehelichen oder legitimirten Kinder die Mutter*®*). Selbst 
wenn eheliche Abstämmlinge vorhanden sind, erbt das unehe- 
liche mit ihnen zu gleichen Theilen **®). Falls die Matter zur 
Zeit der anbegehrten Legitimation noch Notherben in auf- und 
absteigender Linie hat, so sollen dieselben angefragt und ihre 
Gründe dem Rathe vorgelegt werden***). Dieses Erbrecht 
bezieht sich aber nur auf die Verlassenschaft der Mutter **^). 
Da wo früher eine obrigkeitliche Bewilligang erforderlieh war, 
damit uneheliche Kinder testiren oder durch Testamente etwas 
erwerben konnten, ist diese Beschränkung aufgehoben**®). 
Eine weitere Ausnahme von diesem Erbrechte macht die Ehe- 
gerichtsordnung von 1837 darin, dass Grosseltern oder ent- 
ferntere Aszendenten eines unehelichen Kindes, wenn sie 
wünschen, dass dasselbe im vorkommenden Falle auch an 
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Omen Intestaterbe sei, die L^;itiiiistiOD desselben, unter Vor- 
l^ong der ErUinmg ibrer yorbandenen Notboben ebenfalls 
nadisncben können, gescbebe diess gleiebxeitig mit dessen 
Mutter, bei deren Lebzeiten oder scMist^^^). 

Im Kanton Baselland gelten die gldeben Bestimmungen 
besfiglicb des Erbrechtes* der ansserebelichen Kinder , wie sie 
die angef&brte Landesordnong för die ßCadt Basel enthält. 

Im Kanton Neuenborg haben nneheliehe Kinder im All- 
gemeinen kmn Erbrecht. Eine Ausnahme von dieser allge- 
meinen Begel gestattet das Gesetz nur in folgenden Fällen: 
stirbt ein Vater oder eine Mutter mit Hinterlassung von ehe- 
lichen Deszendenten, so hat das nneheliehe Kind das Recht 
auf zwei Drittel des Noththeiles, den es ihm betroffen, wenn 
es ein eheliches gewesen. Hinterlassen die Eltern keine Des- 
zendenten, wohl aber Aszendenten im ersten Grade oder 
G^schwbter, hat es das Recht anf die Hälfte, nnd falls keine 
solche vorhanden sind, anf drd VierteL Haben die Eltern 
kerne erbberechtigte Verwandte, gehört dem nneheliehen Kinde 
die ganze Verlassenschaft Ist es selbst gestorben, haben 
seme Abstämmlinge die gleichen Erbrechte, welche ihm zuge- 
standen wären. Das uneheliche Kind, wie dessen Abstämm- 
linge haben bei Eröffiiung der Erbschaft die Restitutionspflicfat 
alles dessen, was sie von ihren Eltern erhalten. — Sie ver- 
lieren dabei jedes Erbrecht, wenn sie die Hälfte von dem, 
was es ihnen sonst getroffen, von den Eltern mit der Ei^ 
klänmg erhalten hätten, dass damit ihr Erbtheil ausgerichtet 
sein soll. Würde der so ausgerichtete Betrag nicht die Hälfte 
ersteigen, bliebe ihnen nur das Recht auf Vervollständigung. 
Auch dtirch Testamente können Eltern den benannten Erb- 
theil nnehelicher Kinder auf die Hälfte reduziren. Klinder 
aus Blutschande oder Ehebruch besitzen in Erbsfällen einzig 
das Hecht anf ^e nöthige Alimentation. — Den Erben steht 
es &ei, den unehelichen Kindern ihre Erbsportion in Natura 
oder in Geld zu verabfolgen. Die unehelichen Kinder endlich 
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werden Von ihren Eltern, von denen sie anerkannt worden, 
beerbt Falls diese gestorben, treten deren legitime Deszen- 
denten an ihre Stelle ^^^). 

Nach j&eibnrgerischen Gesetzen erbt das Kind seine Mut- 
ter-^^^). Hinterlässt die Mutter eheliche Deszendenten, so 
bekommt das uneheliche Kind von ihrer Erbschaft die Hälfte 
desjenigen Erbtheils, den es bekommen hätte, wenn es in 
der Ehe erzeugt wäre; hinterlässt die Mutter eheliche Ge- 
schwister oder Deszendenten von diesen, oder eheliche As- 
zendenten , so bekommt es zwei Drittheile von der Erbschaft; 
hinterlässt die Mutter keine eheliche Verwandte in den ange- 
ftihrten Graden , so erbt das uneheliche Kind das sämmüiche 
Vermögen seiner Mutter**^). Wenn das uneheliche Kind vor 
seiner Mutter gestorben ist, so stehen dessen eheliche Kinder 
oder Deszendenten für dasselbe zum Erbrechte ein , d. h. sie 
haben das Repräsentationsrecht ^i^). Die gleichen Rechte 
haben die Kindeskinder einer solchen früher verstorbenen un- 
ehelichen Person. — Das uneheliche Kind und dessen Deszen- 
denten siud gehalten, sich an denjenigen Theil der mütter- 
lichen Erbschaft , den sie in Anspruch zu nehmen berechtiget 
sind , alles verrechnen zu lassen , was sie von der Erblasserin 
bereits empfangen haben ^^*}. Als Intestaterbe hat das un- 
eheliche Eond auf die Verlassenschaft des Vaters kein Erb- 
recht ^^^]. Dagegen hat es das Recht auf allfäUigen Unter- 
halt und Erziehungskosten auch gegenüber den Erben. — Es, 
das uneheliche Kind, wird von seinen Deszendenten beerbt 
In Ermanglung von Nachkommen erben dessen Vermögen der 
überlebende Ehegatte, in Ermanglung eines Ehegatten die 
Mutter, und in Ermanglung dieser letztem die ehelichen oder 
unehelichen Deszendenten der Mutter ^^^). 

Im Kanton Waadt erbt das uneheliche Kind sowohl die 
Mutter als den Vater, wenn diese keine Verwandte in auf- 
und absteigender Linie (successible) haben ^^^j. Dieses Recht 
geht auch auf seine Deszendenten über ^^^). Ausserdem haben 
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uneheliche Kinder kein Erbrecht, mit Aofinahme auf die 
nöthige Alimentation, die ihnen auch dnrch kein Testament 
entzogen werden kann^**). Tritt der Fall ein, dass das Kind 
dem Vater zugesprochen ist, erbt es and die Mntter denselben 
zu gleichen Theilen. Ist eines dieser beiden gestorben, erbt 
das Ueberlebende allein. Im Falle es der Matter zagesprochen, 
ist es deren Erbe. Sind beide , Kind and Matter , gestorben, 
erben aas dem Nachlasse des Erstem dessen eheliche Ge- 
schwister vorab was es ans dem Nachlasse der Eltern erhalten; 
das Uebrige theilt sich zwischen den ehelichen and anehe- 
lichen Geschwistern**^). 

Da im Kanton Genf der Code Napoleon, somit französi- 
sches Recht, gilt, verweisen wir diessfalls anf die oben aos- 
geführte Darstellung di^es Letztern. 

Im Kanton Wallis erbt das uneheliche Kind die Matter. 
Dieses Erbrecht ist indessen auf einen Drittheil beschränkt, 
den es erhalten würde, wenn es ehelich wäre, vorausgesetzt, 
dass die Verstorbene Verwandte in erbfähigem Grade in bei- 
den Linien hinterlassen hat**^). In Abgang von erbfähigen 
Verwandten in der einen oder andern Linie erhält es die 
Hälfte, und in Abgang solcher in beiden Linien die ganze 
Verlassenschaft **^). Das gleiche Erbrecht hat das uneheliche 
Kind auf die Verlassenschaft des Vaters, wenn dieser das 
Kind anerkannt hat**^). In beiden Fällen muss sich das un- 
eheliche Kind dasjenige , was es von seinem Vater oder seiner 
Mutter erhalten, an seiner Erbrata abrechnen lassen***). Sei- 
nen Deszendenten stehen die gleichen J^rbrechte zu*^^) auf den 
Nachlass der Verwandten ihres Vaters oder ihrer Mutter*®*). 
Von diesem Erbrechte sind ausgeschlossen die, welche aus 
Ehebruch, Blutschande oder von solchen Eltern erzeugt wur- 
den^ von denen hei der Zeugung eines oder beide die heiligen 
Weihen erhalten oder die freiwilligen Klostergelübde abgelegt 
hatten. Diese haben nur das Recht auf eine Alimentationsfor- 
derung^^^). Das uneheliche Kind selbst wird vom Vate^, der 
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es anerkannt hatte, and der Matter, falls die Mutterschaft 
erwahrt ist, zu gleichen Theilen beerht, and falls eines von 
diesen gestorben, vom Ueberlebenden allein ^^^}. Tritt der 
Fall ein, dass beide gestorben, erben die Geschwister und 
deren Deszendenten, und sind endlich auch keine solche vor- 
handen, die Verwandten des Vaters und der Matter nach ge- 
setzlicher Erbfolge *34). 

Im Kanton Tessin haben aneheliche Kinder,' falls andere 
Verwandte vorhanden sind, nur das ßecht zur Alimentations- 
forderung und kein Erbrecht. S'md aber keine Verwandte in 
grado snccessible vorhanden, noch ein Gatte, fällt den unehe- 
lichen Kindern die ganze Verlassenschaft zu^^). Die unehe- 
hchen Kinder werden, falls sie keine Deszendenten hinter- 
lassen, von dem Vater oder der Matter, welche dasselbe 
anerkannt hatten, beerbt, und falls die Anerkennung von Seite 
beider stattgefunden, von jedem zur Hälfte ^•^•). Im Falle 
weder Vater noch Mutter bekannt sind , erbt die überlebende 
Ehehälfte, und ist auch keine solche vorhanden, die natür- 
lichen Geschwister und ihre Deszendenten ^2-^). 



Betrachtet man nun die grossen Verschiedenheiten in den 
schweizerischen erbrechtlichen Bestimmungen, wie sie eben 
nur in einem Agglomerat von Freistaaten möglich sind, könnte 
man leicht versucht sein zu glauben , all' das sei Resultat des 
Zufalles oder der Willkür; die für sich abgerissene Meinung 
eines einzelnen Magistraten habe dem Ländchen, das er be- 
herrschte, die Ansichten aufgedrungen. Oder man könnte 
meinen, bei Erlass der Gesetze habe der Zufall dem Verfasser 
dieses oder jenes gesetzgeberische Produkt in die Hände ge- 
spielt, und je nach diesem Zufalle sei ein neues Gesetz in 
dieser oder jener Richtung entstanden. Endlich dürften selbst 
Einsichtigere dafür halten, der Inhalt des Gesetzes sei jedes- 
.mal von den öffentlichen Rechtsanschauungen eines Volkes 
bestimmt worden, ohne dass im Hintergrunde and^e Faktoren 
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mitgewirkt hätten. Alle diese Erklärungen mögen etwas für 
sich haben, aber im Allgemeinen bilden sie doch keineswegs 
den letzten Erklärungsgrund für diese vielen Verschiedenheiten. 

Auch der einflussreichste Magistrat muss unter dem Volke 
leben, dessen Anschauungen auf ihn vielleicht unbewusst, aber 
gerade desshalb um so mächtiger wirken. Darin gerade be- 
steht ja der Einfluss in Kepubliken, dass das Volk das, was 
es im Innern empfindet, dessen Namen es nicht einmal ahnt, 
in seinem gefeierten Beamten als anschauliches, mit besttmm- 
jtem Namen bezeichnetes, in einem Individuum personifizirtes 
Wesen wiederfindet. Und die Anschauungen eines Volkes in 
ihrer Allgemeinheit machen sich nicht von einem Tage zum 
andern; sie sind von der Geschichte hervorgerufen und reichen 
zurück oft in eine uralte, unbekannte Zeit, mit der sie, wie 
an einer langen Kette, durch die verschiedensten Verände- 
rungen zusammenhängen. 

Von diesen Gesichtspunkten ausgehend, wird der ernstere 
Beobachter in der grossen Mannigfaltigkeit des vorwürfigen 
Eechtsstoffes nicht nur Willkür oder Zufall, sondern vielmehr 
historisch gebildete Systeme finden. 

Wir hatten schon oben Gelegenheit, auf die nahe Ver- 
wandtschaft unserer schweizerischen Bechtsgeschichte mit der 
des benachbarten deutschen Reiches hinzuweisen und zu zeigen, 
wie vielseitig sich beiderseits in frühester Zeit die Eechtsan- 
schauungen der stammverwandten Völker begegnen inussten. 
Wie dem alten germanischen Rechte erging es auch jenem, 
das diesseits dem Rheine galt; es blieb von dem Eindringen 
ultramontaner Rechte nicht frei, ja ging vielseitig in diese 
Letztem auf. 

An der Hand dieser Thatsachen die Verschiedenheit un- 
serer erbrechtlichen Bestimmungen bezüglich der unehelichen 
Kinder aufgefasst, wird es Keinem entgehen, dass bei ihrer 
Entstehung und Ausbildung wesentlich das eine oder andere 
der bezeichneten Grundelemente vorherrschend gewirkt hat. 
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Wir finden demnach in jedem einzelnen der angeführten Ge- 
setze wesentlich germanisches , römisches nnd in diesem Falle 
rein römisches , oder nach französischen Anschauungen modifi- 
zirtes römisches Eecht. 

Ein Grundzug des deutschen Rechtes war die Eechtslosig- 
keit und in Folge dessen, auch die Nichterbfähigkeit der un- 
belieben Kinder. Diese altdeutsche Auffassung finden wir 
nun gerade noch in einigen derjenigen kleinem Demokratien 
der Schweiz, welche am zähesten an frühem Anschauungen 
gehalten, und desshalb dem Streben nach fremden Rechten 
auch am längsten widerstanden. Die beiden Halbkantone 
Ob- und Niedwalden schliessen noch heute die unehelichen 
Kinder von jeder Erbschaft aus, denn das Erbrecht, das Ge- 
meinden für gegebenen Unterhalt beanspruchen können, darf 
nicht als ein Erbrecht der Kinder selbst angesehen werden. 
Wie hier in diesen beid^i Kantonen, gilt die gleiche Aus- 
schliesslichkeit von einem gesetzlichen Erbrechte in den Kan- 
tonen Uri und Schwyz. Glams beschränkte nebstdem bis in 
letzter Zeit das Testaterbrecht solcher Kinder in einem be- 
deutenden Masse. Ja noch vor zehn Jahren, als Appenzell 
Inner -Rhoden em neues Erbgesetz erliess, schloss es die un- 
ehelichen Elinder, so zu sagen, imbedingt von jedem Erb- 
rechte an Aszendenten aus. 

In allen diesen Kantonen stehen demnach die unehelichen 
Kinder in erbrechtlicher Beziehung fast rechtlos da, und diese 
Zustände finden sich in vollkommener Uebereinstimmung mit 
den altern deutschen Rechtsanschauungen, welche das unehe- 
liche Kind ebenfalls als rechtlos hinstellen. Die Jahrhunderte, 
welche unterdessen- vorübergegangen, die Neuzeit mit ihrer 
Zivilisation und ihren Umgestaltungen, air das ging in dieser 
Beziehung spurlos an den Volksansichten dieser kleinen Frei- 
staaten vorüber, sie haben altes deutsches Recbt bewahrt 
und von demselben nicht gelassen. 

Dagegen haben wir gesehen, dass das römische Recht 
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diessfalls viel milder war, and namentlich uneheliche Kinder 
wie eheliche, in die Yerlassenschaft der Matter succediem 
Hess. Diese Auffassung ging mit dem Eindringen des röni- 
sehen Eechtes in die bedeutendem deutschen Gesetzgebungen 
über. Und wie sich diese Letztem auch in der Schweiz nach 
und nach Geltung zu verschaffen wussten, kam mit ihnen 
auch die gemilderte römische Ansicht in der Schweiz zur 
Verbreitung. Dieses geschah namentlich in jenen Kantonen, 
welche ihre Gesetzgebungen kodifizirt haben. So begegnen 
wir dieser römischen Grundanschauung bezüglich dem Elrb- 
rechte der unehelichen Kinder an der Yerlassenschaft ihrer 
Mutter, in den Kantonen Zürich, Luzem, Zug, theil weise 
in Appenzell Ausser -Ehoden, St. Gallen, Thurgau, Schaff- 
hausen, Aargau, Solothm-n, Baselstadt, Baselland, Freiburg, 
Waadt und in beschränktem Sinne im Kanton Wallis. 

Das französische Recht endlich adoptirte diese römische 
Ansicht mit der Beschränkung, dass von diesem Erbrechte 
Kinder, aus Ehebruch und Blutschande erzeugt, ausgeschlossen 
seien, in welch' letzterm Falle die altdeutsche Ansicht von 
der Bechtslosigkeit der Unehelichen Geltung haben solle. Auch 
dieser französischen Modifikation'^^) begegnen wir in einigen 
Eiintonen und zwar namentlich in Neuenburg , Genf, Tessin und 
Wallis, welches diesen zwei Beschränkungen noch eine dritte 
Beschränkung beifügte, die uns sonst aus keiner andern Ge- 
setzgebung im Wissen ist, nämlich die Unf^igkeit zum Erbe, 
falls der Vater oder die Mutter zur Zeit der ausserehelichen 
Zeugung die geistlichen Weihen besassen oder durch E^loster- 
gelübde gebunden waren. 

Wir wollen hier kleinere Abweichungen in einzelnen Kan- 
tonen rieht weiter verfolgen, und es genügt uns, hier den Be- 
weis geführt zu haben, dass sich, wie ein rother Faden, durch 
die ganze einschlägige Gesetzgebung der Schweiz das eine 
oder andere der angeführten Systeme durchzieht, sowie dass 
desahalb diese grosse Mannigfaltigkeit keineswegs das Resultat 
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des Zufalles oder der Willkür, sondern dasjenige der schwei- 
zerischen Eechtsgeschichte sei. 

1) Puohta a. a. O. §. 446. 

3) Puohta a. a. O. §. 449. 

«) Puchta a. a. O. §. 456. 

*) C. 2. 15. X qui filii sunt legit. (4. 17). 

«) Puchta a. a. O. §. 465. 

^ §. 3. I. de S. C. (3. 4). 

') Nov. 89. c. 15. L. 6. Cap. De incest. nupt, (5. 5). Thibeaut 
am angef. Orte Bd. U. §. 682. — Puchta a. a. O. §. 455. 

Nach römischem Rechte waren vorab Kinder aus incestis nuptiis 
auBgeschloBsen , vide Note 139. — Sodann war der römische Begriff 
des Ehebruches ein beschränkterer als in unsem neuem Gesetzgebungen. 
Endlich erforderte das römische Becht zu dieser Erbsentziehung 

a) den Nachweis , dass das Kind nicht vom Ehemanne , sondern von 
einem Andern erzeugt worden sei, was nur dadurch geschehen 
konnte, dass der Ehemann nachwies, dass er in dieser Zeit mit 
der Ehefrau keinen fleischlichen Umgang . gepflogen , ansonst der 
Satz eintrat: Pater est quem nuptiae demonstrant; 

b) muBSten beide Concubenten den Bestand der Ehe auf Seite der 
Ehefrau gewusst haben; betrog sich eines von beiden dabei in 
„bona fide", so wurden die Sander mit diesem Rechtsnachtheile 
nicht gestraft. • 

Bezüglich der liberos spurios (Kinder mit einer ledigen, unbeschol- 
tenen Weibsperson erzeugt) und bezüglich der liberos vulgo quaesitos (Kin- 
der mit einer öffentlichen Dirne erzeugt), musste unterschieden werden, 
ob sie von einer persona illustris oder einer andern erzeugt wurden. 
Im erstem Falle hatte das uneheliche Kind nur dann Erbrechte gegen- 
über der Mutter, wenn es mit keinen ehelichen Sandern konkurrirte. 
Ln letztern Falle beerbten die unehelichen Sander nicht nur die Mut- 
ter, sondern auch deren Yerwandte. 

Anbetreffend endlich die Passiv - Erbfähigkeit unehelicher Kinder 
gegenüber von Testamenten , stand nach römischem Rechte diese Erb- 
fähigkeit nicht allen unehelichen Kindern gleichmässig zu. Handelt 
es sich um die Erbseinsetzung eines unehelichen Kindes, welches ein 
Anderer als der Testator erzeugt hatte, und mochte dieses selbst in 
dnem Ehebruch oder in einer Blutschande geschehen sein, stand dessen 
Erbfähigkeit ausser Zweifel. Selbst erzeugten Kindern aus Stupram 
oder Ehebruch konnte der Vater ebenfalls testiren. Dagegen konnten 
Kinder aus Blutschande erzeugt weder von dem Vater noch von der 
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Matter als Erben eingesetzt -werden. — Bezüglich . der Konkubinat- 
kinder endlicli hatte der Yater wie die Matter ein anbedingtee Testir- 
recht , falls der Erstere keine ehelidhen Kinder hatte, in welch^ letzterm 
Falle er ihnen nur %, anter Lebenden oder Ton todeswegen za- 
kommen lassen durfte. — Vergleiche Getto a. angef. O. — Sohweppe, 
römisches Priyatrecht und Höpfner's Institutionen, Kommentar. 

^ MarezoU, von der bürgerlichen Ehre, S. 803. 

*) Sachsenspiegel I. 51. Schwabenspiegel Cap. 415. — Altes 
Kuhnerrecht lY. 96. Sydow. Erbrecht S. 48. 

i<^ Glük's Kommentar H. S. 105. 

11) Vergleiche Bluntschli I. S. 469. 

<«) Pfälzisches Landrecht 11. Tit. 5. 

IS) L&neburg. Stat. 1. TheU Tit. V. Lübisches BeohtU. Tit. Art. 31. 

14) Kolmarer Stadtrecht XXX. 3. 
1') Am angef. Orte. 

i<) Allgem. Gesetz. §. 656. 

^^) Allgem. Gesetzbuch. §. 650. 

15) Allgem. Gesetzbuch. §. 652. 

IS) Les enfants naturels ne sont point h^ritiers. Cod. cIy. Art. 756. 

») Cod. civ. Art. 756. 

»») Cod. civ. Art. 757. 

s<) L'enfant naturel a droit k la totalit^ des biens, lorsque ses 
p^e ou m^e ne laissent pas de parens au äegi6 successible. Cod. 
civ. Art. 758. 

") Cod. civ. §. 759. 

»*) Cod. dv. §. 760. 

«) Cod. civ. Art 761. 

«•) Cod. civ. Art. 769. 

") Cod. civ. Art. 762. 

*S) Cod. civ. Art. 765. 

SS) Landreoht für das Grossherzogthum Baden, veröffentlicht 3. Fe- 
bruar 1809. 

s») Landrecht Art. 756. 

si) Landrecht Art. 757. 

SS) Landrecht Art 791. 

SS) §. 752 vom Zivilgesetzbuch. 

54) §. 753 a. a. O. 

55) §. 754 a. a. O. 
s^ §, 755 a. a. O. 
s») §. 756 a. a. O. 

SS) Wir wählen hier absichtlich nicht die Form, verwandte Ma- 
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tefieu Bystematisoh zuBammenzastellen und zu bebandelii, es würde 
diess bei der Mannigfaltigkeit der Qesetzgebungen der Uebersiohtliclikeit 
sohaden und dadurch die vorliegende Abhandlung unpraktisch und 
desshalb deren Benutzung schwieriger machen. 

^) Bürger]. Gesetzbuch §. 1939. 

^) Bürgerl. Qesetzbuch §§. 1940. — Bezüglich dieses Eintritts- 
rechtes bestimmt der §. 1937, dass die Yerlassenschaft ohne Rücksicht 
auf die Stämme und ohne Eintrittsrecht , je den auf der nächsten Linie 
stehenden Erben zufällt. Gleichnahe Erben theilen nach Köpfen. 

*^) Bürgerl. Gesetzbuch §. 1941. 

**) BArgerl. Gesetzbuch §. 1942. 

*^) Bürgerl. Gesetz §. 2040. 
* **) Bürgerl. Gesetz §. 516. 

*^ Bärgerl. Gesetz §§. 618, 620 und 631. 

^) Bürgerl. Gesetz §§. 551 und 617. 

47) Bürgerl. Gesetz §. 413. ' 

^8) Bürgerl, Gesetzbuch §§. 106 und 413. 

*>) Bürgerl. Gesetz §. 415. 

>0) Bürgerl. Gesetz §. 415. 

»') Bürgerl. Gesetz §. 432. 

Dieses Testirungsrecht scheint im Kanton Luzem ziemlich alt zu 
sein. Wie es scheint, führte es nicht selten zu Missbräuchen; so nahm 
schon im Hornung 1588 Octaylo Paravioini, Bischof von Alexan- 
dria, Nuntius in der Schweiz, den Chorherren in Münster das Beoht 
weg, für ihre unehelichen Kinder zu testiren und hielt sie an, der 
Obrigkeit einen diessfallsigen Revers auszustellen. Vergleiche Philipp 
Anton V. Segesser, Rechtsgeschichte der Stadt und Republik Luzem, 
4. Band S. 480. 

«) Bürgerl. Gesetz §. 416. 

W) Bürgerl. Gesetz §. 417. 

»♦) Landbuch §. 15 L Theil 2. Titel, S. 107. 

'') Landbuch 10. Abtheilung: Vermächtnisse, Erbrecht und Abzug. 
L Titel Art. 128. 

58j Landbuch §. 15 L TheU H. Titel S. 107. 

^ Gesetz von 1857 §§. 17 und 18. 

W) Landbuch S. 177. 

M) §. 18 des Gesetzes vom Mai 1836. 

^ §. 25 des Gesetzes von 1855. 

•1) Patemitätsgesetz von 1834 §. 11. 

») Bürgerl. Gesetzbuch §§. 114 und 115. 

**) Landbnch des Kantons Glarus 1. Theil, enthaltend sämmtliche 
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Mit der Landesgemeinde von 1834 in Kraft bestehenden Gesetze. S. 63. 
§. 103. Nr. 2, 3 and 4 nnd Art. 10 des angeführten Gesetzes für 
Graubünden. 

*') Gesetz laber die Erbfolge vom 9. Dezember 1808 , I. Bd. §. 20. 
Vergleiche Rechtsfreund für den Kanton St. Gallen. 

W) Angeführtes Gesetz §§. 43 von 1840, S. 262. 

^) Angeführtes Gesetz §. 43. 

^ Angeführtes Gesetz §. 44. 

^ Angeführtes Gesetz §. 45. 

^^) Angeführtes Gesetz §. 45. 

'0 Angeführtes Gesetz §. 46. 

'*) Gesetz vom 24. April 1836, enthalten in der Sammlung der 
Gesetze und Yerordnungen für den Kanton Appenzell Ausser- Rhodeft. 
Amtliche Ausgabe , Trogen, 1845, §.9. 

^*) Angeführtes Gesetz Art. 12. 

'*) Gesetz vom 27. April 1845. 

Um diese detaillirten Gesetzesbestimmungen zu -würdigen , darf man 
nicht unterlassen, dieselben mit dem alten Landreehte von 1737, ab- 
gedruckt im Landbuche des Kantons Appenzell Ausser -Rhoden, nach 
dem auf dem Rathhause in Trogen befindlichen Original abgedruckt, 
Trogen, bei Johann Ulrich Sturzenegger, 1828, zu vergleichen, worin 
die wesentlichen Grundzüge dieser Gesetzesbestimmungen enthalten sind. 

'') Landbuch des Kantons Appenzell Inner -Rhoden nach der älte- 
sten und letzten Erneuerung vom Jahre 1585. St. GaHen, gedruckt 
bei Zollikofer und Güldln, 1828, S. 54 und 55. 

'«) Gesetz von 1847, Ar. 21. 

'') Am angef. Orte Art. 20. 

^^) Angeführtes Gesetz Art. 18. 

'•) Erbgesetz vom 17. Juni 1839. 

80) Erbgesetz §. 50. 

»^) Erbgesetz §. 50. 

82) Erbgesetz §. 51. 

8») Erbgesetz vom 12. Juni 1828, §. 48. 

8*) Erbgesetz §. 49. 

85) Erbgesetz §. 51. 

8«) Erbgesetz §. 52. 

8») Erbgesetz §. 53. 

88) Erbgesetz §. 55. 

88) Erbgesetz §. 55. 

80) Gesetz vom 1. September 1809, §. 4. 

81) Erbgesetz §. 50. 
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**) Bü^eri. Gesetz 4. TheU Erbrecht In Kraft getreten den 14. 
Noyember 1855, %, 887. 

»») Bürgerl. Gesetz §. 888. 

^) Bürgerl. Gesetz §. 888. 

•5) Bürgerl. Gesetz §. 888. 

»•) Bürgerl. Gesetz §. 889. 

») Bürgerl. Gesetz §. 890, 

«) Bürgerl. Gesetz §. 890. 

•^ Bü^erl. Gesetz §§. 880. 898. 

*«>) Bürgerl. Gesetz §. 914. 

^«») Bürgerl. Gesetz §. 915. 

»W) Bürgerl. Gesetz §. 546. 

*••) Bürgerl. Gesetz S- 546. 

*W) Bürgerl. Gesetz §. 547. 

iW) Bürgerl. Gesetz §. 550. 

1««) Bürgerl. Gesetz §. 550, Absatz H und §§. 145, 146, 147 
und 148. 

^^) „Uneheliche Kinder haben an der Yerlassenschaft des Vaters 
und seiner Verwandten in der Regel ebensowenig ein Erbrecht, als 
jene Verwandte an der Verlassenschaft des Kindes^. 

iW) Bürgerl. Gesetz §§. 547 und 548. 

*W) Landesordnung §. 67. 

"•) Landesordnung §. 67. 

i^<) Landesordnung §. 68. 

"«) Landesordnung §. 69. 

"') Ehegerichtsordnung von 1837. §. 91. 

i**) Ehegerichtsordnung von 1837. §. 91. 

"') Cod. civ. Art. 614 bis und mit Art. 623. 

"«) Zivilgesetz §, 742. 

"») Zivilgesetz §. 742. 

"8) Zivügesetz §. 743. 

"») Zivügesetz J. 744. 

120) Zivilgesetz J. 745. 

«>) Zivilgesetz §. 746. 

««) Cod. civ. Art. 516. 

«») Cod. civ. Art; 517. 

«*) Cod. civ. Art. 548. 

1«) Cod. dv. Art. 549. 

««) Bürgerl. Gesetz §§. 783 und 784. 

*») Bürgerl. Gesetz §. 784. 

««) Bürgerl. Gesetz §. 783. 
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*«^ Bürger!. Gesetz §. 786. 

IM) Bürger!. Gesetz §. 786. 

"«) Bürgert. Gesetz §. 787. 

IX) Bürger!. Gesetz §§. 134 und 788. 

II«) Bürger!. Gesetz §. 781. 

^*4) Bürger!. Gesetz §. 792. 

*»^ Cod. civ. Art. 459. 

*»•) Cod. civ. Art. 460. 

*») Cod. civ. Art. 461. 

^^ Nach römischem Rechte Iiatten Ejnder ex in cestis nuptiis gar 
kein Erbrecht; ob aber Kinder aus aussereheÜchem aber dennoch 
incestuosem Beiscliiafe der Erbrechte verlustig -wurden, ist eine b^ 
fitrittene Rechtsfrage. Bedenkt man, dass die Nov. 84 und 89 nur 
eine incestuose Ehe im Auge hatten, dürfte das Erbrecht solcher 
Einher wohl angenommen werden. Getto bemerkt diessfalls: „Der 
Nachsatz bei besagter Stelle : ^Neque enim nuptios vocabimur'^, würde 
sonst gar keinen Sinn haben, wenn auch die aus einem einfachen, 
incestuosem Umgange Erzeugten auch unter den Nichterbfahigen ge- 
meint wären". S 251. Diessfalls ging demnach die französische Ge- 
setzgebung weiter als das römische Recht. Sie ging aber auch weiter 
bezüglich der Ausnahme wegen Ehebruchs. Nach römischem Rechte 
gehörte zum Begriffe des Ehebruches der Beischlaf eines Mannes mit 
einer wirklich in einer rechtmässigen Ehe lebenden Ehefrau. Der 
Beischlaf eines Ehemannes mit einer unverheiratheten Weibsperson 
war demnach kein Ehebruch. Nach französischem Rechte dagegen 
muss auch in diesem letztern Falle ein Ehebruch angenommen werden. 
Ein solches Yerhältniss ist nämlich nach dem §. 339 Code pönale 
mit einer Strafe bedroht und das „Expos6 des motifs" zu benanntem 
Strafgesetzbuche sagt , dass eine solche Bestrafung nur in Folge Ellage 
von Seite der Ehefrau stattfinden könne, und von dieser nur dann, 
„lorsque il a entretenu sa concubine dans la maison conjugale* ; nach- » 
dem im Eingange zu dieser Stelle ausdrucklich das Wort: „adultfere* 
gebraucht wurde. — Auch bezüglich des Beweises für den Ehebruch 
ist das französische Recht von dem römischen sehr verschieden. Dieses 
fordert den unbedingten Nachweis, dass der Ehemann während der 
kritischen Zeit mit der Ehebrecherin keinen Umgang gepflogen, wäh- 
rend jenes sogar einen Urkundenbeweis zulässt, und den ehelichen 
Umgang nicht unbedingt ausschliesst. 

In dieser Beziehung findet sich demnach im französischem Rechte 
eine Verschiedenheit gegenüber dem römischen, und in diesem Sinne 
sprechen wir von einer französischen Modifikation des römischen Rechts. 
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irittcr Jlbfchttiti 
Das Prozessrecht. 



§. 21. 

Einleitung. 

Wir haben früher gezeigt , dass bei ehelichen Kindern die 
eheliche Zeugung die Eechtsbasis für ihre Familien , und theil- 
weise auch für ihre Sachen und öffentliche Eechte ist. Bei 
der ausserehelichen Geburt dagegen fehlt diese Bechtsbasis, 
weil eine Zeugung in der Ehe nicht vorhanden ist. Um 
demnach diese Verhältnisse beztiglich der unehelichen Kinder 
zu regeln, musste eine andere Norm als massgebend ange- 
nommen werden, und diese ist. das Gesetz. 

Das Gesetz auf den konkreten Fall angewendet, vertritt 
demnach hier die Zeugung in der Ehe. Und da die Anwen- 
dung selbst nicht k priori für alle Fälle stipulirt werden 
konnte, indem die Fälle selbst von den verschiedenartigsten 
Umständen begleitet werden können, ja nicht selten wie bei 
der Vaterschaftsklage, kontradiktorisch smd, und zudem hoch- 
wichtige Fragen über Mein und Dein bei dieser Ausmittlung 
zum Vorscheine kommen, ist es zweifelsohne natürlich und. 
zweckgemäss, dass diese Letztere den Gerichten überwiesen 
wurde. Die Gerichte haben die Vater - oder Mutterschaft und 
die damit in Verbindung stehenden Eechte der Heimath , des 
Namens, der väterlichen Gewalt, der Unterhaltungspflicht, 
so wie als eine Folge davon, die Erbrechte der unehelichen 
Kinder zu bestimmen. 
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Von daher bildete sich in den meisten Kantonen der 
Schweiz ein eigenthümliches Prozessrecht, weil dieses in vielen 
Beziehungen, namentlich aber bezüglich des Beweisverfahrens 
von dem gewöhnlichen Zivilprozesse abweicht, und nicht selten 
Patemitäts- oder Matemitätsprozess genannt wird. 

Bei der Darstellung dieses Prozesses werden wir zuerst 
die Einleitung zur Klage, sodann die Klage selbst und das 
Beweisverfahren behandeln. Dagegen die Lehre von der Be- 
weiskraft und dem Urtheile, als mit den allgemeinen Prozess- 
gesetzen zusammenfallend, übergehen. Die Strafe des Ver- 
gehens sodann , als dem Bereiche des Strafrechts angehörend, 
fällt endlich selbstverständlich aus dem Bereiche dieser Mono- 
graphie weg*). 

Aber auch hier bei Darstellung dieser speziell angegebenen 
Materien werden wir nur die Eigenthümlichkeiten dieses Pro- 
zesses berücksichtigen und alle jene Momente, welche er 
mit dem Zivilprozesse gemein hat, aus Eücksichten für den 
Zweck dieser Abhandlung übergehen. 

^) Bei Darstellang dieses Prozessrechtes werden wir die auslän- 
dischen Gesetzgebungen übergehen, theils weil sonst dadim^h die Ab- 
handlung zu weitschichtig würde, theils auch desswegen, weil eine 
solche DarsteUung namentlich den schweizerischen Juristen nmsoweniger 
interessiren dürfte, da er nur selten in den Fall kommen kann, sie 
anzuwenden. Gemeinhin haben Schweizerinnen im Auslande und Aus- 
rÄnderinnen in der Schweiz kein Klagerecht in Vatferschaftssachen. 

Wezm auch die Anführung der schweizerischen Strafbestimmnngen 
Tiidit in diese Darstellung gehört, wollen wir hier doch einige auf- 
führen, und zwar Torzüglich aus jenen Kantonen, die keine kodifizirte 
Polizeistrafgesetze haben, und die von daher weniger bekannt sein 
diirftfiji. 

Gerade wegen der beständigen Zunahme dieser Vergehen in den 
meisten K&ntonen, kömmt die Straffrage bezüglich der Unzuchtsver- 
geht^n nicht selten zur Sprache, und von vielen Seiten erwartet man 
in der Anwendung strenger, öffentlicher Strafe Abhülfe gegen das 
Uebelj dae unsere Armenstuem bereits mit jedem Jahre vergrössert. 
Die Zusammenstellung und Yergleiohung dieser Strafen mit den Re- 
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sultaten. der statistUohen Erhebungen durfte auch in dieser Frage 
einiges Licht und Yielleicht grosseres Yerstfindniss bringen. 

Das vor einem Jahre erlassene vmeri$ehe Gesetz bestimmt, dass 
im ersten Falle die Fehlbaren mit einer Geldbasse von 30 Fr. bestraft 
und überdiess yom Gerichtspräsidenten eine Zurechtweisung erhalten 
sollen. — Zudem kann das Gericht die Fehlbaren auf eine bestimmt« 
Zeit in die Gemeinde eingrenzen. — Im zweiten Falle , oder wenn die 
Weibsperson mit mehrem Mannspersonen fleischlichen Umgang ge- 
pflogen, und die Person sich nach der Ansicht des Gerichts zu einer 
liederlichen Dirne qualifizirt, wird die obige Strafe verdoppelt, und 
überdiess mit viertägiger Gefangenschaft verbunden. — Im dritten 
Falle, der „Hurerei", sowie bei erschwerenden Umständen, wie b^ 
Yerführang, Betrug, absichtlicher Berauschung, Unzucht mit Minder- 
jährigen, soll die beteffende Person mit 120 bis 200 Fr. und über- 
diess mit zwei bis achtwöchentlicher Gefangenschaft oder Zuchthaus 
belegt, und 1 bis 4 Jahre im Aktivbürgerrecht eingestellt werdeui 
während welcher Zeit sie in der Regel in ihre Heimathsgemeinde ein- 
gegränzt ist. — Der vierte und die weitem Fälle werden als Kriminal- 
verbrechen angesehen und bestraft; doch mag das Gericht, sofern 
weitere Erschwerungsgründe dabei nicht vorkonmien, die Fehlbaroa 
mit einer Geldbusse von 200 bis 400 Fr. und ein bis zweimonatUchec 
Gefangenschaft , nebst vier bis achtjähriger Einstellung im Aktivbürger- 
recht bestrafen, sonst aber hat angemessene Zuchthausstrafe oder 
körperliche Züchtigung einzutreten. Wer sich mit einer Mündel, Magd 
oder sonst Untergebenen verfehlt, soll die auf den Fall gesetzte Strafe 
doppelt aushalten. Yerheimlichung der Schwangerschaft wird mit 40 
bis 100 Fr. oder entsprechender Gefangenschaft bestraft Alles Ver- 
handeln schwangerer Personen in eine Ehe ist verboten, und falls 
solches innert Jahresfrist bekannt oder angezeigt würde, soll das Kind 
gleichwohl dem wahren Yater zugeschrieben und derselbe in die ge- 
setzliche Strafe verfällt werden, §§. 20, 22, 24 und 27 des Gesetzes 
von 1857. 

Das schiüyzerische Gesetz von 1848 und 1854 enthält folgende 
Strafbestimmungen: Eine ledige Person, die sich mit einer ledigen 
verfehlt, wird im ersten Falle mit 20 Fr. a. W. ; euie ledige Person, die 
sich mit einer verheiratheten verfehlt , mit 32 Fr. ; eine verheiratheto 
Person, die sich mit einer ledigen verfehlt, mit 64 Fr.; eine ver- 
heiratheto Person , die sich mit einer verheiratheten verfehlt , mit ISO 
Franken bestraft. Im Bückfalle wird die Strafe verdoppelt. Im zweiten 
Büekfalle ist nebst der doppelten Geldbusse eine Freiheitstrafe oder 
körperUche Züchtigung zu verhängen. §. 9 des angeführten Gesetzes. 
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Nach dem QeBtze Ton OhuHÜden treten folgende Strafen ein: Im 
ersten Falle 18 Ol. Geldbasse, nebst Vorstdlung vor einem Batbe 
imd Zuspruch durch den Landammann; sind die Fehlbaren nicht im 
Stande , diese Strafe zu bezahlen , oder wenn solche drei Monate nach- 
dem sie auferl^ worden, nicht entrichtet ist, eine Leibesstrafe, die 
nach dem Ermessen des Bathes in Ausstellung neben dem Lasterbanke, 
oder Yorknien in der Pfarrkirche mit einer Buthe in der Hand , unter 
Aufsicht des Landjägers unnachsichtllch bestehen soll. — Im zweiten 
Falle: Doppelte Geldbusse und Vorstellung Tor dem Bath, welcher 
dann erkennen soll, ob und für wie lange Ehrenentsetzung nebst 
körperlicher Züchtigung Terhängt werden soll. In dritten und vierten 
Fällen, sowie bei erschwerenden Umständen der Yerführung, Be- 
trug, absichtlicher Berauschung, Zwang, Blutschande in weitem 
Graden u. s. w. sollen die Fehlbaren vom Bathe oder je nach Um- 
Btanden von höherer kriminalrichterlicher Behörde mit schweren Geld- 
bussen oder an Leib und Ehre bestraft werden. — Die Yerheimlichung 
der Schwangerschaft wird mit 60 bis 120 Gl. bestraft. Im Nichtzah- 
lungsfalle treten Leibesstrafen oder wiederholtes Yorknien in der 
Kirche ein. Jene, welche Kinder ausser Landes vertragen, verfallen 
in eine Strafe von 300 Gl. Die gleiche Strafe trifft jene , die fremden 
ÄUSSOTehelich schwängern Personen Unterschleif geben oder Aufenthalt 
verschaffen. Der Yerleider erhält in beiden Fällen 24 Gl. Art. 14, 
15, 16, 19 und 22 des Gesetzes vom 5. April 1834. 

Das Gesetz für den Kanton Zu^ setzt im ersten Falle für die 
ledige Weibsperson eine Strafe von 20 bis 60 Fr., für eine ledige 
Mannsperson 30 bis 100 Fr. und für Yerheirathete 100 bis 200 Fr. Im 
Bückfalle wird die Strafe verdoppelt , oder eine Freiheitsstrafe oder kör- 
perliche Züchtigung verhängt. Die Yerheimlichung der Schwangerschaft 
gilt als ein Erschwerungsgrund. §. 22 des Gesetzes vom 18. Juni 1855. 

Jm Kanton Glarua bestimmt das Ehegericht <die Strafen, und zwar 
im ersten Falle nach folgenden Grundsätzen: Yergehen unter zwei 
Ledigen werden mit 8 bis 16 i}l., unter Yerheiratheten mit 32 Gl., 
unter einem Eheversprechen, das nicht vollzogen ist, mit 4 Gl. bestraft. 
Im Unzahlbarkeitsfalle tritt Gefängniss ein. Der zweite Fall wird mit 
der doppelten Strafe belegt. Liederliche Personen , die wider Ermahnen 
und Warnen der Stillstände oder des Ehegeriohtes sich zum zweiten 
oder zu mehrem Malen namentlich von Fremden schwängern lassen, 
/ sollen dem Kriminalgerichte zur ernsten Bestrafung überwiesen werden. 
5§, 66 und 57 des Gesetzes über Verrichtungen des Ehegerichtes. 

Im Kanton Sehaffhausen wird jeder unsittliche Umgang mit 12 Fr., 
jede aussereheliche Zeugung mit 12 bis 30 Fr. bestraft , und die Strafe 
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im Büokfalle Terdoppelt Ebenso unterliegt die Geschwängerte einer 
doppelten Strafe , wenn sie den Schwangerer nicht angeben kann oder 
wiU. Schwängert aber Jemand seine Magd, so hat er ebenfalls die 
doppelte Strafe zu entrichten. Unzucht mit einer noch nicht konfir- 
mirten oder wahnsinnigen Person wird unter allen Umständen mit 
120 Fr. bestraft Auf die Yerheimlichung der Schwangerschaft ist 
drei Wochen Qefängniss und eine Gteldbusse Ton 10 bis 40 Fr. ge- 
setzt. — Sollte eine ausserehelich Schwangere durch Drohung Geld 
oder Geldeswerth erpresst haben , so ist das erhaltene Geld dem Fiskus 
Terfallen , und die Person mit Gefangenschaft Ton einem bis drei Mo- 
naten zu betrafen. §§. 177, 178, 179, 180, 181, 182 und 184 des 
Ehegesetzes yom 12. April 1851. 

Saselsiadt bestraft bezüglich der ausserehelich Geschwängerten den 
ersten Fall mit einem bis zwölf Fr. a. W. , oder einem bis fünf Tagen 
Einsperrung, im Rückfalle mit zwei bis vier und zwanzig Fr., oder 
drei bis zehn Tagen Einsperrung oder Gefängniss, und bezüglich des 
Schwängerers den ersten Fall mit einem bis zwölf Fr., oder einem 
bis zehn Tagen Gefängniss, und den Rückfall bis und mit 40 Fr., 
oder Einsperrung bis ^uf zwanzig Tage. Ist es erwiesen , dass mehrere 
der Geschwängerten beigewohnt , verfällt jeder in eine Strafe von einem 
bis zwölf Fr. , oder einem bis zehn Tagen Gefängniss oder Einsperrung. 
Fortdauerndes uneheliches Zusammenleben, wobei kein Ehebruch statt- 
findet, wird mit acht bis einhimdert Fr. , oder zwei bis zwanzig Tagen 
G^efängniss oder Einsperrung bestraft. Auf den Ehebruch ist eine Strafe 
von fünfzig bis achthundert Fr. , oder Gefängniss von acht Tagen bis 
vier Monaten gesetzt. §§. 111, 115, 116 und 117 der Ehegerichtsord- 
nung vom 10. Mai 1837. 

In Appenze7l Inner - Bhoden wird im erten Falle zwanzig Fr. oder 
acht Tage Arrest , im zweiten Falle vierzig Fr. oder verschärfter Arrest, 
im dritten Falle endlich öffentliche Ausstellung u. s. w. ausgesprochen. 
Bericht des Herrn Landschreiber Brander vom 7. September 1858. 

In Appenzell Ausser - Bhoden verfällt jeder Theil im ersten Falle 
in eine Strafe von zwanzig Fr. und die Mannsperson darf 12 Jahre 
lang nicht mehr weder in Gericht noch Rath gewählt werden. Im 
zweiten Falle wird die Geldstrafe verdoppelt , . die Mannsperson ist 
vom Gericht und Rath ausgeschlossen , und kann weder als Yogt und 
Beistand gewählt , noch als Tau^athe oder Zeuge zugelassen werden. 
"Weitere Rückfälle werden als Kriminalverbrechen behandelt. — §. 9. 
Sitten- und Polizeigesetz in der „Verfassung und Gesetze xmd Yerord- 
nungen des Kantons Appenzell Ausser -Rhoden. Amtl. Ausgabe 1854.** 
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Erste Abtheilung. 

Einleitung zur Klage. 



Von der Anzeige der ausserehelichen Schwangerschaft. 

§. 22. 

Die meisten Gesetzgebungen bestimmen, dass eine ausser- 
ehelich geschwängerte Weibsperson von der Thatsache dieser 
SchwangerschaBt einer amtlichen SteUe Anzeige zu machen 
habe- Da die ScbwHjagerung selbst auch für die Geschwächte 
ein Polizei vergehen nach allen Strafrechten als Unzuchtsfehler 
in srch schlieBSt, widerstreitet dieser Vorschrift zwar die all- 
gemeine Eechtsregel, dass Niemand gezwungen sei, sich selbst 
anzuklagen. Allein einerseits um den Eindsmord so weit als 
möglich zu verhüten f und anderseits den dabei interessirten 
Behörden oder Gemeinden die Möglichkeit zu geben, diese 
ihre Interessen zu wahren, scheint man von der allgemeinen 
Becbtsregel abgegangen und die Pflicht der Selbstanzeige in 
die Gesetzgebungen aufgenommen zu haben ^). Die meisten 
Gesetzgebungen haben diese Anzeige an eine bestimmte Zeit 
der vorgeschrittenen Setwangerschaft geknüpft und die Unter- 
lassung derselben mit dem Verluste des Klagerechts für die 
Geschwächte bedroht, aus welchem Grunde desshalb diese 
Anzeige als eine die Klage einleitende Eechtshandlung ange- 
sehen und in die vorliegende Prozessdarstellung aufgenommen 
werden muss, — Bezüglich der Stelle selbst, bei welcher "diese 
Anzeige gemacht werden muss, lauten die Gesetzesbestimmun- 
gen verschieden, indem einige, und wohl am geeignetesten 
das Pfanamt, andere die Gemeinde-, und wieder andere die 
Gerichtsbehörde hiefür bezeichnen. 

Im Kanton Bern^) muss diese Anzeige bis spätestens zum 
210. Teige der Schwangerschaft dem Pfarramte oder einem 




Digitized by 



Google 



Von der Anzeige der «uBserehelichea Schwangenchaft. 1S7 

Mitgliede des Ohorgerichtes (jetzt Amtsgericht) gemacht ver- 
denk). Im Kanton Luzem hat die Anzeige beim Bezirks- 
gerichtspräsidenten vor Ablauf des siebenten Monats der 
Schwangerschaft zu erfolgen^). Nach umerischem Rechte hat 
die Geschwächte die Pflicht, diese Anzeige vor Ablauf des 
fünften Monats der Schwangerschaft dem Richter des Landes 
zu machen ^). In Schwyz muss die Anzeige noch im sechsten 
Monate, und zwar sowohl dem Pfarrer als dem Grerichtspräsi- 
denten gemacht werden ^). In Niedwcäden geschieht diese An- 
zeige beim Gerichtspräsidenten öder Pfarrer zu Händen des 
Landammanns und zwar dreissig Tage vor der Niederkunft^). 
In Obwalden gilt die gleiche Bestimmung, nur dass die An* 
zeige nicht dem Pfarrer und im sechsten Monate der Schwan- 
gerschaft gemacht werden muss. Kantonsfremde Weibsper- 
sonen können diese Anzeige direkte dem regierenden Land- 
ammann abgeben^). Im Kanton Zug muss die Anzeige dem 
Seelsorger oder Gemeinderathspräsidenten, wo die Geschwächte 
heimathsrechtig oder angesiedelt ist, und zwar vor Ablauf des 
sechsten Monats der Schwangerschaft gemacht werden*). Gla- 
ru8 bestimmt für diese Anzeige das Pfarramt der betre£Penden 
Konfession und als Zeitfrist den sechsten Monat der Schwanger- 
schaft^®). Im Kanton OraubUnden kann die Anzeige jeder 
obrigkeitlichen Person oder dem Pfarrer und zwar bis zum 
Ablaufe des siebenten Monats der Schwangerschaft gemacht 
werden ^^). Im K&nton St Gallen geschieht die Anzeige beim 
Gemeindammann des Domizils und zwar vor Ablauf der ersten 
Hälfte des siebenten Monats, wobei namentlich auch der 
Schwängerer angegeben werden muss* 2). Nach dem Gesetze 
von Appenzell Ausser - Rhoden geschieht die Anzeige vpr Ab- 
lauf des sechsten Monats**). Im Kanton Appenzell Inner- 
Rhoden wird die Anzeige dem Pfarr- oder Statthalteramte 
gemacht*^). Nach dem thurgauiscJien Gesetze geschieht die 
Anzeige an den Pfarrer innerhalb des sechsten Monats*^), 
In ßchaffhausen muss die Anzeige vor Beginn des siebenten 
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Monats dem Pfarramte des Heimathsortes oder des Wohnortes 
der Klägerin gemacht werden^*). Das bürgerliche Gesetz für 
den Kanton Aargau sagt, dass diese Anzeige, sobald die Ge* 
schwächte von ihrem Zustande Kenntniss hat, gemacht wer- 
den soll und zwar dem Sittengerichte ^^). Im Kanton ^o^- 
Ümm muss die Anzeige dem Gerichtspräsidenten des Wohn- 
ortes, ist die Geschwächte ansser dem Kantone wohnhaft, 
jenem ihres Heimathsortes, nnd falls die Geschwächte eine 
Nichtkantonsbürgerin ist, demjenigen des Heimathsortes des 
Beklagten gemacht werden ^^). In Baselstadt hat die Ge- 
schwächte diese Anzeige vor Ablauf des sechsten Monats 
ihrer Schwangerschaft dem Präsidenten des Ehegerichts direkt 
oder durch ihren Ortsgeistlichen anzuzeigen, mit dem Bei- 
fügen, von wem sie geschwängert wurde und von welchem 
Zeitpunkte an sie sich schwanger befinde. Die Anzeige selbst 
ist schriftlich zu machen und wird bei den gerichtlichen Akten 
aufbewahrte^). Im Kanton Freiburg geschieht die Anzeige an 
den Richter des Wohnorts mit Benennung des Urhebers und 
zwar vor dem 210. Tage nach dem vermuthlichen Anfange 
der Schwangerschaft^®). In Baselland hat die Anzeige binnen 
sechs Monaten von der Schwängerung an gerechnet zu er- 
folgen 2*). In den Kantonen Waadt, Zürich und Wallis ist 
eine Anzeige im angegebenen Sinne nicht vorgeschrieben, so- 
wie auch das tessinische und nevenhurgische Gesetz und der 
Code Napoleon^ welcher in Ge/i/* Geltung hat, hierüber nichts 
enthalten. 

*) Siehe hierüber Artikel : Kindsmord, im Staatslexikon von Welker 
nnd Rottek nnd die darin aufgenommenen Bedenken gegen diese An- 
zeige Ton Spangenberg. 

') Nach französischem Becht ist eine solche Anzeige nicht vor- 
geschrieben. 

») Bürgerl. Gesetz §. 173, 

*) BArgerl. Gesetz §. 81. 

>) Gesetz Ton 1857 §. 7. 

*) $. 2 der allgem. Yerordnimg. 
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v) Btrgerl. GeMtz §§. 96 und 165 L. ». 

*) §. 4 der allgein. Verordnung. 
*) §. 82 des allgem. Gesetzea Yon 1855. 
^ §. 8 des allgem. Gesetzes. 
^^) Artikel 2 der allgem. Verordnung. 
IS) Artikel 1 des allgem. Geseties. 
<*) Sittengesetz §. 10. 
^^ Brander am angef. Orte. 
18) Bürgerl. Gesetzbuch §. 230. 
<*) Ehegesetz §. 193. 
") Bfirgerl. Gesetz §.216. 

^^ Bürgert Gesetz §. 288, Absatz 2 Nr. 12, 2, 3. 4, §. 289 Nr. 4. 
1') §. 96 der allgem. Ehegerichtsordnung. 
«>) Zivilgesetzbuch §§. 217 und 218. 

*') Ehegerichtsordnung Art 21 §. 6 und Bericht der Bezirksgerichts- 
kanzlei Liestal Tom 26. Janner 1859 an den Verfasser. 



§. 23. 
Von den amtlichen Verhören. 

Als eine weitere einleitende Eechtshandlung zur Klage mnss 
das amtliche Verhör angesehen werden, welches in mehreren 
Kantonen in Folge der Selbstanzeige der Geschwächten so- 
wohl mit dieser als dem Angeklagten aufgenommen wird. Da 
aber bezüglich dieses Verhörs, dessen Inhalt, Zeit n. s. w. in 
den verschiedenen Kantonen verschiedene Bestimmungen gel- 
ten, wollen wir diese letztem in Kürze zusammenstellen. 

Da im Kanton Zürich eine, eigentliche Anzeige nicht statt- 
zufinden hat, kann auch von einer Abhönmg im obgenannten 
Sinne nicht die Rede sein. Die Anzeige wird hier durch die 
Klaganhängigmachung beim Pfarramte ersetzt. Von dieser 
Anhängigmachung nimmt der Pfarrer im Pfarrbuche Notiz, 
giebt davon dem Gemeinderathe der Klägerin und des Be- 
klagten Kenntniss und stellt an den Letztem die Frage, ob 
er die Vaterschaft anerkenne oder nicht ^). Es handelt sich 
hier desshatt) auch nicht um ein ordentliches Verhör, sondern 
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yielmebr tun eine Antwort oder VemelunlaeBang auf die ge- 
stellte Klage der Geschwächten'). — Nach hemerischem Rechte 
mnss die Geschwächte Tom Chorgericht über Urheber, Zeit 
und VeniDiständangen einvernommen werden'). Das beme- 
rische Gesetz sodann verlangt ebenfalls eine Einvemahme des 
Angeschuldigten, aber nicht in Form eines Verhöres, son- 
dern der einer Anfrage. Es wird nämlich dem Beklagten 
einfach das mit der Klägerin aufgenommene Verhör voige- 
lesen und er sodann befragt, was er darauf zu antworten habe. 
Dem Beklagten ist dabei die sicherlich nur gerechtfertigte Be- 
günstigung eingeräumt, dass er seine Antwort mündlich, oder 
schriftlich abgeben kann^). Im Kanton Luzem dagegen hat 
dieses Verhör mehr den Charakter einer Inquisition. Der Ge- 
richtspräsident verhört die Geschwängerte nicht nur über Zeit, 
Ort, Urheber oder Umstände der Schwängerung, sondern auch 
über die Fragen , ob sie während der benannten Zeit nicht mit 
andern Mannspersonen Umgang gepflogen oder schon früher 
wegen eines gleichen Vergehens bestraft worden sei. Ein 
ebenso detaillirtes Verhör wird mit dem Beklagten aufge- 
nommen und zum Schlüsse eine gegenseitige förmliche Kon- 
frontation vorgenommen^). Im Kanton üri nimmt der be- 
treffende Gerichtspräsident mit der Geschwächten und dem 
Angeklagten ebenfalls ein Verhör auf, und im Falle der Be- 
streitung des Letztem zieht er den Bezirksgerichtssekretär zu, 
in dessen Anwesenheit sodann zur Konfrontation geschritten 
wird*). Nach der schwyzerischen Verordnung verhört eben- 
falls in Form eines Inquisitionsverfahrens der Bezirksammann 
die Geschwächte und der Bezirksammann des Wohnortes des 
Beklagten diesen Letztem. Ist der Beklagte ein K[antons- 
fremder, hat der Untersuchui^sricbter alle Wahrscheinlichkeits- 
griinde für die eingeklagte Vaterschaft, den für jede erheb- 
liche Behauptung anerbotenen Zeugenbeweis oder andere Be- 
weismittel anzuhören oder einzuprotokoUiren^). Auch in Nied- 
vHdden hat man dieses Untersuchungsverfahren, wolbei das Ver- 
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hör von der Kanzlei und im Bestreitangsfi&lle die Konfiron- 
tation vom Landammann yorgenommen wird^). In Obwalden 
nimmt der Landammann das Verhör, nnd im Bestreitongsfalle 
von Seite des Beklagten die Konfrontation vor^). Der 6e- 
meindsprSsident hat im Kanton Zug die Geschwächte Üher 
Zeit, Ort und Umstände der Schwängerang einzuvemehmen 
und über die Angaben ein Protokoll zu verfassen. Dann be- 
scheidet er d^i als Vater Angegebenen vor sich und verhört 
ihn „umständlich" über die gegen ihn erhobene Klage. Ist 
der Beklagte in dem mit ihm aufgenommenen Verhöre der 
Vaterschaft geständig, so wird sein zu Protokoll genommenes 
Greetändniss unterschrieben ; stellt er aber die That in Abrede, 
so wird zu einem neuen Verhöre und Untersuch geschritten 
und getrachtet, den Widerspruch durch beidseitige freiwillige 
Uebereinstimmung der Betheiligten zu lösen. — Neben diesem 
detaillirten Untersuch erscheint sodann bei dieser Gesetzge- 
bung die Eigenthümlichkeit, dass im Falle der Abwesenheit 
des Angeschuldigten dessen nächsten Verwandten von der ein- 
gelangten Klage Kenntniss gegeben wird. Wenn diese für 
denselben das Recht nicht vertreten wollen, so erfolgt sodann 
eine peremtorische Vorladung, und im Nichterscheinungsfalle 
auf diese wird angenommen, er, der Abwesende, habe auf 
alle Einreden gegen eine spätere Vereidung der Klägerin 
auf ihre Angaben Verzicht geleistet*^). Das glamerische Ge- 
setz schreibt die an die Geschwächte und den Angeklagten 
in dem daherigen Verhöre zu stellenden Fragen wörtlich vor : 
Name, Geschlecht, Stand, Beruf und Alter der Klägerin und 
des Beklagten, Zeit und Umstände der Zuhaltung, Umgang 
im Allgemeinen und allfällige Beweise müssen ermittelt wer- 
den. Das Verhör selbst wird von dem Pfarrer vor dem ver- 
sammelten Stillstande aufgenommen^^). Im Kanton CfraubUn- 
den dagegen wird der Beklagte einfach über die gestellte 
Klage einvernommen^^). Nach St OaUiscJiem Bechte findet 
gar kern Verhör statt, sondern der Gemeindammann hat dem 
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Angeachnldigten vom Inhalte der Anzeige einfach Kenntniss 
la geben ^^). Im Kanton Tkurgau giebt der Pfarrer Ton der 
bei ihm gemachten Khige Kenntniss. Wird die Vaterschaft 
von diesem anerkannt, sorgt der Pfarrer fOr die Unter- 
Schrift der Anerkennung von Seite des Beklagten. Wie im 
Kanton Zürich findet demnach auch hier kein eigentliches 
Verhör statt ^^). Auch im Kanton Schaffhausen hat der 
Pfarrer die Verhöre mit der Klägerin und dem Beklagten vor- 
zunehmen und sodann das Ergebniss dem Gerichte einzube- 
richten. Hier legt überdiess das Gesetz dem Pfarrer die 
Pflicht auf, ausserehelich schwangere, in seiner Pfarrei sich 
aufhaltende Weibspersonen vor sich zu bescheiden, dieselben 
über ihre Schwangerschaft einzuvemehmen und dann das Ergeb- 
niss dem Pfarramte des Heimathsortes der Klägerin zur Kennt- 
niss zu bringen ^^). Ein gleiches Verhör schreibt das aargixuische 
Ge^setz, aber nur mit der Klägerin, vor^^), währenddem im 
Kanton Sdothum die Anzeige wie die auf ein anderes Poli- 
zeivergehen erfolgt und vom Amtsgerichtspräsidenten eine form- 
liche Untersuchung eingeleitet wird *^). Baselstadt und Neuen- 
bürg kennen ein amtliches Verhör im angegebenen Sinne nicht, 
im Kanton Baseüand dagegen findet das Verhör durch die 
Statthalterämter statt ^^), und im Kanton Freiburg ist, wie im 
Kanton Solothurn, eine förmliche Instruktion des Prozesses 
vorgeschrieben *•). Die Gesetze der beiden Appenzell , Waadt, 
Genfy WaUis und Tessin enthalten gar keine Bestimmungen 
über ein in diesem Sinne aufzunehmendes Verhör. 

Ueberblickt man diese verschiedenen Gesetzesbestimmungen, 
so ersieht man leicht, dass jene Kantone, welche unbedingt 
dem Maternitätsgrundsatze huldigen, wie Neuenbürg, Waadt, 
Genf und Tessin , diese Verhöre als tiberflüssig in ihre Gesetze 
gar nicht aufgenommen; dagegen jene Kantone, in denen 
der Paternitätsgrundsatz ausschliesslich gilt, wie in Luzem, 
Uri, Niedwalden, Obwalden, Glarus und Freiburg, ein um so 
grösseres Gewicht auf die gewissenhafteste Abbömng legen. 
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Ebenso stellen in jenen Kantonen, in denen neben dem Mater- 
nittttsgrandsatze eine Alimentationsklage zugelassen ist, die 
Gesetze das Verhör mit dem Beklagten, falls sie noch ein 
solches aufgenommen , mehr einer Vernehmlassung gegen eine 
gestellte Klage gleich, in Folge dessen, wie z. B. im Kanton 
Bern, an den Angeschuldigten gar keine Fragen gestellt wer- 
den können, währenddem in den Kantonen, in denen der 
Patemitätsgrundsatz gilt, das Verhör selbst mit dem Beklagten 
die Form einer wirklichen Inquisition annimmt. Freiburg und 
Solothum einzig gingen in dieser Beziehung von einem ganz 
abweichenden Standpunkte aus. Beide schreiben ebenfalls 
Verhöre vor, aber nicht in der ausgesprochenen Absicht, eine 
Vaterschaftsklage wie in Uri, Niedwalden, Luzem, Obwalden 
und Glarus einzuleiten, oder eine Alimentationsklage, wie in 
den Kantonen Schwyz, Zug, Graubünden, Schaffhausen, Aar* 
gau und Bern, vorzubereiten, sondern nur um die Begangen- 
Schaft eines Polizeivergehens auszumitteln. Von daher war 
es in diesen beiden Kantonen, nicht wie in den angefahrten 
andern, nöthig, beztiglich dieser Verhöre eigene Bestimmungen 
in das Gesetz aufzunehmen, indem die ganze Untersuchung 
nach den Vorschriften des Strafrechtsverfahrens geführt wird. 

^) Bürgert. Gesetz §. 287. 

') In den daherigen Entwurf des bürgerlichen Gesetzbuches wurde 
ein Verhör bei der Behörde der Heimathsgemeinde der Klägerin über 
den Urheber der Schwangerschaft anfgenonunen , aber bei den Endbe- 
rathungen gestrichen. Blontschli a. a. O. §. 287. 

«) Bürgerl. Gesetz §. 175. 

*) Bürgerl. Gesetz §. 176. 

») Bürgerl. Gesetz §§. 81 und 82. 

*) §. 1 des angef. Gesetzes. 

') §. 4 der angef. Verordnung. 

») Bürgerl. Gesetz §. 99. 

') §. 4 des angef. Gesetzes. 
^^ Art. 2, 3 und 4 des angef. Gesetzes. 
") §§. 9 und 11 der angef. Yerordnung. 
1') Art. 2 des angef. Gesetzes. 
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^*) Axt. S des angeC Qesetaes. 

^*) Bürgerl. Gesetz §§. 230 und 231. 

<>) Ehegesetz §§. 191 , 198 und 200. 

!•) BiXrgerl. Gesetz §. 217. 

>») Bürgerl. Gesetz §. 285. 

") Yergleiehe Ehegerichtsordnnng Art. 21 §. 5. Angefahrter Be- 
richt der Gerichtskanzlei Liestal. 

<•) Bürgerl. Gesetz §. 219. 

§. 24. 

Von dem Geniessverhöre. % 

Jene Anfrage von amtlicher Stelle an die Geschwächte 
üher den Urheber, die Zeit und Vemmständnng der Schwän- 
gerang vor, während und nach der Gebnrt, heisst das Ge- 
niessverhör. Um einerseits sich über die Angaben der Ge- 
schwächten zn versichern, nnd anderseits für den Prozess 
selbst ein neues Beweismittel zu effektairen, sowie endlich 
nm leichtsinnigen oder selbst falschen Angaben vorzubeugen 
nnd den Geburtsakt, wie die Mutterschaft zu konstatiren, 
haben mehrere Gesetzgebungen dieses Geniessverhör einge- 
führt. Man ging dabei von der Ansicht aus , in diesem Augen- 
blicke, während den Geburtswehen, vor und bei jener gross- 
artigen Katastrophe, in der das Leben eines jeden Weibes 
in der grössten Gefahr stehe, wäre es nicht möglich, dass 
selbst der Leichtsinn eine falsche Angabe zu machen im Stande 
wäre. In den ungewohnten, entsetzlichen Schmerzen, am 
Rande des tiefen Grabes , da sollte ja nur die Wahrheit und 
keine Lüge möglich erscheinen. — Ob und in wie weit diese 
Voraussetzung in phsychologischer Beziehung richtig sei, und 
ob und in wie weit sich diese Vorschrift gegen den oft 
gemachten Vorwurf der Barbarei zu rechtfertigen vermöge, 
lassen wir dabin gestellt , uns genfigt es , auf den Entstehungs- 
grund dieser Geniessverhöre hingewiesen zu haben, und wir 
gehen desshaib zu der Darstellung der diessfalsigen Gesetz- 
gebungen über. 




Digitized by 



Google 



Dm Q«iüeaBYerliiSr. 145 

Im Falle die Geschwächte im Kanton iMzem bis oa 
ihrer Niederhimft von demjenigen, den sie ab Urheber ihrer 
Schwangerschaft angiebt, noch nicht hinlXngliche Sicherheit 
erhalten, dass er sich zn ihrer Schwangerschaft als Vater be- 
kennt, so hat dieselbe bei ihrer Niedeiiranft, und zwar vor, 
in nnd nach der Oebnrt in Gegenwart der Hebamme, oder 
im Abgange derselben , einer andern Weibsperson nnd zweier 
glaubwürdigen Zeugen förmlich zu erklären, wer der Vater 
des Kindes seL — Zu einer solchen Niederkunft ist gleich- 
zeitig der Gemeindammann oder der nächste Richter herbei 
zu rufen, damit obige Erklärung in dessen Beisein, oder bei 
allfällig früher erfolgter Entbindung aufs Mindeste die Be- 
stätigung derselben unter Eidesverbindlichkeit geschehe. Der 
Gemeindammann hat diese Erklärung sogleich in Schrift zu 
yerfassen und nebst der Hebamme und den herbeigerufenen 
Zeugen zu unterzeichnen^). Im Kanton Uri wird die Ge- 
schwächte ebenfalls während der Geburtsschmerzen oder so- 
bald möglich nachher über den Vater befragt^). Im Kanton 
8chwyz wird dieses Verhör über die Vaterschaft vom Gemeinde- 
rathspräsidenten und Gemeindeschreiber unter sofortiger An- 
zeige an den Bezirksammann aufgenommen^). Das JNiedwald' 
nerische Gesetz befiehlt dieses, wenn der Angeschuldigte die 
Vaterschaft läugnet oder es selbst verlangt. Das Verhör 
wird in Anwesenheit der Hebamme vom Landschreiber und 
bei dessen zu grosser Entfernung, vom Gemeinderathspräsi- 
denten abgenommen^). Im Kanton Obwalden findet dieses 
Verhör im Leugnungsfalle des Beklagten von Amtswegen und 
zwar vor einem Gescbwornen, und im Unmöglichkeitsfalle 
einen solchen zu erhalten , vor zwei Zeugen in Beisein der Heb- 
amme statt. Aber auch hier, wie in Niedwalden, wenn der 
Angeklagte die Vaterschaft anerkennt, steht ihm dennoch das 
Hecht zu, das Verhör zu fordern. Das Gesetz schreibt dabei- 
ausnahmsweise gegenüber allen andern einen vorgängigen Un- 
teörricht vor, weil damit eine Beeidigung verbunden werden 

10 
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kann^). Zug kesot ein neaes Verhör bei der Geburt nicht, 
wohl aber muss aaeh hier die Beseitigung des ft'tthem vorge - 
nommen werden •)• Im Kanton Chraubünden wird dieses Ver- 
hör im Falle bestrittener Vaterschaft von zwei Ortsbeamten, 
in Anwesenheit der Hebamme, vorgenommen und über das- 
selbe ein von ihnen unterzeichnetes Verbal zu Händen des 
Gerichts abgefasst^). In der Westschweiz kennt einzig Frei- 
burg dieses Verhör, und zwar ebenfalls nur im Leugnungsfalle 
des Beklagten mit der Ausdehnung, dass es entweder im 
Augenblicke der Geburt oder aber in den ersten darauf fol- 
genden zweimal vier und zwanzig Stunden kann vorgenommen 
werden ^). Der Verbalprozess , welcher im Kanton Neuenburg 
bei jeder ausserehelichen Geburt vom Friedensrichter aufge- 
nommen wird, kann nämUch offenbar nicht in die gleiche 
Ejithegorie mit den angegebenen Verhören gestellt werden. 
Hier hat der Richter nur Tag und Stunde der Geburt, Name, 
Geschlecht, Beruf, Alter, Wohnort und Heimath der Mutter 
und das Geschlecht des Neugebornen zu ermitteln, demnach 
nur die Geburt und Mutterschaft, aber keine Momente, welche 
auf die Vaterschaft Bezug haben , zu konstatiren *). 

Die Gesetzgebungen der Kantone Bern, Zürich, Glaros, 
St Gallen, Thurgau, Aargau, Solothum, Baselstadt, Basel- 
land ^®), Waadt, Genf, Wallis und Tessin kennen diese Ge- 
niessverhöre nicht 

^Ag^gon giiigen einige der oben angeführten Kantone noch 
weiter und verbanden mit diesem Geniessverhöre auch noch 
eben Eid, welcher auf die Angabe über den Schwängerer 
abgelegt werden muss. So schreibt das umerische Gesetz 
vor, dass die Geschwächte neben dem Verhöre über allfällige 
Eheversprechen oder über andere erschwerende Umstände, 
auch über die Angabe des Sehwängerers eidlich einvernommen 
werde ^^). Wie das frühere umerische Gesetz, kennt auch das 
eugerische den gleichen Eäd mit den gleichen Rechtsfolgen. 
Dieser Eid wurd vor oder nach der (Geburt in die Hände des 
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Oemeindspräsidenten abgelegt und gilt ah ein voller Be- 
weis für die Klage ^^). Im Kanton Schwyz ist zwar im All- 
gemeinen die Klägerin bei der Gebart nicht zu beeidigen. 
Ausnahmsweise gestattet und befiehlt das Gesetz, dieselbe; bei 
augenscheinlicher Lebensgefahr der Geschwächten, wenn es 
die erste aussereheliche Niederkunft derselben und sie mit 
keiner entehrenden Strafe behaftet ist, oder endlich die 
Niederkunft nicht dreihundert Tage nach der angegebenen 
Schwängerung stattfindet^'). In Ntedwälden geschieht nur das 
Verhör imter ausdrücklicher Eideserinnerung, eine Beeidigung 
bei der Geburt selbst findet nicht statt ^^). In ObtvcUden da- 
gegen ist dieser Bekräftigungseid während der Geburt zu- 
lässig , falls die Vaterschaft bestritten ist oder der kanntliche 
Vater denselben fordert. Der Inhalt des Eides geht hier nicht 
nur auf die Angabe des Schwängerers, sondern speziell auch 
noch auf die Thatsache, ob sie, die Geschwächte, zur Zeit 
der Schwängerung keiner andern Mannsperson den Beischlaf 
gestattet habe^^). 

In den Gesetzgebungen der andern ELantone ist diese For- 
malität oder dieses Beweismittel nicht angeführt und daher 
auch in denselben Kantonen nicht zulässig, lieber die Zu- 
lässigkeit dieses Eides im Allgemeinen sind die Ansichten ver- 
schieden, mdem einige, wie auf das Geniessverhör, auch auf 
diesen Eid während der Geburtsschmerzen einen ganz beson- 
dem Wertb legen, andere dagegen in demselben einen Hohn 
auf die Menschlichkeit erblicken. Dass im Uebrigen die Ansichten 
gegen die Zulässigkeit dieses Eides in der Schweiz die Oberhand 
gewonnen, ergiebt sich wohl am besten aus dem Umstände, dass 
er aus den meisten Gesetzgebungen der Eidgenossenschaft ver- 
schwunden ist, oder nicht in dieselben aufgenommen wurde. 

1) Bdrgerl. Gesetz §. 85. 

') §. 3 am angef. Orte. 

^ §. 9 der angef. Verordnung. 

4) §. 101 des bürgerl. Geseties. 
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*) §. 6 am angef. Orte. 

^ §. 12 des angef^ Gesetzes. 

') Art 3 des angef. Gesetzes. 

^ Zivilgesetz §. 210. 

*) Art 10 des Gesetzes yon 1849. Dieses Gesetz wurde durch den 
Cod. ciyil., soweit es die Konstatimng einer ausserehelichea Geburt 
anbetrifft, nicht aufgehoben. Vergleiche Code eivile Art. 38. 

^®) Nach der Ehegriohtsordnung wurde ein solches Verhör Ton der 
beeidigten Hebamme au%enommen. Vgl. Art 21 §. 5. 

'1) §. 3 des angeführten Gesetzes. — Nach dem früher bestandenen 
Gesetze wurde eine formliche Beeidigung yorgenommen und diese unter- 
blieb nur , wenn die Geschwächte in ihren Angaben beim Landammann 
oder in der Konfrontation sich wesentlich widersprach ; wenn sie durch 
Urtheil ihrer Ehre entsetzt oder bei der Behörde w^en einer infami- 
renden Handlung beklagt war; wenn der Beklagte das Alibi oder seine 
Impotenz nachwies oder yon diesem bewiesen war, dass die Ge- 
schwächte einen liederlichen Lebenswandel gefuhrt, sie selbst beim 
Kichter mehrere als Schwängerer anklagte, über welch^ letztere zwei 
Einreden der wohlweise W. Rath entschied. — Man entnimmt jedooh 
hier leicht aus diesen Anführungen, dass die Beeidigung der Ge- 
schwächten während der Geburt bereits das Beweisyerfahren im Pro- 
zesse in sich schloss, wie denn auch das Gesetz diesem Eide alle 
Beweiskraft zuschöpft. 

**) §. 9 des angef. Gesetzes. 

1') §§. 9 und 19, littera c, d, e der angef. Verordnung. 

^*) §. 101 des bürgerl. Gesetzbuches. 

*5) §. 5 am angef. Orte. 



Z w e'i t e A b t h e i 1 u n g 

Von der Klage. 



Allgemeines. 
§. 25. 

Je nachdem die Gesetzgebung entweder den Maternitäts- 
oder Patemitätsgrundsatz aufgenommen, ist auch die Klage 
selbst eine verschiedene. Im erstem FaUe geht sie nur auf 
Ausmittlung der Mutterschaft, im Sinne unserer frühera Ans- 
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emandetsetenngen, oder denelbeii und eines AlimentatioiiBbei- 
tragea, im letstem Fdle dagegea auf Aoamitflqpg des Yateis 
selbst Lü letsEterer Bedehiuig ist in «ll^i jenen Kantonen, 
in denen der Pateniitätsgnindsatz gilt, die Klage in den 
meisten Fftllen znlXsug nnd alle Sdintaeinreden des Ange- 
sehnldigten können meistens nur gegen die Zolllssigkeit der 
Bewdse oder anf den Gegenbeweis gerichtet sein, während- 
dem in Jenen Kantonen, in denen der MatemitiUsgrondsats 
gilt, das Klagerecht selbst an viele Bedingongen geknüpft 
ist, desshalb unter Umständen die Klage selbst unzulässig er- 
scheint Die Stellung der Klage selbst ist in einseinen Kan- 
tonen an gewisse Nothfristen gebunden, währenddem in an- 
dern die Klage nicht verjährt. Eben so verschieden ist in 
einzelnen Kantonen der Gerichtsstand dieser Klage, indem 
bald der Gerichtsstand des Wohn<Mrtes, der Heimath, oder 
selbst für ganze Kantone eine einzige Gerichtsstelle als Forum 
angenommen wird. 

Um demnach in allen diesen Beziehungen das schweize* 
rische Prozessrecht darzustellen, werden wir den Oerichis* 
stand, die Klagtfriatj den Inhalt der Klage , die Unztääestg- 
keit und das Erlöschen des Klagerechtes zu behandeln suchen. 

§. 26. 

Vom Gerichtsstande. 

Dasjenige Gericht, welches zur Beurtheilung eines ein- 
zelnen Rechtsstreites oder zur Anwendung der gesetzlichen 
Norm auf bestimmte konkrete Klagw und den daherigen That- 
verhältnissen kompetent ist, heisst Gerichtsstand^). Gemein- 
reehtlich kannte man zwd allgemeine Gerichtsstände, nämUch 
das Forum originis und das Forum domicilii, wozu dann noch 
als spezielle Fora das Forum rei sitae und das Forum de- 
lieti kamen. — Alle diese Gerichtsstände, wenn auch das 
Forum origims nur in sehr beschränkter Weise, kommen in 
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den meisten scliweiBerisehen Gresetzgdbnngen beim gewöhn- 
lichen Zivilprozesse vor. Bei Ansmittlmig der Rechte der un- 
ehelichen Kinder konnte aber von dem Forum rei sitae nicht 
die Rede sein, und die Beurtheilung musste nothwendig an 
einen andern Greriehtsstand gewiesen werden. Da jede un- 
^eliche Zeugung auch ein Unzuchtsvergehen in sich schliesst, 
hStte leicht erklärlich diese Beurtheilung dem Forum delicti, 
wie bei allen andern Vergehen, zugeschieden werden können* 
Allein da gerade die Bestrafong beim vorliegenden Prozesse 
weder wesentlicher Zweck, noch von besonderer Bedeutung 
erschien, dagegen die Ausmittlung von Zivilrechten als Haupt- 
zweck des Prozesses angenommen wurde, fiel auch die Be- 
urtheilung kontradiktorischer Fälle ausschliesslich dem Forum 
domicilii oder orginis des Beklagten und nur in einem Kan- 
tone dem der Klägerin zu, wo nicht eigene Gerichte für Be- 
urtheilung dieser Prozesse wie in Ehesachen aufgestellt sind, 
währenddem bei nicht kontradiktorischen Fällen der Gerichts- 
stand des Wohnorts oder der Heimath der Klägerin für deren 
Beurtheilung angewiesen ist. In einzelnen wenigen Kan- 
tonen werden diese Fälle ganz oder theilweise von Admini- 
strationsbehörden entschieden. 

Zu jenen Kantonen, in denen bei kontradiktorischen Fällen 
das Forum domicilii des Beklagten zur Beurtheilung dieses 
Prozesses kompetent ist, gehören ZwWcÄ, Luzerriy üri und 
Schivyz, 

Im Kanton Zürich tiberweist der Pfarrer , falls die Vater- 
schaft nicht anerkannt ist, den Prozess an das Bezirksgericht, 
in dessen Kreis der Beklagte wohnt 2). Im Kanton Luzem 
ist in der Regel jenes Bezirksgericht, in dessen Umkreis der 
Beklagte seinen Wohnsitz hat, zur Beurtheilung von Vater- 
sehaftsklagen kompetent ^}. Die Appellation geht an das Ober- 
gericht. Im Kanton ün, der überhaupt nur zwei Bezirks- 
gerichte hat, beurtheilen diese die Patemitätsfälle *). Auch 
hier geht die Appellation an das Kantonsgericht*). Das Be- 
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zirkflgericht des Beklagten in erster und das Kantonsgericht 
in zweiter Instanz benrtheilt im Kanton Schtoyz den Vater- 
sehaftsprozess ^). 

In den Kantonen Luzern und Aargau wird der einfache 
Zuspruch des Kindes an die Mutter vom Gerichte ihres Hei- 
niathsortes beurtheilt. Nach den Gesetzen der Kantone Olartta 
und Baselstadt sind hiefür die aufgestellten Ehegerichte kom- 
petent. Im Kanton BaseUand übermittelt der Amtsst^tthalter 
die Verhöre der Staatsanwaltschaft, welche die Sache dem 
Regierungsrathe unterbreitet, und dieser beschliesst, ob die 
Sache je nach Beschaffenheit des Falles dem Präsidentenverhör 
oder dem korrektioneilen Gerichte zu überweisen sei. Für 
die Alimentation gilt das Forum domicilii des Beklagten, und 
zwar in beiden Fällen'^). Für den ELanton Olarus ist ein 
eigenes Ehegericht aufgestellt, bestehend aus einem Präsiden- 
ten und sechs Mitgliedern, welches diese Fälle beurtheilt^). 
Im Kanton Nkdwälden ist die Beurtheilung dieser Fälle dem 
Geschwomengerichte übertragen^). Im Kanton Bern wird so- 
wohl der bürgerliche 3tand des Kindes, als auch die Alimen- 
tationspflicht des Beklagten vom Amtsgerichte des Heimaths- 
oder Wohnortes der Klägerin bestimmt*®). Früher hatte nach 
den Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzbuches das Chor- 
gericht diese Kompetenz; sie ist aber durch das Gesetz vom 
12. Mai 1853 den AmtsgeriQhten übertragen worden**). DasB 
sich hier die Bestimmung des Gerichtsstandes für die Alimen- 
tationsklage nicht rechtfertigt, da sie eine rein persönliche 
ist und desshalb vor das Forum domicilii des Beklagten gehört, 
leuchtet ein. Im Kanton Wallis sind nicht die Zivil-, sondern 
die Polizeigericbte zur Beurtheilung dies^ Fälle kompetent, 
und hier hat die Mutter, in Abweichung von der allgemeinen 
Regel, dass Polizeigerichte nur Fora delicti sind, die Wahl, 
die Klage vor dem korrektion eilen Gerichte des Bezirks, wo 
der Beklagte, oder wo sie wohnt, anzubringen*^). In Appen- 
zell Inner -J^hoden bildet der Wochenrath die erste Instanz, 
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von welchem die Sache mit Verstärkimg (Znsnig) bis zum 
Grossen Rathe gebracht werden kann*'). Im Kanton Schaf- 
hausen bildet das Eantonsgericht die letzte Instanz*^). In 
den Kantonen Obwcdäen und Zug wird dieser Proaess vor 
Administrativbehörden behandelt. In Obwalden benrtheilt der 
Regierongsrath die Patemitätsprozesse, weil hier die Crewalten- 
trennnng noch keineswegs darchgeführt ist. Ebenso anomal 
ist hier das Appellationsverfahren , indem das Urtheil des Be- 
gierongsrathes, soweit es den Zusprach des unehelichen Kin- 
des betrifiik, an das Kantonsgericht kann gebracht werden; 
bezüglich der gefällten Strafe aber nur dann , wenn Entehrung 
auf kürzere oder längere Zeit oder Freiheitsstrafe bis auf zwei 
Monate ausgesprochen wurde. Wurde vom Begierungsrathe 
eine mehr als zweijährige Freiheitsstrafe ausgesprochen, ge- 
langt das Urtheä in jedem Falle an das Kantonsgericht*^). 
Im Kanton Zug spricht der Gemeinderath jener löblichen Ge- 
meinde, in welcher der Beklagte angesessen oder heimaths- 
rechtig ist, als Vaterschafiksrichter über die Zuerkennung des 
Kindes, deren rechtliche Folgen und die aufzulegende Strafe ab. 
Dieses Urtheil kann an das Kantonsgericht rekurrirt werden, 
welches dasselbe abändern, zurückweisen oder bestätigen kann. 
Die Bekurserklärung hat binnen 14 Tagen von der Urtheils- 
fiÜlnng beim Kantons -Gerichtspräsidenten zu geschehen und 
moss dem Präsidenten des betreffenden Gemeinderaths ange- 
zeigt werden^*). Im Kanton Thurgau beurtheilen die Be- 
zirksgerichte des Heimathsortes des Beklagten die Vater- 
schaftsprozesse ^^). 

«) Bayer. Zivilprozess. S. 110. 
^ Bftrgerl. Gesetz §. 290. 
>) B&rgerL Gesetz §. 87. 
*) §. 74 der Staatsyerfassong. Abs. 4. 
*) §. 74 der Staatsyerfassung. Abs. 5. 
*) §. 9 letzter Absatz der angef. Verordnung. 
') Amtlicher Bericht der Gerichtskanzlei Ldestal. — Das „PrSsi- 
taitenvMhdr" ist in Basel eine eigene Instanz, durch den Präsidenten 



Digitized by 



Google 



Vom Gtoriohtsataade. lU 

der Bezirkf^erichte , als Binzelrioliter, gebildet. Vergleicbe hierüber 
die §§. 28 und 61 der Gerichts -Srozessordnung für den Kanton Baael- 
landschaft vom 26. Noyember 1844. 

*) §. 70 der Staatsverfassung. §. 1 des angef. Gesetzes. 
») Bürgerl. Gesetz §. 102. 

*•) Bürgerl. Gesetz §. 173. 

") §. 1 des angef. Gesetzes. Siehe Bürgerl. Gesetz , herausgegeben 
von Niggeler und Vogt. Nota 1 S. 96. 

") Bürgerl. Gesetz §. 147. 

*•) Brander am angef. Orte. — Um hier das Wort „Zuzug'' zu er- 
stehen f muss man die Eigenthümlichkeiten der ganzen Gerichtsorgani- 
sation von Appenzell Inner- Bhoden berücksichtigen. Hier weiss man 
noch nichts Yon Gewaltentrennungen und die Beamten selbst vereini- 
gen in einer Person die Stelle des Richters, des Rathsherrn und des 
Yollziehungsbeamten. Die Landgemeinde ist die höchste gesetzgebende 
Behörde. Diese wählt den regierenden Landammann, den Landstatt- 
halter, den Landseckelmeister, den Landshaupt^kann , den Landes- 
bannerherren, den LandesfShndrioh , den Armenleutenseckelmeister, den 
Armenleutenpfleger und den Landeszeugherren ; die „ Bhoden '^j deren 
sieben sind , wählen für sich den regierenden und stillestehenden Haupt- 
mann und sechs sogenannte Kleine und acht Grosse Bathe. Die oben 
angegebenen Landesbeamten sind an und fdr sich Kleine Rathe in jenen 
Rhoden» in die sie dem Gesohleohte nach gehören. Hiezu kommt 
noch der Pfleger der Mutterkirche in Appenzell. Die beiden Haupt- 
leute und Kleinräthe bilden in den Rhoden die Yorsteherschaft. 
Zwischen der Landsgemeinde und ihren Beamten einerseits, und den 
Rhoden mit ihren Hauptleuten und Räthen anderseits, bestehen noch 
zwei Behörden, nämlich der Kleine und Grosse Rath. Die elfLandes«" 
beamten und die sämmtllchoi Kleinräthe in den Rhoden, jedoch mit 
Ausschluss der Hauptleute, bilden den benannten Kleinen Rath. Dieser 
Kleine Rath, sowie die Hauptleute und Grossräthe in den Rhoden 
und dem Kirchenrathe in Appenzell, bilden den genannten Grossen 
Rath. Der Kleine Rath in seiner Gesammtheit versammelt sich jedoch 
nie, sondern theilt sich in drei Sektionen oder Gänge, welehe jede 
wenigstens vier und höchstens sechs Sitzungen hält und dann vdedtt 
von einer andern abgelöst wird. Die in Funktion tretende Sektion 
heisst: der Wochenrath. — - Dieser Wochenrath kann in Fällen, wo 
es der regierende Landammann wegen schwacher Mitgliederzahl oder 
wegen der Wichtigkeit der Sache für angemessen erachtet, verstärkt 
werden, in welehem Falle er „Wochenrath und Zuzug*« heisst. Anok 
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beim Gr. Bathe kann ein solcher Zuzug oder eine solche YeretSrkong 
stattfinden, welche aus den Mitglied^n des Wochenrathes besteht. 

") Ehegesetz §. 4. 

^*) Der §. 60 der bestehenden Staatsverfassung lautet: „Der Re- 
gierungsrath beurtheilt in der Eigenschaft eines* Kriminal- und Poli- 
zeigerichts, sowie die Yaterschaftsyergehen.'' — §.6 der angeführten 
Verordnung. 

*•) §. 14 und 15 des angef. Gesetzes. 

«') Bürgerl. Gesetzbuch §§. 231 und 233. 

§.27. 

Von den Klagefristen. 

Diejenige Zeit, welche durch das Gesetz zur Eini:eichung 
der Klage bestimmt ist, heisst die Klagefrist. Auch diese 
Frist ist in den einzelnen Kantonen verschieden , währenddem 
in andern Kantonen gar keine bestimmte Frist hiefür festge- 
setzt ist. — Die Aufstellung einer gesetzlichen Frist selbst 
indessen liegt unzweifelhaft im Interesse des Kindes, sowie 
der interessirten Gemeinde , und auch der Angeschuldigte hat 
ein Recht zu fordern, dass eine Klage, welche seine persön- 
liche Ehre betrifft, sobald als möglich eingelegt und abge- 
trieben werde. 

Im Kanton Bern, in welchem nur eine Alimentations - und 
keine Vaterschaftsklage zulässig ist, muss zuerst die gericht- 
liche Ausmittlung der Mutter und des bürgerlichen Standes 
des Kindes vorangehen. Von der Mittheilung dieses Urtheils 
an gerechnet , hat die Klägerin eine Frist von drei Monaten, 
um eine -allfällige Alimentationsklage geltend zu machen*). 
Im Kanton Zürich muss in der Eegel die Vaterschaftsklage 
während der Schwangerschaft durch Anzeige an das Pfarramt 
anhängig gepiacht werden. Eine Ausnahme macht hier das 
Gesetz nur bei Eheverlöbnissen, und wenn eine schriftliche 
Anerkennung der Vaterschaft von Seite des Schwängerers 
vorliegt, in welchen beiden Fällen die Klage noch vor Ablauf 
der sechsten Woche seit der Gebtiit des Kindes gestellt wer- 
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den kann^). Das luzemerische Gesetz enthält darüber keine 
nähern Bestimmungen , wesshalb im Allgemeinen angenommen 
werden muss, das Klagerecht erlösche nicht. Ob nach den 
allgemeinen Grundsätzen der Verjährung auch bezüglich solcher 
Verhältnisse das Klagerecht verloren gehe, ist bestritten. Auf 
administrativem Wege dagegen werden die Gemeindsbehörden 
angehalten , für sofortige Zusprechung ausserehelicher Kinder 
in den Gemeinden zu sorgen, sowie es dem Beklagten nach 
angenonmiener Praxis freisteht, vermittelst einer gerichtlichtp 
Provokation die Klägerin zur ordentlichen Klagestellung zu 
zwingen. — Die Gesetzgebungen der Kantone Z7n, Schtvyz^ 
NiedwcMen , Ohwalden und Zug enthalten ebenfalls keine Be- 
stimmungen über eine Frist zur Klageerhebung. Dagegen 
besagt das glarnerische Gesetz, dass sie buinen Monatsfrist 
nach der erfolgten Geburt anhängig gemacht werden müsse ^). 
Gfraubünden hat keine gesetzliche Frist, währenddem im Kan- 
ton 8t Gallen für Anhebung der Alimentationsklage 90 Tage 
nach der Geburt eingeräumt sind*). Tkurgau hat die ganz 
gleichen Klagefristen wie der Kanton Zürich^). Im Kanton 
Schaffhausen muss die Klage vor dem Eintritte der Nieder- 
kunft geltend gemacht werden*). In Aargau muss die Klage 
wenigstens binnen Jahresfrist^), in Baselstadt ebenfalls wäh- 
rend der Schwangerschaft oder spätestens drei Monate nach 
der Geburt*) gestellt werden. Das neuenburgische ^ frei- 
burgerische, wadtländische , genferische und tessinische Gesetz 
kennen dagegen keine EJagefrist. Im Kanton Wallis endlich 
lauft die Frist zur Klagestellung in drei Monaten nach der 
Geburt ab. Eine einzige Ausnahme hat das Gesetz für den 
ziemlieh unpräzisirten Fall, „wenn erwiesen würde, dass der 
als Vater des Kindes Angegebene für selbes eine Eeihe von 
Sorgen getragen hat , woraus auf .die Vaterschaft geschlossen 
werden könnte®)". 

^) Bürger]. Gesetz §. 182. 

s) Bürgerl. Gesetz §§. 286 und 286. 
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') §• 81 der angef. Ehegeriehtsordnung. 

*) Art 5 des angef. Gesetzes. 

>) Bürger!. jQesetzbuch §. 228. 

*) Art. 5 des angef. Efaegesetzes. 

'} Bürgwl. Gesetzbuch §. 284. 

*} §. 96 der angef. Ebegerichtsordniing. 

•) Clvilgeseizbucb §§. 145 und 142. Nr. 1. 

§. 28. 
Von dem Inhalte der Klage. 

Es braucht kaum bemerkt zu werden , dass wir hier nicht 
die Form oder auch alle durch die Letztere gebotenen De- 
tails der Klage anzuführen beabsichtigen , sondern wir müssen 
uns auf die vier wesentlichen Bestandtheile jeder auf vor- 
liegende Verhältnisse Bezug habenden Klage, n&mlich auf die 
Vaterschaft und Mutterschaft, Alimentation und Entschädigung 
beschränken. Ebenso leuchtet es ein, dass gerade von dem 
angenommenen Grundsatze der Matemität oder Paternität, 
der wesentlichste zulässige Inhalt der Klage bedingt ist, in- 
dem in jenen Kantonen, in denen der Matemitätsgrundsats 
gilt, von einer Vaterschaftsklage, und in jenen, in denen 
der Patemitätsgrundsatz gilt, strenge genommen von einer 
Alimentationsklage nicht die Rede sein kann. Jene Rechts- 
handlung sodann, durch welche in ELantonen das Gesuch um 
Ehelichsprechung bei den Gerichten oder um Legitimation bei 
den Behörden gestellt wird, ist keine Klage, und fällt dem- 
nach ausser Betracht. 

In den Kantonen Luzem, Uri, Niedwalden, Obwalden, 
Glarus, Appenzell Inner -Rhoden, Freiburg und Wallis nun 
bildet in allen Fällen, in denen die Klägerin den Weg des 
kontradiktorischen Prozesses betritt, das Gesuch auf Aner- 
kennung der Vaterschaft den wesentlichsten Inhalt der EJage. 
Abstrahirt die Klägerin von dem Beklagten , oder findet sich 
kein solcher im Bereiche ihrer Gesetzgebung, indem er Landes- 
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fremder oder in einem Lande heimathsrechtig ist, in welchem 
der Grundsatz der Matemität gilt, geht die ELlage anf ge- 
richtliche Zusprechong der Mutterschaft In den Kantonen 
Bern, St. Gallen, Zürich, Schwyz, Zug, Appenzell Inner- 
Bhoden, Granhiinden, Thargau, Schaff hausen, Aargan, Solo- 
thurn, Baselland, Baselstadt, Neuenburg, Genf und Tessin, 
in denen der Matemitätsgrundsatz gilt, kann die Klage nie 
auf eine Vaterschaft gehen, die bezüglich des Namens und 
des Heimathsrechtes für das uneheliche Kind irgend eine 
Wirkung hätte, obwohl die meisten dieser Gesetzgebungen 
diese Klage Vaterschaftsklage nennen , sondern in allen diesen 
Kantonen geht die Klage nur auf Alimentation des Kindes, 
und Entschädigung an die Mutter. In den Kantonen Neuen- 
burg, Waadt, Genf und Tessin, in denen der reine Matemi- 
tätsgrundsatz gilt, setzt die Klage auf Alimentation die An- 
erkennung von Seite des Vaters voraus, ansonst nur von 
einer Mutterschaftsklage die Eede sein kann. 

Endlich bildet in denjenigen Kantonen, in denen, wie 
oben §.16 gezeigt wurde, der Schwängerer die Kindbette«- 
und Niederkunftskosten oder Blumengeld zu bezahlen hat, 
diese Entschädigung selbst einen Theil des Klageinhaltes *). 

Als ein fernerer Inhalt der Klage erscheinen jene Rechts- 
folgen , welche der Vater - oder Mutterschaft unmittelbar inhä- 
riren, als: das Heimathsrecht, die Vermögens- und Famüien- 
rechte; diese Rechtsfolgen selbst aber sind als zur Vater- oder 
Mutterschaft an und für sich gehörig, in der E^age kaum 
speziell anzuführen^). 

') Diese Entschädignngsklage hat gemeinrechtlich eine yiel grössere 
Bedeutung als nach dem Inhalte der schweizerischen Gesetzgebungen, 
wesshalb wir hier einige Andeotiingen nicht unterlassen können. 

Gemeinrechtlich ist derjenige, welcher eine unbescholtene ledige 
Frauensperson schwängert, yerbunden, dieselbe zu ehelichen oder ihr 
eine angemessene Entschädigung zu geben. Dieses fusst sich auf die 
Bestimmung des kanonischen Beehtes, Cap. I. X. de adulterüs et 
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stapro (5. 16): si sedaxerit quis virginraa, nondum deponsatam, dor- 
mieritqiie cum ea, dotabit eam, et habebit uxorem. Si yero pater 
yirginem dare nolaerit, reddet pecuniam juxta modam dotis, quam 
yirgines accipere consueverunt. 

Einige Rechtslehrer nehmen an, diese Bestimmung sei aus dem 
mosaischen Rechte genommen. 2. Buch Moses, Gap. 22, Yen 15 
und 16, wo es heisst: falls Jemand eine Jungfrau verführt und sie 
beschlafen hat, soll derselbe sie heirathen, und wenn der Yater sie 
ihm nicht zur Ehe geben wollte, deren Vater so viel zahlen, als für 
den Kauf einer Jungfrau zur Ehe gewöhnlich war — wozu auch die 
Bestimmung bei Moses , Buch 5, Gap. 20, Yers 29 , hinzukommt, welche 
heisst: wenn bei der Verführung Gewalt gebraucht worden , soll die 
höchste Summe, welche für eine Jungfrau gegeben zu werden pflegt, 
verabreicht werden. 

Mit dieser Entschädigung waren sodann auch die Entbindungs- 
und Kindbettekosten verbunden. — Die Klage auf Ehe oder Ent- 
schädigung setzt aber voraus , dass die Frauensperson vom Manne zum 
Beischlafe verleitet wurde , dass sie noch ledig und unbescholten und 
dass wenigstens ein Beischlaf ,^ wenn auch nicht eine Schwängerung 
erwiesen sei. Das Recht auf Klage zur Eingehung der Ehe fällt weg, 
wenn^ bei Geltendmachung der Klage auf Seite des Beklagten eine 
Unmöglichkeit zur Eingehung der Ehe vorliegt, wenn die Eltern der 
Geschwängerten die Ehe selbst nicht zugeben und wenn der Erstere 
zur Zeit der Klagestellung schon verheirathet ist; in allen diesen Fällen 
hat die Geschwächte ein Recht auf Entschädigung. — Obwohl dem 
Beklagten im Allgemeinen die Wahl zusteht, entweder die Ehe anzu- 
tragen oder die Entschädigung zu leisten, fällt diese Wahl weg und 
muss nur eine Entschädigung neben den angegebenen Fällen geleistet 
werden, wenn der Beklagte die Ehe an nicht annehmbare Bedingungen 
knüpft; wenn derselbe erklärt hat: die Ehe nicht eingeben zu wollen, 
wenn derselbe eine unbedingte Entschädigung wegen Defloration an- 
erbietet ; wenn er durch schlechten Lebenswandel oder eine Kriminal- 
strafe die Achtung der Mitbürger verloren; wenn er nach der Hand 
mit einer andern sich fleischlich vergangen, oder wenif endlich eine 
Notbzucht stattgefunden. 

Ist eine Frauensperson auch ausserehelich geschwängert worden, 
steht ihr desshalb doch kein Einspruchsrecht gegen eine etwa vor- 
habende Ehe des Schwängerers zu, indem dieser erklären kann, dass 
er dieselbe vollständig entschädigen wolle. — Die Natur dieser Ent- 
scliädigung selbst ist keine reine Dos, im Sinne des römischen Ge- 
setzes, sie hat kein Vorzugsrecht Im Konkurse, sondern ist nur ein 
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Ersatz für entzogene oder geschmälerte Gel^enheit zu einer anstan- 
digen Yerehelichong. 

Bezüglich des Umfanges der Entschädlgang finden \ick keine be- 
stimmten Anhaltspunkte, indem die Ausmittlung dem richterlichen Er- 
messen anheimgestellt ist. 

Bie Klage selbst erlöscht nach der allgemeinen Begel in 30 Jahren. 
Yergleiche hierüber : Glük, Kommentar zum Pandektenrechte , Band 26 ; 
Michaelis, mosaisches Recht Theil 5. — Hagemann, praktische Er- 
örterungen, Band 6. — Getto am angef. Orte Seite 6. 

Das österreichische Gesetzbuch beschränkt diese gemeinrechtliche 
Entschädigung auf Bezahlung der Kosten der Entbindung nnd des 
Wochenbettes. Yergleiche neben dem angeführten Gesetzbache Zeiler: 
Kommentar über das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch für die ge- 
dämmten deutschen Staaten der österreichischen Monarchie, 4 Bände. 
Wien und Triest, 1811 — 13. — Winiwärter, das Österreichische bür- 
gerliche Recht, systematisch dargestellt und erläutert. Wien. 

Die grosste Bedeutung hat unstreitig diese Entschädigungsklage zur 
Stande noch In Preussen. — Wir hatten schon oben die Gelegenheit 
daraaf hinzaweisen. Das preussische Landrecht adoptirte nämlich in 
dieser Materie die gemeinrechtliche Lehre vollständig. Ehe oder volle 
Entschädigung setzte es als Folge auf die aussereheliche Schwänge- 
rung. Diese Bestimmungen bestanden in der ganzen preussischen 
Monarchie bis zum 24. April 1854, an welchem Tage ein neues Ge- 
setz allerdings bedeutende Modifikationen aufstellte and namentlich 
das Recht aof Ehelichong in eine Geldentschädigang umwandelte. 
Allein neben dieser Entschädigung verbleibt dennoch der G^chwänger- 
ten das Recht, auf die Kosten der Kindbette , Taufe und eines sechs- 
wöchentlichen , angemessenen Unterhaltes zu klagen. — Yergleiche die 
anonyme Schrift: Die Rechte des unehelichen Kindes und ihrer Mutter 
g^en den ausserehelichen Yater. Yon einem ehemaligen Richter. 
Breslau, 1856. 

') Im Kanton Luzern z. B. geht zwar die schriftliche Klage in der 
Praxis auf Zuspruch eines bestimmten Ortsbürgerrechies ; allein nach 
onserm Dafürhalten verstände sich dieses mit Rücksicht auf das Ge- 
setz von selbst, und dieses spezielle Klagebegehren ^scheint demnach 
als ziemlich überflüssig. 
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§. 29. 

Von der üazulässigkeit der Klage. 

Wir haben es hier, wie es sich aus dem Gesagte« er- 
giebt, bezüglieh des Inhaltes mit einer dreifachen Klage, mit 
der MutterachaftS' j Vaterschafls- und Älimentationsklage zu 
thun, mit welch' zwei letzteren die Entschädigungsklage ver- 
banden werden kann. 

Die MutterschaftsMage nun ' ist unter allen Umständen und 
selbst wie in Frankreich, auch in den Kantonen Neuenburg, 
Waadt und Genf zulässig*). Nur das Gesetz des Kantons 
Tessin geht diessfalls weiter, indem es Kindern, in Ehebruch 
oder Blutschande erzeugt, selbst das Eecht der Mutterschafts- 
klage abspricht^). Was aber dann gerade aus solchen Kin- 
dern werden soll, ob und welche Heimathsrechte sie erhalten, 
vermögen wir aus dem daherigen Gesetze nicht zu entnehmen. 
Diese harte Bestimmung steht übrigens, soweit uns bekannt, 
einzig in den Gesetzgebungen da. Die Klage auf die Vater- 
schaft ist nur in jenen Kantonen zulässig, in denen der Pa- 
temitätsgrundsatz gilt, demnach in den Kantonen Luzern, Uri, 
Niedwalden, Obwalden, Glarus, Appenzell Inner-Rhoden, 
Freiburg und Wallis. 

In den Kantonen Luzern, Uri, Niedwalden, Obwalden, 
Glarus und Appenzell Inner - Ehoden ist die Vaterschaftsklage 
in allen Fällen, mit Ausnahme der Fristersikung zulässig, 
und die Einreden des Beklagten können sich nur auf die 
Einwendungen gegen Abschwörung des Eides von Seite der 
Klägerin beziehen, währenddem in den Kantonen Freiburg 
und Wallis unter gewissen Voraussetzungen die Vaterschafts- 
klage selbst als unzulässig erscheint. 

So bildet im Kanton Freibnrg die Jugend des Beklagten *) 
und der Blödsinn der Klägerin oder des Beklagten^) einen 
Grund für die Nichteinlassung. In ersterer Beziehung nimmt 
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das Gesetz die Einrede als begründet an, wenn der Beklagte 
das 16. Altersjahr nooh nicht znrückgelegt, dagegen die Ella- 
gerin mehr denn 24 Jahre alt ist Bezüglich der letztem Ein» 
rede besagt das Gesetz: „Die Yaterschaftsklage wird nicht 
zQgelassen, wenn die Mutter blödsinnig, oder in einem solchen 
Zustande ist, dass der Erfüllungseid ihr nicht kann anvertraut 
werden; und ebenso, wenn der Beklagte blödsinnig, oder in 
einem solchen Zustande ist, dass er weder einem regelmfissi- 
gen Verhöre unterworfen, noch seine Yertheidigungflgründe 
anbringen kann.** 

Im Kant. Wallis ist die Vaterschaftsklage nur zulässig, wenn 

1) der Beklagte die Vaterschaft anerkennt; 

2) erwiesen ist, dass er für das Kind eine Reihe von 
Fürsorgen getroffen, woraus auf die Vaterschaft ge- 
schlossen werden, kann; 

3) oder eine von diesem herrührende Schrift kann naeh- 
gewiesen werden, worin er die Vaterschaft ei'klärt; 

4) oder eine Nothzncht oder Entführung vorliegt, und die 
Zeit der Nothzueht oder Entführung mit derjenigen der 
Schwängerung zusammentrifft; 

5) oder endlich die Mutter nachweist , dass der angebliche 
Vater, in der Zeit, die vom dreihundertsten bis hun- 
dertachtzigsten Tage vor der Geburt des Kindes ge- 
laufen ist, mit ihr Beischlaf gepflog^i hat^). 

Treffen diese angegebenen Fälle im Kanton Wallis nicht 
ein, so kann hier wie in den zwei angegebenen Fällen im 
Kanton Freiburg die Einrede der Unzulässigkeit der Klage 
im Prozesse von Seite des Beklagten gegen die Klägerin 
geltend gemacht werden. 

Die Klage auf Alimentation j welche, wir wiederholen es, 
von fast allen Gesetzen , welche dieselbe im Sinne des zurche* 
rischen Gesetzbuches aufgenommen, ebenfalls Vaterschaftsklage 
genannt wird, ist nur in denjenigen Kantonen zulässig, welche 
den Matemitätsgnmdsatz adoptirten, somit in den Kantonen: 

11 
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Barn, Ztlrioh, SdiwyB, Zog, Graabttnden, 8t Gallen, Appen- 
sali Awser-Bhoden, Thnrgau, Schaff hauaen , Aargan, Basd* 
Stadt, Baselland und Solathurn. 

In den Kantonen Nenenburg, Waadt, Qenf nnd Tesain, 
«reiche gana das französische System aufgenommen, findet 
keine Alimentationsklage im angegebenen Sinne statt, sondern 
hier geht nur in Folge Anerkennung eines unehelichen Kindes 
ron Seite seines Vaters die Unterhaltungspflicht auf diesen über. 

In den Gesetzgebungen der oben bezeichneten Kantone 
sind nun einzelne Fälle bestimmt, in denen die Alimentatioiia* 
klage nicht gestellt , und gegen dieselbe (aUa sie gestellt wird» 
die Einrede der Unzulässigkeit erhoben wwden kann. 

Wir werden nun die^ie einzelnen Fälle, wie sie uns ans 
den Gesetzgebungen entgegentreten , hervorheben , nnd jedes- 
mal die Kantone, welche sie in ihre Gesetzgebung anfge- 
nonunen, bezeichnen. 

a) Der Ehestand des Beklagten. Das Interesse der £he 
und der ehelichen Familie bewog einzelne Kantone, die Ali- 
mentationsklage gegen Verheirathete als unzulässig zu ver- 
bieten. Man ging dabei von der Ansicht ans, alle Gründe, 
weldbe geg^i Vaterschaftsklagen überhaupt sprechen, wirken 
hier stärker als in den übrigen Fällen, indem eine Weibs- 
person, die sich mit einem Ehemanne einlasse, keine Gunst 
des Gesetzes verdiene, und gerechterweise die Folge ihrer 
Unsittliehkeit an sich zu tragen habe, sowie dass Alimen- 
tations- und Vaterschaftsklagen gegen Ehemänner ara meisten 
zu Erpressungen missbrancht werden. Aus diesen Gesichts- 
punkten nahm das zürcherische Gesetzbuch^) diesen Unzn- 
lässigkeitsgmnd auf, jedoch mit der Beschränkung, dass der 
eheliche Stand des Schwängerers der Geschwächten bekannt 
sein musste. Die gleiche Bestimmung ging in das thurgauische 
Gesetzbuch^) über. Baselstadt ^) adoptbte sie mit der Aus- 
dehnung, dass gegen Ehemänner keine Vaterschafbklage im 
Sinne des baslerischen Gesetzes gestellt werden kum, nnd 
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eine AUmentationaklage nnr cUum, wetfn dor w^AmnAeU 
Stand des Schw&ngereni der Klägerin nicht bekannt war, noA 
iie« die Klägerin, bis anhin einen onbescfaoltenen Bnf genoaaen 
hat War der eheliche Stand, des Sehwängerers ihr bekannt, 
hat sie nur die Klage anf einen Unterhaltnngsbeitrag, und 
verliert selbst diesen, wenn sie keinen nnbeschbltenen Baf 
geniesst und nicht ganz mittellos ist. 

b) Die Jugend des Beklagten. Das Zürcherische Oeseta 
Cfklärt die Kkge für onanlässig, wenn der. Angeklagte Eur 
Zeit der YorgebUchen Schwängerung das seohsaehnte Alters* 
jähr noch nicht zurückgelegt hat^). Die gleiche Bestimmong 
gilt im Kanton Thorgau^^), Bem^^). Letzteres fordert neben 
diesem jugendlichen Alter des Beklagten noch , dass die Klä- 
gerin mehr als 24 Jahre alt sei. 

c) Der verheirathete Stand der Klägerin. Das zUrcheriaehe 
Gesetz bestimmt, dass einer Ehefrau kein Becht zur Vater- 
Schaftsklage gegen eben andern als ihren Ehemann zustehe ^^). 
Man ging hiebei offenbar von der richtigen Ansicht aus, dass 
^e in der Ehe gebornen Kinder unbedingt dem Vater, Torbe- 
halten die gesetzlichen Ausnahmen, folgen, und dass durch 
Gestattnng der Vaterschaftsklage für verheirathete Weibsper- 
sonen der leidktsinnigaten Klagestellung die Thtire geöfinet 
würde, und selbst leicht verbrecherische Komplotte zwischen 
Ehefrauen und ihren Männern auf Erpressungen entstehen 
könnten. Auch bezüglich dieser Materie adoptirte das thnr- 
gauische Gesetz das zürcherische Recht ^^). Die gleiche Be« 
Stimmung gilt im Aargau ^^). 

d) Wtdersprvch in den Angäben der Klc^erin hesugUch des 
Sehwängerers. Der Umstand , dass die Zweifelhafkigkeit eines 
jeden Zeugungsaktes noch um so greller hervorsticht, wenn 
die Geschwächte in ihren Angaben über den Schwängerer 
Abweichendes aussagt, sowie dass in dieser Abweichung 
^eichaeitig das Geständniss eines mehrfachen, ausserehelichen 
Umganges liegt, begründet, wie in andern Kantonen die 
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Unrolässigkeit des Beweiseides, im Kanton Zürich die Unzn- 
lässigkeit der Klage ^^). Die Thatsache des Widerspntehs 
kann dagegen nicht von jedem Geständnisse hergeleitet wer* 
den, sondern die abweichende Angabe muss vor dem Pfarrer 
oder dem Gerichte gemacht worden sein. — Im Kanton 
Thurgau gilt die gleiche Bestimmung^*). Das Gesetz for 
Schaffhansen besagt, dass die Klage nicht zulässig sei, wenn 
die Klägerin vor dem Pfarramte , Kirchenvorstande oder Ge- 
richte den Namen des Schwängerers gewechselt hat ^^). In 
Baselstadt gilt diese Einrede im angegebenen Sinne nicht, 
wohl aber begründet das Geständniss der Klägerin, zur Zeit 
der Schwängerung Mehreren den Beischlaf gestattet zu ha- 
ben, die Klageabweisung**). Auch im Kanton Bern**) und 
Aargau ^^) gilt dieser Umstand für die Unzulässigkeit der 
Klage. Bezüglich des zürcherischen Verfahrens macht das 
Gesetz noch die nicht unwesentliche Ausnahme, dass diese, 
dem Beklagten zustehende Einrede dahin fällt, wenn die Klä- 
gerin beweist, dass sie zu diesem Widerspruche durch Dro- 
hung oder Arglist des wirklichen Schwängerers gebracht wor- 
den war 2*). 

e. ünsitüichkeit der Klägerin. Wie die Gesetzgebungen 
von Luzem, Uri, Schwyz, Nidwaiden, Obwalden, Zug, 
Glarus imd Graubündten die Unsittlichkeit der Klägerin 
als einen Grund fär Nichtzulässigkeit des Bekräftigungs- 
eides angenommen, bestimmt das Gesetz in den Kantonen 
Zürich ^) und Baselstadt ^^), dass in solchen Fällen, in 
diesen Kantonen, die Klage unzulässig und abzuweisen sei. 
Die gleichen Bestimmungen gelten in den Kantonen Basel- 
land 24), Thurgau 25), Bern««) und Aargau «7). Allem hier 
entsteht die Frage, was unter Unsittlichkeit zu verstehe!^ 
sei, und darüber sind die Gesetzesbestimmungen der an- 
gegebenen Kantone verschieden. ,Nach dem Inhalte der 
Ehegerichtsordnung für BaseU^adt sind nur zwei Fälle auf- 
gezählt: Hingebung gegen Bezahlung und Gestattung ^es 
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Beiscblafies mehreren Maonspersonen zur Zeit der . Schwäa- 
^nmg. Im Kanton ZUriehf dessen Gesetzbuch diessfalls 
eine dettaillirte Kasuistik aafetellt, gelten als Abweisong»- 
gründe: Mehrmalige aussereheliche Niederkünften, Aufent" 
halt oder mehrmaliger Besuch eines berüchtigten Hauses, 
oder Aufenthalt der Mutter in einem öffentlichen Arbeitshause. 
Im Ferneren ist die Klage unzulässig, wenn die Mutter als 
eine öffentliche Dirne gelebt oder wegen Ehebruch abgestraft 
wurde. — Bezüglich des Aufenthaltes in einem öffentlichen 
Hause oder dessen Besuch, tritt hier die Beschränkung ein, 
dass sie innert den letzten zwei Jahren nachgewiesen sein 
müssen. — Im Kanton Thurgau gilt Hingabe gegen Bezahlung 
an einen Mann, der Aufenthalt während den letzten zwei 
Jahren in einer liederlichen Wirthschaft oder unzüchtigem 
Hause, der Besuch eines seichen in einer verdächtigen Weise, 
während der gleichen Zeitfrist; Bestrafung wegen mehrmali- 
ger ausserehelicher Geburt, oder Ehebruch als Unsittlichkeit, 
die eine Nichteinlassung auf die Klage begründet. Zürich '^), 
Thurgau und Baselstadt nehmen die Verführung zur Unzucht 
Yon Seite der Klägerin gegen den Beklagten ebenfalls als 
Abweisungsgrund an, in welchem Falle in Baselstadt der 
Beklagte einzig im gänzlichen Unvermögensfalle der Klägerin 
zu einem Beitrage an den Unterhalt des Kindes kann ange- 
halten werden. Im Kanton Baselland bestimmt das Gesetz, 
dass die Klägerin das Klagrecht verliere, wenn erwiesen sei, 
dass sie in der kritischen Zeit mehreren Mannspersonen den 
Beischlaf gestattet habe, „oder wenn die Tochter den Kna- 
^ben, oder Witwen mit Boten, Briefen oder selbes eigenen 
^Bescheiden mit Worten oder Werken, ihr anzuhangen, oder 
^sie zu beschlafen, Anlass gegeben." In Schaffhausen gilt 
mehr als zweimalige aussereheliche Niederkunft, Ergreifen 
als öffentliche Dirne, Hingabe gegen Bezahlung, Abstrafung 
wegen Ehebrochs, und erlittene Arbeitshausstrafe als Nicht- 
einläsdiehkeitsgrund gegen die Klage '^). Das Bemerische ^®) 
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Ocsets erkllrt du nnaficht^es Leben, Eh«biiich and Sehet- 
itmg wegen eines fiederliehen Lebenswandels , als Grand fttr 
die Nicbtemlassong, ^währenddem im Aargau die Trennung 
wegen Ehebruchs, und eine Kriminalstrafe als solche Grttnde 
gelten «*). 

f. Der Tod des Mnäes, Dieser Grund für die Nichtein- 
lassung begegnet uns einzig im Gesetzbuch fcir den Kanton 
Solothurn ®*), obwohl derselbe ganz in der Natur der Sache 
Tsa liegen scheint, denn es ist schwer begreiflich, dass noch 
auf den Beitrag an den Unterhalt eines Kindes geklagt wer- 
den kann, wenn dasselbe nicht mehr am Leben ist. — Dess- 
haJb dürfte auch das Schaffhausische Gesetz •'), das indes- 
sen keineswegs klar die Bestimmung enthält, in diesem Sinne 
Jnterpretirt werden. 



g. Nicht -Anzeige der Schwangerschaß hinnen der gesetz- 
lichen Frist, Die Einrede der Nichtanzeige der Schwanger- 
schaft binnen der gesetzlichen Frist wird gewöhnlich gegen 
die Eides -Abschwörung im Beweisverfahren zugelassen. St 
Gallen ^*) dagegen hat sie als Einrede gegen die Einlassung 
auf die Klage aufgenommen. Auch Bern ^*) kennt diese Ein- 
rede im angegebenen Sinne ; und im Aargau ^^) muss die An- 
zeige wenigstens 30 Tage vor der Geburt erfolgen, an- 
sonst der Beklagte nicht gehalten ist sich auf die Klage 
einzulassen. 

h« Das Alibi des Beklagten, Wenn der Beklagte nach- 
weist, dass er zur Zeit der Schwängerung sich an einem 
andern Orte befunden, als da wo die Schwängerung stattge- 
fimden, befreit ihn dieser Nachweis von der Einlassung auf 
die Klage nach den Gesetzen des Kantons Bern ^^). Den 
gleichen Nichteinlässlichkeitsgrund hat das Bürgerliche Gesetz- 
buch für den Kanton Aargau ^^) aufgenommen. 

i. Nichibeiziehung von Zet^en hei der Oeburt. Das Ber» 
nerisehe €t^setz^^ besagt diesfalls, dass wenn die Klägerin 
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AUS eigener Schuld es unterlassen bei der Niederkunft die 
gesetzlichen Zeugen beizuziehen, so verliere sie ihr Klagredrt, 
und wolle es geltend gemacht werden, könne der Beklagte 
^ftgogen dio Einrede der Niohtzulässigkeit erheben. — *- 

k. Wiederspruch in der Zeitangabe der Schwängef^ng mit 
der Geburt, Triflft diese Thatsache ein, so leitet einzig das 
Aargauische ^^) Gesetz hieraus einen Grund für die Unzu- 
lässigkeit der Klage ab. Um aber diesen Grund geltend zu 
machen, muss die Geburt vor dem einhundert achtzigsten, 
oder nach dem dreihundertsten Tage vor oder nach der an- 
gegebenen Zeit der Schwängerung erfolgt sein. 

1. Jnpotenz des Beklagten, Das gleiche Gesetzbuch nimmt 
auch die nachgewiesene Impotenz des Beklagten als einen 
Grund für Abweisung der Klage an ^^). 

Dieses nun sind die Einreden, welche in den einzelnen 
Kantonen, in denen der Maternitätsgrundsatz gilt, gegen die 
Pflicht zur Einlassung auf die Alimentationsklage , oder wie 
die Gesetze besagen, auf die Vaterschaftsklagen können gel- 
tend gemacht werden. Als Eigenthümlichkeiten der daheri- 
gen Gesetzgebungen notiren wir noch, dass im Kanton Bern, 
die Einrede der ünsittlichkeit wegen zweimaliger ausserehe- 
licher Niederkunft, oder wegen Kriminalisirung der Klägerin, 
vom Beklagten nicht kann erhoben werden, wenn er sich selbst 
in einem solchen Falle befindet ^^). Im Aargau zieht die 
Unzulässigkeit der Alimentationsklage, auch die Unzulässig- 
keit der eigentlichen Vaterschaftsklage nach sich, welche 
letztere sonst nach erfolgter Anerkennung des unehelichen 
Kindes von Seite seines Vaters erhoben werden kann. Und 
da es der Heimathsgemeinde zusteht, im Alimentationsprozesse 
jede Einrede gegen diese Klage geltend zu machen und der- 
selben von jeder Anerkennung eines unehelichen Kindes Kennt- 
niss gegeben werden muss, erscheint das Eecht der Aner- 
kennung unehelicher Kinder als ein sehr beschränktes ^^),. 
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Wir haben nun bis anhin gesehen, in welchen Fällen 
sowohl die Klage auf Matterschaft und Vaterschaft, als auch 
auf Alimentation unzulässig oder abzuweisen ist. Es erübrigte 
noch die Darstellung der Unzulässigkeit der Eotschadigungs- 
klagen; allein da diese mit Ausnahme von Baselstadt, deren 
abweichende Vorschriften bereits angeführt wurden, mit den 
Vaterschafts- oder Alimentationsklagen als durchaus connex 
erscheinen, gegen diese demnach wie gegen jene vereint die 
gleichen Einreden erhoben werden können, und die Entschei- 
dung der Erstem auch den Entscheid der Letztem in allen 
Theilen involvirt , kann hier eine weitere Ausführung in dieser 
Beziehung, um Wiederholungen zu vermeiden, füglich über- 
gangen werden^^). 

1) Cod. civ. Art. 335. 

*) Cod. civ. Art. 88. 

») Bürgerl. Gesetzbuch §. 22^ Nr. 8. 
* *) Bürgerl. Gesetzbuch §. 225 Nr. 2. 

') Bürgerl. Gesetz §. 142. 

«) Bürgerl. Gesetzbuch §. 291. 

») Börgerl. Gesetz §. 234. 

B) Ehegerichtsordnung §. 99. 

*) Bürgerl. Gesetz §. 291 IHtera a. 
^^ Bürgerl. Gesetz §. 234. 
") Bürgerl. Gesetz §. 185. 
") Bürgerl. Gesetz §. 291 littera c. 
**) Bürgerl. Gesetz §. 234. 
<«) Bürger]. Gesetz §§. 231 und 234. 
IS) Bürgerl. Gesetz §. 291 littera d. 
*•) Bürgerl. Gesetz §. 234. 
»») Ehegesetz §. 201 Nr. 6. 
»*) Ehegerichtsordnung §. 97. 
«) BArgerl. Gesetzbuch §. 185. 
^ Bürgerl. Gesetzboch §. 231. 
*^) Bürgerl. Gesetzbuch am angef. Orte. 
**) Bürgerl. Gesetzbuch §. 291 littera e, f, g. 
'*) Ehegerichtsordnung §. 97. 
s<) Ehegerichtsordnung Art. 28. 
«) Bürgerl. Gesetzbuch §. 234. 
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^) Mrferl. Geaatebncli S« 1^* 

^) Burgerl. Gesetzbuch §§. 231 und 254. 

^) Bluntschli sagt a. angef. Orte über die Einrede der Verleitung 
zur Unzucht gegen die KlagezulSssigkeit, dass es der freien Erwägung 
des Richters unterlegt werden müsse. Der ^Verführung zur Unzucht*' 
werde am ehesten Gewicht beizulegen sein, wenn ein erfahrnes reifes. 
Weib einen jungen Menschen , z. B. eine yierundzwanzigjahrige Dienst- 
magd den zwanzigjährigen Sohn ihrer Herrschaft zu unzüchtigem 
Umgange Terlockt hat. — Siehe §. 98 der EhegerichUordnung für 
Baselstadt und §. 201 des Ehegesetzes für Schajffhausen. 

*•) Ehegesetz §. 201. 

*^) Burgerl. Gesetz §. 185. 

*<) Burgerl. Gesetz §. 231 und 234. 

>2) Burgerl. Gesetzbuch §. 337. 

«») Ehegesetz §.201. 

•*) Angef. Gesetz Art. 4 und 5. 

»«) Burgerl. Gesetz §. 185. 

") Burgerl. Gesetz §. 231. 

«') Burgerl. Gesetz §. 85. 

W) Burgerl. Gesetz §. 231 und 234. 

W) Burgerl. Gesetz §. 185. ^ 

<•) Burgerl. Gesetz §. 231. 

*i) Burgerl. Gesetz am angef. Orte. 

^) Burgerl. Gesetz §. 185. — Das angefahrte Gesetz lautet: »Ist 
der Beklagte selbst eines Ehebruches überwiesen , zweimal wegen Un- 
zudit bestraft worden , oder mit einer Strafe bel^t , welche den Ver< 
luTst der bürgerlichen Ehrenfähigkeit zur Folge hatte, so darf er der 
Klägerin denjenigen Fehler nicht vorwerfen, dessen er sich selbst 
schuldig gemacht 

**) Burgerl. Gesetzbuch am angef. Orte. — Es dürfte auffallen, dass 
das sonst so ausgezeichnete Gesetzbuch für den Kanton Zürich na- 
mentlich den Blödsinn der Klägerin und des Beklagten als Einrede 
gegen die Zulässigkeit der Klage übergangen, wenn man bedenkt, dass 
dasselbe keine Bestimmungen über das Beweisyerfahren enthält und 
demnach diese Einreden auch nicht als solche gegen den Eid der 
Klägerin anführt. Allein das zürcherische Gesetzbuch wollte wie es 
scheint in den eigentlichen Frozess und in^s Beweisyerfahren nicht ein- 
treten, man hielt dafür, diese Materien gehören in das -Ziyilrechtsyer- 
fahren und Hess desshalb für einstwellen die Bestimmungen des altea 
Matrimonialgesetzes in Kraft — Bluntschli am angef. Orte §. 294. 
Ebenso ist ps erklärlich, dass du Gesetzbuch für Wallis diese Ein-. 
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reden nicht speziell aufgenommen, obwohl dieselben auch dort als 
ein Unzolässigkeitsgnind fdr die Yaterschaftsklage gelten. — Bei Ab- 
fassung dieses Gesetzbuches befolgte man in dieser Beziehung ein dem 
Gesetzbuobe für Zürich, Freiburg und Waadt ganz entgegengesetztes 
System. In diesen Gesetzbüchern sind die Fälle aufgezählt , in denen 
.die Vaterschaftsklagen nicht zulässig sind, und es mnss angenommen 
werden, dass in allen Fällen, welche nicht aufgezählt sind, keine 
gesetzlichen Gründe der Kl^gestellung entgegenstehen. — Nach dem 
wallisischen Gesetzbuche dag^en wird im Allgemeinen angenommen, 
die yaterschaftsklage sei nicht zulässig, und sodann führt das Gesetz 
nur die Ausnahmen an, wann eine solche Klage zulässig sei. Als 
solche bezeichnet der §. 142 des angeführten Gesetzes: 1) „wenn er- 
wiesen würde , dass der als Vater des Kindes Angegebene , für selbes 
eine Reihe von Sorgen getragen hat, woraus auf die Vaterschaft ge- 
folgert werden kann ; 2) wenn man eine von dem als Vater des Kindes 
Ausgegebenen herrührende Schrift aufweisen kann, worin derselbe 
seine Vaterschaft erklärt. 3) Im Falle einer Entführung oder Noth- 
zucht , wenn die Zeit derselben mit derjenigen der Schwängerung über- 
einstimmt. — 4} Wenn die Mutter beweist, dass während der Zeit, 
die vom dreihundertesten bis zum hundertachtzigsten Tage vor der 
Geburt des Kindes gelaufen ist, der angegebene Vater Beischlaf ge- 
pflogen hat." — Und der §. 143 fügt bei: „das umständliche, selbst 
aussergerichtliche Geständniss genügt , um den Beweis des Beischlafes 
zu leisten." — Nicht als ünzulässigkeits - wohl aber als Abweisangs- 
gründe der Klage gelten sodann im Kanton Wallis das Alibi und die 
Unsittlichkeit der Mutter, welch' letztere aber nach dem Inhalte dos 
§. 144 nur angenommen wird , wenn die Mutter zur Zeit der Schwän- 
gerung mehreren Mannspersonen den fleischlichen Umgang gestattet hat. 
**) Gemeinrechtlich fiel diese Klage weg , wenn die Klägerin schon 
vorher mit einem Andern fleischlichen Umgang gepflogen; denn der 
Grund des Anspruches einer Geschwächten liegt in der Kränkung der 
jungfräulichen Ehre und in der durch Verleitung zur Unzucht möglicher- 
-^eise entzogenen oder geschmälerten Aussicht zur anständigen Ver^ 
heirathung. — Einen ferneren Grund für die Unzulässigkeit nimmt das 
gemeine Recht an, wenn die Klägerin für den Beischlaf dnen Lohn 
ausbedungen oder einen solchen vor oder nach dem Beischli^e annahm. 
Dieser Umstand giebt dem Beischlafe den Charakter einer Hurerei. 
Wenn die Klägerin zum Beischlafe nicht verleitet T^urde , oder gar zu 
demselben verleitete, fiel ihr Klagerecht ebenfalls dahin. Vergleiche 
Hagemann: praktische Erörterungen, Band IV, Seite 350. Band. VI. 
Seite 402. -. Getto Sdte 11 , 12 und 13. 
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KAdi dem Ö9t4rr0ü^i$ehen Geeetabuohe fälU diese Klage weg, wmm 
die Frauensperson nicht yerföhrt wurde, wenn dabei eine Kuppelei 
vorläge , wenn sie nicht ledig wäre, wenn durch den Beischlaf kein 
Kind erzeugt wurde , und endlich wenn die Geburt des Kindes in eine 
Zeit fiele, in der die rechtliche Termuthung gegen die Ansicht spräche, 
dass das Kind durch den angegebenen Beischlaf erzeugt worden wäre. 
Vefgleiehe Zeiler am angeführten Orte, Bd. III. Abtheilung 2. Seite 763. 

Nach den jßreuBauchen Gesetzen fällt die Entschädigungsklage weg, 
wenn die Geschwächte während der Konzeptionszeit mit mehrem 
Mannspersonen fleischlichen Umgang gepflogen , oder eine in geschlecht- 
licher Beziehung bescholtene Person ist , oder endlich die Klage nach 
erfolgter Niederl«nft nicht geltend macht. Vergleiche §§. 9 und 10 
des Gesetzes Tom 24. April 1854. 

§. 30. 

Von der Erlöschung des Klagerechtes. 

Wir haben bereits oben (§. 27) gezeigt, dass in mebrem 
Kantonen znr Abgabe der Klage bestimmte Fristen festgesetzt 
sind , und bei Nichtinnehaltong derselben das Klagerecbt ver* 
loren gehe. 

Ebenso haben wir im vorigen Paragraphen gesehen, dass 
alle jene Einreden, welche eine Nichtznlässigkeit der Klage 
begründen, an nnd für sich schon das Erlöschen des Klage- 
rechtes nach sich ziehen. 

Auf alle diese Gründe der EHagerechtserlöschong wird 
hingewiesen, und hier nnr noch eine der wichtigsten That- 
Sachen, welche ein Erlöschen des Klagerechtes nach sich zieht, 
dargestellt, n&mlich der Tod des Beklagten. 

„Die Klage^, sagt Blontschli, „ist nach beiden Seiten 
' hin eine reine persönliche und geht daher nicht ohne Weiteres 
anf die -Erben über. In der Regel können demnach die Erben 
nicht anf Anerkennung der Vaterschaft, oder am einen Ali- 
mentationsbeitrag belangt werden, sondern sie können dieses 
nnr, insoweit ihnen diessfalls das Gesetz eine rechtliche Be- 
fngniss giebt. Diese letztere Befugniss ist nnn in den mrästen 
Kantonen nur bezüglich der Unterhaltongspflioht des Kindes 
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gestattet, währenddem die VatenohäftskUge entweder erlöscht, 
oder nur insoweit verfolgt werden kann, als sie noch bei 
Lebzeiten des Beklagten anhängig gemacht, oder die Vater- 
schaft selbst von ihm in gesetzlicher bestimmtei- Form aner- 
kannt wurde'^ 

Das bemerische G^esetz Yerbietet jede Klage gegen Ab- 
gestorbene, wenn nicht ein, von einem solchen eigenhändig 
geschriebenes , oder vor einer öffentlichen lÖehörde oder einem 
Notar und Zeugen abgelegtes Geständniss vorliegt^). Die 
wörtlich gleiche Bestimmung ist in der luzemeriscken Ge- 
setzgebung aufgenommen worden ^). Beide Gesetze leiden an 
dem Mangel, dass sie hier über die Wirkung der Streitan- 
hängigmachung durch Einlegung der Klage nichts bestimmen, 
denn die Möglichkeit ist gegeben, dass ein Beklagter nach 
Anhängigmachung der Klage und vor Erlass des Urtheils stirbt. 
Ergänzend hat desshalb die luzemerische Gerichtspraxis an- 
genommen, dass, falls der Beklagte nach Abgabe der Klage 
stirbt, der Prozess dennoch und zwar "gegen einen von der 
Heimathsgemeinde desselben zu bestellenden Bechtsbeistand 
kann fortgesetzt werden^). In dieser Beziehung erscheinen 
die Bestimmungen des zürcherischen Gesetzes präziser und 
massgebender, indem, wenn die Klage bei Lebzeiten des Be- 
klagten oder bevor die EJägerin von einem solchen Todfalle 
Kenntniss hat, eingelegt wird, diese verfolgt werden kann. 
Auch auf ein Ehegelöbniss oder eine schriftliche Anerkennung 
hin kann nach diesem Gesetze eine Vaterschaftsklage ange- 
hoben werden^). Das umerische Gesetz erklärt, dass wenn 
der Beklagte stirbt und der Vaterschaft nicht geständig ist, 
erlösche die Klage; ist er aber geständig, werde der Prozess 
gegen die Erben fortgesetzt und diese haften für den Unter- 
halt des Kindes^). Hier fehlt offenbar eine nähere Pnicisi- 
rung des Geständnisses, sowie eine Bestinunung fär den Fall, 
wenn die Erbschaft ausgeschlagen, demnach gar keine Erben 
vorhanden sind. Der gleiehe Mangel an Vollständigkeit tritt 
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auch im sehu^zerisehenGteBet^e hervor, welches lautet: Ist 
der Beklagte weder geständig noch überwiesen und stirbt er 
vor der Geburt, erlöscht das Klagerecht*). Abgesehen nun 
von der Unbestimmtheit des Wortes „geständig*, erscheint es 
hier kaum erklärlich^ dass die Geburt des Kindes einen Ein- 
fluss auf die Klagerechtserlöschung ausüben soll, und selbst 
m jenen Fällen, in denen bei der Geburt nicht, wie es das 
schwyzerische Recht gestattet, wegen augenscheinlicher Le- 
bensgefahr der Beweiseid von der Klägerin abgenommen wird. 
Das bürgerliche^ Gesetzbuch für Niedwcdden macht das Er- 
löschen des Klagerechtes ebenfalls von der Geburt des Kin- 
des und sodann noch von der Anzeige bei amtlicher Stelle 
über die Schwangerschaft abhängig. Nur wenn der Beklagte 
vor der Geburt stirbt und nicht geständig war oder vor seinem 
Tode keine Anzeige amtlichen Ortes gemacht wurde, erlöscht 
das Klagerecht^). Wörtlich gleich lautet die Bestimmung des 
Gesetzes für Obwalden^), Hier vermag man kaum einzusehen, 
warmn denn gegen Einen , der nach der Geburt oder vielleicht 
noch vor der eigentlichen Klagestellung stirbt, nachtheiliger 
sollte verfahren werden können. Das zugerische Gesetz, frei- 
lich nur ein Spezialgesetz, hat filr diesen Fall keine Bestim- 
mung, das Gleiche gilt von dem glamerischen^ graubündneri- 
sehen, sowie von dem angeführten St. Gallischen Gesetze. Das 
thurgauische Gesetz enthält die gleichen Bestimmungen wie 
dasjenige für den Kanton Zürich. Das schaffhausische Gesetz 
lässt nach dem Tode des Schwängerers eine Klage zu, inso- 
weit dessen Erbschaft reicht'). Nach dem Gesetze für den 
Kanton Aargau findet gegen Abgestorbene nur dann eine 
Klage statt , wenn ein gültiges Eheverlöbniss vorliegt ^*). Im 
Kanton Solothum bestimmt das Gesetz , dass die Klage gegen 
Abgestorbene erlösche , wenn der Vater vor dem Erscheinungs- 
tage vor Behörde stbbt^^). Falls kein Geständniss der Vater- 
schaft, sei es durch eine eigenhändige schriftliche Erklärung, 
oder eine öffmiliche Urkunde, oder durch zwd unpartheiische 
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Zangen von Seite ^de8 BeUagten erwiesen ▼(Nrliegt, ktjm auch 
nach dem Geseise fdr Bcud^ktdt gegen einen Abgestorbenen 
keine Klage erhoben w^en, welche ssudem binnen der ge- 
setzlichen Frist gestellt werden muss^^}. Aehnliche Bestim- 
mungen^ wie das bemerische und lusemerische Gesets enthält 
das freiburgerische Zivilgesetabuch über die Erlöschung des 
Klagerechtes gegen Abgestorbene^'). Währenddem endlich 
das tessinische Gesetz über diese Fälle keine Bestimmungen 
enthält, schreibt das Gesetzbuch fiir Waäia vor, dass jede 
Vaterschaftsklage gegen Abgestorbene abzuweisen sei^^). 

<) BüTgerl. Gesetz §. 200. 
s) Bürgerl. Gesetz §. 94. 

*) Zeitschrift der juristisclien Gesellschaft des Kantons Luzem 1855, 
zur Interpretation des §. 94 des bürgerlichen Gesetzbuches. Rechts- 
gutachten von Dr. C. Pfyffer , und ein hierauf bezügliches Urtheil des 
hochl. Obergerichtes, mitgetheilt von Jost Weber, Fürsprech. 
*\ Bfirgerl. Gesetz §. 801. 
^ §. 6 a. a. Orte. 
•) §. 7 der angef. Verordnung. 
^) §. 105 litt. i. 
» •) Art. 7 litt. g. a. angef. Orte. 
•) Ehegesetz §. 209. 
<•) Bürgerl. Gesetz §. 282. 
") Bürgerl. Gesetz §. 287. 
") Ehegerichtsordnung §. 100. 
!•) Zivilgesetzbuch §. 225 Nr. 1. 
«♦) Bürgerl. Gesetz §. 144 Nr. 2. 



Dritte Abt h eilung. 

Von dem Beweise. 



Allgemeines. 

§. 31. 
Diejenige Recbtshandlnng einer Partei, wodurch sie dem 
Biohter die erforderliche Ueberzeagong zu verschaffen sucht, 
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oder die Mittel, deren sie eich zu dieeem Zwecke bedient, faeiseea 
Beweise. Die Form, in welcher diese Ueberzeiigimg d^ 
riebterlichea Würdigung beigebracht wird, bildet den Inhalt 
^des Beweisverfabrens ^). 

Gemeinrechtlich , wi» in den meisten ordentlichen Zivil- 
proiessen theilt man die Beweise selbst in ordentliche und 
ausserordentliche, direkte und indirekte, künstliche und na- 
türliche, und vollständige und unvollstSudige Beweise. Ur^ 
künden , Zeugen , Sachverständige , Augenschein und Gestand- ' 
niss sind die Formen, in welchen die Beweise dem Richter 
dargebracht werden. — Der Beweis selbst steht im innigsten 
Zusammenhange mit der Natur der zu beweisenden Thatsache, 
sowie das Verfahren selbst grösstentheils durch den Charakter 
des Beweismitteb bedingt ist 

Im Yaterschaftsprozesse , wie im Prozesse um eine Ali- 
mentation ist die Zeugung jene entscheidende Thatsache^), 
auf welche jeder Beweis gerichtet, und über deren Existenz 
oder Nichtexistenz dem tlicbter eine hinreichende üeberzeu- 
gung beigebracht werden muss. Von der Natur dieser That- 
sache sind demnach folgerichtig auch die Beweismittel ab- 
hängig. Und da der Zeugungsakt selbst in einer Sphähre 
vorgeht, welche dem menschlichen Auge wie Ohr, den vor- 
nehmsten und sichersteh Sinnen zur Wahrnehmung, entzogen 
ist, und auch alle andere Sinne nicht geeignet erscheinen, 
eine sichere Kenntniss von der vollendeten Thatsache der 
Zeugung zu erhalten , kann im Vaterschaftsprozesse von einem 
absolut sichern Beweise an und für sich, oder was gleichbe- 
deutend ist, von einer absoluten richterlichen Ueberzeugung 
gar nicht die Rede sein. Bedingt von der Natur des Zeu- 
gungaktes, kann demnach hier der Beweis durch Zeugen, Ex- 
perten oder Augenschein als selbstständiger Beweis nicht ge- 
führt werden, sondern es bleibt nur das Geständniss und der 
Eid. Allerdings können auch im Vaterschaftsprozesse alle 
jene Beweismittel zum Vorscheine kommen; aber in diesem 
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Falle sind sie nieht dahin gerichtet, die einzige entscheidende 
Thatsache, den Zengnngsakt, zu beweisen, sondern vielmehr 
den Gegenbeweis davon oder Einreden zn begründen nnd er* 
scheinen demnach nicht als Haupt-, sondern vielmehr als Ne- 
benbeweise. Das Geständniss selbst mnss in zivilrechdicher 
Beziehmig zwar als ein genügender Beweis angenomm^i wer- 
den, soweit nämlich das Gesetz ihm diese Wirkung substitnirt; 
allein an und für sich erscheint selbst dieses als ungenügend, 
indem in den meisten Fällen, ja vielleicht in allen, dasselbe 
keineswegs als das Resultat einer unbedingt sichern lieber- 
zengnng abgelegt wird. Es ist desshalb begreiflich, wenn bei 
diesen beschränkten Beweismitteln die Gesetzgebungen vorzüg- 
lich den Eid in dieser oder jener Form begünstigen, weil in 
Abgang dieses Beweismittels in den meisten Fällen der Vater- 
schaftsprozess , und als Folge davon die Anwendung des Fa- 
temitätsgrundsatzes eine Unmöglichkeit wäre. Der Eid über 
die Thatsache der Zeugung wurde demnach bald der Klägerin, 
bald dem Beklagten Überbunden, jener, um eine aufgestellte 
Behauptung zu erhärten, diesem, um eine Verneinung zu 
bekräftigen, und desshalb erschien und erscheint er in der 
Gesetzgebung über den Vaterschafts- wie den Alimentations- 
prozess, sowohl als Erfüllungs- wie als Reinigungseid. 

Da nun sowohl das Geständniss wie alle oben ange- 
gebenen mit der Thatsache der Zeugung nicht in direkter 
Verbindung stehende Beweismittel, sowie auch das Verfahren 
selbst nach der allgemeinen Regel des Zivilrechtverfahrens 
behandelt nnd beurtheilt werden und nur bei dem Beweise 
durch den Eid abweichende Eigenthümlichkeiten zu Tage treten, 
können wir, da es sich vorliegend nur um Darstellung der dem 
Vaterschaftsprozesse wie demjenigen über Alimentationsbei- 
träge eigenthümlichen und mit den übrigen Prozessen nicht 
gemeinsamen Bestimmungen handelt, uns auf das Beweismittel 
des Eides beschränken. 

Wir haben desshalb vorliegend nur den Erfüllungs- nnd 
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Beinignngseid und dessen Unzolässigkeit in den angegebenen 
Prozessen, wie er sich in den schweizerischen Gesetzgebungen 
ausgebildet, näher zu untersuchen und darzustellen. 

1) Bayer a. a. Orte, Seite 438. 

'} Einzelne Gesetzgebungen nahmen auch den Beischlaf als eine 
im Prozesse entscheidende Thatsache an, obwohl sie zwischen Bei- 
schlaf und Zeugung unterschieden, indem jener bei bestrittener und 
nicht nachgewiesener Zeugung oder Vaterschaft nach diesen Gesetzen 
denkbar und von rechtlichen Folgen ist. Eine nähere Definition des 
Beischlafes selbst wird dabei nicht gegeben, und somit dem richter- 
lichen Ermessen ein unbeschränkter Spielraum, gegeben. So sagt der 
Art 6 des angeführten ^rauhündnerischen Gesetzes: ist der Beklagte 
geständig oder überwiesen mit der Weibsperson „fleischlichen Umgang" 
gehabt zu haben in einer Zeit , wo dann nach dem 7. und vor Ablauf 
des 10. Monats die Geburt erfolgte, ist er als Vater anzusehen, wenn 
nicht dargethan ist, dass die Weibsperson in dieser Zeit noch mit 
Andern Beischlaf gepflogen , sie nicht eine öfifentlich yerschrieene Person 
ist, oder aus der Beschaffenheit des Kindes sich nicht das Gegentheil 
ergiebt. — Ja, das benannte Gesetz geht noch weiter und erklärt, 
dass wenn der Beischlaf Mehrerer während benannter Zeit bewiesen 
sdi, der Richter dennoch Gewissheit haben könne, welcher von Zweien 
oder Mehreren der wirkliche Vater sei ; und das Kind so diesem Letz- 
tem zusprechen könne! — Einer fast ähnlichen Bestimmung begegnen 
wir im altem Gesetze für den Kanton Zup, obwohl hier in diesen 
Fällen nicht die Vaterschaft, sondern nur eine Alimentationspflicht aus- 
gesprochen wurde. Der Art. 12 des angef. Gesetzes sagt : „Würde sich 
ergeben, dass mehrere Mannspersonen in jenem Zeiträume, in dem 
die Schwängerung, nach der Geburt des Kindes berechnet, erfolgte, 
der Geschwächten beigewohnt hätten, und vdrd demnach ihr das Kind 
zuerkannt, so kann jeder von dem Rathe jener Gemeinde, in der er 
angesessen oder heimathrechtig ist, mit einer Geldbusse von 16 bis 
40 Fr. , die im Falle der Vermögenslosigkeit in eine Leibesstrafe um- 
geändert wird, belegt und angehalten werden, zum Unterhalte des Kindes, 
bis es das vierzehnte Altersjahr erreicht hat, sammthaft einen jährlichen 
Beitr^ von 16 bis 40 Fr. in vierteljährlichen Fristen zu leisten, für 
dessen Bezahlung solche Mannspersonen solidarisch haften. '^ 
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§. 32. 

Vom ErfüUungseide. 

Wenn über eine erhebliche Thatsache nur ein onvoUatän- 
dig^r Beweis geliefert wird, der zur Fidlnng des Urtheüs 
nteht genügt, und sodann der beweisführenden Partei der Eid 
gestattet wird, und endlich diese ihn abschwört, so lei- 
stet sie nach gemeinrechtlichen Begriffen den ErfUUongseid ^). 
Im Allgemeinen trifft diese Begriffsbestimmung auch beim £r- 
fittllongseide in Yaterschafts - and Alimentationsklagen ein, 
insofern man die objectiv sichere Thatsache der Schwän- 
gerang, die Beobachtung aller Formalitäten bei Einleitung der 
Klage, und das nicht abweichende Beharren auf der Person 
des Schwängerers als subsidiäre Beweise annimmt^ Würde 
dieses Letztere nicht angenommen, so hätte der sogenannte 
ErflUIungseid der Klägerin im Yaterschaftsprozesse mehr den 
Charakter eines vom Beweisfiihrer anerboten en, ihm nicht zu- 
geschobenen , und in eigener Sache abgeschwomen Haupteides, 
in welcher Auffassung er als eine noch grössere Anomalie von 
den gemeinrechtlichen Ansichten über den Eid abweichen 
würde. 

Diesen ErfuUungseid kennen nur die Gesetze in den Kan- 
tonen Luzem, Uri, Nidwaiden, Obwalden, Glarus, Appenzell, 
Liner-Rhoden und Freibarg im Vaterschaftsprozesse, Schwyz, 
Zag, Graubündten, Schaffhausen, Solothum und Baselstadt im 
Alimentationsprozesse ; und endlich Solothum und Baselland 
zur Begründung der Alimantationsklage '). 

Den Inhalt dieses Eides bildet nun durchgängig die Be- 
sehwöiung, daas der Angeklagte Vater des daherigen Elin- 
des sei, sowie die Thatsache , dass sie, die Schwörende, zur 
Zeit der angegebenen Schwängerung mit keiner andern Manns- 
person fleischlichen Umgang gepflogen habe'). 

Der Eid selbst wird in allen jenen Kantonen , in denen 
er nicht bei oder sofort nach der Gebart abgenommoi wird, 




Digitized by 



Google 



Vom IMIlBiigMMe. 1« 

bei cbm gerichtlidMii Y«rlMuidliingeB gdeittet) weleh letitcrea 
flehen aus dem Grande zweckmftssiger erscheint, weil dem 
Beklagten dadurch geeignete Gelegenheit zur Geltendmachung 
seiner Einreden gegeben wird. Bei der Geburt oder sobald 
möglich nachher mnss der Eid in Ury, Zug und bei einer 
Todesgefahr in Schwyz und Obwalden geldstet werden, in 
den andern Kantonen vor Gericht. 

1) Bayer a. a. Orte, Seite 604. 

') Nach dem Inhalte der Ehegeriohtsordnimg wäre dieser Eid in 
Baselland nicht zulässig. Vergleiche Art 21 §. 5. Die Praxis jedoch 
bat denselben aufgenommen. Vergleiche beispielsweise: Obergerieht- 
ntkes Urtheil Yom 6. Mai 1837, fol. 163. — Ebenso, Uriheil vom 
10. NoTember 1837. fol. 387. Der bereits oben angeführte Bericht 
der Bezirksgericfatskanslei von Liestal bemerkt über diesen Punkt: 
^Der Eid kömmt nur dann ror und wird Tor dem Besirksgerichto 
ausgeschworen , wenn von Seite der Geschwächten binnen höchstens 
sechs Monaten nach der Schwängerung bei dem zuständigen Friedens- 
richteramte auf Vaterschaft-, Paternität-, und daherige Entschädigung 
eingeklagt, die Sache dann binnen drei Monaten, von den friedens- 
richterlichen Verhandinngen an , gemäss §. 9 der Prozessordnung, wei- 
ter ans Besirksgericht gesogen , und die Schwängerung überhaupt, oder 
die Zeit des BeiscUaies geläognet wird, und für die Klägerin in Er- 
manglung von Beweismitteln, gleichwohl solche Thatsaohen sprechen, 
die die Vermuthung der Richtigkeit für sich hab^i, und daher nur 
noch der Erwahrung durch den Eid bedürfen. — Auch ist von dem 
Eide schon Oebrauch gemacht worden, wenn von der Klägerin behaup- 
tet wurde, es habe der Beklagte durch arge oder hinterlistige Vorgabe 
de von der rechtzeitigen Angabe abgehalten.*^ 

Das Beweisverfahren in Zürich geschieht nach den Vorschriften 
des alten Matrimonial-Gerichtes , welches wir hier wegen der in Aus- 
sicht stehenden Revision des Prozessverfahrens übergehen. — Das 
Thurgauische und St. Gallische Gesetz enthält ebenfalls keine Be- 
stimmung über diesen Eid, und in erstorem Kantone wird die Ali- 
mentetionsklage ganz nach den Vorschriften der bürgerlichen Prozess- 
ordnung behandelt. Die AlimentationsUage in Tessin hat ebenfalls 
keine specielle Vorschriften im Cod. civile, wesshalb hier, wie in Bern, 
unzweifelhaft die Bestimmungen der daherigen Prozessordnung in An- 
wendung kommen. 

*) Luas. B. G. §. 93. Der vollgeschriebene Eid lautet: loh N. N. 
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betheore und beeohwöre bei Gott dem Alhniobtigen , dMs meme ge- 
gen N. N. gestellte YatencbaftoklAge wahr nnd anfriofatig sei; daea 
ich mit keiner andern Hannsperson in einer Zeit einen Beischlaf ge- 
pflogen habe, nach welchem dieser möglicherweise Yater des fraglichen 
Kindes sein könnte, nnd dass somit N. N. der wahre Vater des ▼on 
mir nnterm (Datmn) zur Welt gekommenen Kindes sei. Das betlreare 
nnd beschwöre ich, so wahr mir Gott helfe nnd seine lieben Heiligen i ** — 

TIryx §. 34 a. a. Orte. Das Landbnch enthält zwar die Eides- 
formel nicht, wohl aber, Seite 19, die Auslegong des Eides. Sie 
lantet: „Beim Eidschwnre werden aufgehoben drei Finger; beim er- 
sten ist zn Torstehen Gott Vater , beim zweiten Gott der Sohn , und 
beim dritten Gott der hl. Geist; die andern zwei Einger neigen sich 
nnter sich, der eine bedeutet die Seele, nnd der kleinste den Leib, 
als welcher gering zn schätzen gegen die Seele. Bei der ganzen Hand 
wird bedeutet, ein Gott, Schöpfer der Menschen und aller Geschöpfe 
im Himmel und auf Erden. — Welcher Mensch sich selbst so w^t 
Feind ist, dass er einen falschen Eid schwört, der schwört als er 
spräche: Ich bitte Gott den Vater, den Sohn und den hl. Geist, das« 
ich ausgeschlossen werde von der Gemeinschaft der Heiligen und Ton 
dem Segen der Christenheit, dass mir dieser werde zum Fluch mei- 
nes Leibes und meiner Seele. — Er redet als spräche er: Wie ich 
auf diese Stunde falsch geschworen , so soll mir Gott der Allmächtige, 
die barmherzige Mutter unsers Herrn Jesu Christi und die Heiligen 
Gottes nicht mehr zu Hülfe konmien, weder im Leben, noch itt der 
Stunde, da sich meine Seele Tom Leibe scheiden wird. Er spricht 
gleich, als sagt er: loh bitte Gott den Allmächtigen, dass die unend- 
liche Barmherzigkeit und die Verdienste unsers Erlösers Jesu Christi, 
seines bittem Leidens und Sterbens mir armen Sünder ganz entzogen 
werden, dass ich also im strengen Gerichte yerdammt und auf ewig 
ausgeschlossen werde von der hl. Anschauung Gh>ttes und der Gemein- 
schaft seiner lieben Heiligen. — Hiedurch mag der Christ erkennen, 
wie er durch einen falschen Eid Gott seinen allmächtigen Schöpfer 
tmd alle Heiligen ganz Terläugnet , wovor er bülig sich entsetzen und 
auf das sorgfältigste hüten solle.'' 

Sehwyz: Art 5 d. a. Gesetzes. Ohoalden: Art. 5 d. a. Ges. 
Olarua: §. 33 lit. b. a. a. Orte. Der Eid lautet, dass der rechtmäs- 
sige Vater des auf meinem linken Arme tragenden Kindes, der neben 
mir stehende N. N. sei , das schwöre ich , so wahr als ich bitte , dass 
mir Gott helfe. Orauhündten: Art. 6 a. a. Orte. Solothum: B. G. 
§. 288. Freiburff: B. G. §. 223. Hier wird nicht die Vaterschaft 
beschworen, nur der Niohtumgung mit andern Mannspersonen. 
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§. 33. 

Unzulässigkeit des Erfüllungseides. 

Den Gesetzgebangen konnte es nicht entgehen, dass durch 
Gestuttung dieses Beweismittels der klagenden Partei eine 
grosse Rechtsbegünstigung zu Theil werde; dass dieser ano- 
male Eid derselben ein ganz sicheres Prozessübergewicbt zu- 
schöpfe, und dass derselbe desshalb in der Macht des Leicht- 
sinnes zu den abscheulichsten Verkehrtheiten führe. Um die- 
ses nun zu verhindern, keineswegs aber zu verunmöglichen, 
knüpften die Gesetzgebungen dieses Mittel an gewisse Bedin- 
gungen, welche sich theils auf genaue Befolgung von Forma- 
litäten, anderseits auf den sittlichen Charakter der Beweis- 
fübrerin bezieben, und eröffneten so auf diesem Wege dem 
Beklagten eine Reihe von Einreden, welche er gegen die 
Eidesabschwörung der Klägerin geltend machen kann^). 

Als solche Einreden gelten in den Gesetzen der ange- 
führten Kantone: 

a) Nichtanzeige der Schwangerschqft Wir haben oben 
(§. 22) die Anzeige der Schwangerschaft von Seite der Ge- 
schwächten bei einer amtlichen Stelle behandelt, und nament- 
lich auch die daherige Frist angegeben , innert welcher diese 
einleitende Handlung zur Klage muss vollbracht werden. Un- 
terlässt die Klägerin nun diese Anzeige oder macht sie die- 
selbe nicht in der gesetzlichen Zeit, so hat sie in den Kan- 
tonen Luzem^), Schiwyz^)^ JSSdivalden^), Obtvalden^), Qrau- 
bündten^), Solotkum'^) und Freüfurg^) die Rechts wohlthat der 
Beeidigung verwirkt. 

Das umerische Gesetz kennt diese Einrede nicht; ebenso 
fehlt sie im Gesetze von Zug und Olarus. Im Kantone Zug 
dagegen verliert die Klägerin das Recht zur Eidesleistung, 
wenn sie vor der Niederkunft nicht gehörige Anzeige macht ^) 
und die bestellten Geniessmänner beizieht, was nebst der An- 
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zeige auch im Kanton OrauhUndten ^®), ObtvcUden ^^) und 
Luzem zu geschehen hat 

In den Kantonen (Ewalden ^ Oraubündten und Zug kann 
dieser Formfehler dadurch nachgeholt werden, dass die Klft- 
gerin beweist, diese Anzeige sei nicht aus eigener Schuld 
unterlassen worden. Das obwaldnerische Gesetz sagt, sie, 
die Klägerin, sei gerechtfertiget, wenn bewiesen sei, dass die 
Anzeige wegen Zwang, Betrug oder Hinterlist unterblieben 
sei **). Das Gesetz von Oraubündten setzt bei Gestattung 
dieser Einrede hinzu: sie sei zulässig, wenn die Anzeige 
^^geflissentlich'' unterlassen worden sei ^*). Das Zugeriscke 
Gesetz ^*) sagt diessfalls: der Eid sei unzulässig, wenn sie, die 
Klägerin, die bestellten Geniessmänner nicht zu sich entbieten 
Hess, ohne durch ^Verumständungen^ daran gehindertzu sein **). 

b). Impotenz des Beklagten, Beweist der Beklagte seine 
physische Unmöglichkeit, Eander zu erzeugen, so erscheint 
die klägerische Angabe als so zweifelhaft, dass auf dieselbe 
ein Eid nicht anvertraut werden darf. Von dieser Ansicht 
ausgehend, haben denn auch die Gesetzgebungen von Luzem ^*), 
üry^''), Sehwyz^^), Nidwcäden^^), Obwalden^), Zm^ 2I) ^^d 
ßolothum '^) , diese erwiesene Tbatsache als Schutzeinrede 
aufgenommen, währenddem die Gesetze von Glarus ^ Ghrau- 
bündten und Freiburg dieselben übergingen. 

Wenn dann hier die Frage aufgeworfen würde, ob diese 
Unfähigkeit, Kinder zu erzeugen, eine bleibende oder nur 
momentane sein könnte, so kömmt es nach unserm Dafürhal- 
ten einzig auf den Umstand an, dass der Beklagte beweist, 
er sei zur Zeit der angegebenen Schwängerung unfähig ge- 
wesen. Mag dann diese Unfähigkeit eine bleibende oder vor- 
übergehende sein, wird sie ihn gegen den Erfüllungseid der 
Klägerin schützen. Dagegen wird er diese Einrede nicht gel- 
tend machen können, wenn er seit jener Zeit die Flüiigkeift, 
sei es durch Krankheit, sei es durch Verstümmlung oder an- 
dere ZufläUe, verloren hat^'). 
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c) 4Uld deti BeiiagteH' PeAvod sicl^ der Befcli^gliQ, n^f 
Zeit der SchwüngQroag, entweder yom Orte, i^o die &£|t^ipfl|j«' 
gerung stattgefunden haben soll, oder aonstwie ao weit ab- 
wesend, dass eine Znsammenhaltung mit der K^Bgyrin no- 
möglich erscheint, so leuchtet es ein, dass in einem solchen 
Falle ihren Angaben gar kein Glauben zu schraken ist 
Desshalb haben auch mehrere Gesetzgeb^mgen dieses Alibi 
«wdrücklich als eine Schutzeinrede für den Beklagten auf- 
genommen. Unter diese Gesetze gehört da« Itizemerische '^), 
das umeriseke '^), das Bchwyzerische *^), das nidwälLdenach€ '^j» 
das obw<Men»ehe ^^) und das zugerische **) Gesets. 

d) Widerspruch in der 2jeii zwischen dem angegebemn 
Schwängerungszeitpunkte und der Niederkw\ß, Das luzemeHr 
sehe Gesetz nimmt diesen Widerspruch an, wenn das Kind 
von der angegebenen Schwängerung bis zum 300sten nicht, 
oder vor dem ISOsten Tage geboren wurde ^^). ürg nimmt 
die gleiche Zeitfrist an, behält aber dabei ausdrücklich den 
Fall nachgewiesener Frühgeburt vor. — Das sdiwgzeriid^ 
Geseta gestattet die Einrede nur, wenn das Kind nach dem 
dreihundertsten Tage von der angegebenen Schwängerung an 
geboren wird. — Dagegen adoptirte das niedwaldnerische und 
das oinveddnerische Gesetz die luzemischen Bestimmungen ; *-* 
hinwiederum Zug die Urnerischen. — Die Gesetze für CNflh 
rus, Oraubündten^ Schaßhausen, Bcisel-Stadi und Fre^rg ent- 
halten diessfalls keine Bestimmungen ; dagegen geht das wal- 
Heische Zivilgesetzbuch in dieser Materie mit dem luzemi* 
sehen einig. 

e) Widerspruch der Reife des Kindes mii der angegebc'- 
nen Schwängerung, Diese Einrede gestattet das luzemerisehe 
Gesetz. Nach demselben streitet aber die Vermuthung da- 
für, dass das Kind seine ordentliche Reife erhalten habe. 

Nimmt desshalb die einer unehelichen Geburt beiwoh nende 

« 

Hebamme an dem Kinde Merkmale einer Früh* oder SpiÜir 
geburt wahr, so hat der zur Niederkunft herbeigerufene Ge- 
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meindammann dafür zu sorgen, dass das Kind durch den 
Bezirksarzt untersucht, und von demselben über dessen Reife 
ein Befundschein ausgestellt werde, der dem betreffenden Ge- 
richtspräsidenten einzusenden ist Auch Ury stellt diese Ein- 
rede, auf wenn diessfalls ein „erheblicher" Widerspruch vor- 
handen ist. — Dagegen gilt diese Einrede nach schwyerischem 
Kechte nicht. — Nidwaiden dagegen kennt die Einrede, ohne 
sie jedoch näher zu präzisiren. — Die Gesetze für Ohwcdderiy 
Zugy Glarus, Chraubündten, Schaffhausen und für BcueUiadt 
enthalten dagegen keine Bestimmungen über diese Einrede. 

f) Widerspruch der Klägerin in der Angabe des Schwan- 
gerers. Das bizemische Gesetz nahm diese Einrede auf, ohne 
anzugeben, wo ein solcher Widerspruch stattfinden müsse, ob 
nur vor Behörde, oder auch nur vor andern Personen. Auch 
üiy huldigt dem gleichen Grundsatze, falls nicht bewiesen 
ist, dass sie zur falschen Angabe von Seite des Schwänge- 
rers durch Drohung oder Hinterlist verleitet worden. — Das 
sckwyzerische Gesetz dagegen kennt diese Einrede nicht. — 
In Nidwaiden gelten die gleichen Bestimmungen wie in üjy. — 
In Obwalden gilt die Einrede nur , wenn der Widerspruch in 
den Angaben vor amtlicher Stelle stattgefunden. Zug nahm 
diese Einrede gar nicht auf, dagegen Glarus, Graubündten^ 
Schqff hausen, und zweifelsohne auch Baselstadt^^) und Freiburg. 

g) ünsiUlichkeit der Klägerin. Wie einzelne Kantone die 
Unsittlichkeit der Klägerin als eine peremptorische Einrede 
gegen die Einlassung auf die Klage gestatten, nehmen die 
Kantone Luzem, Uri, Schu)yZj Niedwalden, Obwalden , Zug, 
Oktrus, Oraubündten, Schafhattsen y Baselstadt und Freiburg 
die nachgewiesene Unsittlichkeit der Klägerin als eine Einrede 
gegen den Bekräftigungseid an. 

Dass dieses letztere Verfahren in formeller Beziehung kaum 
an rechtfertigen ist, leuchtet ein. Denn einmal diese Zwischen- 
fragen entschieden, ist für das Haupturtheil eine unter allen 
Umständen massgebende Präjudiz gegeben. Juristisch richtiger 
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wSre von daher in's Haaptverfafaren gar nicht einzutreten, be- 
vor diese entscheidende Frage erledigt wäre. 

Sodann walten in den verschiedenen Gesetzgebungen über 
das, was zu dem Begriffe Unsittlichkeit gehöre, die yer- 
schiedensten Ansichten, und zweifelsohne noch viel mehr in 
den Gerichtssälen selbst, da die Gesetze durchgängig hierüber 
sehr kurz oder sehr zweifelhaft redigirt sind. 

Das luzemerische Gesetz führt nur zwei Spezialitäten für 
Annahme der Unsittlichkeit an: nämlich die zweitmalige ausser- 
eheliche Niederkunft und Gestattung des Beischlafes mehrerer 
Mannspersonen, ohne dabei andere Thatsachen auszuschliessen 
und die fernere Interpretation des Wortes „unsittlichen Lebens- 
wandel dem Kichter überlassend. 

Das umerische .Gesetz nimmt die Unsittlichkeit an, wenn die 
Geschwächte einen ^^ausschweifenden, liederlichen^ Lebenswan- 
del gefuhrt oder Zwei oder Mehrere beim Gerichtspräsidenten 
als Vater angiebt. Das Gesetz für den Kanton Schwyz adoptirte 
diese Einrede nur insoweit, als die Klägerin nachgewiesener* 
massen zwei oder mehreren Mannspersonen den Beischlaf ge- 
stattete; aber auch danii noch mit der Beschränkung, dass 
die Zeitpunkte des Beischlafes so nahe aneinander seien, um 
einen begründeten Zweifel über den wahren Vater zu erregen. 
Niedwalden stellt im Allgemeinen eine zweimalige ausserehe- 
liehe Niederkunft als Grund ftir Annahme der Unsittlichkeit 
hin. Hat jedoch die Klägerin sonst einen unbescholtenen 
Lebenswandel geführt, kann ihr nach dem Ermessen dißB Ge- 
richtes auch nach der zweiten Niederkunft der Eid noch ge- 
stattet werden. Als einen fernem Beweis für die Unsittlich- 
keit wird angenommen, ein nachgewiesener ausschweifender 
Lebenswandel oder wichtige Anklagen gegen ihre Person. Der 
nachgewiesene Umgang mit mehreren Mannspersonen unter- 
liegt auch hier der bei Schwyz angeföhrten Beschränkung. 
Dem Wesen nach die gleichen gesetzliehen Bestimmungen für 
den Nachweis der Unsittlichkeit wie in Niedwalden, bestehen 
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in Obwaidin. Dagegen nimmt ISug nur eine aweimalige < 
eheliche Schwangerschaft und Bestrafong wegen £bebrache nan. 
In Glarus gilt zweimalige Schwangerschaft, unsitlUchev Le- 
benswandel und Gestattung des Beischlafes mehreren Majagm- 
personen als Beweis für die XJnsittlichkeit. Im Kanton Orau- 
bUnden muss für Annahme der XJnsittlichkeit nachgewiesen 
sein, dass die Klägerin während dieser Zeit mit andern 
Mannspersonen unerlaubten Umgang gepflogen oder sich ttber- 
hanpt als eine öffentlich verschrieene Weibsperson aofgefäfart 
hat. Im Kanton Schaff harnen beweist der Umstand, dass die 
Klägerin znm zweitenmale ansserehelich niedergekommen 
oder einen schlechten Leumund geniesst, die Unsittliehkeit, 
welche die Befähigung zur Eidesabiegung ausschliesst. Im 
Kanton Solothum gilt Umgang mit mehreren Mannspersonen 
oder auch nur dringender V^dacht desselben und Abstrafong 
als öffentliche Dirne als Grund für Annahme der Unsittliehkeit, 
währenddem das/ret5ur^«>cAe Gesetz nur ein „ausschweifendes, 
ärgerliches Leben voraussetzt^^). 

h) Kriminelle Bestrafung der Klägerin. Ist die Klägerin 
kriminell abgestraft, hat sie auch ihre bürgerliche Ehre ein- 
gebüsst Von daher gestatten die Gesetze von Luzem, Uriy 
Niedwdiden, Obwalden, Zugy Glants und Schaffhausen in einem 
solchen Falle den Beweiseid der Klägerin nicht 

i) Chistiges Unvermögen der Klägerin. Diese Einrede, ob- 
wohl gegen die Begründetheit derselben kaum etwas einge- 
wendet werden könnte, findet sich nur im umerischen, jued- 
waldnerischen und solothumischen Gesetzbuche. 

Schliesslich müssen wir noch erwähnen, dass nach dem 
umerisehen Gesetate in den Fällen, in denen die Klägerin 
wegen nicht gehöriger Anzeige, wegen entehrender Strafe, 
wegen Abgang geistigen Vermögens oder Unsittliehkeit der 
ErflQlnngseid und dem Beklagten der Beinignngseid nicht kann 
anvertraut werden, die Gerichte dennoch den Beklagten sa 
Beiträgen an die Unterhaltung des Kindes verortheQen kännen, 
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was auch zu geschehen hat, wenn die Klägerin mehreren 
Mannspersonen den Beischlaf in einem Zeitpunkt gestattete, 
wodurch ein Zweifel über den Vater begründet wird*'). In 
Schaffhausen hebt der Tod des Kindes die Befähigung der 
Klägerin zur Ablegung des Eides auf. 

Dieses nun sind die Einreden, welche die Gesetze gegen 
Abschwörung des ErfüUungseides aufstellen; gehen wir nun 
nach Darstellung dieser Rechtsmaterie zum Reinigungseide des 
Beklagten über. 

') Das preuBsische Landrecht, das den Erfüllungseid auch gestattet^ 
stellt dabei als Grundsätze auf, dass wenn die Klägerin einen unbe^ 
Bcholtenen Lebenswandel geführt, ein vertrauter Umgang nachgewiesen, 
der Beklagte von der Art sei, dass man sich bei demselben der Ter- 
äbten Schwängerung vorsehen Icönne, sei der Erfüllungseid zu ge- 
«tatt«n. — §. 1108. Das Gleiche gelte in den Fällen, in denen sich 
der Beklagte einer unzüchtigen Vertraulichkeit mit der Klägerin ge«> 
rühmt habe. 

s) Bürgerl. Gesetz §. 91 a. 

») §. 19 a. a. O. 

'•) Bürgerl. Gesetz §. 105 a. 

«) Art. 6 a. a. Orte. 

«) Art. 6 a. a. Orte. 

*) Bürgerl. Gesetz §. 288 Kr. 4. 

S) Bürgerl. Gesetz §. 223. 

*) Art. 10 des angef. Gesetzes. 

*<>) Am angef. Orte. 

") Art. 6 des angef. Gesetzes. 

") Art. 6 am angef. Orte. 

*•) Am angef. Orte. 

^4) Am angef. Orte. 

*') Wir können nicht umhin, hier auf die Unbestimmtheit dieser 
Begriffe hinzuweisen, welche ganz geeignet sind, daf Re^t ToUstän- 
dig dem Ermessen des Bichtert zu ilberiiefem. latbetcndere ist ^li« 
angefahrte graubündnerische Verordnung ein Meisterstüek der allermi' 
bestimmtesten Begriffsbestimmungen. ^ 

'<) Bürgerl. Gesetz §. 91 c. 

") Am angef. Orte, •§. 3. , 

••) §. 19 a. am angef. Orte. 
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i>) Bürgerl. Gesetz §. 105 a. 
») Art. 7 b. «. ». O. 
") §. 10 a. a. O. 
X) Bürgerl. Gesetz §. 289. 8. 

") Gegen die Richtigkeit dieser Einrede wird sich schwer etwas 
einwenden lassen;^ allein in praktischer Beziehung hat sie seltenen 
Werth, schon aus dem Grunde, weil sie wenige Torschützen können, 
Ton diesen die meisten sie nicht vorschützen würden, und die T^at- 
Sache der Unfähigkeit , selbst ausgenommen bei einer theilw eisen Ver- 
stümmelung, höchst schwierig nachzuweisen wäre. 

^*) Bftrgerl. Gesetz §. 91. 

") §. 9 des angef. Gesetzes. 

'*) §. 19 des angef. Gesetzes. 

») Bürgerl. Gesetz §. 105. 

^) Art. 7 des angef. Gesetzes. 

'*) §. 10 des angef. Gesetzes. 

'®) In Luzern, wie in den andern Kantonen befinden sich diese 
Bestimmungen in den sub. Lit. c angeführten Gesetzesstellen, wess- 
halb wir die Quellen bei Fortsetzung dieses Paragraphs nur bei vor- 
kommenden Ausnahmen widerholten. 

•^) Das Ehegericht hat über die frühere Aufführung beider Parteien 
sorgfältige Erkundigung einzuziehen , und wird demnächst nach deren 
Ergebniss und nach der grössern Stärke der Verdachtsgründe entweder 
der Klägerin den Erfüllungseid oder dem Beklagten den Reinigungs- 
eid auflegen. Findet aber der Richter es bedenklich, der einen wie 
der andern Partei den Eid aufzulegen, so ist die Klägerin mit ihrer 
Klage abzuweisen, §§. 94 und 95 der Ehegerichtsordnung. 

'') Das preussische Landrecht nimmt die UnsitUichkeit an im 
Falle ein Beischlaf mit einem Andern vorliegt, und Besuch verdächtiger 
Häuser ohne Beruf nachgewiesen ist. Solche, welche mehrmal an ein- 
samen Orten mit verdächtigen Personen angetroffen wurden , oder sich 
unanständige oder freche Reden, Geberden oder Handlungen zur Ge- 
wohnheit gemacht, sind ebenfalls als imsittliche Personen anzusehen. 
§§. IIU, 1115, 1116 und 1117 des Landrechtes. 

'*} Angef. Gesetz §. 6. — Bezüglich aller dieser Einreden, wolle 
man nicht übersehen , dass in einzelnen Kantonen , in denen der Matemi- 
tätsgnindsatz gilt, wie namentlich in den Kantonen Aargau, Zürich 
und Bern, diese Einreden gegen die Einlassung auf die Klage können 
geltend gemacht werden. Vergleiche oben §. 29. 
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§. 34. 
Vom Reinigungseide. 

Wenn der einer Partei auferlegte Beweis nnvoUständig 
ausgefallen , so kann der Eichter nach der römischen Reobts- 
lehre der Gegenpartei den Reinigongseid tiberbinden. Streng- 
rechtlich mtisste in einem solchen Falle immer eine Los- 
sprechnng jenes Theiles, gegen den die eingeklagten That- 
sachen nicht vollständig bewiesen wurden, erfolgen, weil die 
condemnatio eine volle juristische Ueberzeugung voraussetzt; 
allein man unterschied zwischen einem gänzlich misslungenen 
und einem unvollständigen Beweise , setzte beide nicht auf 
die gleiche Linie und gestattete für den letztem das jura- 
mentum purgatorium ^). 

Dieses Beweismittel in bestimmt umschriebenen Fällen 
ist auch in einzelne schweizerische Vaterschafts - und Ali- 
mentationsprozesse aufgenommen worden, und zwar der Natur 
der Sache nach sowohl in den Kantonen , in denen der Mater- 
nitäts- und in solchen, in denen der Paternitätsgrundsa^z gilt. 

Wir treffen dieses Beweismittel in den Gesetzen der Kan- 
tone Bern, Uri, Graubünden, Schaff hausen, Baselstadt, Basel- 
land und Freiburg an^). 

Nach dem bernerischen Gesetze^) kann das Amtsgericht 
dann dem Beklagten den Reinigungseid auflegen, wenn nach 
den Parteiverhandlungen dasselbe noch Zweifel Über die Schuld 
oder Unschuld des Beklagten hat. 

Das urnerische Gesetz sagt, dass der Beklagte in den 
Fällen, in denen die Klägerin 

aj wegen nicht gehöriger Anzeige, 
h) wegen einer entehrenden Strafe, 
cj wegen Abgang geistigen Vermögens oder endlich 
dj wegen ünsittlichkeit 
den Eid nicht leisten kann, aufgefordert werden muss, den 
Reinigungseid zu leisten , der mit üblicher Feierlichkeit in An- 
wesenheit des Ortspfarrers stattzufinden hat und darm besteht^ 



Digitized by 



Google 



IM Dritte Alytheansf. 

za erhärten, dass er vom 10. bis zum 6. Monate vor der Gebart 
des Kindes keinen flekoblielMn Umga>ag mit der Person ge- 
habt habe. Im Falle der Beklagte selbst nicht eidesfEhig ist, 
wird das Gericht durch angemessenen Untersach und Gonfron- 
tation sonst die Wahrheit zu ermitteln suchen^). 

Im Kanton Oraubünden^) ist der Reinigungseid nur dann 
gestattet, wenn der Beischlaf selbst widersprochen ist. Bei 
einem zugegebenen Beischlafe kann der Beinigungseid gegen 
die Vaterschaftsklage nicht übertragen werden. In den Kan- 
tonen Baseüand^)f Schaf hausen'') und BaseUtadt^) hängt es 
einfach vom Ermessen des Richters ab , ob er den ErfüUungs- 
eid der Klägerin oder aber den Reinigungseid dem Beklagten " 
auflegen wolle. Im Kanton Freiburg^) ist der Reinigungseid 
nur zulässig, wenn wegen gesetzlichen Exceptionen der Er- 
füllungseid von der Klägerin nicht geleistet werden kann, und 
auch dann hat der Beklagte noch das Recht, diesen Letztem 
zu verlangen und sich so auf diese Weise der Eidespflicht 
zu entbinden. 

<) V. Bayr a. angef. Orte S. 538. 

') Auch das preuBsische Landrecht gestattet den Reinigungseid des 
Beklagten. §§. 1104 bis 1106. — Ebenso das österreichische Qesetz- 
]i)uch , welches den Erfüllungseid wie den Reinigungseid au%enommeiL 
Vergleiche Gette, S. 185 Note 322. 

*) Bürgerl. Gesetz §. 194. 

^} §. 8 des angef. Gesetzes. 

») Art. 6 a. angef. Orte. 

•) Vergleiche Ehegerichtsordnung , Art 21 §. 0. Das Gesetz zSblt 
hier speziell den Eall auf; wenn die Klägerin Ton ihren ersten An- 
gaben abgegangen, in welchem Falle der Erstangegebene frei wird, 
dagegen der Letztangegebene den Reinigungseid zu schwören hat , falls 
er seine Unschuld nicht auf andere Weise darthun kann, und Math- 
massungen für die Richtigkeit seiner Angaben vorhanden sind. 

') Ehegesetz §. 205. 

») §. 94 a. angef. Orte. 

^ Bürgerl. Gesetz §. 223. 



Während dem Drucke dieser Bogen wurde auch in Appenzell Inner- 
Bhoden die Legitimation durch nachfolgende Ehe angenommen. Lands- 
gemeindbeschluss Yom 29. April 1860. Sie gilt nun in allen Kantonen, 
mit Ausnahme des Kantons Schwyz. Vergleiche Bericht des Bundes- 
irathes über seine Geschäftsführung für das Jahr 1859. 
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I. Uebersloht 

der Oebtirten und der unehelichen Kinder in der Schweiz nach 
der Durchschnittszahl berechnet, für die Jahre 1850, 1851 
und 1852. 





Kantone. 


fieburten. 


Uneäeliehe. 


per 100 Bhel. 


1. 


Bern 


14539 


1047 


7,2 


2. 


Zürich 


7430 


358 


4,8 


a. 


Luzem 


3364 


326 


9,7 


4. 


Glarns 


1137 


20 


1,8 


5. 


Zug 


467 


18 


3,9 


6. 


Freibiirg 


2763 


186 


6,8 


7. 


Baselstadt 


769 


26 


3,3 


8. 


Baselland 


1627 


84 


6,2 


9. 


Schaflfhausen 


1126 


75 


6,7 


10. 


Appenzell A.-Rh. 


1488 


62 


4,2 


11. 


Appenzell L-Bh. 


421 


19 


4,6 


12. 


Graubünden 


2226 


59 


2,6 


13. 


Aargan 


6166 


390 


6,11 


14. 


Thurgau 


2715 


118 


4,4 


16. 


Waadt 


6265 


262 


6,0 


16. 


Neuenbürg 


2251 


93 


*,1 


17. 


Genf 


1288 


107 


8,3 



n. Uebersieht 

der Geburten und der unehelichen Kinder in zwölf Kantonen 

der Schweiz für das Jahr 1853. 





Kantone. 


eebnrten. 


Unelieliclie. 


per 100 1 


1. 


Bern 


13543 


1012 


4,3 


2. 


Zürich 


7433 


319 


4,29 


3. 


Luzem 


3131 


339 


10,82 


4. 


Nledwalden 


267 


8 


3,11 


5. 


Glarus 


1080 


17 


1,67 


6. 


Appenzell A.-Rh. 


1621 


56 


3,60 


7. 


Thurgau 


2689 


115 


4,05 



13 
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lantiM. 


MMUUB. 


UMMtobe. 


p« 100 EM. 


8. 


Aaigan 


679Y 


338 


5,83 


9. 


Baselland 


1576 


55 


3,42 


10. 


BaseUUdt 


746 


22 


2,94 


11. 


Freibnrg 


2540 


221 


8,70 


12. 


Genf 


1475 


100 


6,77 



m. UeberBioht 
der Geborten und unehelichen Kinder in der Schweis für 1864. 
Kantene. Oebnrten. OneheUciie. per 100 EM. 



1. 


Bern 


13258 


1170 


8,86 


2. 


Zürich 


7251 


383 


5,40 


3. 


Luzem 


3019 


344 


11,41 


4. 


Niedwalden 


284 


11 


3,87 


5. 


Obwalden 


284 


8 


3,16 


6. 


Zug 


484 


17 


3,32 


7. 


Glanis 


1055 


19 


1,80 


8. 


St. GaUen 


4679 


239 


5,10 


9. 


Appenzell L-Bh. 


469 


17 


3,62 


10. 


Appenzell A.-Bh. 


1554 


66 


4,24 


11. 


Thnrgan 


2312 


116 


5,01 


12. 


Aargau 


5348 


301 


5,62 


13. 


BaselsUdi 


814 


33 


4,05 


14. 


BaseUand 


1561 


81 


5,18 


15. 


Freibnrg 


2410 


195 


8,09 


16. 


Waadt 


4848 


263 


5,42 


17. 


Genf 


1522 


112 


7,42 



IV. XJebersioht 
der Geburten und unehelichen Kinder in der Schweiz für 1856. 





KantMM. 


CebartOL 


OiMlieUdM. 


pcrlOOl 


1. 


Bern 


12326 


892 


7,18 


2. 


Zürich 


7001 


364 


5,19 


3. 


Luzem 


2716 


306 


11,30 


4. 


Niedwalden 


231 


12 


5,15 


5. 


Obwalden 


237 


11 


4,64 


6. 


Zug 


429 


10 


2,34 


7. 


Glarus 


961 


18 


1,80 


8. 


St GaUen 


4657 


244 


5,23 


9. 


Appenzell L-Bh. 


433 


19 


4,39 


10. 


Appenzell A.-Bh. 


1418 


44 


3,11 
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Xaatent. fittarU«. OnebeUeb«. fer 100 EbeL 



11. 


Thurgau 




2392 


116 


4,84 


12. 






1081 


74 


6,85 


13. 


Aargan 




4795 


309 


6,40 


14. 


Solotham 




129 


11 


8,52 


16. 


BaselBUdt 




806 


19 


2,36 


16. 


BaseUand 




1447 


76 


6,25 


17. 


Neaenburg 




3391 


90 


2,66 


18. 


Freiburg 




2380 


178 


7,47 


19. 


Waadt 




4773 


272 


4,74 


20. 


Genf 




1398 


106 


7,01 






V. 


XJebersicht 




der Geburten und unehelichen Kinder 


in der Schweiz von 1856. 




Kantone. 




flebnrten. 




per 100 EbeL 


1. 


Bern 




14255 


949 


6,65 


2. 


Zürich 




7455 


471 


3,40 


3. 


Luzem 




3090 


383 


12,07 


4. 


Kiedwalden 




283 


16 


5,30 


5. 


Obwalden 




295 


14 


4,71 


6. 


Zog 




476 


21 


4,62 


7. 


Glarus 




1155 


16 


1,38 


8. 


St. Gallen 




5236 


260 


4,96 


9. 


Appenzell I.-Bh. 


435 


10 


2,29 


10. 


Appenzell A. 


-Rh. 


1616 


56 


3,09 


11. 


Thurgau 




2623 


131 


4,99 


12. 


Aargan 




5534 


412 


7,44 


13. 


Solotbum 




1146 


112 


9,67 


14. 






894 


18 


2,01 


15. 


Baselland 




1745 


99 


5,88 


16. 


Neuenbui^ 




2675 


137 


5,12 


17. 


Freiburg 




2754 


250 


9,80 


18. 


Waadt 




5319 


275 


5,17 


19. 


Genf 




1749 


132 


4,54 



VI. XTebersicht 

der ehelichen und ausserehelichen Geburten in der Schweiz 

vom Jahre 1857. 





Kanten«. 


Oebnrten. 


Qnebeliebe. 


per 100 EbeL 


1. 


Bern 


14136 


1170 


8,27 


2. 


Zürich 


7433 


319 


4,29 
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EiatMM. 


CebürtOL 


ÜMtelieht. 


p«100] 


3* 


Luxem 


8088 


463 


14,99 


4. 


NiedwAlden 


280 


12 


4,28 


&. 


Ob^aJden 


243 


12 


4,93 


6. 


Zug 


464 


14 


3,02 


7. 


GlAras 


1200 


15 


1.25 


8. 


SL G«Hen 


5341 


259 


4,84 


^. 


Appenzell A.-Rh. 


1664 


54 


3,24 


10. 


Appcüzell L-Rh. 


483 


16 


3,31 


11. 


ThurgflU 


2689 


146 


5,64 


It, 


ScbAßniaasen 


1116 


69 


6,18 


13. 


Aargau 


5824 


504 


8,65 


14. 


Baseletadt 


875 


26 


2,97 


15, 


Bftselland 


1709 


126 


7,37 


Ifl. 


Solothum 


1356 


156 


11,50 


17, 


Neuenburg 


2682 


142 


5,29 


la. 


Freiburg 


2343 


268 


11,43 


19. 


Waadi 


5189 


311 


5,99 


20. 


Genf 


1578 


132 


8,36 


21. 


WäIüh 


2610 


86 


3,29 



Vn. Uebersicht 

der eLelidiBQ and uneheliclien Gebarten in der Schweiz vom 
Jahre 1858. 





Kantone. 


Cebnrten. 


ünebeliGlie. 


per lOOEheL 


1. 


Bern 


15178 


1205 


7,93 


2. 


Ziinoh 


7764 


384 


4,94 


3. 


Luzern 


3202 


520 


16,23 


4. 


Niedwolden 


276 


12 


4,35 


5. 


Ob weiden 


317 


20 


6,30 


6. 


Zug 


533 


18 


3,37 


7. 


Glarufl 


1333 


31 


2,32 


8. 


St. Gallen 


5706 


321 


5,62 


9. 


Appenzell A.-Kh. 


1640 


70 


4,33 


10. 


Appenzell I.-Rh. 


490 


16 


3,26 


11. 


Thurgäu 


2642 


129 


- 4,88 


12. 


SthafOiausen 


1136 


97 


8,53 


13. 


Aargau 


6051 


574 


9,48 


14. 


Baeelstadt 


882 


19 


2,15 


15. 


Solathum 


2031 


222 


10,93 
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Kantone. 


Gebmten. 


miebeUdie. 


per 100 SbeL 


16, 


Neuenbürg 


2975 


187 


6,28 


17. 


Freiburg 


2769 


133 


4,76 


18. 


Wandt 


5324 


827 


6,14 


19. 


Genf 


1693 


127 


7,05 



'Vm. Hebersicht 
der ehelichen und aoBserelielichen Gebarten in emigen Kan- 
tonen der Schweiz vom Jahr 1859. 





Kantono. 


Ceborton. 


Itaeliolielie. 


perlOOEboL 


!• 


Bern 


16148 


1313 


8,01 


2. 


Zürich 


7985 


412 


5,19 


8. 


Luzern 


3088 


463 


14,92 


4. 


Niedwalden 


333 


15 


4,50 


5. 


Obwalden 


313 


15 


4,74 


6. 


Zug 


528 


24 


4,54 


7. 


Glarufl 


1372 


89 


2,84 


8. 


St. Gallen 


5937 


328 


5,52 


9. 


Appenzell A.-Eh.- 


1769 


70 


3,95 


10. 


Appenzell I.-Hh. 


524 


22 


4,19 


11. 


Schafih^usen 


1144 


77 


6,72 


12. 


Aargau 


6381 


571 


8,94 


13. 


Neuenbürg 


8173 


180 


5,67 


14. 


Freiburg 


3159 


265 


8,39 


15. 


Genf 


1903 


143 


7,51 



IX. Hebersicht 
der Gebarten and aosserehelichen Kinder in den einzelnen 
Haaptorten der Schweiz, darchschnittüch berechnet für 1860, 
1851 and 1852. 



Kantonobauptorte. 


GobnrtoB. 


ünehelielie 


per lOOShoL 


1. Bern 


825 


196 


23,7 


2. Luzem 


236 


24 


10,2 


3. GlaruB 


194 


2 


1,10 


4. Zug 


81 


2 


2,0 


Ö. Freiburg 


241 


33 


13,6 


6. Baselstadt 


704 


20 


8,0 


7. Liestol 


97 


8 


8,2 


8. Sehaffhausen 


175 


16 


7,7 


9. Herisau 


285 


9 


3,2 


10. Neuenburg 


219 


15 


6,9 


11. Genf 


671 


71 


10,6 
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X. XTebersioht 
der Zahl der unehelichen Kinder, sosammengestellt aas ein- 
lelnen Kantonen, in denen der PatemitXts- oder Matemi- 
Berechnon^tsgrandsatz galt, nach der dorchschnittlichen 
Anaaüd für 1850, 1851 und 1852. 





MaiermiäisgrundBaiz. 






Kutme. 


«•bvtn. 11 


kABikfte. 


per 1001 


1. 


Bern 


7430 


358 


4,8 


2. 


Neneiibafg 


2251 


93 


4,1 


3. 


G«nf 


1288 


107 


8,3 


4. 


Aftffau 


6165 


390 


6,11 


6. 


BAflelfitadt 


769 


25 


3,3 


6. 


ßchaffha^fieTS 


1125 


75 


6,7 


7, 


Appenzell A.-Bh. 


1488 


62 


4,2 




PcOemitäUgrundsaU. 




J. 


Lozeni 


8354 


325 


9,7 


3. 


Ql&nifl 


1137 


20 


1,8 


3- 


Zag 


467 


2 


2,0 


4. 


GniiibmidÄi 


2226 


59 


2,6 


6. 


Freiburg 


2763 


186 


6,8 


€. 


AppeDxell L-Bh. 


1488 


62 


4,2 


7. 


Wtodt 


5265 


262 


6, 


8. 


ThuigAm 


2715 


118 


4,4 




XL Hebersicht 

der ehelidien and anehelichen Geburten in der Schweiz , von 

den Jahren 1854^ 1855 und 1856 susammengerechnet. 

FcrlOO IM. 

7,57 
6,63 
11,70 
4,88 
4,04 
3,45 
1,67 
5,00 
3,78 
3,51 



1. 
2, 
3. 

5. 

6. 
7, 
8. 
9, 
10. 



Zöridi 
Ltizem 

Obw&iaea 

GlaniB 
St. O&Uen 
AppenKcIl L-Bh. 
App<Dxeli A^-Bh. 



39839 

21607 

8825 

798 

816 

1389 

2171 

14572 

1337 

4583 



2817 

1218 

1033 

38 

33 

48 

63 

743 

46 

166 
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HT loomL 

7327 368 4,9i 

1081 74 6,84 

15677 1022 6,69 

1276 123 9,64 

2514 70 2,74 

4753 266 5,26 

6066 227 8,74 

7644 628 8,26 

14940 812 5,09 

4669 849 7,43 

2630 86 3,30 



Xn. Hebersicht 
über das Verhältniss der ansserelielichen Geborten in einigen 
ELantonen zwischen der Anfangs- nnd Mittelperiode die- 
ses Jahrzehntes. 



11. 


Thurgau 


12. 


Schaff liaueen 


V- 


Aargan 


14. 


Solothum 


16. 




16. 


Baselland 


17. 


Neaenbnrg 


18. 


Freiburg 


19. 


Waadt 


20. 


Genf ' 


21. 


Wallis 





fer 100 Eheliehe, 


durehnitüich hereehnet. 




1850, 18S1 Q. 18S2. 


ISM, iaUa.IN«. 


1. 


Bern 




7.2 


7,57 


2. 


Zürich 




4,8 


6,68 


3. 


Lnzem 




9,7 


11,70 


4. 


GlaruB 




1,8 


1,67 


6. 


Zug 




3,9 


8,46 


6. 


Freiburg 




6,8 


8,26 


7. 


BaBelstadt 




3,3 


2,74 


8. 


Baselland 




6,2 


6,26 


9. 


Schaffhausen 




«,7 


6,84 


10. 


Appenzell A. 


-Rh. 


4,2 


' 3,61 


11. 


Appenzell I.- 


Rh. 


4,6 


3,78 


12. 


Graubünden 




2,6 


— 


13. 


Aargau 




6,11 


6,69 


14. 


Thurgau 




M 


4,94 


16. 


Waadt 




6,0 


6,09 


16. 


Neuenbürg 




*.l 


8,74 


17. 


Genf 




8,8 


7,48 
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Xm. Uebersioht 

der nnehelichen Kinder in der Schweiz, geordnet nach der GrösBe 

der Anzahl in Prozenten berechnet 1854, 1855 und 1856. 



1. 


Luzem pr. 


100 Eh< 


d. 11,70 Unehel. 


2. 


Solothom 


11 


9,64 


n 


3. 


Freibnrg 


n 


8,25 


9 


4. 


Bern 


1* 


7,57 


n 


5. 


Genf 


n 


7,43 


n 


6. 


Aargau 


1» 


6,59 


n 


7. 


Zürich 


11 


5,63 


fi 


8. 


fiaselland 


11 


5,26 


n 


9. 


Waadt 


n 


5,09 


fi 


10. 


St Gallen 


1» 


5,09 


fi 


11. 


Thnrgau 


n 


4,94 


fi 


12. 


Niedwalden 


n 


4,88 


»» 


13. 


Obwalden 


fi 


4,04 


n 


14. 


Neuenburg 


» 


3,74 


w 


15. 


Appenzell A.-Bli. 


n 


3,51 


n 


16. 


Zug 


» 


3,45 


rt 


17. 


Appenzell I.-Bh. 


n 


3,43 


n 


18. 


Wallis 


n 


3,äo 


n 


19. 


Baselstadt 


n 


2,74 


n 


20. 


Glarus 


fi 


1,67 


n 




XIV. Uebersioht. 
Vergleichende Uebersicht einzelner Kantone, in denen der Ma- 
temitäts- oder Paternitätsgrondsatz gilt, nach den Resul- 
taten der Zahl der unehelichen Kinder in den Jahren 1854, 
1855 und 1856 zusammengerechnet. 

a) MatermtäUgrundsatz : 

1. Solothum 9,64 

2. B«m 7,57 
S. Genf 7,43 

4. Aargau 6,59 

5. Zürich 5,63 

6. Waadt 5,09 

7. St Gallen 5,09 

8. Neuenburg 3,74 

9. Appenzell A.-Rh. 3,51 
10. Baselstadt 2,74 
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b) Patemitätsgrundsatz : 



1. 


Luzem 


11,70 


2. 


Freiburg 


8,25 


8. 


Thurgaa 


4,94 


4. 


Niedwalden 


4,88 


6. 


Obwalden 


4,04 


6. 


Appenzell I.-Rh. 


8,43 


7. 


Wallis 


8,30 


8. 


Glarus 


1,67 



XV. TJebersicht 

der Anzahl der unehelichen Kinder im Verhältniss zur Be- 
völkerung in einzelnen Kantonen, nach der Volkszäh- 
lang von 1850 und auf je 1000 Einwohner berechnet, 
nach den Resultaten des Jahres 1857. 





Kanton. 


Elnwolmer. 


Itaebel. Kinder. 


per 1000 Einw. 


1. 


Lnzem 


181,280 


468 


8,48 


2. 


Freiburg 


99,891 


268 


2,68 


3. 


Baselland 


47,885 


126 


2,63 


4. 


Bern 


458,801 


1170 


2,55 


5. 


Aargau 


199,852 


504 


2,52 


6. 


Genf 


64,146 


132 


2,05 


7. 


Neuenburg 


70,753 


142 


2, 


8. 


Scha£Eliausen 


85,800 


69 


1,95 


9. 


Thurgau 


88,908 


146 


1,64 


10. 


Waadt 


199,575 


811 


1,55 


11. 


St. Qallen 


169,625 


259 


1,53 


12. 


Appenzell L-Rh. 


11,272 


16 


1,41 


18. 


Zürich 


250,698 


819 


1,27 


14. 


Appenzell A.-Rh. 


48,621 


54 


1,23 


15. 


Wallis 


81,559 


86 


1,05 


16. 


Niedwalden 


11,389 


12 


0,89 


17. 


Baselstadt 


29,698 


26 


0,87 


18. 


Obwalden 


18,788 


12 


0,86 


19. 


Zug 


17,461 


14 


0,80 


20. 


Glarus 


80,218 


15 


0,49 
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XVn. IJebersioht. 

Vergleichende Uebersicht zwischen den Resultaten der schwei- 
zerischen Statistik und denjenigen einiger ausländischen 
Städte und Staaten in der neuesten Zeit. 







Zeitraum. 


HDehel. naehProi. 


1. 


Wien . 


1851 


52,01 


2. 


München 


1850/51 


49,16 


3. 


Stockholm 


1854 


43,87 


4. 


Paris . 


1857 


34,61 


6. 


Steyermark 


1851 


25,77 


6. 


Nürnberg 


1850/^1 


23,82 


7. 


Bayern) Königreich 


1850/51 


21,14 


8, 


Braunßchweig, Herzogth 


1851/53 


20,04 


9. 


Mecklenburg- Schwerin 


1855 


19,21 


10. 


Kassel . 


1847 


19,- 


11. 


Mecklenburg-Strelitz 


1854/55 


18,09 


12. 


Baden, Qrossherzogth. 


1853/^5 


18,- 


13. 


Lübeck 


1852 


14,94 


14. 


Hessen -Darmstadt 


1821/43 


14,92 


15. 


Böhmen 


1851 


14,51 


16. 


ßaohsen, Königreich 


1852 


14,20 


17. 


Berlin 


1854 


14,17 


18. 


Mähren 


1851 


13,44 


19. 


Hamburg 


1852 


12,89 


20. 


Garhessen 


1847 


12,60 


21. 


Würtemberg 


1851/52 


12,87 


22. 


Luzern, Kanton 


1854/56 


11,70 


23. 




1853 


10,16 


24. 


Solothom, Kanton 


1854/56 


9,64 


26. 


Genf, Stadt 


1856 


9,17. 


26. 


Schweden 


1854 


9,10 


27. 


Oesterreich, Monarchie, 


ohne 






Banat, Kroatien u. Sei 


bien 1851 


8,95 


28. 


Freibnrg, Kanton 


1854/56 


8'25 


29. 


Bern, Kanton . 


1854/56 


7,57 


30. 


Prenssen, Köfugroioh 


1851/55 


7,53 


31. 


Belgien 


1841/50 


7,44 


32. 


Genf, Kanton . 


1854/B6 


7,43 


33. 


Frankreich 


1852/54 


7,37 
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uanm. 


IbielieL naeh Pm. 


84. 


Holstein, Lauenburg] . 


1836/39 


7,28 


35. 


Tyrol und Vorarlberg , 


1851 


6,92. 


36. 


Schaffliausen, Kanton . 


1854/^5 


6,84 


37. 


England 


1857 


6,50 


38. 


Zürich, Kanton 


1854/^6 


5,63 


39. 


Oldenburg, Qrossherzogtl: 


L. 1854 


5,60 


40. 


Baselland 


1854/56 


5,26 


41. 


Waadt . 


1854/56 


5,09 


42. 


St. Gallen, Kanton 


1854/56 


5,09 


43. 


Holland . 


1841/50 


5,02 


44. 


Thurgau 


1854/56 


4,95 


45. 


Niedwalden 


1854/56 


4,86 


46. 


Obwalden 


1854/56 


4,04 


47. 


Neuenburg . . 


1854/56 


3,74 


48. 


Appenzell A.-Rhoden 


1854/56 


3,51 


49. 


Zug, Kanton 


1854/56 


3,45 


50. 


'Appenzell I.-Bhoden 


1854/56 


3,43 


51. 


Wallis . 


1854/56 


3,30 


52. 


Siebenbürgen 


1851 


3,21 


53. 


Limburg, Herzogthum 


1853 


3,20 


54. 


Baselstadt, Kanton 


1854/56 


3,14 


55. 


Lombardei 


1841/50 


3,06 


56. 


Glarus, Kanton 


1854/S6 


1,67 
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I. Noten EU den Uebenioliten. 



L 

Noten zu den üebersichten. 



Bern. Die Angaben ftir die Tabellen entnahmen wir aus 
den jährlichen Yerwaltungsberichten der dortigen Regierung 
an den Grossen Rath, welche das hieher Bezügliche bis 
zum Jahre 1852 zurück enthalten. Der Verwaltungsbericht 
von 1849 nahm sodann eine Zusammenstellung von 1817 bis 
1846 auf. — Im Verwaltungsberichte von 1814 bis 1830 
finden sich interessante Angaben aus frühem Zeiten, sowie 
namentlich aus dem zweiten und dritten Jahrzehnte dieses 
Jahrhunderts. Endlich enthalten die j^Beiträge zur Statistik 
der Schweiz, IV" eine genaue Zusammenstellung der Jahre 
1850, 1851 und 1852. Die Angaben pro 1858 und 1859 ver- 
danken wir den gefalligen Mittheilnngen des Herrn Regie- 
rungspräsidenten Dr. Schenk in Bern. — Aus diesen Quellen 
führen wir folgende Einzelnheiten an, die uns ein genaueres 
Licht über die bernerische Statistik bezüglich der unehelichen 
Kinder geben: 

1724 hatte der Kanton Bern 46 ausserehel. Qeburten, 

1750 , T60 „ , 

1776 „ 159 „ „ 

1796 , 282 „ „ 

1814 „ 345 , ^ 

1804 „ 316 , „ 

1805 n 323 „ „ 

1806 „ 290 „ ^ 

1811 „ 419 „ „ 

1812 « 396 , , 
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2M L Koten zu dea Ueberaiohten. 

Es wurden im Kanton Bern geboren: 
1817—1820 42,075 Kinder, 2061 Uneheliche = 4,89 Proz. 
1821—1825 55,715 „ 3081 „ =5,58 „ 

1826—1831 59,248 „ 3456 „ =5,83 „ 

1840-1846 95,897 „ 5620 „ =5,86 „ 

Es fehlen zwar bis 1812 die Angaben über die Total- 
snmme der Gebarten, allein dessenungeachtet lässt sich an- 
näherungsweise auf die Grösse der Zunahme der unehelichen 
Kinder schliessen. 

Im Jahre 1856 zählte Bern 499,129 Einwohner und 
wurden 3297 Ehen geschlossen. Die Anzahl der unehelichen 
Kinder war in den einzelnen Amtsbezirken sehr verschieden. 
Der Stadtbezirk hatte am meisten solchei; Fälle, nämlich: 



männliche 


630 


weibliche 


533 


znsammen 


1163 


Hievon waren uneheliche: 




männliche 


66 


weibliche 


73 


zusammen 


139 



Dagegen stellt sich das Verhältniss im Jura, in welchem 
Landestheile französisches Recht gilt, viel günstiger. So hatte 
der Amtsbezirk Pruntrut im gleichen Jahre Geburten: 



männliche 


268 


weibliche 


292 


ziuammen 


560 


Von diesen waren uneheliche: 




männliche 


16 


weibliche 


30 


zusammen 


46 



-- n 



t 
Um übrigens die Abweichungen in den verschiedenen 

Landestheilen mehr zu veranschaulichen, lassen wir hier be- 

süglich des Jahres 1856 eine Spezialtabelle folgen: 
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m 





ämtahvtA. 


mianliclie. 


GeVereii« 
weibUelie. 


IteeheL 
mAimUelie. 


Unebel. 
weibUebe. 


1. 


Aarberg 


266 


233 


14 


19 


2. 


Aarwangen 


314 


321 


29 


35 


3. 


Bern 


630 


533 


66 


73 


4. 


Biel 


78 


98 


7 


5 


5. 


Büren 


116 


106 


10 


5 


6. 


Burgdorf 


361 


337 


35 


27 


7. 


Courtelary 


378 


344 


11 


10 


8. 


Delsberg 


173 


154 


12 


8 


9. 


Erlach 


83 


68 


3 


5 


10. 


Fraubnumen 


161 


142 


15 


10 


11. 




196 


146 


8 


7 


12. 


l'rutigen 


158 


132 


6 


4 


13. 


Interlacken 


308 


302 


11 


17 


14. 


Konolfingen 


360 


348 


27 


26 


15. 


Laufen 


76 


63 


4 


3 


16. 


Laupen 


144 


127 


14 


7 


17. 


Mänster 


173 


164 


12 


7 


18. 


Neuenstadt 


55 


52 


2 


2 


19. 


Nidau 


158 


142 


12 


7 


20. 


Oberhasle 


90 


99 


4 


8 


21. 


Saanen 


69 


61 


4 


3 


22. 


Schwarzenburg 


138 


148 


18 


12 


23. 


Seftigen 


291 


246 


14 


22 


24. 


Pruntrut 


268 


292 


16 


30 


26. 


Signau 


206 


209 


30 


26 


26. 


Ober- Simmenthai 


114 


103 


6 


11 


' 27. 


Nieder -Simmenthal 


132 


137 


5 


7 


28. 


Thun 


350 


294 


25 


30 


29. 


Trachselwald 


314 


299 


34 


27 


30. 


Wangen 


257 


269 


21 


21 



Bezüglich der nngünstigen Stellung des Amtsbezirkes 
Bern macbt der Herausgeber der „Beiträge zur Statistik der 
Schweiz^ auf den Umstand aufmerksam, dass daselbst seit 
Errichtung der Hochschule auch ein allgemeines Gebärhaus 
bestehe. 

Z/iirich, Die statistischen Angaben entnehmen wir fUr 
1850-7-52 der ,»Statistik der Schweiz^S und für die spätem 
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Jahre einer uns gütigst durch Herrn Hirzel-Schinz mitge- 
theilten Abschrift der auf der Kanzlei des Gösundheitsrathes 
in Zürich liegenden Tabellen. 

Zur Vervollständigung lassen wir hier noch für die Jahre 
1852 bis und mit 1857 die Statistik der Stadt Zürich folgen, 
worin nur die Stadt selbst und die in dieselbe kirchgenössigen 
Ausgemeinden mit 26,576 Seelen, nicht aber der Bezirk 
Zürich mit 48,802 Seelen inbegriffen ist. 



St. Peter t 

Auiseraihl i 

Ettj^ti-Lcftubacb 
Wit^diktirt 1 

Gtosömdnater; 

OtipTstra.s.'s J 

FrautüütiEter: 



1852, 


185,^, 


; 1854. 


1855. 


1856. 


1857. 1 


|j 1 


^ 1 Il3 


1 


l'l 


1 

M 


1 


1 


1 


22^ 


7 


272 


19 


tu 


15 


247 


1 
8 '259 


13 


257 


IS 


79 


1 


59 


3 


89 


3 


90 


5 


97 


3 


83 


8 


5B4 


12 


^5» 


10 


257 


13 


2U 


18 


258 


18 


257 


14 


18; 


^ 


U 


.„ 


15 


-^ 


16 


1 


12 


— 


15 


3 


52 


U 




54 


43 


44 


51 


55 


51 1 


62 


48 


658j 


44 


6U4| 


M 


679 


74 1 


623 


83 


681 


85 


671 


85 



Bezüglich der ungünstigen Verhältnisse in der katholischen 
Gemeinde ist zu bemerken, dass diese Angaben für die Ge- 
meinde selbst nicht massgebend sein können, da von den 
aufgezählten viele Geburten in andern Landgemeinden vor- 
kamen. Allein im Allgemeinen lässt sich dennoch nicht ver- 
kennen, dass die Zahl der Unehelichen mit fast 50 Prozent 
eine enorm hohe ist. 

Luzern. Als Quellen benutzten wir bis 1858 einen amt- 
lichen Bericht des Regierungsrathes an den Gr. Rath, abge- 
druckt in den „amtlichen Verhandlungen*, Jahrgang 1858, 
Seite 185, und eine in den gleichen Verhandlungen abge- 
druckte Eingabe der luzemerischen Geistlichkeit an die Re- 
gierung, bezüglich Ueberhandnahme der Unsittlichkeit. Die 
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BesnltAte f&x 1859 yerdankki ^#ur HecrOef^gkeEtf^des IHMd 
Regiemngsrathes Renwdrd Mejnr' in-Lttteni.! : T j ; ., ;.:: ^ 

Da wir nun in den angegebBn«ii ITdbeBen nnr «ins: nenn- 
jährige Periode angegehen^v laastevwir hSia der lYöllsföiidig« 
keit wegen eine TabeUeTon^sBweiimdiawänaig JalireB.!folgedj 

Im Kanton Luzern Würden eeberefi: ' ' ^ • • ("J » 

••1 , ■ *. . . / . J ,. r; 'I 

1837 geboren 3938 dayon iofieheliöh^' ^47 auf 1 tmehei: 16 ehetl' ' 



1838 


ff 


3939 


1839 


» 


4081 


1840 


n 


4216 


1841 


n 


4310 


1842 


» 


4332 


1843 


» 


4329 


1844 


» 


4061 


1846 


j» 


4026 


1846 


n 


3804 


1847 


n 


3286 


1848 


r> 


3689 


1849 


n 


3760 


1860 


rt 


3614 


1851 


7) 


3174 


1862 


n 


3276 


1863 


»» 


3131 


1864 


n 


3019 


1866 


yt 


2716 


1866 


yt 


3090 


1867 


yt 


3088 


1868 


Ti 


3202 


1869 


it 


3088 



yt 


254 


„ 1 


ff 


:i«-. '.,... A 


n 


263 


. * 


:«1. 


..W „i 


t ,.'» 


266 


. ?»• . - 


i " •;. 


f6 « 


.^.,. 


2^6 


7> -^ ^ 


{»» .H 


;:56 . 


.» 


280 


T> -* 


ff -, 


.ii6 , 


:P ; 


■ 213 ' 


« ^ • , 


ff 


?o „ 


n ,. 


226 


" • 


. ff 


X8 , 


.•>»! : 


234 


. " ^ ' 


: J» - 1 


,■11 » 


n 


242 


» * 


ff 


16 , 


" ■. * 


' -188 


'ff •!■ 


■■*'• 


: 17 ..J, 


n 


m 


t» < 1' i 


!ff i' 


.M,.kr., 


» ■ 


343 


> ^; V, 


y^ .1 


[ .*1.,'....' 


r» 


356 


ff * 


,» 


*^ », • i 


n 


307 


ff * 


: l . 
ff 


■io-""'- 


n 


in 


ff' ' * 


»' " 


■'•11' "»■•••" 


» 


, M9\ 


•?»"'* 


rt ' 


, •<> ,...i.x 


j» 


' 34?. 


;•»*;• ir 


.".» : 


. •,?■.!)» it>j 


rt 


. 306 


?«•••', 


; ff. 


•.,!^;:rt-. - 


j» 


383 


" i- 


I» 


: ».-> 


rt 


m''^ 


ff ^ 


<l i-.l 
ff 


■ ;»:;«. , 


n 


'620' 


• ff- "^i''^ 


ff 


v^B-M^Kl..) 


y) 


^63. 


;•;>!', ^» 


/..t»--; i 


,-.■7.,» 



Eine eigentbtimliche Erscbeinang im Kantöii ' Ludern ist, 
dass die Stiüdt Luzern im Verbältniss zu den Landgemeinden 
sieb nicht in das ungünstige Yerhftltnisa merMieri SoHvfeiw 
zerstädte, z. B. Bern, Genf und Zürich, .ftbeül ::So betsaf e^ 
1857 in der Gemeinde Altishofen auf 79 Gebiitten 21 ausser- 
eheliche, in Hergiswyl auf 68 Geburten I9,i in Malters auf 
96 19, in Beiden auf 59 19, in Triengen auf 56 13, m 
Sursee auf 47 13, in Entlibuch auf 48 Geburten 15 ausser- 

14 
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ebeliohe Gebarten. In der Sudt Lasern kamen in diesem 
Jahre auf 174 nar 35 solcher aosaerehelioher Fülle. 

Um wenigstens theilweise einen Schhiss anf die Veiiiält- 
nisae in früheren Zeiten ziehen zu können, entnehmen wir 
dem ^katholischen Luzemerbieter von Pfarrer X. Herzog in 
Ballwyl, VI. Jahrgang, 1. Heft"^ über die kleine (remeinde 
Ballwyl, im Amte and Kreise Hochdorf gelegen, folgende 
Angaben: r 

In den Jahren 

1756— .1799 kamen auf 546 Qeburten 1 uneheliche 
1800—1806 r, n 228 „4 „ 

1807—1820 „ , 330 „ 18 „ 

1821—1831 „ „340 »34 „ 

1832-1841 „ „299 „22 

1842—1866 „ „ 440 „ 18 „ 

In den Jahren 1671 — 1799, also während 128 Jahren, 
wurden von 1750 Geburten fünf uneheliche Eünder in der 
Gemeinde Ballwyl getauft. Hingegen sind in den letzten 56 
Jahren von 1146 Kindern 96 aussereheliche getauft worden, 
was im ersten Zeitraum 1 auf 350, im letztem fast 11 Pro- 
zent aasmacht. Im Jahr 1857 hatte diese Gemeinde von 
26 Gebarten 3 aussereheliche, was beinahe 1 uneheliche auf 
8 eheliche ausmacht. 

Nach der bereits angeführten Eingabe der luzemerischen 
Geistlichkeit wurden im Amte Willisau von 

1825 — 1835 1 uneheliches Kind auf 14 eheliche geboren, 
1835-1845 1 „ „ „ 12 „ «and 

1845-1855 1 „ „ „ 8 „ 

welches Verhältniss annähernd mit unsem tabellarischen An- 
gaben übereinstimmt. 

Um einen Begriff über die Gemeindekosten bezüglich die- 
ser ausserehelichen Kinder im Kanton Luzern, wo die obli- 
gatorische Armenunterstützungspflicht gesetzlich aufgestellt ist, 
zu bilden, entnehmen wir dem gleichen Gutachten Folgendes: 
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In einer Gemeinde snittterer Grösse murde IBBO nur 
216, dagegen 1856 1266 Fr. ffir aneheliche Kinder rer* 
ausgabt. In den letzten 25 Jahren wurden in dieser Ge- 
raeande bezahlt: 

a) Nicdeikimftskosten Fr. 5T4. «7 

b) Pfleglohne für Unehelich » 14,342. _ 

c) Arzneikostea „ 984. 10 

d) Gerichtskosten „ 562. 74 

e) Verschiedenes „ 781 . 10 

Zusammen Fr. 17,244. 61. 

In einer andern Gemeinde, die 1831 für derlei Ausgaben 
nur 114 Fr. verwenden musste, musste 1854 hiefür 2249 Fr. 
bezahlt werden. Aus dem Tagebuch eines Waisenvogts ent- 
nimmt endlich die gleiche Eingabe, dass in einer Gemeinde für 
eine Weibsperson mit drei unehelichen Kindern Fr. 1382. 
56 Ep., für eine andere mit ebenfalls drei unehelichen Kin- 
dern Fr. 1325. 19 Rp. und für einen illegitimen Burschen, 
der wieder drei uneheliche Kinder erzeugte, Fr. 2562 ver- 
ausgabt wurden. 

Bezüglich des Prozessverfahrens gibt Dr. C. Pfyffer im 
bereits angeführten Berichte folgende statistische iJotizen: 

Von 1848—1852 wurden in 1305 Fällen den Klägerinnen 
577, den Beklagten dagegen 728 Kinder zugesprochen; von 
diesen erstem erfolgte die Zusprechung aü die Klägerinnen in 
255 Fällen, weil sie bereits mehr als einmal ausserehelieh 
geboren; den geklagten erfolgte die Zusprechung in 624 
Fällen wegen Anerkennung, in 80 Fällen wegen dem abge- 
legten Beweiseide der Klägerin und endlich in 24 Fällen 
wegen Abwesenheit. 

Nach einer amtlichen Zusammenstellung wurden in den 
Jahren 1849 bis und mit 1859 in Folge des im Kanton Lu- 
zern bestehenden Patemitätsgrundsatzes 81 uneheliche von 
Nichtluzemerinnen geborene Kinder Angehörigen des Kantons 
Luzem gerichtlich zugesprochen. Von diesen Letztem waren 



Digitized by 



Google 



212 !• Noten zu den Uebersichten. 

10 Bürger im Amt Lazem, 16 im Amt Hochdorf, 19 im 
Amt Sm'see, 15 im Amt WilHsaa und endlich 21 im Amt 
EnÜibuch. 

Niedwalden. Die statistischen Tabellen gehen bis auf 1853 
znrück und finden sich im ^Amtsblatte des Kantons Unter* 
walden Nied dem Wald", Nr. 9, 1857. Für 1856 lassen 
wir hier eine Uebersicht nach den Pfarrgemeinden folgen: 
Stans geboren IIB, uneheliche 3 



Bnochs „ 


61 


» 


4 


Beckenried „ 


35 


n 


3 


Wolfenschiessen „ 


31 


j» 


2 


Ermetten „ 


8 


n 


— 


Hergiswyl „ 


30 


r> 


3 



Ohwalden, Die in den Tabellen angeführten Resultate 
entnehmen wir den amtlichen Mittheilungen des Herrn Land- 
schreiber Joseph Gasser. Es ergibt sich aus denselben, dass 
auch in diesem Kanton die Anzahl der nnehelichen Kinder 
sich vermehrte. 

Zug, Wir entnehmen die statistischen Angaben für diesen 
Kanton den amtlichen Mittheilnngen des Herrn Ständerathes 
Alois Schwerzmann bezüglich der Jahre 1854 — 59; dagegen 
jene fär die Jahre 1850 — 52 der „Statistik der Schweiz." 

Im Jahre 1857 wurden im ganzen Kanton 464 Kinder 
geboren, von denen 14 uneheliche waren. In diesem Jahre 
vertheilten sich die unehelichen Kinder auf die einzelnen Ge- 
meinden wie folgt: 



Zug 


geboren 


89, 


UneheHche 4 


Oberägeri 


j) 


64 


1 


Unterägeri 


yi 


78 


7i 


Menzingen 


yt 


53 


2 


Neuheim 


h 


14 


2 


Baar 


» 


66 


3 


Cham 


>» 


47 


1 


Steinhansen 


» 


9 


* 1 


Bisch 


yi 


18 


» 


Walchwyl 


n 


26 


» 



.>-\ 
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Der amtliche Beriebt für 1854 enthält folgende Bemer- 
kung: 9 In Baar sind 24 Kinder von Fremden, und unter 
diesen 5 uneheliche getauft worden. In Oberägeri ist nur 
1 uneheliches Kind auf der Liste der Geborenen und auch 
dieses gehört einem fremden Vater, ünterägeri, der grösste 
Fabrikort des Kantons zahlt auch in diesem Jahre, also schon 
im dritten, keine aussereheliche Geburt.* 

Glarus, Die statistischen Angaben aus diesem Kanton 
entnehmen wir den jährlich veröffentlichten Uebersichten. Das 
Hauptresultat wird jedesmal auch in den je von drei zu drei 
Jahren veröffentlichten Rechenschaftsbericht aufgenommen. Die 
Angaben über die Jahre 1850, 1851 und 1852 finden sich 
in der angeführten Statistik der Schweiz. Die Angaben end- 
lich für die Jahre 1858 und 1859 verdanken wir den ge- 
falligen Mittheilungen des Herrn Landammann Dr. J. Heer 
in Glarus. 

Um auch für diesen Kanton allein eine bessere Ueber- 
sicht zu gewähren, lassen wir hier das Resultat der letzten 
12 Jahre auf einander folgen: 

184:7 geboren 963, Uneheliche 17 



1848 


ft 


916 


ff 


8 


184» 


». 


1057 


ff 


13 


1850 


7) 


1168 


ff 


21 


1851 


n 


1111 


ff 


20 


1852 


n 


1152 


ff 


17 


1853 


n 


1080 


ff 


17 


1854 


n 


1055 


fi 


19 


1855 


r> 


961 . 


ff 


18 


1856 


ff 


1155 


ff 


16 


1857 


ff 


1200 


ff 


15 


1858 


ff 


1333 


ff 


31 


1859 


ff 


1372 


ff 


89 



Im Jahr 1857 vertheilten sich die 15 unehelichen Kinder 
auf folgende Gemeinden: 

/ 1. MoUis 1 

' 2. NäfeU 4 
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a. KeteUOi 2 

4. Glarus, evangel. 1 

5. Ql&TUB, kaihol. 2 

6. MiÜödi 1 

7. Schwftnden 2 

8. Lintthal, evange). 1 
9v Mau 1 

Die Gemeinden Bilten, Niederornen, Kerenzen, Luchsingen, 
Betschwanden, kathol. Lintthal, Elm, Ennenda und Mühle- 
hom hatten keine ausserehelichen Niederkünften. 

OravMnden. Nach Inhalt einer freundlichen Mittheilung 
des Herrn Archivar Schreiber in Chur existiren im E^anton 
Graubünden keine solchen Zusammenstellungen, mit Ausnahme 
für die Jahre 1850, 1851 und 1852, welche einzig auf Ver- 
langen des eidgenössischen Departements des Innern aufge- 
nommen wurden. Und wirklich enthalten weder das Amts- 
blatt noch der Verwaltungsbericht der Regierung diessfalls 
Angaben. Bezüglich der Stadt Chur lassen wir aus jenen 
Jahren hier ein spezifizirtes Verzeichniss folgen. 



/. 


Evangeliacher Theüy Chur 


1850 


eheHche 155, Unehellohe 4 


1851 


« 145 , 3 


1852 


y, 145 , 8 


1853 


, 133 , 12 


//. 


Katholischer Theüy Chur: 


1860 


eheHche 30, Uneheliche 2 


1851 


33 ' , 2 


1852 


37 „4 


1853 


«37 „3 



St Odilen. Die daherigen statistischen Angaben enthalten 
die Amtsberichte. 

1855 war das Verhältniss in einzelnen Bezirken wie folgt: 

St Qallen geboren 252, Unehellohe 38 

Ober-Rheinthal „262 »33 
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Gast er feboven 1dl, nneb«lio9ifi & . 

Ober-Toggeoburg „ 293 ^ 4 

Wyl , 212 „ 5 

1856 stellten sich am ongäiuitigsten: 

SftTgang mit 28 uneheliehen ßxtf 442 

St. Gallen „40 „ „ 27d 

Dagegen am günstigsten: 

Gaster mit 4 unehelichen auf 216 

Wyl „ 9 „ „ 337 . 

Das Yerhältniss aller Bezirke einander gegenüber ans dem 
Jahre 1857 ergibt sich endlich ans folgender Uebersichti 



St. Gallm 


geboren 


359, 


uneheliche 41 


Tablatt 


n 


253 


7i 


19 




n 


282 


n 


21 


Unter-Rheinthal 


n 


417 


» 


21 


Ober -Rheinthal 


rt 


530 


i> 


19 


Werdenberg 


V 


391 


n 


7 


Sargans 


n 


427 


» 


16 


Gaster 


n 


211 


» 


9 


Seebezirk 


n 


384 


n 


18 


Ober -Toggenburg 


n 


363 


n 


10 


Neu - Toggenburg 


» 


373 


» 


21 


Alt -Toggenburg 


» 


320 


f> 


6 


Unter -Toggenburg 


T» 


474 


n 


24 


Wyl 


W 


241 


r> 


10 


Gossau 


» 


316 


n 


16 



Appenzell Ausser - Rhoden. Für die Jahre 1850 — 52 fin- 
den sich die Angaben in der ^Statistik der Schweiz **; für die 
Jahre 1853 — 57 steht uns eine gefallige Mittheilung der 
Kanzlei des Kantons Appenzell Ausser -Rhoden vom 30. Sept 
1858 zu Gebote, und die Resultate für 1858 und 1859 wur- 
den uns von Herrn Nationalrath Dr. Zürcher auf das Zuvor- 
kommendste übermittelt 

Appenzell L'Mkodeiu Wir entnehmen diese^ Data etnet 
gefälligen Mittheilung des hocliwürdigen Herrn P£arr«r J. ▲• 
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Knilly Mschöffidher 'Koiiitiiissär in Appenzell. y,Za diesen 
vielen unehelichen OebaH:efn^, bemerkt Herr Knill, „liefern 
immer noch die Vagabunden ihr Kontingent, welche, weiax 
schon eingebürgert, ihr vages und ordnungsloses Leben nur 
ungern und schwer ablegen; sie wollen halt Vagabunden bleiben.^ 

ThurgcM, Auch bezüglich dieses Kantons befinden sich ' 
die Zusammenstellungen für 1850 — 52 in der „Statistik der 
Schweiz^ und fiir die spätem Jahre in dem jährlichen Ver- 
waltungsberichte der Regierung. Für das Jahr 1858 be- 
nutzten wir eine freundliche Mittheilung des Hm. Oberrichter 
Messmer in Frauenfeld. 

In den Jahren 1809^1824 fanden im Kanton Thurgau 
durchschnittlich jährlich 2889 Geburten statt, von denen 69 
ausserehelich waren, was 1,60 Prozent gleich kam. 

Der Uebersichtlichkeit wegen lassen wir auch hier eine 
Tabelle seit 1842 folgen: 



1842 


geboren 


2948, 


Uneheliche 


123 


1843 


n 


3024 


ft 


99 


1844 


r» 


2784 


n 


91 


1845 


tt 


2912 


n 


96 


1846 


» 


2770 


n 


90 


1847 


rt 


2540 


n 


89 


1848 


n 


2668 


rt 


91 


1849 


n 


2945 


r» 


130 


1850 


rt 


2891 


n 


133 


1861 


n 


2710 


n 


109 


1852 


n 


2545 


n 


110 


1853 


n 


2589 


n 


115 


1854 


n 


2812 


n 


116 


1855 


n 


2392 


rt 


116 


1856 


• n 


2623 


rt 


141 


1857 


rt 


2589 


1» 


146 


1858 


n 


2642 


n 


129 



8chaffhau8en. Die Quellen fär diese statistischen Angaben 
bildet die »Statistik der Schweiz«, und für die Jahre 1854 
bis 1855 und 1855 bis 1856 der regierungsräthliche Ver- 
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waltangsbericht. Die Resultate für 1857, 1858 mtd 1859 
verdanken wir der freundlichen Mittheilang des Hrn. Stände- 
rathes Hans v. Ziegler. in ScbaBPbausen. 

Im Jahr l854~-55 zählte die Stadt Schaff hattsen mit 9 
Prozent die meisten und Stein mit 1 Prozent die wenigsten 
ausserehelichen Geburten. 

1855 — 56 hatten Sohleitheim 6 

Neukiich 2 

Thaingen 2 

Buch 1 

uneheliche Kinder. 

Aargau. Die regierungsrätblichen Verwaltungsberichte ent- 
halten die daherigen Angaben für die Jahre 1834 bis 1857. 
Herr Landammann Welti in Aarau theilte uns zuvorkommend 
die Resultate für 1^58 und 1859 mit. 

Die Zusammenstellung aus diesen Jahren ergibt folgendes 
Resultat: 

1838 geboren 6321, uneheliche 349 

1839 „ 6479 „ 321 

1840 „ 6500 „ 336 

1841 „ 6593 sr, 379 

1846 „ 6159 „ 332 

1847 „ 5661 „ 288 

1848 „ 5843 „ 312 

1849 . 6505 . 393 



1850 ^6511 „ 437 

1851 „ 6036 „ 391 

1852 „ 5948 ^ 342 

1853 „ 5797 „ 338 



1854 ^ 5348 „ 301 

1855 „ 4795 „ 309 

1856 ^ 5534 ' ^412 

1857 , 5824 » 504 



1858 „ 6051 ^ 574 

1859 „ 6381 ^ 571 

Aargan hatte nach der Statistik der Schweiz von 1816 bis 
1830 jährlich 5803 Gebarten, davon uneheliche 331 =5,70 
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und von 1830—1839 jährlich 6S07 Geborten, davon nnehe- 
liehe 311 = 5,33, was gegen obige Angaben gehalten in den 
letzten Jabnehnten eine bedeutende Yermehrang herausstellt. 
Im Jahr 1857 vertheilten sich die uneheUchen Geburten 
auf die verschiedenen Bezirke wie folgt: 



Aarau 


geboren 


504, 


uneheliche 


54 


Baden 


r> 


650 


n 


47 


Bremgarten 


7t 


574 


» 


23 


Brugg 


» 


465 


» 


32 


Kulm 


w 


669 


yt 


68 


Lanfenburg 


Ji 


441 


n 


34 


Lenzbarg 


yt 


492 


-s. T» 


36 


Hari 


» 


421 


« 


28 


Bheinfelden 


n 


292 


>J 


29 


Zofingen 


w 


840 


» 


100 


Zurzach 


T» 


476 


n 


33 



BaseUtadL Die Angaben über diesen Halbkanton finden 
sich in dem Verwaltungsberichte des Kleinen Rathes an den 
Grossen Rath, sowie in den jährlichen Berichten des Stadt- 
rathes an den Grossen Stadtrath. 

Die städtischen Berichte geben sodann noch folgende Spe- 
zifikationen über das Verhältniss der ausserehelichen Kinder 
von Stadtbürgerinnen und Einsassen. Es fanden statt im 

ünehel. Geb. ▼. Einsassen. UiielML 

472 16 

465 21 

445 ,16 

532 12 

565 16 

586 15 

Im Jahr 1858 hatte die in Basel bestehende Sekte der 
Irvingianer 4 aussereheliche Geburten. 

Von den im Jahr 1858 in Basel geborenen 882 Kindern 
w«ren 50 todtgeborene und 15 vor der Taufe gestorbene. 

Die offiziellen Berichte des Ehegerichtes geben endfich 



Jabr 


BflrgerL M. 


Uneh 


1853 


258 


6 


1854 


256 


.5 


1855 


269 


3 


1856 


278 


5 


1857 


284 


10 


1858 


274 


7 
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interessante Aofachltisse Aber die Lebenaveribftltnisse derjenigen 
Personen, welche anssereheliefa daselbst niederkommen, sowie 
über die Anzahl der Bückfälle bezüglich dieser Unznchts- 
vergehen. 

1854 worden 59 SchwängerangsUagen erhoben und zwar von 

46 Personen in Folge der ersten, Yon 
10 „ 7f n zweiten and von 

3 » n fi dritten 

ansserehelichen Niederkunft. — 1855 waren 55 Schwängerongs- 
klagen anhängig, bei denen die Klägerinnen 

46 in Folge erster, 
8 „ „ zweiter nnd 
1 „ „ Tietter 

aosserehelicher Schwangerschaft klagend auftraten. 

1857 waren von 78 Klägerinnen 

61 znm .erstenmal , 
12 „ zweitenmAl , 
6 „ drittenmal 

aosserehelich geschwängert worden. 

1858 hatten von 67 Klägerinnen 

48 zum erstenmal, 
15 „ zweitenmal und 
4 „ drittenmal 
aasserehelich geboren. 

Nach dem Berufe vertheilten sich diese Klägerinnen wie folgt: 

1855: Mägde 18 

Fabrikarbeiterinnen 21 

Modistinnen 10 ^ 

ohne Beruf 6 

■"55 

1856: Mägde 34 

FabrikarbelterisiiMi 34 

Nätherinnen 18 

ohne Beruf: 9 
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Mägde 


25 


Fabrikarbeiterlimen 


30 


Nätherinnen 


18 


ohne Beruf 


5 




78 


Fabrikarbeiterinnen : 


25 


Dlenstmägde 


27 


Nätherinnen 


14 


ohne besondem Beruf 1 
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1857: 



1858: 



67 
Die Anzahl dieser Schwängerungsprozesse selbst scheinen 
in den letzten 10 Jahren in Baselstadt sich eher vermindert als 
vermehrt zu haben. So waren 1848 78 und 1849 gar 123 
solcher Prozesse anhängig, während von 1855 — 57 die höchste 
Zahl nur 80 erreichte. 

Endlich erscheinen 

I 

1855 von 55 Klägerinnen nur 4=7 Prozent, 

1856 ,,80 « „13 = 16 

1857 „78 „ « 14:?=17 „ 

ans der Stadtbürgerschaft 

Von den 78 Personen, welche 1857 al^ Klägerinnen auf- 
traten, waren 

Bürgerinnen der Stadt Basel 14 

„ aus Baselland 10 

ff y, andern Kantonen 25 

„ „ Baden 19 

„ ^ „ Würtemberg 6 

„ „ andern Staaten 4 

1858 vertheilte sich das Heimathsort der 67 Klägerinnen, 
wie folgt: 

auf Baselstadt 5 

„ die Landgemeinden 3 

„ Baselland 8 

„ andere Ejintone 21 

„ Baden 19 

„ Würtemberg 8 

. andere Staaten 8 
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Von den Klägerinnen wurden 

1857 33 zu Geld, 

7 zu Freiheit88tr|tfen und 
34 zu Landesyerweisung 
vernrtheilt. 

1858 bestrafte das Ehegerieht 

30 Klägerinnen mit Qeld, 
3 ^ „ Freiheitsstrafen und 

33 » „ Wegweisung. 

Die diesen Klägerinnen gegenüberstehenden Beklagten 
waren der Heimath nach: 

1857 Bürger ans Baselstadt 6 

^ „ Baselland 9 

n y, andern Kantonen 20 

„ „ Baden 11 

„ y, Würtemberg 2 

„ M andern Staaten 5 

1858 Bürger aus Baselstadt 12 

y, y, Baselland 5 

^ „ andern Kantonen 25 

„ yt Baden 17 

„ „ Würtemberg 4 

ri yi andern Staaten 4 

Den Bemfsarten nach waren diese Beklagten 

1857 mit Fabrikation beschäftigt 15 
Handwerker 18 
Knechte und Taglöhner 16 
Kaufleute, Wirthe u. 8. w. 4 

1858 Fabrikarbeiter 11 
Knechte, Kutscher u. s. w. 8 
Handwerker 48 

Neben diesen für 1858 angegebenen 67 Klägerinnen, in 
deren Prozessen beide Parteien auftraten, wurden noch 20 
Fälle vom Ehegericht verhandelt, in denen nur die Klägerinnen 
als Partei erschienen, von denen 14 die abwesenden Schwän- 
gerer nannten, 6 dagegen keine solche angaben. 
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Von den im Jahr 1857 in's Recht gefaseten 78 Beklagten 
endlich wurden 53 zu einem AUmentationsbeitrage venirtheilt. 

Solotkurn, Schon die „IStatistik der Schweiz", deren Ver- 
fasser sonst auf amtlichem Wege leichter aas den einzelnen 
Kalitonen statistische Mittheilongen erhalten konnte, musste 
den Kanton Solothum übergehen, weil ihm diessfalls kein 
Material erhältlich war. 

Durch Vermittlung eines unserer Jugendfreunde, des Hm. 
Ludw. V. Glutz-Blozheim in Solothum, gelang es uns, wenig- 
stens insoweit Angaben zu erhalten , als daraus ^ ann&hernd 
ein Schluss auf das Ganze ziemlich ermöglicht wird. 

Zwar werden dortselbst alljährlich von den Pfarreien die 
Geburtstabellen der Regierung eingereicht; allein erst seit dem 
Jahr 1855 findet sich auf denselben eine Rubrik ftir unehe-^ 
liehe Geburten. Diese Rubriken sind indessen bis zur Stunde 
höchst mangelhaft aasgef^llt. 

Im Jahr 1855 enthalten diese Listen nur ans folgenden 
Gemeinden Angaben über die ausserehelichen Geburten. 

I. Im Amtsbezirk Solothum - Läbera aus den Gemeinden 

1. Bettbach 5 eheliche und 2 uneheliche 

2. Günsberg 24 „ „1 „ 

3. Flammenthal 11 „ „ 1 „ 

Da dieser Amtsbezirk 8 Pfarreien zählt, fehlen demnach 
die Angaben aus 5 Gemeinden. 

IL Im Amtsbezirk Bucheggberg- Kriegstetten fehlen die 
Angaben aus 9 Pfarreien und einzig aus Aettingen ist die 
Tabelle ausgefüllt, wo auf 51 Eheliche 3 Uneheliche kommen. 

IIL Im Amtsbezirk Balsthal ist keine einzige Tabelle 
ausgefüllt. ^ 

IV. Im Amtsbezirk Domeck findet sich von 19 Pfarreien 
eine einzige, nämlich Domeck mit 27 Ehelichen und 4 Un- 
ehelichen ausgefüllt 

Da die Zabl"sämmtlicher Geburten sich in diesem Jahre 
auf 1607 beliefen, wir dagegen nur das Verhältniss von 129 
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keimen y welches uns bei Aufstellnng unserer Tabelle für dieses 
Jahr zu Gebote stand, darf das Material wohl als em ganz 
ärmliches angesehen werden. Wir hätten dasselbe auch bei 
den aufgestellten Tabellen nicht berücksichtiget, wenn die 
Register für die drei folgenden Jahre nicht vollständiger ge- 
wesen und uns zudem nicht überzeugt hätten, dass das aus 
den vorigen spärlichen Angaben genommene Eesultat ein für 
den Kanton Solothurn, im Allgemeinen genommen, ziemlich 
richtiges sei. 

Im Jahr 1856 kennen wir das Resultat aus 48 Pfarreien 
von 69, welche der Kanton Solothurn zählt. In diesen 48 
Gemeinden wurden im Ganzen geboren 1146, wovon 112 
Uneheliche waren. 

In diesem Jahr hatte die Gemeinde Biberist, Amtsbezirk 
Bncheggberg- Kriegstätten, 33 Eheliche und 11 Uneheliche, 
somit gerade Vs = 33,33 Prozent uneheliche Kinder. 

Für das Jahr 1857 endlich entnehmen wir den Tabellen 
folgende Angaben. 

/. Solothurn - Lebern : 

Solothurn ' Eheliche 113, Uneheliche 21 

Bettlach „14 „ — 

« Salzach „28 „ 4 

Günsberg „ 17 „ 4 

Flammenthal „ 11 „ 3 

St. Nikiaus „ 32 „ 3 

IL Bucheggherg - Kriegstätten : 

Aettingen Eheliche 43, Uneheliche 4 

Messen „ 87 „ 2 

Sohnottwyl „46 „ 2 

Beitingen „ 39 ,, 1 

Luterbach „ 3 „ 1 

Aeschi „ 40 „ 6 

Biberist „ 27 „ 1 

Znchwyl ~ „ 5 „ 1 

in. Baisthai: 
Aus allen Gemeinden Eheliche 334, Uneheliche 32. 
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IV. OUen- 


.Oösgen: 






Qrezenbach 


Eheliche 47 , 


Uneheliche 


7 


HSgendorf 


n 


30 




ff 


3 


Walterawyl 


n 


10 




ff 


2 


Wangen 


ff 


22 




ff 


2 


Kienberg 


» 


12 




ff 


1 


Lostorf 


» 


33 




ff 


6 


NiedergoBgen 


» 


16 ^ 




ff 


3 


Süsslingen 


7t 


18 




ff 


3 


Trimbach 


n 


28 




ff 


21 


V. 


Domeck - 


Thierstein. 






Büren 


Eheliche 


17, 


Uneheliche 


1 


Dorneck 


7) ' 


14 




ff 


2 


Hofetetten 


J» 


19 




ff 


2 


Bodersdorf 


n 


5 




ff 


— 


Seewen 


yt 


23 




ff 


2 


Witterswyl 


» 


5 




ff 


1 


Bärschwyl 


rt 


20 




ff 


3 


Beinwyl 


» 


12 




ff 


— 


Breitenbach 


» 


23 




ff 


6 


Büsserach 


n 


16 




ff 


1 


Ersohwyl 


n 


8 




ff 


4 


Himmelried 


ff 


19 




ff 


— 


Kleinlfitzel 


ff 


26 




ff 


3 



In diesen angeführten 52 Kirchgemeinden fanden dem- 
nach 1857 im Ganzen 1356 Geburten statt, wovon 156 un- 
eheliche waren. 

Hält man dieses Resultat mit den Jahren 1856 und 1858, 
für welch^ letzteres Jahr uns das Resultat von Herrn Land- 
ammann Yigier in Solothum gütigst mitgetheilt wurde, zu- 
sammen, in welch* ersterem Jahre 1856 die Zahl der Unehe- 
lichen ,9,64 Prozent betrug, so ergibt sich eine bedeutende 
Vermehrung, indem die ausserehelichen Geburten im letzten 
Jahre 10,93 Prozent erstiegen. 

Am auffallendsten ist die Vermehrung in der Gemeinde 
Trimbach, woselbst die unehelichen Geburten 75 pCt erstiegen, 
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was den Eisenbahnarbeiten am Hauensteintunnel zugeschrieben 
wird, die Stadt Solotham selbst hatte auf 134 Geburten 21 
uneheliche, was 15 Proz. gleichkömmt. 

Nach Lnzem stellt sich demnach im Eanton Solotham 
die Anzahl der unehelichen Kinder am ungünstigsten heraas. 

Baselland, Wir entnehmen die daherigen Angaben einer 
von der Staatskanzlei von Baselland auf unser Ersuchen spe- 
ziell aufgenommenen .Tabelle, wofür wir derselben hier öffent- 
lich unsere beste Verdankung aussprechen müssen. 

Dagegen waren unsere Bemühungen beim dortigen Herrn 
Regierungspräsidenten , um auch die Eesultate aus den letzten 
Jahren zu erhalten, leider fruchtlos. 

Neuenbürg, Aus diesem Kantone enthalten die Verwal- 
tungsberichte die Anzahl der Geburten nicht vollständig; da- 
gegen finden sich folgende Angaben über die Anzahl der un- 
ehelichen Kinder: 

1854 zählte man 101 

1855 „ „ 90 == 3V4 Proz. auf 2391 Geburten, 

1856 „ „ 137 = 5 Proz. uneheliche Kinder, 

in diesem Jahre mit 2675 Geburten. 

In letzterm Jahre waren von den ausserehelich Gebärenden 

44 Neuenbtirgerinnen , 
80 Schweizerinnen und 
13 Ausländerinnen. 

Die 80 Schweizerinnen vertheilten sich bezüglich des Hei- 
mathsortes auf die Kantone wie folgt: 

62 Bernerinnen, 
6 Waadtländerinnen , 
4 Freiburgerinnen, 
3 Solothurnerinnen , 
2 Zürcherinnen , 
2 Aargauerinnen, 
1 Luzemeriniien. 

Von den Ausländerinnen waren 
6 aus "Würtemberg, 

15 
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4 au8 Baden, 
2 „ Bayern, 
1 „ Frankreich/ 

Von den im Jahr 1856 geborenen unehelichen Kindern wurden 

13 von Nenenburgem anerkannt, 

33 Nenenburgerinnen zugesprochen und 

30 starben bei der Geburt. 

Auf die einzelnen Distrikte vertheilten sich die ausser- 
ehelichen Geburten wie folgt, auf: 





18M. 


1857. 


Val-de-Ruz 


6 


10 


Boudry 


13 


7 


Val-de-Travers 


19 


28 


Locle 


21 


— 


Neuchätel 


24 


— 


Chaux-de-fonds 


52 


67 



Von 1805 bis 1825 hatte der Kanton durchschnittlich 
1474 Geburten, wovon 24 Vs = 1>60 Proz. uneheliclie waren. 
Vgl. »Statistik der Schweiz" a. a. 0. 

Von den 180 unehelichen Kindern des Jahres 1859 wur- 
den nach einer gefälligen Mittheilnng des Herrn Staatsraths- 
präsidenten A. Piaget 65 von Neueriburgerinnen , 89 von an- 
dern Schweizerinnen und 26 von Ausländerinnen geboren. 

Freiburg. Den Verwaltungsberichten entnehmen wir neben 
den bereits angeführten, noch folgende Notizen: 

Es wurden in diesem Kantone 

1836 geboren 2803 Kinder, davon unehel. 139 

. 146 

, « «125 

163 

n „ 181 

194 

183 

V 221 

195 

. 178 

,* « 250 



1837 


ji 


2803 


1848 


» 


2735 


1849 


rt 


2904 


1850 


r» 


2^74 


1851 


1^ 


2765 


1852 


n 


2652 


1853 


» 


2540 


1854 


n 


2410 


1855 


n 


2380 


1856 


» 


2764 
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In dem Jahre 1855 vertheilen sich die unehelichen Ge- 
burten auf die Bezirke wie folgt: 

Sane geboren 516, davon Unehel. 48 

Sense „ 481 ^ ,7 

Grnyeres « 423 „ ^ d6 

See i, 398 „ „ 27 

Glane ^ 805 « « 21 ' 

Broye „ 848 « ,» 82 

Vivisbach ^ 160 „ „ 7. 

Die Resultate pro 1858 and 1859 verdanken wir der 
gefälligen Mittheilang des Hm. Grossrathspräsidenten Werro in 
Freiburg, der uns eine amtliche Uebersicht gütigst übersandte. 

Waadt. Die Angaben entnehmen wir einer uns vom Chef- 
Bedaktor dortiger Staatskanzlei gemachten gütigen Mitthei- 
lung. Theilweise findet man die Angaben auch in den amt- 
lichen Verwaltungsberichten des StaatsVathes. 

In den Jahren 1838 — 1841 wurden daselbst durchschnitt- 
lich 5,303, und von diesen 237, somit 1,20 Prozent ausser- 
eheliche Kinder geboren. Vgl. ^Statistik der Schweiz^^ 

In der Periode von 1850 — 52 betraf es dagegen 5 Proz. 
Von 1854—56 kamen auf 14,940 Geburten 812 uneheliche 
Kinder, was 5,09 Proz. gleichkommt 

1857 hatte Waadt auf 5189 Geburten 311 uneheliche 
Kinder, was 5,99 Proz. gleichkommt. 

Es zeigt sich demnach eine bedeutende Zunahme der un- 
ehelichen Kinder zwischen 1840 und 1850, dagegen eine 
höchst unbedeutende in den letzten sieben Jahren. 

Genf. Die statistischen Notizen für 1850, 1851 und 
1852 finden sich in der ^Statistik der Schweiz^' von Frans- 
cini, sowie in den jährlichen Compte-rendu de Tadministration 
du conseil d'Etat, pr^sent^ au grand conseil. Die Angaben 
für 1859 endlich entnehmen wir einer freundschaftlichen Mit- 
theilung des Herrn Dr. Carl Vogt, Professor in Genf. 

Kach Eduard Mallet wurden in der Stadt Genf von 1814 
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bis 1831 10,925 Kinder geboren, von denen 946, somit 
1,17 Proz. uneheliche waren. 

Zur üebersichtliohkeit folgt auch hier eine Tabelle zu- 
sammengestetlt für die Jahre 1848 bis und mit 1859. 





a^adt. 


Land. 


To 


na. 




QmL 


IhiekaL 


meL 


üaebeL 


Ehd. 


üneha 


1848 


542 


41 


620 


21 


1162 


62 


1849 


585 


57 


632 


30 


1217 


87 


1850 


608 


63 


599 


35 


1207 


98 


1852 


708 


79 


668 


31 


1376 


110 


1855 


769 


64 


706 


36 


1475 


100 


1854 


809 


70 


713 


42 


1622 


112 


1855 


813 


73 


785 


32 


1598 


105 


1856 


916 


84 


833 


48 


1749 


132 


1857 


802 


80 


776 


52 


1578 


132 


1858 


890 


72 


803 


55 


1693 


127 


1859 


955 


88 


948 


55 


1903 


143 



Bei diesen Zahlen sind die todtgeborenen Kinder nicht 
inbegriffen, diese betragen 

in der Stadt Genf 1857 39 

in den Gemeinden 1857 42 

in der Stadt Genf 1858 37 

in den Gemeinden 1858 56 

Im Jahr 1858 und 1859 wurden in 26 Gemeinden, und 
zwar in Anuiirs, Aire la Ville, AvuUy, Avusy, Beraex, Car- 
tigny, C^ligny, Chaney, Corsier, Dardagny, Genthod, Gy, 
Bellerive, Hermance, Jussy, Laconnex, Meinier, Onex, Perty- 
Certoux, Pr^gny, Presinge, Puplinge, Russin, Sacconnex, Sorat 
und Vandoeuwes keine unehelichen Kinder geboren. Von 
diesen Gemeinden sind 15 katholische und 11 reformirte. 

Wallis. Laut amtlichen Berichten, welche uns durch gü- 
tige Vermittlung des Herrn Grossrathes Leo von Koten in 
Karon zugingen, existiren im Kanton Wallis bis 1857 keine 
speziellen Aufzeichnungen. Wir waren desshalb genöthigt, 
die Resultate dieses Jahres in unsem Tabellen aufzunehmen, 
um eine Vergleichung mit andern Kantonen zu ermöglichen. 
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Auch zur StiiBd« md d» ZvMBu&MisMlniigieii pro 1858 und 
1859 noch nicht beendigt 

Das Resultat selbst für dieses Jahr erscheint im Yerglejiche 
sa andern Kantonen für diese Bewohner an der Bhone sehr 
günstig. Freilich zeigen sich hier auch bedeutende Ver- 
schiedenheiten zwischen den einzelnen Bezirken; so hat Mar- 
tigni auf 341 -Geburten 21 uneheliche, was 6,12 ausmacht, 
dagegen Couches auf 120 Geburten nur 1 uneheliche od«r 
0,83 Prozent 

lessin. Nach gefälligst mitgeiheilten amtlichen Berichten 
von der Staatskanzlei vom 17. September 1858 finden da- 
selbst bei Aufstellung der Bevölkerungstabellen mit wenigen 
Ausnahmen keine Unterscheidungen zwischen ehelichen und 
ausserehelichen Gebarten statt Dieses wäre auch um so weni- 
ger nur mit einiger annäherungsweisen Richtigkeit zu thun 
möglich, da weitaus der grösste Theil dieser unehelichen Kin- 
der aus dem Kanton Tessin in die Findelhäuser von Mailand, 
Como und Novara getragen wird. 

Frankreich. Die Angaben über dieses Land entnehmen 
whr dem Annuaire pour Tan 1858, und bezüglich der Stadt 
Paris dem ^Schweizerischen Handelscourier^S ^^' ^53 vom 
24. Dezember 1858. Das Annuaire enthält die Anzahl der 
nnehelichen Geburten bis 1817 zurück, welche wir hier der 
üebersichtlichkeit wegen" folgen lassen. 



1817 


944,126 


62,553 


1818 


918,855 


«8»551 


1818 


987,918 


66,661 


1820 


958,938 


66,349 


1821 


963,358 


67,486 


1822 


972,796 


69,748 


1823 


964,621 


69,662 


1824 


984,152 


71,474 


1825 


973,986 


69,39^ 


1826 


to3,191 


72,471 


1827 


»80,196 


70,768 



Digitized by 



Google" 



I. Noten zu den üebersichten. 



JtfiisaDg. ZaU altar «ebmaea. 


JiaAiüMf». 


1828 


976,517 




70,704 


1829 


964,527 




69,351 


1830 


967,882 




69,247 


1831 


986,709 




71,411 


1832 


938,186 




67,677 


1833 


969,983 




71,498 


1834 


986,490 




73,559 


1835 


993,833 




74,727 


1836 


979,820 




73,502 


1837 


943,349 




69,829 


1838 


961,476 




70,089 


1839 


957,740 




70,353 


1840 


952,318 




70,243 


1841 


976,919 




70,838 


1842 


982,896 




69,928 


1843 


983,107 




69,558 


1844 


967,324 




69,292 - 


1845 , 


992,033 




62,230 


1846 


983,473 




69,633 


1847 


918,080 




65,626 


1848 


948,748 




67,791 


1849 


995,466 




70,043 


1850 


962,972 




69,954 


1851 


979,907 




70,950 


1852 


955,080 




69,844 


1853 


936,967 




68,332 


1854 


923,461 




70,097 


man diese Resultate, so 


ergibt sich, da£ 


in der ersten ffinQährigen Periode 


320,599 


^ » zweiten 


n 


ff 


352,747 


^ fi drittejk 


ff 


ff 


351,481 


„ „ vierten 


ff 


ff 


360,963 


^ „ fünften 


ff 


ff 


351,352 


„ „ sechsten 


ff 


ff 


340,641 


f, „ siebenten 


ff t 


ff 


344,364 



miebeliebe Kinder in Frankreich geboren wurden. Ohne Rück- 
sicht auf die Totalzahl aller Geborenen stellte sich demnach 
die erste von 1817 bis 1828 am günstigsten. Auf dieselbe 
folgte die fünfte von 1837 bis 1841. 
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Die Gesammtzahl aller in Frankreich während dea 34' 
Jahren, d. h. von 1817 bis 1851, geborenen ausserehelichen' 
Kinder beträgt 2,422,147. 

Auffallend hat übrigens in Frankreich seit 1817 die 
Anzahl der unehelichen Kinder nicht zugenommen. In der 
Periode von 1817 bis und mit 1821 kamen auf 4,168,189 
Geburten 320,599 uneheliche, was 7,93 Proz. gleichkommt; 
dagegen zählte die Periode von 1851 auf 1854 nur 7,37 pCt. 
/ In der Periode von 1817 — 21 wurden 7,93 

r, , r, n 1822-26 , 7,29 

„ „ , „ 1827-31 „ 7,29 

r, r, rr n 1832-36 „ 7,43 

„ „ „ „ 1837-41 „ 6,94 

„ , „ „ 1842-46 „ 6,95 

„ „ „ „ 1847-51 „ 7,80 

, „ „ „ 1851-54 „ 7,37 

anssereheliche Kinder geboren. 

Am günstigsten stellten sich desshalb die Jahre 1837 bis 

1846. Immerhin aber erreichte keine spätere Periode jene 

von 1817—1822. 

Franscini macht bezüglich Frankreich interessante Angaben 

aus dem Jahre 1835. Nach ihm zählten die Manufaktur- 

Departemente 

Rhone 1 von 6,2 Gebarten, 

Seine -inf^rieure 1 „ 7,6 „ 

Nord 1 „ 10,2 „ 

anssereheliche. 

Dagegen stellte sich in den agricolen Departementen, das 

Departement 

Vendte mit 1 von 27,5 Geburten , 

Morbihan „ 1 „ 38,5 „ 

He-et-Vilaine 1 „ 82 „ 

als anssereheliche heraus. 

England. Die Angaben über das Jahr 1857 entnehmen 
wir den „Basler Nachrichten", Nr. 233, vom 8. Oot 1858. 

Nach dem bernerischen Amtsberichte ftir 1849 zählte 
England 1843 nur 1,49 Prozent «nsBereheliche Kinder, was 
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mos lüt Bäcksicht auf obige Bofaltate kftom glanbwfiFdig er- 
seb^int 

Ebenso irrig sind in dem gleicb^i Berichte die Angaben 
über Fnuiiureich, wo für die Perioden 
1824— «8 nvtf 1,38 
1829—83 ^ 1,38 
1834—38 „ 1,34 
1839—43 „ 1,33 

uneheliche Kinder angegeben sind. 

Belgien. Unsere Angaben entnehmen wir dem. „Staats- 
wörterbuche* von Dr. C. Bluntschli. 

Nach diesem wurden in drei belgischen Städten von 1840 
bis 1850 im Ganzen 298,617 Kinder geboren, von denen 
49,508 uneheliche waren. Es traf somit 1 auf 7,3 eheliche. 
Auf dem Land dagegen wurden in dem gleichen Zeiträume von 
904,412 nur 47,072, somit nur 1 auf 20,21 Kinder aoseer- 
ehelich zur Welt gebracht 

Nach den „Bevölkerungswissenschaftlichen Studien aus 
Belgien" von J. E. Hom, I. Band. Leipzig, bei F. A. Brock- 
h^uis 1654, worden in Belgien 

1841 geboren 143,667, davon 9895 Unehelltiie 

1842 „ 140,501 „ 9777 „ 

1843 „ 138,670 „ 9949 „ 

1844 „ 139,862 „ 9963 „ 

1845 „ 143,048 „ 10331 „ 

1846 „ 124,786 „. 9474 „ 

1847 „ 123,153 „ ^ 9500 „ 

1848 . „ 125,830 „ ' 9963 „ 

1849 „ 139,294 „ 11779 „ 

1850 „ 137,734 „ 12026 „ 



1,356,515 102650 

Es ergeben sich hieraus während diesem zehnjähngen Zeit- 
raum durehschnittlich 757 uneheliche Kinder auf je 10,000 
Neugeborene > was 7,57 Proz. gleichkommt. 

Die ZitnahmsverhKltniflse stellen sich, auf 10,000 Neuge- 
bofene beteohn«t, benus wie folgt: 
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1841 


üfi«ktiioke 


•66 


1842 


1» 


667 


1848 


T» 


717 


1844 


T» 


712 


1845 


1» 


718 


1846 


n 


759 


1847 


n 


771 


1848 


n 


789 


1849 


Ä 


846 


1860 


V 


«73 



Bezüglich des Verhältnisses zwischen den Städten und 
Landgemeinden fähren wir an, dass 1841 — 50 die belgischen 
Städte auf 369,458 Geburten 53,461 aussereheliche hatten; 
die belgischen Landgemeinden dagegen auf 987,057 Geburten 
nur 49,182 uneheliche, was bei den erstem 145 uneheliche 
Kinder auf 1000 eheliche, bei den letztem nur 49 auf je 
1000 ausmacht. 

Schliesslich lassen wir hier noch speziell die Angaben über 
Brüssel und einige belgische Städte folgen. 
Brüssel hatte 

1841 geboren 5041, davon ünehel. 1538 = 305 pr. 1000. 

1842 „ 4972 „ „ 1551 = 312 „ 

1843 „ 5142 „ „ 1602 = 814 „ 

1641=343 ' „ 
1790 = 330 
1^668=^320 
1660 = 323 
1734 = 335 
1942 = 347 
1963 = 349 

In dem gleichen Zeiträume enthalten die Tabellen ¥on 

a«Bt 37844 Geburten, davon 757» oder 204 pr. 1000 aasserelieL 

Antwerpen 29870 „ „ 4345 „145 „ „ 

Lütticb 26031 ^ ^ 4007 ,,157 „ „ 

Brügge 16598 „ „ 1705 „ 109 „ 

Lt$wen 10588 „ „ 1998 „ 189 „ „ 

Toamay 9138 „ - „ 812 „ 89 „ „ 



1844 


n 


5247 


1845 


n 


5419 


1846 


n 


5217 


1847 


» 


5158 


1848 


f» 


5006 


1849 


n 


5593 


1850 


*i 


5623 
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Hecheln 9899 Geburten, davon 1262 oder 128 pr. 1000 aoseerehel. 

Mona 7319 „ n 1322 „ 180 „ „ 

Verviers 8071 „ „ 581 „ 72 ^ ^ 

Namur 8124 „ . „ 1829 „ 225 „ ^ 

Holland. Die Angaben über Holland entnehmen wir Hom 
a. a. O. und lassen hier ebenfalls ein Tableau für die Jahre 
1841—50 folgen. 

1841 geboren 108,326, Unehel. 5520 pr. 10,000 =: 509 



1842 


n 


105,629 


n 


5516 


n 


= 522 


1843 


» 


105,350 


n 


5476 


n 


= 519 


1844 


» 


108,598 


n 


5467 


» 


= 503 


1845 


» 


109,324 


» 


5684 


» 


= 519 


1846 


n 


100,702 


n 


5268 


» 


= 523 


1847 


» 


91,670 


n 


4428 


J» 


= 483 


1848 


» 


96,617 


j> 


4426 


j» 


= 458 


1849 


n ' 


109,932 


yt 


5331 


n 


= 485 


1850 


n 


110,919 


» 


5769 


n 


= 520 



Die Durchschnittszahl der unehelichen Kinder in diesem 
Zeiträume beträgt demnach in Holland 505 per je 10,000 
Geburten oder annähernd 5,05 Prozent. 

Auf die einzelnen Städte vertheilten sich diese Resultate 
wie folgt: 

Amsterdam geboren 22,809, Uneheliche 2083 = 91 pr. 1000 



Rotterdam 


n 


9,975 


n 


1059 = 101 


Haag 


n 


7,587 


n 


847 = 112 


Utrecht 


n 


4,895 


n 


426= 88 


Leyden 


n 


3,828 


n 


373= 97 


Mastricht 


n 


2,243 


T» 


241 = 109 



Auffallend erscheinen hier nun vorab diese günstigen 
Resultate gegenüber andern bereits angeführten deutschen 
Städten. Sodann übt hier die Einwohnerzahl einer Stadt, das 
dichte Zusammenleben, wie es scheint auf diese Verhältniflse 
keinen ungünstigen Einfluss aus, denn das bevölkerte Amster- 
dam hat weniger uneheliche* Kinder als Mastricht. Indessen 
dürften solche Beispiele doch wohl nur Ausnahmen von der 
Regel bilden. 
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Oesterreich, Die ADgaben über Oesterreich entnehmen 
wir der „deutschen Staatenkunde ^ von Hugo Franz BrachellL 
Wien, 1857; F. G. Eolb, „Handbuch der vergleichenden 
Statistik^' und endlich speziell die Angaben über Böhmen und 
die Lombardei von J. E. Hom a. a. Orte. 

Nach Kolb nun werden in Oesterreich durchschnittlich auf 
7,75 Geburten 1 Uneheliche berechnet. In den einzelnen 
Kronländem steUte sich das Verhältniss im Jahr 1854 folgen- 
dennassen: in Oesterreich unter der Ens 1 zu 2,93, in Steter- 
mark 1 zu 2,97, in Oberösterreich 1 zu 4, in der Militär- 
grenze 1 zu 88,04, in Siebenbürgen 1 zu 36, in Venedig 
1 zu 39 und endlich in Dalmatien 1 zu 29,29. 

Unsere Angaben in den Tabellen stützen sich auf Brachelli, 
welcher uns mehr als Franscini und Kolb in österreichischer 
Statistik Gewährsmann zu sein scheint. Den Angaben dieses 
erstem entnehmen wir noch folgende Tabelle über die Resul- 
tate des Jahres 1851: 
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Wien . . . 
Oesterreich u. d. Ena 
Oesterreich ob d. £ns 
Salzburg . 
Steyermark 
Kärnten . 

Krain ... 
Görz, Gradisca, Istrien 
Triest, Militär* Gebiet 
Tyrol und Voralberg 
Böhmen . 
MJthren . 
Schlesien 

GAlizien ... 
Bukowina 
Dalmatien (1850) 
Lombardei 
Ungarn . 
Serbien und Banat 
Siebenbürgen . 
^ MilitSrgrenze . 




• 








QOi-^ l>9«l-^-40E)C;^«0L«09Oi|P^OOt0l>9C0O00 


f, 


1 


1 


Oa O» ifk. to -^ to iti^ 00 O oa « »f^ V« <0 00 O oa cn 1« oa 


1 


IS 


oa o» 1 ^'h* *^ oa 00*^ iö»-i|-*H-i rt^ oa-^oa 
oo<o' oatooaoaoiOco-aoitoacDOdO&o^ri^oaOO-a 
00 <0 00 ML CT« »f^ C» O^ CT« « O« O^ O tO t« «O C» H' td <o 


.f 


il 




1 Oa t8 Ük' ÜO'O lO M (9 CT« 
•-»CT«! H*CT«M lO»«Jrf^OaQ0HiC»ll*'Oafc«»-^OaC» 
0<^ OCT«t!OOarOll^OOOC»OOO«0cOCT«OH«CO 


f 




10 1^ 09 00 CT« O Ük' CD M M M tO H» 

J® i^ i'* J* i'* i'* i'* J^ J* j^ i^ Jf*' i* J^ J^ J^ i'' J* >P J^ ^ 
V "^ oa ^ Ok « o> 'w "o» "U 1» "© "k» ob 'h* 'ä 'b» "t-^ ^ 'm 

fl00>CT«»«CT«OlO0>l©00^0>00-J0a0>0»i-0>l;0lO 
OOOH-CftfcOMCT«Oa<OOaO»-itO«OC»000>«OOOM(J»* 


1 


1 


o 


tooacia^icT« <e c»«om ^ *^ mwi-i 

^ J»l J» 00 J« ^ » 00 JO 00 J>9 J» ^ J^ ^ J»*- JT« Jö ^ ^ JD 

"l© V "1© "l0 1-^ 1» 1c 'o "h-^ O O« "m *^ V "«D "o« ^ ^ ^ ^ ^ 
ll*'C»0>«0>0»CT«10aOCT«»-»CT«CT«rf^l^»-lf*>0aCT«-l 

ooaakQocT«iKi-A*>4oaHAt9«0i©a»)i^Oi^*>4-4i^<o 






Oa »-^ fe© M 
»^•50>»0«-»MOt-*»5«OlO ^ *-^ >:^ oa^ toi^to 
i» Jö i» J*^ J^ J^ i® i® i» i» ^ J^ J^ i'* J^ i* J^ Jl^ ^ ^ i® 
'^"b«*»'t^*öo'b«oo1^"*4'*-'bo*H*1i*'^'oTi*'"bk'H*^ 

QDO»*4|^*4CT«AOt9i^t90rf>^CT«-4QDOO>CT«CT«Oa 



Digitized by 



Google 



I. Nottn KU dan XMeivfoliteii. MI 

Um wenigstens theilweise einen Einbliek in die Zu- oder 
Abnahme der anehelichen Gebarten in Oesterreich zu thun, 
lassen wir ans Hora bezüglich der zwei grossem Kronländer 
Böhmen nnd der Lodtbardei, die hierauf bezüglichen Angilben 
ans den Jahren 1841 — 50 folgen. 
Aof 10,000 Geburten hatten 





Böhmen, 


Lofnbardei. 




1841 


1539 


332 AoBsereheliohe. 


1842 


1571 


335 


» 


1843 


1573 


328 


n 


1844 


1436 


354 


n 


1845 


1588 


865 


n 


1846 


1574 


364 


n 


1847 


1471 


386 


n 


1848 


1426 


874 


« 


184^ 


1423 


366 


n 


1850 


1493 


351 


n 



Dieses ergibt in Böhmen durchschnittlich auf 10,000 Ge- 
barten 1493 und in der Lombardei 356 uneheliche Kinder. Bei 
ersterm Lande ist in diesem Dezennium eine Abnahme der 
tmehelichen Kinder von 196/10,000 ersichtlich, • 

Nach Hom's Angaben erzeigte sich zwischen 1839—^47 
in einzelnen österreichischen Städten folgendes Resultat; auf 
je 1000 Geburten hatten: 

Qratz 655 Linz 435 

Klagenfurt 565 Laibach 361 

^ Wien 483 Troppau 306 

Lemberg 477 Mailand 296 

Prag 466 Lisbrodc 194 

Brunn 417 Venedig 142 unehel. Kinder 

Preussen hatte von 1844 bis 1853, somit in einem Zeit- 
raum von zehn Jahren , folgendes Verhältniss zwischen ehe- 
lichen und unehelichen Kindern: 

1844 geboren 623,191, Uneheliche 43,332 oder 7,95 Proz. 



1845 


» 


647,369 


» 


47,030 „ 


7,25 


1846 


n 


626,424 


» 


46,108 „ 


7,36 


1847 


r> 


583,348 


» 


41,158 „ 


7,06 


1848 


» 


576,987 


1» 


37,824 •„ 


6,56 


1849 


n 


691,562 


n 


61,011 ^ 


7,38 
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1850 geboren 676,984, Uneheüche 53,903 oder 7,96 Proz. 

1851 „ 675,465 „ 53,628 „ 7,92 „ 

1852 „ 673,868 „ 60,599 „ 7,50 „ 

1853 „ 659,122 „ 47,1J5 „ 7,16 „ 

In diesen Jahren ist ein Wachsen der Zahl der unehe- 
lichen Kinder nicht ersichtlich. Das Jahr 1850 mit 7,96 
war das ungünstigste, dagegen das Jahr 1848 mit 6,56 das 
günstigste, ohne dass die Differenzen indessen auch nur iVsVo 
ausmachte. 

Die Durchschnittszahl während diesen Jahren beträgt 7,30 
Prozent unehelicher Kinder auf alle Geburten berec^hnet, oder 
1 uneheliches auf 13,64 eheliche. 

Dieses Resultat ist um so auffallender, wenn man das- 
selbe mit frühem Perioden vergleicht, woraus sich ergibt, 
dass in Preussen die Zahl der unehelichen Kinder in Wirk- 
lichkeit sich kaum vermehrt hat. 

1816 traf es auf 13,42 ein unehel. Kind 



1817 , 


„ , 13,62 , 




n 


•1818 , 


. n 14,90 „ 


n 


p 


181» , 


„ „ 14,44 „ 


n 


n 


1820 , 


n „ 14,30 „ 


n 


n 


1821 , 


» » 14,17 ,. 


ff 


T» 


1822 , 


» n 13,86 „ 


n 


n 


1828 , 


, , 14,12 , 


y> 


>» 


oder in diesem Zeitraum 1 mieheliches auf 


13,88 eheliche 


dnrchscbnittlich berechnet. 






1824 traf 


es auf 14,37 ehel. 


Kinder 


ein tinehel. 


1825 „ 


, „ 14,18 „ 


» 


n T» 


1826 „ 


„ „ 14,24 , 


y> 


n n 


1827 , 


„ „ 14,69 „ 


» 


» n 


1828 „ 


„ n 15,49 , 


» 


n n 


1829 , 


» „ 16,61 „ 


Ji 


j» n 


1830 „ 


„ V 14,96 „ 


Ji 


1» n 


1831 , 


» » 13,97 , 


» 


n » 


1832 , 


, , ^14,94 , 


n 


J» V 



1Ö33 n „ „ 14,31 n n n n 

oder durchschnittlich berechnet in dieser Periode 1 unehe- 
liches auf 14,64 eheliche. 
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2884 traf m auf 13,68 ebel. Kinder ein nnehel. 



1835 


T» 


ff 


ff 


13,03 


1836 


» 


1» 


ff 


14,43 


1837 


» 


n 


ff 


14,13 


1838 


n 


ff 


ff 


14,24 


1839 


n 


ff 


ff 


14,40 


1840 


n 


ff 


ff 


14,34 


1841 


n 


ff 


ff 


14,04 


1842 


n 


ff 


ff 


13,70 


1843 


T» 


ff 


ff 


13,73 



oder durchschnittlich in dieser Periode berechnet 1 unehe- 
liches auf 14,06 eheliche. 

Vergleiche hierüber „Mittheilungen des statistischen Bu- 
rean's in Berlin^; 8. Jahrgang, 1855. 

Nach den Kegierungsbezirken erhält man im angegebenen 
Zeiträume nach G. F. Eolb a. ^a. 0., Seite 112 folgendes 
Verhältniss: ' 

Potsdam 1 Uneheliches auf 4,69 bis 5,63 Eheliche 
Liegnitz „ „ 7,98 „ 9,15 . „ 

Stralsund „ „ ' 8,19 „ 9,20 „ 

Breslau „ „ 8,25 ^ 9,30 „ 

Münster „ „ 27,71* „ 36,99 „ 

Koblenz „ „ 28,51 „ 35,82 „ 

Achen „ „ 27,94 „ 32,94 „ 

Düsseldorf „ „ 24,86 „ 31,01 „ 

Trier „ „ 23,23 „ 30,69 „ 

Nach Dr. Boudin's Berechnung (vgl. Kolb a. a. 0.) kommen 
durchschnittlich bei den Protestanten 1 Uneheliches auf 10 
bis 11. Eheliche, dagegen bei den Katholiken 1 auf 16, eine 
Folge, wie Kolb sagt, von der erleichterten Niederlassung 
in den Rheinlanden. 

In Berlin wurden 1854 geboren 20,290 Kinder, wovon 
1417 uneheliche waren. Nach den Konfessionen stellt sich 
dabei folgendes Verhältniss heraus: 

Bei den Evangelischen betrifft es 6,34 auf 1 Uneheliches 

rt n n n n 12,27 „1 rt 

yt n n n 7) 39,87 „1 » 
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Vgl. hierttber ^»Statistiabhes Jahrback fttr 1854 von Dr. 
Eduard Maller. 

Bayern weist folgende ehelicbe und uneheliche Gebur- 
ten nach: 







TotalMlü. 




1826- 


-26 


139,218 


28,544 


1826- 


-27 


139,607 


28,085 


1827- 


-28 


140,02« 


27,297 


1828- 


-29 


135,667 


25,781 


1829- 


-30 


141,409 


26,680 


1830- 


^31 


142,010 


28,262 


1831- 


-32 


141,647 


29,048 


1832- 


-33 


146,674 


29,267 


1833- 


-34 


151,98« 


31,259 


1834- 


-36 


155,704 


33,409 


1835- 


-36 


153,873 


32,393 


1836- 


-37 


149,185 


31,351 


1837- 


-38 


148,378 


30,907 


1838- 


-39 


153,667 


31,744 


1889- 


-40 


154,473 


32,473 


1840- 


-41 


156,212 


32,588 


1841- 


-42 


161,546 


34,618 


1842- 


.43 • 


158,197 


33,354 


1843- 


-44 


147,366 


29,015 


1844- 


-46 


161,971 


3i;965 


1845- 


-46 


159,908 


32,838 


1846- 


-47 


152,093 


31,022 


1847- 


-48 


147,239 


27,776 


1848- 


-49 


167,206 


34,^926 


1849- 


-50 


162,442 


35,372 


1850- 


-51 


162,999 


35,083 



Die Haupt- und Residenzstadt München hatte in der 
Periode von 1845 bis 1851 folgende Resultate: 
1845—46 geboren 2766, Uneheliche 1199 



1846-47 


» 


2871 


» 


1263 


1847-48 


n 


2822 


r> 


1588 


1848-49 


n 


2880 


r> 


1293 


1849-50 


» 


8031 


n 


1440^ 


1850-51 


» 


3464 


it 


1702 


1856 


n 


4322 


n 


1955 



J^S. 
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Kümberg hatte in dem gleichen Zeitrftume folgende un- 
eheliche Geburten: 

1844—45 geboren 152d, Uneheliche 413 
1845—46 „ 1513 „ 421 

1846-47 ^ 1502 „ 402 

1847—48 „ 1501 „ 396 

, 1848-49 , „ 1526 „ 446 

1849—50 „ 1608 „ 478 

1850—51 „ 1880 ^ 448 

Fasst man das Resultat dieser statistischen Angaben in*fi 
Auge, 1^0 ergeben sich für den ersten Zeitraum von 1825 
bis 1835 19,99 Prozent, für den Zeitraum von 1835 bis 
1845 20,73 Prozent und endlich für den Zeitraum von 1845 
bis 1851 20,6^ Prozent, und nur die Jahre 1849 bis 1851 
in's Auge gefasst 21,14 Prozent uneheliche Kinder. 

Wenn auch die Anzahl derselben an und für sich im 
Königreich Bayern ausserordentlich gross ist, f^llt es auf, 
dass darin keine grössere Vermehrung stattgefunden, und es 
dürfte vielleicht der Schluss nicht gewagt sein, dass dieses 
ungünstige Verhältniss nunmehr seinen Höhepunkt erreicht hat. 
Anders freilich gestaltet sich das Verhältniss in der Stadt 
München. Währenddem dort im Jahre 1845 — 46 nur 43,36 
Prozent uneheliche Kinder geboren wurden, zählte das Jahr 
1850 — 51 49,10 Prozent, somit eine Vermehrung von 6Vo- 
Es ist überhaupt auffallend, welch' grossen Schwankun- 
gen diese Verhältnisse in München unterworfen sind. 
1845—46 hatte München 43,36 ProE. unehel. Kinder 
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45,23 „ 
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Die grösste Zahl erreichte das Jahr 1847- 


-48; dagegen 


beweifit das Jahr 1856 , 


» dass die Anzahl eher wieder im Ab- 


nehmen als Zuwachsen 


begriffen ist. 
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2^ I L Noten zu den Ueberslchten. 

Die .Anzahl der unehelichen Kinder in der Stadt Nürn- 
berg von 1845 bis 1851 ist dagegen im Verbältniss zu an- 
dern grössern Städten Deutschlands eine ziemlich verhältniss- 



Bluntschli berechnet in seinem Staats wo rterbuche von 1817 
bis 1834 durchschnittlich 142,432 Geburten und davon 19 Pro- 
zent uneheliche, von 1835 bis 1850 durchschnittlich 136,044 
Geburten, und davon 20 Prozent uneheliche. Nach ihm sank 

in letzter Zeit die Anzahl der unehelichen Kinder in der 

# 

Pfalz auf 9 Prozent hinunter, währenddem sie in Oberfranken 
28, in Niederfranken 27 und endlich in Oberbayem 26 Pro- 
zent betrug. 

(Vergleiche hierüber Bei^träge zur Statistik des Königreichs 
Bayern, nach amtlichen Quellen herausgegeben von Dr. F. B. 
W. V. Hermann, 1850 und 1855. — Sodann „Allgemeine 
Zeitung von Augsburg, Nr. 54, Jahrgang 1857''.) 

Kurhessen. Wenn die Angaben aus diesem Kurförsten- 
thume auch etwas älter sind, wollten wir sie dennoch um so 
eher anführen, um wenigstens theilweise aus verschiedenen 
Gegenden Deutschlands Nachweise zu haben. Es stehen, uns 
diessfalls folgende Zahlen zu Gebote: 





Geborten. 


Unehel. Präsent 


1836 


26,440 


2838 = 11, . 


1837 


-24,884 


2938 == 11,8 


1838 


26,136 


2786 == 10,6 


1839 


25,542 


2917 = 11,1 


1840 


26,569 


3255 = 12,2 


1841 


26,524 


3222 = 13,3 


1842 


27,504 


3522 = 12,8 


1843 


25,926 


3245 = 12,5 


1844 


26,511 


3136 = 11,8 


1845 


26,964 


3591 = 11,9 


1846 


26,485 


3696 = 13,5 


1847 


23,192 


2890 = 12,5 


Die Hauptstadt Kassel hatte 


in den drei letztangegebenen 


Jahren folgende uneheliche Kinderzahl: 
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I. Noten ZQ den Uebersichten. 243 

1845 geboren 999, Uneheliche 190 = 19 Prozent 

1846 „ 1018 y, 218 == 21,4 „ 

1847 „ 971 „ 186 = 19,1 „ 
Vergleiche hierüber „Statistische Mittheilungen über die 

volkswirthschaftlichen Zustände Eurhessens^' von Dr. Bruno 
Hildebrand. Berlin, 1853. Verlag der Trautwein'schen 
Buch- und Musikalienhandlung. 

Sachsen y Königreich. Wir entnehmen die Angaben den 
Uebersichten der bereits angeführten „Vergleichenden Stati- 
stik« von Kolb, S. 163. 
Hier wurden geboren: 
1834 Total 63,363, davon ünehel. 8216 = 12,97 Proz. 
1840 „ 68,377 „ „ 9624 = 14,08 „ 

1849 „ 82,068^ „ „ 12579 = 15,33 „ 

Baden. Den „Beiträgen zur Statistik der innern Verwal- 
tung des Grossherzogthums Baden^, herausgegeben von dem 
Ministerium des Innern; 2. Heft, 1856, r entnehmen wir fol- 
gende Uebersicht: 





Eheliche. 


uneheliche. 


rrozeni. 


1833 


39,526 


6618 


14,3 


1834 


40,720 


7550 


15,6 


1835 


41,219 


7720 


15,7 


1836 


42,442 


7384 


14,8 


1837 


42,314 


7389 


14,8 


1838 


43,997 


7162 


14. 


1839 


44,57a 


7436 


14,3 


1840 


44,311 


7812 


^ 14,9 


1841 


45,403 


8128 


15,3 


1842 


45,403 


8047 


16. 


1843 


44,271 


7686 


14,8 


1844 


45,297 


7275 


14,5 


1845 


' 47,080 


7987 


14,5 


1846 


44,958 


8042 


15,1 


1847 


41,825 


6853 


14. 


1848 


'44,003 


7339 


14,3 


1849 


44,849 


8725 


16,3 


1850 


44,335 


9206 


17,2 


1851 


42,972 


8574 


16,6 


1852 


38,641 


6712 


14. 
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841 L Noten ta den Ueberslehten. 

1868 87»918 6666 14. 

1854 86,709 6498 16. 

1855 88,465 5986 15. 

In den Jahren 1833—56 blieb sich gomit die Zahl der 
Unehelichen fast durchgängig ziemlich gleich und nur die 
Jahre 1849 und 1850 zeigen eine Steigung über 16 Prozent. 

In den verschiedenen Kreisen war das Yerhältniss ein 
sehr verschiedenes, wie sich aus folgender Uebersicht ergibt: 
ISSa. 1813. 1654. 1855. 

Seekreiß 17 % 1» «/o 1» % 18 <% 

Oberrheinkreis 18 „ 19 „ 20 „ 19 „ 

Mittelrheinkreis 12 „ 12 „ 12 „ 13 „ 

Unterrheinkreis 13 „ 12 \ 13 „ 14 „ 

Die Haupt- und Eesidenzstadt Karlsruhe hatte 1855 auf 
440 Geburten 71 uneheliche, somit annähernd 12 Prozent. 

Nach Bluntßchli a. a. 0. ergaben sich von 1847 bis 1853 
in Baden 304,846 Geburten, von denen 47,807 oder nur 
6,38 Prozent uneheliche waren , welche Angabe nach obigen 
amtlichen Uebersichten offenbar nicht genau ist. 

Braunschweig. Hier war von 1851 bis 1853 von 8829 
Geburten 20,4 Prozent, somit mehr denn der fünfte Theil 
ausserehelich. Vgl. Kolb a, a. O., S. 193. 

Schioeden. In den Jahren 1845 bis 1850 ergaben sich 
durchschnittlich 104,822 Geburten, von denen 10,314 unehe- 
liche waren, was 10 Proz. gleichkommt. Vergleiche Kolb 
am angef. Orte, S. 267. — Im Jahre 1854 wurden 120,106 
Kinder geboren, davon waren uneheKche 10,985, demnach 
9,1 Prozent. Auf das Land traf es von diesen letztern 7996 
oder 7,3 Proz., dagegen auf die Städte 2996 oder 26,1 Proz. 

Stockholm allein hatte in diesem Jahre auf 3177 Ge- 
burten 1404, somit 44 Prozent aussereheliche. Vergleiche 
hierüber „Allgemeine Zeitung von Augsburg", Nr. 54, Jahr- 
gang 1857. 
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n. 

Bemerkungen zu den statistischen üebersiohten. 

Fassen wir nun sohlieBslich die Gesammtkeit dieser stati- 
stischen Angaben zusammen, so ergeben sich ans denselben 
fSr den Juristen wie den Staatsmann interessante und wich« 
tige Resultate, und zwar in der Vergleichung zwischen den 
einzelnen Kantonen der Schweiz, als auch in derjenigen der 
Schweiz mit dem Auslände. 



Vor AUem aus , und das interessirt uns Juristen am meisten, 
ergibt sich aus dieser Statistik, dass der Paternitätsgrundsatz 
nicht das gerühmte Mittel ist , um dio. Anzaiil der unehelichen 
Kinder zu vermindern, wobei der entgegengesetzte Sehluss: 
dass durch Einführung oder Beibehaltung des Maternitäts- 
grondsatzes dieser Zweck erreicht werde, ebenso gewagt sein 
döxfte. Der Vermehrung oder Verminderung der «nehelichen 
Kinder liegen ganz andere Ursachen als dieses oder jenes 
gesetzgeberische System zu Grunde.^ So sehen wir (Tab.XVII.), 
dass FriDnkreich nur 7,37, England nur 6,50, Holland nur 
6,02; Bern 7,57, Baselland 5,26, Neuenburg 3,74 Prozent 
uneheliche Kinder aufweisen, währenddem aUe diese Länder 
seit Jahren den Maternitätsgrundsatz angenommen haben und 
Frankreich sogar das Verbot jeder Vaterschaftsklage damit 
verbunden hat. Dagegen haben Länder mit dem Patemitäts* 
grundsatz eine weit grössere Anzahl solcher natürlicher Kin* 
der, so Böhmen 14,51, Mähren 14,20, Luzem 11,70; die 
^terreichische Monarchie 8,95, Freiburg 8,25, Tyrol und 
Vorarlberg 6,92 und Tburgau 4,95. — Angesichts dieser Be* 
soltate wird auch dem Ungläubigsten klar, dass das Patemi* 
tätssystem die Anzahl der unehelichen Elinder an und für sieh 
Bdcht vermindert, und von daher die nicht selten in diesen 
Smne aufgestellte Behauptung eine unrichtige ist. 
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846 n« Bemerkungen za den fitatistisohen Uebersichten. 

Freiliebhaben Glarus nnr 1,67, Siebenbürgen nur 3,21, Wal- 
lis nur 3,30, Appenzell I.-Rh. nur 3,43 Vo uneheliche Kinder, 
und stehen doch unter Paternitätsgesetzen , währenddem Bayern 
2144, Baden 18, Sachsen 14,20 und Würtemberg 12,37 
Prozent uneheliche Kinder ^nd dabei den Matemitätsgrund- 
satz haben; allein diess entkräftet unsere aufgestellte Behaup- 
tung keineswegs, sondern beweist eben auch nur, dass die 
gesetzgeberischen Systeme auf die Anzahl dieser unehelichen 
Kinder keinen Einfluss haben, indem zu Gunsten des einen 
wie des andern günstige und ebenso ungünstige statistische 
Belege angeführt werden können. 

Ja, wenn man überhaupt annehmen wollte, eines dieser 
Systeme hätte auf die Vermehrung oder Verminderung dieser 
unehelichen Kinder einen bestimmenden Einfluss, so wären 
wir wenigstens geneigt, uns zu Gunsten des Matern itätsgrund- 
satzes auszusprechen; allein, wie gesagt, wir unserseits glau- 
ben an diesen Einfluss nicht und halten dafür, die kleinere 
oder grössere Anzahl der unehelichen Kinder werde von ganz 
andern Faktoren bedingt. 

Ebenso ergibt sich aus den angeführten Resultaten, dass 
harte Strafen nicht unbedingt die Vermehrung der unehelichen 
Kinder verhindern. So weist Zug mit seinen ziemlich milden 
Strafbestimmungen 1,40 Proz. weniger uneheliche Kinder auf, 
als Obwalden mit seinen ziemlich drakonischen Strafen, wobei 
noch zu berücksichtigen ist, dass Zug seit dem Anfange dieses 
Dezenniums grösstentheils ein Fabrikkanton geworden. Das 
Gleiche gilt von Baselstadt gegenüber von Appenzell A.-Rh., 
indem auch hier die Erstere mit den minimsten Strafen vor 
dem Halbkantone Appenzell, der den zweiten Fall sogar mit 
der Unfähigkeit zu Kundschaften bestraft, ein günstigeres 
Resultat nachweist. Wir wollen mit diesen Angaben keines- 
wegs der völligen Straflosigkeit der Unzuehtsvergehen das 
Wort reden, sondern nur der Motivirung harter Strafen ent- 
gegentreten, welche sich einbildet, dadurch den Zweck einer 
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allgemeinen VermiDdeniDg der unehelichen Kinder zn er- 
reichen. Zachariä bemerkte sicher richtig, wir wiederholen 
es, dass bei diesen Gesetzesübertretungen die Strafe nicht 
die That selbst, sondern nur die zweifelhafte Folge derselben 
treffe und von daher", möge jene grösser oder kleiner sein, 
vor der letztem nicht abschrecke, und diese richtige Bemer- 
kung des deutschen Gelehrten wird auch durch die angeführte 
schweizerische Statistik nur bekräftigt. 

Auch die strenge Handhabung von Eheverboten, d. h. die 
da und dort bestehenden grössern und kleinern Schwierig- 
keiten, eine Ehe einzugehen, scheint auf diese Verh^tnisse 
keinen bedeutenden Einfluss auszuäbon, trotzdem dass man 
in der Schweiz bis anhin ziemlich allgemein annahm, diese 
Hindemisse stehen mit der Vermehrung der unehelichen Eän- 
der im innigsten Zusammenhange. Noch in neuester Zeit 
wurde die Annahme in einem amtlichen Berichte der Luzerner 
[Regierung unumwunden und in zustimmender Weise hinge- 
stellt! In dieser Beziehung freilich fehlt uns aus den meisten 
Kantonen das Material, um die Frage, wie wir wünschten, 
zu beleuchten. Wir wissen zur Stunde nicht, wie viele In- 
dividuen vom 18. bis 45. Lebensjahre in der Schweiz ledig 
und verheirathet leben, ilm so das Verhältniss zwischen den 
Yerheiratheten und den Heirathsrähigen annäherungsweise be- 
stimmen zu können. Ebenso kennen wir das Verhältniss der 
geschlossenen Ehen, sei es für ein Jahr, sei es für eine 
längere Zeitdauer, und namentlich auch das Verhältniss der 
wirklich-^ bestehenden Eben zu der Gesammtbevölkerung nicht, 
um daraus für unsern Entscheid Schlüsse ziehen zu können. 
Allein aus den Erfahrungen , welche man in andern Ländern 
gesammelt, lässt sich mit ziemlicher Sicherheit auch auf die 
Ursachen und Wirkungen in der Schweiz schliessen, und aus 
diesem Gesichtspunkte werden hier einige Angaben von Hora 
über die Resultate in andern Staaten um so intereüanter er- 
scheinen. 
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In den Jahren 1B41 Ins 1850 hatten 





1. Frankreiok 
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2. Lombardei 
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3. Böhmen 
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4. Belgien 
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5. HoHand 
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6. Sachsen 




150 
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uneheliche Kinder. 
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Es verheiratheten sieh 


durchschnittlich in 


dem gleichen 


Zeiträume in 










1. 


Belgien . 


auf 10,000 Einwohne 


136 
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Preussen 


11 
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ff 
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3. 


Sachsen 
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170 


4. 


Holland 


rt 
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5. 


England 


rt 


rt 


ff 


160 


6. 


Frankreich 
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ff 
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Schweden 
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ff 


142 


8. 


Bayern 
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« 


ff 


130 


9. 


Böhmen 


n 


V 


ff 


173 


10. 


Lombardei 


n 


rt 


ff 


166 



Nun wird allgemein angenommen, je mehr Ehen ge- 
schlossen werden, desto weniger uneheliche Kinder sollten er- 
zeugt werden, und ferner: aus der Anzahl der geschlossenen 
Ehen im Verhältniss zur Gesammthevölkerung eines Landes 
lasse sich auf die Heirathsfrequenz und folgerichtig auch auf 
die Leichtigkeit der Eingehung der Ehen schliessen. Das 
Letztere, unzweifelhaft als richtige angenommen, ergibt sich 
aus den oben angeführten Tabellen klar die Unrichtigkeit der 
erstem Ansicht, d. h. die Heirathsfrequenz eines Landes, — 
oder die Leichtigkeit eines Heirathsabschlusses hat — auf die 
Anzahl der unehelichen Kinder keinen oder doch ganz sicher 
nicht jenen grossen Einfluss, welcher ihr gewöhnlich zuge- 
schrieben wird. Kichtig bemerkt daher Hom: „dass die 
grossere oder kleinere Anzahl der unehelichen Greburten nicht, 
wie n^n von vornherein annimmt, durch den Grad der Hei- 
rathsfrequenz geregelt werde, erhelle hier auf den ersten 
Blick.^ *- Sachsen und Böhmen haben eine sehr hohe Hei- 
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rathsfreqaenz, nnd zeigen doch in obigen Tabellen das Ma- 
ximum der unehelichen Kinderzahl. Freilich auch die ent* 
gegengesetzte Annahme käme in' Widerspruch mit den Re- 
sultaten der Lombardei, die bei grosser Heirathsfrequenz eine 
geringe Anzahl unehelicher Kinder hat. Die Ansicht, dass 
dieses Verhältniss auf die Anzahl der unehelichen Kii^der 
keinen Einfiiuss habe, bestätigt sich namentlich auch aus den 
Resultaten der französischen und bayerischen Statistik. Frank- 
reich und Bayern haben beide eine sehr geringe Heiraths- 
frequenz, und doch hat Letzteres 13 Proz. uneheliche Ge- 
burten mehr als das Erstere. 

Ein oberflächlicher Blick auf die gewonnenen statistischen 
Resultate könnte leicht zu der Ansicht verleiten, dass die 
religiösen Glaubensbekenntnisse auf die Anzahl der unehe- 
lichen Kinder einen bedeutenden Einfluss ausüben; und na- 
mentlich, wenn man Oesterreich, Bayern und Luzern einer- 
seits , und anderseits Glarus , Holland und England ins Auge 
fasste, glauben machen, dass diessfalls katholische Länder ge- 
genüber von protestantischen im Nachtheile wären. Allein 
auch dieser Schluss wäre offenbar ein unrichtiger. Im Gegen- 
theil darf auch hier angenommen werden, dass das Glaubens- 
bekenntniss auf diese Verhältnisse keinen nachweisbaren Ein- 
fluss ausübt. Wenn auch das grösstentheils protestantische 
Glarus nur: 1,67; Holland: 5,02; England: 6,50 Proz.; da- 
gegen das katholische Oesterreich: 8,95, das mehr als zur 
Hälfte katholische Bayern: 21,14, und das ganz katholische 
Luzern: 11,70 Proz. uneheliche Kinder aufweist; und überdies 
in Belgien nach Horn's Angabe, die der dortigen katholischen 
Partei angehörigen Städte Mecheln: 128, Löwen: ISUVsoi 
dagegen die Fabrikstadt Yerviers nur: 72, und Toumay 
nur: 89Voo uneheliche Eonder haben; so wird man doch , die 
Frage im Grossen und Ganzen aufgefasst, nicht umhin können,- 
den Einfluss der religiösen Bekenntnisse auf diese Verhält-« 
nisse zu bestreiten. Selbst Hörn pflichtet dieser Ansicht 
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(Seite 269 a. angef. Orte:) ausdrücklich bei. Und wirklich hat: 



Belgien 


nur 7,47 Prozent 


Frankreioh 


n 7,37 , 


Lombardei 


n 3,06 „ 


Wallis 


« 3,30 


Innerrhoden 


n 3,43 „ 


Zug 


n 3,45 „ 



uneheliche Kinder, und doch sind alle diese Staaten fast aus- 
schliesslich katholisch, währenddem 

Braanschweig 20,04 Prozent 

Meklenburg- Schwerin 19,21 „ 

MeHenburg-Strelitz 18,09 „ 

Lübeck 14,94 „ 

Sachsen 14,20 „ 

Schweden 9,10 „ 

Bern 7,57 „ 

aussereheliche Geburten haben. — Man sieht, es lassen sich 
für die katholische wie für die protestantische 'Konfession 
günstige und ungünstige Verhältnisse aus der Statistik heraus 
£nden, und darin liegt wohl der sicherste Beweis, dass jene 
auf die Vermehrung oder die Verminderung der unehelichen 
Kinder keinen Einfluss ausüben. 

Dagegen übt, wenigstens örtlich, die Dichtigkeit der Be- 
völkerung, das heisst das Zusammenleben in grössern Städten, 
auf die Anzahl der unehelichen Kinder einen nicht unverkenn- 
baren, höchst nachtheiligen Einfluss aus. So' hat 

8,9504 
21,14 „ 
12,64 „ 
7,02 „ 
6,08 „ 
5,02 „ 

ngeführten 

Städten zeigt sich fast die doppelte Anzahl der unehelichen 
Kinder, wenn man sie mit den Resultaten der Statistik des 
Gesammtstaates vergleicht. Ja es scheint, dass je grösser 
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ganz Oesterreich dag^en nur 


München 


49,16 „ 


» n r> n 


Kassel 


19~n 


„ Churhessen „ „ 


Bern 


23,07 „ 


der Kanton Bern „ „ 


Freibarg 


13,06 „ 


„ „ Freiburg „ 


Liestal 


8,02, 


„ BaseUand 


unehelicher 


Kinder. 


In beinahe allen diesen 
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die Stadt ist , desto ungünstiger dieses Verhältniss sich heraus- 
stelle. Der Grund dieses Einflusses muss nun offenbar in den 
lockerern Sitten der städtischen Bevölkerungen, in der ver- 
feinertern Genusssucht und in den Schwierigkeiten der Be- 
friedigung in ehelicher Gemeinschaft gesucht werden. Ueber- 
diess nimmt Hom in den Städten eine kleinere eheliche Frucht- 
barkeit, als auf dem Lande, dagegen eine grössere ausser- 
eheliche Fruchtbarkeit in den Städten und eine kleinere auf 
dem Lande an. 1841 — 50 traf es in den belgischen Städten 
auf je 100 Eben 293, dagegen auf dem Lande 448 eheliche 
Kinder ; und in den holländischen Städten : 350 ; und in den 
Gemeinden 406 eheliche Geburten. Als Grund dieser Er- 
scheinung führt Hom an, dass man in den Städten wegen 
der. Kostspielligkeit der Erziehung einen reichen ehelichen 
Segen immer mehr als ein Unglück ansehe, was auf dem 
Lande nicht der Fall sei. Sodann seien wegen grösserer 
Sterblichkeit in den Städten die Ehen daselbst von kürzerer 
Dauer; die uneheliche Fruchtbarkeit endlich nehme in den 
Städten in dem Verhältniss zu, wie die eheliche Fruchtbar- 
keit sich vermindere. So traf es in dem angegebenen Zeit- 
räume in den belgischen Städten auf 1000 Geburten: 145, 
dagegen auf dem Lande nur: 49; und in den Städten Hol- 
landes auf 1000 Geburten: 84, und auf dem Lande nur: 30 
aussereheliche Kinder. Auf 10,000 Städteeinwohner traf es 
in Belgien 50, in Holland 32; dagegen auf 10,000 Land- 
bewohner in Belgien: 15, und in Holland 11 aussereheliche 
Geburten. Paris endlich hatte in diesem Zeiträume auf je 
100 Ehen 220 eheliche Kinder. 

Anomal mit diesen Erfahrungen stellen sich in der Schweiz 
einzig die Verhältnisse der Stadt Luzern gegenüber dem 
Gesammtkanton , indem daselbst in . vielen Landgemeinden 
die Anzahl der unehelichen Kinder viel grösser als in der 
Hauptstadt ist. - ^ 

Eine anscheinend noch viel au&llendere Erscheinung er- 
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giebt sich aus der Vergleichung der scbweizerischen Statistik 
BkiC der anslliiidischeny nämlich die, dass seit 10 bis 15 
Jahren, ja vielleicht seit dem Beginne dieses Jahrhunderts, 
in allen Schweizerkantonen die Zahl der unehelichen Kinder 
in einer Progression zugenommen, die mit derjenigen in 
andern Ländern in keinem Yerhältniss steht. Frankreich 
hatte in der Periode von 1817 bis 1821: 7,93 Proz., und in 
der Periode von 1851 bis 1854 nur: 7,37 Pro»., somit eine 
Verminderung von: 0,56 Proz.; das benachbarte Grossherzog- 
thum Baden zählte 1833: .14,03 Vo, 1834: 15,06 Vo, 1854: 
15 Voj und 1855: 15 % unehelicher Kinder,* somit in 
einem Zeiträume von 22 Jahren keine Vermehrung. Selbst 
in Bayern, das 1825 bis 1835: 19,99 und von 1849 bis 
1854 21,14 Vo uneheliche Kinder hatte, ergiebt sich während 
30 Jahren nur eine Vermehrung von: 1,15 Vo» — lu der 
Schweiz dagegen hatte Bern von 1807 bis 1820: 4,89 Vo> 
und 1854 auf 1856: 7,57 Vo unehelicher Geburten, somit 
in 35 Jajiren eine Vermehrung von: 4,68 Vo- Luzern zählte 
1837: 6,28 Vo und 1857 mehr denn 14 Vo, somit eine Ver- 
mehrung von beiläufig 8 Vo iu dem kurzen Zeiträume von 20 
Jahren. Im Kanton Thurgau wurden in den Jahren 1850 
anf 1852: 4,04 Vo und in dem Jahre 1856: 4,94 Vo un- 
eheliche Kinder geboren; und es zeigte sich desshalb auch 
hier in einem Zeitabschnitt von kaum 5 Jahren eine Ver- 
mehrung von beinahe 1 Vo- Freiburg zählte 1837: 4,88 Vo 
und 1856 über 9 Vo; somit eine Vermehrung von mehr d»Dn 
4Vo iu 19 Jahren! 

Die Ursachen dieser auffallenden Vermehrung der ausser' 
ehelichen Geburten in der Schweiz dürften so leicht nicht be- 
zeichnet werden. Jedenfalls tragen unsere Gesetze, wie wir 
bereits gezeigt, daran keine bedeutende Schuld. Auch die 
geringern Strafen für Unznchtsvergehen , sowie die in der 
Schweiz bedeutenden Ehebeschränkungen sind keineswegs die 
Ursache dieser auffallenden Erscheinung. 
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Sinige and namentlich die Mitglieder des geistlichen Stan- 
des erhlieken in einem gesunkenen religiösen Sinne des Volkes 
die Hauptnrsache der Ueherhandnahme dieses Uebels. Diese 
Ansicht kann kaum im Ernste bestritten werden. Da, wo 
das Christenthum , das den Menschen lehrt, sich vorab selbst 
_za erkennen und alle seine Leidenschaften in vollständige Har-. 
monie mit seinem grossen Lebenszwecke zu bringen und sa 
bemeistem, das Individuum vollständig und lebenskräftig durch- 
dringt, kann allerdings von einer Handlung, welche die gött- 
lichen wie menschlichen Gesetze als ein Unrecht mit Strafe 
bedrohen, weniger die Rede sein. Allein darüber, wie dieser 
religiöse Sinn geweckt und bethätigt werden kann, differiren die 
Ansichten wieder himmelweit auseinander. Einige sehen diess- 
falls alles Heil in einer immer mehr gesteigerten Bildung 
und in einer tüchtigen Volksschule; Andere dagegen in der 
striktesten Uebung aller äusseren Religionspflichten, zu welch 
letzterem Zwecke die Staatsgewalt für Heilighaltung des Sonn- 
tages, für Besuch des Gottesdienstes, für Verminderung öffent- 
licher Lustbarkeiten u. s. w. ihre polizeiliche Mitbetbätigung 
eintreten lassen sollte. Alle diese Rathschläge mögen gut 
gemeint, und auch die vorgeschlagenen Mittel, vernünftig an- 
gewendet, hie und da wirksam sein. Aber nach unserer An- 
sicht wird die gesteigerte Volksbildung, wie die gewissen- 
hafteste aber dabei gezwungene Religionsübung, nicht im 
Stande sein, dem Uebel auch nur einigermassen zu steuern. 
Die Schule wie die Kirche, als die grossen Erziehungs- An 
stalten der Menschheit, haben die Aufgabe, vor dem Uebel 
zu warnen, dessen Folgen in allen Beziehungen klar zu machen, 
und den selbständigen bessern Willen des Individuums ge- 
genüber seinen Leidenschaften auszubilden. Auf diese Weise 
werden sie den bessern Theil eines Volkes von dem Ver- 
gehen abhalten , aber es wird ihnen nicht geMngen , das Uebel 
selbst zu heben oder dessen Ueherhandnahme mit auffiüligen 
Erfolgen entgegentreten zu können. Unter zwölf Aposteln 
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gab es einen Judas, — und man wähnt: es liege in der Macht 
der Wahrheit, die Unwahrheit auf Erden ganz auszuretten! — 
In dem Bestehen und dem ewigen Antagonisnras dieser Ge- 
gensätze allein vermag die Freiheit des Menschen, die freie 
eigene Selbstbestimmung sich zu entwickeln und im Kampfe 
jene sittliche Ausbildung zu erringen, welche erst den Menschen 
zum freien Wesen, zur Krone der Schöpfung macht! 

Wenn wir daher auch zugeben, dass Mangel an wahrem 
religiösem Sinne und . einer durchweg richtigen , in Fleisch 
und Blut übergegangenen Bildung, im -Allgemeinen als die 
wesentlichste Ursache des Vorhandenseins unehelicher Kinder 
anzusehen sei, so vermögen wir nicht zu begreifen, dass ge- 
rade diese Momente die ausserordentliche Vermehrung der 
unehelichen Kinder in der Schweiz während den letzten drei 
Dezennien bedingen und erklären. 

Auch die gesteigerte Zivilisation mit den vermehrten Be- 
dürfnissen und den grössern Schwierigkeiten, dieselben zu be- 
friedigen ; mit den verfeinertem Sitten und den gelockerteren 
Ueberzeugungen ; mit dem oft spielenden Erwerbe von Millio- 
nen und der dabei aufschreienden Armuth: kann nur ah ein 
Erklärungsgrund für die Vermehrung der unehelichen Kinder 
im Allgemeinen gelten, ohne dadurch gerade die ausnahms- 
weisen Progressionen in der Schweiz zn erklären. Sonst 
müssten ja auch in Frankreich und Deutschland die gleichen 
Ursachen die analogen Wirkungen hervorbringen; denn keinem 
Schweizer wird es einfallen zu behaupten , dass die allgemeine 
Zivilisation seit 30 Jahren in den Schweizerkantonen grössere 
Fortschritte als bei den 40 Millionen Deutschen, oder im be- 
nachbarten mächtigen Frankreich ausnahmsweise gemacht habe. 

Den besten Erklärungsgrund für diese auffallende Erschei- 
nung finden wir unserseits in den allgemeinen Vergleichungs- 
verhältnissen der Schweiz zum Auslande. Vergleicht man 
nämlich das Totalergebniss der schweizerischen Statistik mit 
demjenigen benachbarter Länder, so ergiebt sich, dass im 
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Allgemeinen in der Schweiz die Normalzahl der unehelichen 
Kinder jene in andern Ländern noch nicht erreicht hat Die 
Darchschnittszahl der unehelichen Kinder in dem Zeiträume 
von 1854/56 (Tabelle 11) ergieht ftr die angeführten Kan- 
tone nur die Ziffer von: 5,36 Proz. unehelicher Kinder, welche 
zudem noch eher zu hoch als zu nieder gegriflfen sein dürfte» 
wenn man bedenkt, dasi^ gerade aus deft Kantonen Uri, 
Schwyz und Graubünden die Angaben fehlen, in denen sich 
jedenfalls das Verhältniss nicht ungünstiger gestalten dürfte. 

Diese Durchschnittszahl mit den Resultaten anderer Län- 
der zusammengehalten , stehen die Kantone der Schweiz unter 
den Angaben von Bayern, Braunschweig, Sachsen, Oester- 
reich, Schweden, Preussen, Belgien, Frankreich und England. 
Ja,, aus allen den von uns angeführten Ländern, mit Aus- 
nahme der Lombardei, stellt sich das Verhältniss in der 
Schweiz am günstigsten heraus. Auch Sardinien, falls die 
Angaben von Franscini richtig sind, das 1828 bis 1837 in 
den Städten 10 , und auf dem Lande 7,44 Proz. ausserehe- 
liche Kinder hatte, würde der Schweiz noch ziemlich weit 
nachstehen. 

Uns erscheint es nun, dass die Schweiz auch in dieser 
Beziehung von den angeführten Ländern kaum eine bedeu- 
tende Ausnahme machen wird. Für eine solche Voraussetzung 
vermöchten wir in unserem Schweizerischen Volksleben keine 
Momente zu entdecken. Zweifelsohne wird desshalb die An- 
zahl der unehelichen Kinder in den meisten Schweizerkantonen 
in den nächsten Jahren noch mehr steigen, trotz neuer Ge- 
setze, trotz härterer Strafen, trotz öffentlicher Besprechungen, 
trotz der Schule und der Kirche, bis auch bei uns, wenig- 
stens annähernd, die Durchschnittsziffer jener Länder erreicht 
ist. Es mag für den Menschenfreund etwas erschreckendes 
haben, wenn ihm in Zahlen vorgerechnet wird, in welchem 
Maasse ein Uebel, das er bekämpft, trotz aller Anstrengungen 
der Wahrheit, unaufhaltsam in bestimmter Progression sich 
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vermehrt; es mag darin für die ehrbare Sitte etwas Ent- 
setzliches liegen, wenn ihr im Jahre 1860 schon mit nackten 
Zahlen der Beweis geleistet wird, wie viele nneheliche Zeu- 
gungen im Jahre 1865- in diesem oder jenem E^ntone der 
Schweiz stattfinden würden, es sei! — allein die Ziffern in 
der Statistik, dieser mit Zahlen gemeisselten Geschichtsblätter 
der Völker, werd«n dennoch die Wahrheit des Gesagten ent- 
gegenstarren und die nächste Zukunft ihre Prophetie bekräf- 
tigen. 

Richtig dabei ist und bleibt, dass das Gate wie das 
Schlechte in der Geschichte der Völker ihren Kulminations- 
punkt haben, — diesen nach den Gesetzen der Geschichte 
im Laufe von Jahrhunderten erklimmen, — ihn aber nicht 
übersteigen, um so die soziale Welt- Ordnung nicht umzu- 
stürzen. Und so darf auch den nächsten Steigungen der 
unehelichen Kinderzahl in der Schweiz wie im Auslande in 
der Beziehung mit Beruhigung entgegengesehen werden, dass 
diese nie Zahlen erreichen wird, welche das Bestehen guter 
Sitte, die Existenz eines jungfräulichen Sinnes in dem so- 
cialen Leben der Völker vollständig auflieben, oder eine diese 
wirklich bedrohende Präponderanz annehmen .wird. 



Schliesslich wiederholen wir, und zwar nicht mit geringem 
Stolze, dass die angezogene Statistik die Ansicht, die Schweiz 
dürfe mit Rücksicht auf die vorwürfige Materie den Vergleich 
mit dem Auslande nicht aushalten, eine total unrichtige ist, 
Wahrlich, wie in so mancher andern politischen und national- 
ökonomischen Beziehung, steht auch bezüglich der Anzahl der 
unehelichen Kinder unsex schönes Vaterland, das Schweizer- 
land, unter allen europäischen Staaten ziemlich in den günstig- 
sten Verhältnissen dal 
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